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Erster  Aufsatz. 


Mit  dem  Anfange  Ihrer  academischen  Laufbahn  tre- 
ten Sie ,  meine  Herren !  in  eine  neue  und  wichtige  Pe- 
riode Ihres  wissenschaftlichen  Lebens.  Bis  dahin 
mussten  Sie  nach  Vorschriften  und  unter  steter  Auf- 
sicht Ihre  Beschäftigungen  einrichten ;  keine  W ahl  der- 
selben war  Ihnen  verstattet,  denn  Sie  sollten  erst  mit 
denjenigen  Kenntnissen  ausgestattet  werden,  um  für 
jedes  Berufsstudium,  welches  Sie  demnächst  wählen, 
vorbereitet  zu  sein,  und  Ihre  geistige  Kraft  sollte  erst 
durch  Erweckung  und  Gewöhnung  an  wissenschaftliche 
Thätigkeit  zu  derjenigen  Reife  gebracht  werden,  um 
wählen  zu  können.  Jetzt  steht  Ihnen  diese  Wahl  zu, 
und  in  dieser  Freiheit,  Ihre  wissenschaftliche  Ausbil- 
dung nach  einem  selbst  gewählten  Plane  auf  der  Uni- 
versität zu  vollenden,  besteht  die  academische  Freiheit, 
deren  Sie  Sich  jetzt  erfreuen,  aber  vermöge  welcher 
auch  die  Verantwortung  allein  auf  Sie  übergeht,  wTenn 
Sie  die  Mittel,  die  Ihnen  jetzt  dargeboten  wrerden, 
entweder  nicht  zureichend  oder  nicht  so  benutzen  soll- 
ten, wie  es  zur  Erreichung  des  Zieles  am  förderlich- 
sten ist.    Die  Schuld ,  mit  der  Sie  Sich  dadurch  belasten 
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würden,  ist  nicht  mehr  auszusühnen ,  und  würde 
Sie  während  Ihres  ganzen  Lebens  drücken;  um  Sich 
dieser  drohenden  Gefahr  zu  entziehen,  verlangt  es  da- 
her die  Pflicht  gegen  Sich  selbst,  Sich  nach  Maass- 
gabe der  Forderungen,  welche  Sie  an  Sich  machen, 
sogleich  für  einen  Plan  zu  bestimmen,  den  Sie  wäh- 
rend Ihres  Universitätslebens  befolgen  wollen,  und  die- 
ses muss  der  erste  Act  Ihrer  academischen  Freiheit 
sein;  es  ist  aber  auch  zugleich  der  wichtigste,  denn 
von  demselben,  und  dass  er  richtig  geschieht,  hängt 
sehr  viel  ab,  weil  Abänderungen  in  der  Folge  stets 
mit  grosser  Einbusse  an  Zeit  und  Kraft  verbunden  sind. 

Die  Wahl  des  Studienplans  setzt  aber  die  des 
künftigen  Berufs  voraus,  und  so  wie  die  erstere  der 
wichtigste  Act  des  academischen,  ist  die  andere  der 
wichtigste  für  das  ganze  Leben.  Bei  der  Wahl  des 
Berufs  entscheidet,  wenn  nicht  äusserer  Einfluss,  in 
der  Regel  ein  gewisses  dunkeles  Vorgefühl  der  künf- 
tigen Bestimmung;  aber  wenn,  auch  ohne  über  die 
Gründe  Rechenschaft  geben  zu  können,  die  innere 
Stimme  zu  einem  gewissen  Berufe  rufen  soll,  so  ist 
dazu  wenigstens  eine  Kenntniss  von  demselben  erfor- 
derlich. Bei  dem  Geistlichen,  bei  dem  Arzte,  ebenso 
wie  bei  dem  Richter,  liegt  das  Wesentliche  des  Berufs, 
der  Geschäfte  und  Verpflichtungen,  welche  mit  dem- 
selben zu  übernehmen  sind,  ziemlich  klar  am  Tage; 
anders  ist  es  indessen  bei  dem  sogenannten  Came- 
ral-  Berufe  9  denn  aus  der  zwar  noch  gebräuchli- 
chen, indessen  längst  veralteten  Benennung  lässt  sich 
nicht  nur  nichts  entnehmen,  sondern  Schlüsse  aus  der- 
selben können  sogar  zu  Irrthümern  führen.  Um  so 
wünschenswerther  dürfte  es  Ihnen  daher  sein,  einige 
Aufschlüsse  über  den  Beruf  des  Cameralisten  zu  er- 
halten ,  und  ich  hoffe ,  dass  Sie  diese  und  einige  Winke 
zur  Einrichtung  des  cameralistischen  Studiums  hier 
freundlich  von  mir  annehmen  werden.  Beide  stützen 
sich  auf  Erfahrungen  und  Untersuchungen,  welche  ich 
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in  dem  langen  Zeiträume  von  beinahe  dreissig  Jahren 
als  Staatsbeamter  in  den  verschiedensten  Zweigen  des 
Cameraldienstes  und  als  Lehrer  der  auf  denselben  Be- 
zug habenden  Wissenschaften  gesammelt  und  gemacht 
habe. 

Der  Beruf  des  Cameralisten  ist  der  Staatsdienst. 
Aber  welcher?  werden  Sie  fragen ,  und  was  heisst 
überhaupt  Staatsdienst?  Um  die  letztere  Frage  ver- 
ständlich zu  beantworten  und  nach  derselben  auch  die 
erstere,  ist  indessen  zuvor  ein  Aufschluss  über  den 
Staat  selbst  nothwendig.  Die  Erklärung,  dass  er  die 
selbstständige  Verbindung  der  Menschen  sei,  reicht  aber 
zu  diesem  Zwecke  ebenso  wenig  zu,  als  eine  blosse 
Mittheilung  dessen,  was  wir  von  dem  Wesen  des 
Staates  wissen,  weil  dasselbe  nicht  allein  gekannt, 
sondern  auch  erkannt  sein  will,  wenn  das  Wissen 
Ueberzeugung  gewähren  soll.  Unter  diesen  Umständen 
bleibt  es  mir  daher  nur  übrig,  Sie  auf  den  Weg  zu 
führen,  auf  welchem  Sie,  zur  Kenntniss  vom  Staate 
zu  gelangen,  erwarten  dürfen,  und  Sie  auf  dasjenige 
aufmerksam  zu  machen,  was  erforderlich  ist,  um  den- 
selben betreten  und  auf  demselben  fortschreiten  zu 
können.  Da  sich  mehrere  Wege  zeigen,  so  sind  auch 
Abwege  zu  besorgen,  und  es  ist  in  jedem  Falle  nicht 
gleichgültig,  welchen  Sie  wählen. 

Der  am  häufigsten  versuchte  ist  der  sogenannte 
historische  Weg auf  welchem  man  aus  der 
Entstehung  der  Staaten  das  Wesen  dersel- 
ben hat  ermitteln  wollen.  Obgleich  die  Kennt- 
niss der  Entstehung  eines  Gegenstandes  zur  vollstän- 
digen Kenntniss  desselben  immer  gehört,  so  umfasst 
sie  doch  weder  diese,  noch  lässt  sich  in  der  körperli- 
chen, wie  in  der  geistigen  Welt  aus  den  Stoffen,  aus 
welchen  der  Gegenstand  hervorgeht,  und  der  Art,  wie 
dieses  geschieht,  auf  die  Beschaffenheit  desselben 
schliessen,  und  bei  dem  Staate  fehlt  es  zu  einem  sol- 
chen Schlüsse  sogar  an  der  ersten  Bedingung,  näm- 
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lieh  an  der  Kenntniss  seiner  Entstehung.  So  weit  es 
der  Geschichte  gelungen  ist,  in  die  Vorzeit  einzudrin- 
gen, trifft  sie  die  Menschheit  schon  in  Staaten  ver- 
theilt an,  so  dass  das  nachmalige  Vergehen  derselben 
und  das  Entstehen  neuer  Staaten  stets  nur  durch  Ver- 
änderungen der  Theilungslinien  erfolgte  und  dass  die 
geschichtlich  bekannte  Entstehung  einzelner  Staaten 
ebenso  wenig,  als  die  Geburt  eines  Menschen  die 
Entstehung  des  Menschengeschlechts,  den  Ursprung  der 
Staatsverbindung  erklären  kann.  Von  demselben  wis- 
sen wir  gar  nichts,  denn  die  Vorstellungen,  dass  die 
Geschlechtsverschiedenheit  zur  Ehe  führte,  dass  aus 
den  Ehen  die  Familien  entstanden,  dass  aus  den  Fami- 
lien sich  Gemeinden,  und  aus  den  Gemeinden  sich  die 
Staaten  ursprünglich  gebildet  haben,  entbehren,  so- 
weit sie  den  Staat  betreffen,  gänzlich  der  historischen 
Grundlage  und  gehören  vielmehr  dem  Reiche  der  Dich- 
tung an  5  ob  auch  dem  der  Wahrheit,  ist  bei  dem 
gänzlichen  Mangel  an  Beweisen  wenigstens  zu  bezwei- 
feln und  macht  es  dadurch  mehr  als  zweifelhaft,  ob 
überhaupt  dieser  Weg  ein  Weg  zur  Wahrheit  sei. 

Noch  bedenklicher  ist  ein  anderer  Weg,  der  ety- 
mologische 9  auf  welchem  man  das  Wesen 
des  Staats  aus  der  Benennung  zu  entwickeln 
gesucht  hat;  denn  dieses  setzt  nicht  nur  voraus ,  dass 
dieselbe  eine  passende  sei,  was  nach  der  Erfahrung 
bei  vielen  Gegenständen  nicht  der  Fall  ist,  sondern, 
dass  sie  auch  alle  Eigenschaften  bezeichne ,  weil  diese 
sich  sonst  nicht  würden  durch  die  Wortzergliederung 
ermitteln  lassen.  Ist  dieses  aber  der  Fall,  so  würde 
schon  der  Name  nicht  nur  den  Begriff,  sondern  auch 
das  Gesuchte  enthalten  und  folglich  das  Suchen  über- 
flüssig werden. 

Die  sicherste  Quelle  aller  Kenntnisse  vom  Staate, 
und  zugleich  die  nächste,  ist  wohl  ohne  Zweifel  der 
Staat  selbst,  und  der  pragmatische  Weg,  auf 
w  e  1  c h  e m  wir  zu  d c  n  s  c  I  b  c n  d  u  r c  h  d i  e  Untersu- 
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chung  des  ursächlichen  Zusammenhanges 
der  Erscheinungen,  welche  der  Staat  darbie- 
tet, gelangen,  wohl  der  zuverlässigste;  er  bildet 
gleichsam  die  Fortsetzung  des  Weges,  welcher  stets 
genommen  werden  muss,  um  den  Begriff  eines  vor- 
handenen Gegenstandes  festzustellen,  und  geht  gleich 
diesem  von  der  Aufsuchung  der  gemeinsamen  und  ei- 
genihümlichen  Merkmale  desselben  aus.  Ungeachtet  der 
sorgfältigsten  Erforschung  lässt  sich  aber  bei  dem 
Staate  ebenso  wenig,  als  bei  jedem  andern  Erfah- 
rungsgegenstande  zu  der  Ueberzeugung  gelangen,  dass 
es  ausser  den  aufgefundenen  keine  mehrere  giebt ,  und 
deshalb  kann  auch  der  aus  den  ermittelten  Merkmalen 
zusammengefasste  Begriff  nie  zu  einem  logisch  voll- 
kommenen oder  zu  einer  Definition  gebracht  werden. 

Bei  der  grossen  Mannigfaltigkeit  derjenigen  Ver- 
bindungen der  Menschen,  welche  den  Namen  der  Staa- 
ten führen,  können  die  gemeinsamen  Merkmale  der- 
selben nur  sehr  allgemein  sein,  und  sie  beschränken 
sich  nicht  einstens  auf  die  bei  Gesellschaften  möglicher- 
weise vorkommenden;  denn  so  lange  noch  über  den 
Staatszweck  gestritten  wird  und  er  also  allen  Staats- 
mitgliedern noch  nicht  bekannt  sein  kann,  ist  weder 
eine  gemeinschaftliche  Vereinigung  zur  Erreichung  des- 
selben, noch  eine  gegenseitige  Verpflichtung  dazu 
denkbar,  und  es  ist  daher  auch  unmöglich,  dass  die 
Staaten  Gesellschaften  oder  Verbindungen,  in  welchen 
sich  Personen  zur  Erreichung  eines  gemeinschaftlichen 
Zwecks  vereinigt  und  gegenseitig  verpflichtet  haben, 
sein  und  auf  Verträgen  ursprünglich  beruhen  können. 
Das  Gemeinsame,  was  sich  bei  allen  Staaten  hat  auf- 
finden lassen,  besteht  nur  darin,  dass  in  jedem 
derselben  eine  regierende  Macht  vorhanden 
ist,  w  eich  er  die  Staats  mitglie  der  unterge- 
ordnet sind,  dass  diese  Macht  aber  keine 
höher c  Macht  über  sich  hat,  also  eine  selbst- 
ständige ist,  und  dass   dadurch  auch  jeder 
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Staat  zu  einer  selbstständ igen  Verbindung 
wird. 

Solche  Verbindungen  finden  sich  bei  keinen  andern 
Wesen,  als  bei  den  Menschen.      Hat  man  auch  dem 
Zusammenleben   vieler   Thicre   den  Namen   der  Ge- 
sellschaften und  ebenso  der  Staaten  beigelegt,  so  ist 
dieses  sehr  uneigentlich  geschehen-,  denn  weder  ist  bei 
den  Thieren  das  nothwendige  Erforderniss  jeder  Ge- 
sellschaft, die  gegenseitige  Verpflichtung,  möglich,  noch 
hat  sich  bei  irgend  einer  ihrer  Verbindungen  von  dem 
ersten  Merkmal  der  Staaten ,   einer  herrschenden  und 
regierenden  Gewalt,   oder  einer  Unterwerfung,  weder 
von  Herrscher  noch  Beherrschten,  auch  nur  eine  Spur 
entdecken  lassen,    vielmehr  hat  es  sich  bei  genaue- 
rer Untersuchung  nur  desto  deutlicher  gezeigt,  dass  diese 
Verbindungen  nur  die  Folgen  der  grössern  oder  gerin- 
gem Abhängigkeit  von  einander  sind,   in  welche  die 
Natur  die  Thicre  versetzte.    In  der  ganzen  Schöpfung 
steht  kein  Wesen  isolirt  da,   das  Dasein  eines  jeden 
ist  ebenso  von  dem  Dasein  anderer  Wesen  abhängig, 
als  es  wieder  Bedingung  des  Daseins  für  andere  We- 
sen ist,  aber  der  Grad  dieser  Beziehungen  zu  einander 
ist  bei  den  verschiedenen  Wesen  sehr  verschieden,  und 
sie  werden  desto  näher  zusammenbleiben  müssen,  je 
näher  ihre  Beziehung  oder  ihre  gegenseitige  Abhängig- 
keit ist,  welche  durch  das  Verhältnis.?  der  dein  We- 
sen angewiesenen  Wirksamkeit  zu   den  ihm  dazu  in 
seiner  Organisation  verliehenen  Mitteln  bestimmt  wird, 
und  wieder  die  Art  und  Form  bestimmt,  in  welcher  sie 
zusammenleben  müssen,  um  sich  gegenseitig  die  er- 
forderliche Aushülfe  leisten  zu  können.  Das  Ineinander- 
greifen ihrer  Wirksamkeit  erfolgt  also  nicht  dadurch, 
dass  sie  gegenseitig  ihre  Geschäfte  anpassend  machen, 
sondern  dass  die  einzelnen  in  sie  gelegten  Triebe  nur 
die  Theilc  eines  Ganzen  sind,  und  so  bestimmt  und  un- 
veränderlich ,  wie  diese  und  der  Organismus,  müssen 
daher  auch  die  Formen  ihrer  Verbindungen  sein.  Die 
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Bestimmtheit  der  Formen  ist  also  das  ge- 
meinsame Merkmal  aller  thierischen  Ver- 
bindungen und  zugleich  das  unterscheidende  dersel- 
ben von  den  Staaten,  welche,  da  sie  die  verschieden- 
artigsten Formen  haben,  und  die  angenommenen  sogar 
wechseln  können,  deshalb  eigenth  ümlich  der 
3Ien schneit  sind  und  dieser  allein  angehören. 

So  unzureichend  diese  wenigen  gemeinsamen  Merk- 
male der  Staaten  zu  sein  scheinen,  so  ergeben  sich 
doch  aus  denselben,  ausser  der  Verschiedenheit  dieser 
Verbindungen  von  allen  thierischen,  noch  zwei  wichtige 
Folgerungen,- von  welchen  uns  die  erste  den  Staat  von 
allen  andern  menschlichen  Vereinigungen  unterscheiden 
und  die  andern  einen  Blick  in  das  Verhältniss  dessel- 
ben zum  Menschen  machen  lässt. 

Da  der  Staat  eine  selbstständige  Verbindung  ist, 
welche  keine  höhere  Gewalt  über  sich  anerkennt,  so 
ist  er  zugleich  die  mächtigste,  in  welcher  der  Mensch 
sich  befindet,  und  zugleich  auch  die  letzte  und  umfas- 
sendste, weil  kein  Staat  weder  über,  noch  unter  dem 
andern  stehen  kann,  sondern  alle  sich  neben  einander 
befinden  müssen.  Jeder  Mensch  kann  also  nur  einer 
selbstständigen  Verbindung  angehören,  und,  da  alle 
Menschen  in  Staaten  vertheilt,  und  diese  selbstständige 
Verbindungen  sind,  so  folgt  daraus  unmittelbar,  dass 
es  ausser  diesen  keine  andere  selbstständige  Verbin- 
dungen geben  kann.  Der  Staat  ist  daher  die  ein- 
zige s e  1  b s t s t ä n d i g e  Verbindung  der  Men- 
schen und  unterscheidet  sich  durch  die  Selbstständig- 
keit von  allen  andern  Verbindungnn  derselben. 

Nächstdem  ergiebt  sich  aus  der  Allgemeinheit  der 
Staaten  auch  der  Beweis  ihrer  Nothwendigkeit.  Dass 
die  erstere  wirklich  vorhanden  ist,  und  dass  überall, 
wo  Menschen  lebten  und  leben,  sie  in  Staaten  sich 
befanden  und  noch  belinden,  lehren  nicht  nur  Geschichte 
und  Völkerkunde,  sondern  es  kann  auch  nicht  anders 
sein.     So  zahllos  die  Verbindungen  in  einer  dicht  ge- 
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drängten  Bevölkerung  sind,  so  sehr  fallen  die  verschie- 
denen Arten  derselben  immer  mehr  zusammen ,  je  ge- 
trennter und  abgesonderter  die  Menschen  von  einander 
leben,  und,  da  unter  den  Verbindungen,  in  welchen 
sich  ein  Jeder  befindet,  immer  eine  für  ihn  die  letzte, 
und  weil  sie  als  solche  keiner  hohem  und  umfassen- 
dem unterworfen  sein  kann,  eine  sclbstständige,  also 
ein  Staat  sein  muss,  so  folgt  hieraus,  dass,  mag  diese 
letzte  Verbindung  bei  einer  kleinen  Zahl,  zumal  bei 
dem  einsamen  Paare,  auch  die  erste  und  einzige  sein, 
alle  Menschen,  wenn  sie  in  irgend  einer  Verbindung 
mit  andern  leben,  auch  in  Staaten  leben  werden  und 
leben  müssen.  Dieses  letztere  wird  dadurch  noch 
einleuchtender,  dass  sich  der  Mensch  im  Staate  durch 
die  Unterwerfung  unter  eine  regierende  Gewalt  einen 
Zustand  gefallen  lassen  muss,  den  er,  weil  er  abhän- 
gig wird  und  an  dem  unbeschränkten  Gebrauch  sei- 
ner Kräfte  Einbusse  erleidet,  nicht  eingehen  würde, 
wenn  ihn  nicht  eine  Notwendigkeit  dazu  bestimmte. 
Diese  kann  aber  keine  physische  sein ,  weil  weder  die 
Erhaltung  der  Person,  noch  des  Geschlechts  bei  dem 
Menschen  eine  fortwährende  Verbindung  fordert,  und 
muss  daher,  wenn  nicht  ganz,  so  doch  grösstentheils 
aus  einer  besondern  und  eigenthümlichen  Beschaffen- 
heit des  Menschen  hervorgehen,  welcher  hienach  vor- 
zugsweise der  Staat  anzugehören  scheint. 

Unter  diesen  Umständen  kann  der  Staat  keine 
menschliche  Erfindung  sein,  sondern  es  ergiebt  sich  viel- 
mehr aus  denselben,  dass  er  eine  noth wendige  Be- 
dingung der  Menschheit  sein  muss,  dass  er 
derselben  ebenso  angehört,  wie  der  Biene  der  Schwann 
und  die  Zelle,  und  dass  er  nicht  aus  dem  Geiste  des 
Menschen,  sondern  mit  ihm  aus  der  Hand  des  Schöpfers 
hervorgegangen  ist.  Fragen  wir  aber  weiter:  wel- 
chen Zweck  er  hat'*  und,  da  seine  Gestaltung  und 
Form  dem  Menschen  anheimgcstcllt  ist,  wie  er  eili- 
ge r  i  c  h  t  e  t  und  verwaltet  werden    soll,  damit 
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dieser  Zweck  erreicht  werde?  so  müssen  wir  zuerst 
das  Bedürfniss  zu  ermitteln  suchen,  welchem  der  Staat 
abzuhelfen  bestimmt  ist,  und  dazu  wird  es  wieder  nö- 
thig  sein,  dass  wir  uns  zuvor  mit  dem  Menschen,  mit 
seinen  Verhältnissen,  wie  mit  seinen  Ansprüchen  be- 
kannt machen.  So  können  wir  daher  die  Fun- 
damente der  Staatslehre  nur  in  der  Anthro- 
pologie zu  finden  hoffen,  wenn  unter  diesem 
Namen  die  Wissenschaft  vom  Menschen,  nicht  blos 
von  seiner  körperlichen  und  geistigen  Beschaffenheit, 
sondern  auch  von  seinem  Leben  und  Wirken  verstan- 
den wird. 

Das  erste,  was  wir  von  der  Anthropologie  für  die 
Staatslehre  verlangen,  ist  ein  Aufschluss  über  die 
e i g e n t h ü m  1  i c h e  Beschaffenheit  desMenschen, 
und  zu  dieser  kann  uns  nur  eine  Vergleichung  dessel- 
ben mit  den  andern  Wesen  der  irdischen  Schöpfung 
führen.  Obgleich  eine  solche  wegen  der  zahllosen 
Menge  der  Wesen  und  ihrer  mannigfachen  Verschie- 
denheit, oft  in  den  leisesten  Abstufungen  und  Ueber- 
gängen,  zu  den  schwierigsten  Unternehmungen  gehört, 
so  wird  sie  doch  für  den  vorliegenden  Zweck  dadurch 
sehr  erleichtert,  dass  sich  jedem  Blicke  schon  gewisse 
grosse  Hauptabteilungen  derselben,  wenn  auch  nicht 
in  scharfen  Umrissen,  kenntlich  genug  darstellen,  auf 
deren  Vergleichung  und  die  Bestimmung  ihrer  wesentli- 
chen Unterschiede  es  nur  ankommen  kann,  um  sich 
über  die  Eigentümlichkeit  des  Menschen  zu  belehren 
und  aus  derselben  auf  den  Umfang  der  Menschheit  und 
auf  die  derselben  angewiesene  und  von  dem  Staat  ein- 
zunehmende Stellung  schliessen  zu  können. 

Die  gemeinsame  Beschaffenheit  aller  irdischen  We- 
sen ist  die  körperliche :  jedes  derselben  nimmt  ei- 
nen für  sich  begrenzten  Raum  ein,  dessen  Grenzen 
seine  Form  bestimmen  und  dessen  Inhalt  nach  der 
Masse,  welche  ihn  erfüllt,  und  nach  den  Bestandlhci- 
len,  aus  welchen  diese  besteht,  verschieden  ist.  Durch 
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beide  wirkt  jeder  Körper  auf  andere,  so,  dass  die 
Kräfte  aller  stets  in  Wechselwirkung  auf  einander  ste- 
hen. Wird  die  Masse  oder  werden  die  Bestandteile 
verändert,  so  verändern  sich  auch  die  Formen,  in  de- 
nen sie  waren,  und  das  Walten  der  Natur,  welches  in 
diesen  Veränderungen  besteht,  wird  uns  daher  in  der 
ewigen  Formverwandlung  bemerkbar,  welcher  alle  kör- 
perliche Wesen  unterworfen  sind.  Aber  weder  die 
Kräfte  der  Masse,  noch  der  Bestandteile  können,  so 
weit  sie  die  Körper  gebildet  haben ,  dieselben  wieder 
verändern,  ohne  selbst  vorher  verändert  zu  sein,  und 
der  Antheil,  welchen  die  blos  mit  den  materiellen  Kräf- 
ten ausgestatteten  Wesen  an  der  Formverwrandlung  neh- 
men, ist  deshalb  nur  ein  leidender  5  die  Wirkungen , 
welche  sie  hervorbringen,  sind  nur  die  Fortsetzungen 
der  Wirkungen  anderweitiger  Kräfte. 

Solche  Kräfte  linden  sich  in  der  grossen  Zahl  der 
körperlichen  Wesen,  welche  mit  dem  Namen  der  be- 
lebten bezeichnet  werden  ,  weil  in  denselben  das 
lieben 9  eine  besondere,  unter  den  verschiedensten 
äusseren  Umständen  gleichförmige  Erscheinungen  her- 
vorbringende Thätigkeit  waltet,  vermöge  welcher  kör- 
perliche Stoffe  durch  eine  Reihenfolge  eigentümlicher 
Verbindungen  ihrer  Bestandteile  geführt  und  verändert 
werden.  Fremde  Stoffe,  als  sogenannte  Nahrungsmit- 
tel, in  sich  aufnehmen,  sie  zur  eignen  Substanz  ver- 
wandeln und,  wenn  sie  die  Reihe  der  Verwandlungen 
durchgemacht  haben,  wieder  aussondern,  ist  daher  die 
ununterbrochen  fortgehende  Wirksamkeit  des  belebten 
Wesens,  welche,  weil  sie  eine  gleichförmige  ist,  auch 
den  Körper  eine  dazu  angemessene  Beschaffenheit  an- 
nehmen und  zu  einem  für  sich  bestehenden  Ganzen  sich 
ausbilden  lässt,  dessen  Thcile  durch  ihr  wechselseitiges 
Vcrhältniss  gegenseitig  und  zum  Ganzen  zu  Werk- 
zeugen der  Erhaltung  werden  und  dadurch  den  Körper 
zu  einem  organischen  machen.  Da  jeder  solcher 
Körper  selbst  der  Verwandlung  durch  das  Leben  unter- 
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liegt,  so  ist  seine  Dauer  nur  eine  begrenzte,  und  das 
Dasein  der  belebten  Wesen  wird  nur  gegen  die  aus 
dem  Tode  der  einzelnen  Wesen  drohende  Gefahr  des 
Unterganges  durch  die  Fortpflanzung  und  Erzeugung 
gleicher  Wesen  gesichert,  deren  Lebensdauer  sich  wie- 
der in  die  Perioden  der  Entwickelung,  der  vollendeten 
Ausbildung  und  des  Absterbens  theilt. 

Wären  in  allen  belebten  Wesen  die  I^ebeilS- 
Kräfte,  wenn  man  mit  diesem  Namen  die  Ursachen 
der  Lebenserscheinungen  bezeichnet,  dieselben,  so  wür- 
den auch  diese  Erscheinungen  bei  allen  gleich  und  die- 
selben sein;  da  dieses  aber  nicht  der  Fall  ist,  da  viel- 
mehr die  lebenden  Wesen  an  verschiedene,  aber  be- 
stimmte Gestaltungen  gebunden  sind,  so  folgt  daraus 
unmittelbar,  dass  auch  die  Lebenskräfte  verschiederi 
sein  müssen ,  und  dass  die  Natur  bei  aller  Mannigfaltig- 
keit ihrer  Bildungen  in  dieselben  das  Beständige  legte. 
So  viele  verschiedene  und  bestimmte  Gestaltungen  der 
lebenden  Wesen  es  giebt,  so  viele  Arten  oder  Ein- 
heiten giebt  es  daher  in  der  lebenden  Natur,  und  die 
gleiche  Gestaltung  der  einzelnen  Wesen  oder  bei  de- 
nen, bei  welchen  die  Geschäfte  der  Fortpflanzung  auf 
zwei  Geschlechter,  das  männliche  und  das  weibliche, 
und  die  des  Lebens  auf  noch  mehrere  vertheilt  sind 
die  gleiche  Gestaltung  der  Geschlechter  zusammengenom- 
men, ist  daher  das  äussere  Kennzeichen  der  zu  einer 
solchen  Einheit  gehörenden  lebenden  Wesen.  Das  Be- 
ständige, was  die  Natur  in  die  Art  legte,  behauptet  sie 
auch  so  hartnäckig,  dass,  soweit  die  Erfahrung  reicht 
noch  nie  eine  mit  einer  andern  verschmolzen  ist,  und, 
wenn  Bastardzeugungen  vor  sich  gingen,  die  Bastarde 
unter  sich  stets  unfruchtbar  waren  oder  in  den  seltenen 
Fällen  der  Zeugung  mit  Wesen  der  elterlichen  Arten 
nur  wieder  in  diese  zurückkehrende  hervorbrachten; 
alle  Geschöpfe  einer  Art  würden  daher  einander  völlig 
gleich  sein,  wenn  nicht  ausser  den  Lebenskräften  auch 
die  Kräfte  der  äussern  Umgebung  auf  dieselben  ihren 
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Einfluss  ausübten,  welche  sich  der  lebende  Körper 
ebenso  wenig,  als  der  leblose  zu  entziehen  vermag, 
und  welcher  desto  grössere  Abweichungen  der  Gestal- 
tungen hervorbringt,  je  grösser  die  Verschiedenheit  der 
Umgebung  ist,  und  desto  dauernde,  die  zuletzt  zu 
erblichen  werden,  je  anhaltender  und  durch  je  mehrere 
Generationen  derselbe  Einfluss  fortwährte  und  den  bil- 
denden Lebenskräften  selbst  eine  eigenthümliche  Rich- 
tung gab.  Dadurch  entstehen  unter  den  belebten  We- 
sen die  Abarten  und,  wenn  sie  zu  erblichen  gewor- 
den sind,  die  Racen,  welche  sich  unter  einander 
fortpflanzen  und  sich  bleibend  erhalten,  aber  durch  halb- 
schlächtige  Zeugungen  sich  ebenso  ohne  Grenze  ver- 
vielfältigen, als  wieder  mit  einander  verschmelzen  kön- 
nen. Schon  diese  Veränderlichkeit  zeigt,  dass  die  Ab- 
arten und  Racen  nur  zufälligen  Umständen  ihre  Ent- 
stehung verdanken,  und  dass  es  bei  der  Beantwortung 
der  Frage:  welche  Wesen  naturgemäss  zusam- 
men gehören  oder  nicht1?  nur  auf  die  Entschei- 
dung ankommt,  ob  sie  zu  einer  oder  zu  ver- 
schiedenen Arten  gehören. 

So  theilt  sich  die  Körperwelt  in  die  leblose,  wel- 
che das  Mineralreich,  und  in  die  belebte,  welche 
das  organische  Reich  ausmacht.  Der  organi- 
sche Körper,  wenn  er  die  zu  seiner  Ernährung  dienen- 
den Stoffe  verarbeitet,  gleicht  einer  Maschine,  und  die 
Lebenskräfte,  welche  ihn  in  Wirksamkeit  setzen,  wir- 
ken dabei,  wie  die  Uebereinstimmung  der  bei  jeder  Art 
hervorgehenden  Gestaltungen  zeigt,  ebenso  einförmig, 
wie  alle  bewegende  Kräfte;  daher  besteht  das  Leben, 
insofern  zu  den  Lebenskräften  nicht  noch  andere  hin- 
zukommen, nur  in  Wachsen  und  Vermehren  so  lange  der 
Vorrath  der  Stoffe  zur  Ernährung  dauert  und  der  Or- 
ganismus noch  zu  diesen  Geschäften  geeignet  ist,  und 
deshalb  können  auch  die  nur  mit  diesen  Kräften  und 
den  materiellen  ausgestatteten  Wesen,  welche  das 
Pflanzenreich    bilden ,    keine    Veränderung  mit 
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sich  selbst  vornehmen  5  die  Beweglichkeit  ist  ihnen 
versagt. 

Um  sich  bewegen  und  mit  seinem  Körper  die  nach 
Maassgabc  der  äussern  Umstände  zur  Selbslerhaltung 
und  zu   den  Verrichtungen   des  Lebens  erforderlichen 
Veränderungen  vornehmen  zu  können,  muss  das  be- 
lebte Wesen  ein  beseeltes,  d.  h.  seines  Daseins, 
der  Erfordernisse  seines  Lebens,  sowie  der 
Mittel    sich    dieselbe    zu  verschaffen,  be- 
wusst,  und  nicht  nur  mit  Organen,  vermittelst  Avelcher 
es  mit  seinem  jedesmaligen  Zustande  und  seinen  Um- 
gebungen bekannt  wird,   sondern  auch  mit  einem  zur 
Ausfuhrung    der  jedesmal   notwendigen  Bewegungen 
geeigneten  Körper  versehen  sein.     Aus   den  beseelten 
Wesen  besteht  das  Xlllerrelcll.     Da  jede  Selbst- 
erhaltung des  beseelten  Wesens  von  der  Erhaltung  sei- 
nes Organismus  abhängt,  so  müssen  auch  die  dazu  füh- 
renden Verrichtungen  dem  letztern  gemäss  sein  und  die 
zu  denselben  innerlich  anregenden  Triebe ,  welche  mit 
dem  Namen    der    Instincte    belegt    werden  ,  mit 
dem   organischen  Baue  des  Wesens  übereinstimmen, 
also  bei  jeder  Art  ebenso  bestimmt  sein,  wie  dieser. 
Aus  dieser  Bestimmtheit  folgt  in  Hinsicht  der  Verrich- 
tungen die  Nothwendigkeit,  dass,  und  wie  sie  gesche- 
hen und  in  Hinsicht  der  Instincte  selbst,  dass  sie,  wie 
die  Lebenskräfte  bei  einer  und  derselben  Art  auch  be- 
ständig dieselben,   bei  verschiedenen  Arten  aber  ver- 
schieden sind.     Aeussere  Umstände  wirken  gleichfalls 
auf  die  Instincte,  und  geben  ihnen  so  bestimmte  Rich- 
tungen, dass  auch  in  Bezug  auf  dieselben  Varietäten 
entstehen  und  durch  erbliche  Fortdauer  zu  Racenver- 
schiedenheiten   werden.      Das   wichtige  Geschäft  der 
Zähmung   und  Abrichtung  der   Thiere,    wodurch  der 
Mensch  ihren  Instincten  eine   seinen  Absichten  zusa- 
gende Richtung  giebt,  beruht  allein  hierauf. 

In  Uebereinstimmung  mit  den  Instincten  ist  die 
Beweglichkeit  der  Character  des  thicrischen 


14 


—   L  — 


Organismus,  und  der  Körper  der  Thicre  hat  nicht  das 
starre  Grundgewebe  der  Pflanzen,  sondern  die  flüssi- 
gen Theilc  in  einem  solchen  Uebcrgewicht  vor  den  fe- 
sten, dass  die  letzern  ihm  nur  die  Form  geben  und 
seine  Bewegungen  kräftiger  und  wirksamer  machen. 
Die  Sinnwerkzeuge,  welche  Eindrücke  aufnehmen,  ma- 
chen, als  die  Organe  der  Empfänglichkeit,  das  Thier  mit 
seinem  jedesmaligen  Zustande  und  seinen  Umgebungen 
bekannt  und  setzen  es  nach  den  von  diesen  erhaltenen 
Empfindungen  sogleich  in  die  den  Instincten  gemässe 
Thätigkeit;  die  Muskeln  dagegen,  als  die  Organe  der 
Wirksamkeit,  verändern  durch  ihr  Zusammenziehen  und 
Ausstrecken  nicht  nur  die  Gestalt  des  Körpers,  son- 
dern lassen  denselben  auch  Ortsveränderungen  machen; 
beide  werden  aber  mit  einander  verbunden  durch  das 
Nervensystem,  welches,  soweit  die  Thätigkeit  nicht 
blos  eine  Lebens-,  sondern  auch  eine  Seelen-Thätigkcit 
ist,  in  dem  Gehirne,  dem  Seelenorgane,  seinen  Mittel- 
punet  findet.  Durch  dieses  Organ,  welches  die  Empfin- 
dungen empfängt  und  von  welchem  die  Bewegungen 
ausgehen,  und  durch  die  Nerven,  welche  mit  demsel- 
ben alle  innere  und  äussere  Puncte  des  Körpers  ver- 
binden, wird  das  beseelte  Wesen  zu  einem  geschlos- 
senen Ganzen,  in  welchem  kein  Theil  verändert  wer- 
den kann,  ohne  dass  alle  übrigen  auch  Veränderun- 
gen erleiden,  und  die  Gestalt  jedes  einzelnen  Theils 
von  der  des  Ganzen,  und  die  des  Ganzen  wieder  von 
der  jedes  Theils  so  abhängig  ist,  dass,  nach  des  be- 
rühmten Begründers  der  vergleichenden  Anatomie  Cu- 
vier's  Ausspruch:  „wie  die  Gleichung  einer  Curvc  alle 
„ihre  Eigenschaften  mit  sich  bringt,  und  jede  Eigen- 
schaft derselben  zur  Grundlage  einer  besondern  Glei- 
chung genommen,  wieder  die  erste  Gleichung  und 
„alle  ihre  Eigenschaften  auffinden  lässt ,  bei  einer 
„gründlichen  Kcnntniss  der  Lebens  -  Oeconomic  eines 
„Thiers  sich  aus  jedem  gegebenen  Glicde  desselben 
„  das  ganze  Thier  würde  construiren  lassen und  dass, 
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wie  unser  Kant  so  treffend  bemerkte,  „die  beseelten 
„Wesen,  weil  sie  sich  wechselseitig  Ursache  und  Wir- 
kung sind,  nicht  blos  als  Naturproducte,  sondern 
„auch  als  Naturzwecke  erscheinen." 

Dieses  letztere  findet  aber  noch  in  einem  unendlich 
höhern  Grade  bei  denjenigen  beseelten  Wesen  statt, 
welche  mit  dem  Vermögen  sich  Zwecke 
selbst  zu  setzen,  oder  mit  der  Vernunft  be- 
gabt sind  und  dadurch  zu  vernünftigen  Wesen 
oder  zu  Menschen  werden;  denn,  um  sich  Zwecke 
setzen  oder  sich  selbst  bestimmen  zu  können,  muss 
das  vernünftige  Wesen  ein  freies,  und  weil  es,  als 
solches,  nicht  blosses  Mittel  zu  Zwecken  ausser  ihm 
sein  darf,  auch  Zweck  an  sich  selbst  sein,  oder  der 
Persönlichkeit  sich  zu  erfreuen  haben.  Mit  der- 
selben ist  eine  vorgeschriebene  Thätigkeit,  wie  sie 
durch  die  Instincte  den  Thicrcn  auferlegt  ist,  um  so 
weniger  verträglich,  als  die  Vernunft,  welche  sich  zu 
den  Instincten  wie  die  Gesetzgebung  zum  Gesetze 
verhält,  den  Menschen  als  Person  zu  seinem  eignen 
Gesetzgeber  erhebt  und  ihn  ermächtigt,  seine  Thätig- 
keit nach  selbst  gesetzten  Zwecken  einzurichten,  d.  h. 
zu  handeln,  wobei  er  nur,  als  körperliches  Wesen, 
durch  die  Abhängigkeit,  in  welche  ihn  die  Verbindung 
aller  Theile  der  Körperwelt  mit  einander  versetzt,  und 
als  lebendes  Wesen  durch  die  nothwendigen  Bedin- 
gungen der  Lebenserhaltung  beschränkt  wird,  aber  in 
Bezug  auf  seinen  Geist  unbeengt  bleibt,  weil,  wenn 
auch  auf  denselben  die  Körperwelt  einen  Einfluss  hat, 
es  doch  seiner  Vernunft  überlassen  ist,  den  Verhält- 
nissen, aus  welchen  dieser  hervorgeht,  entsprechend 
seine  Zwecke  zu  stellen. 

Dieses  Geschäft,  welches  eigentlich  in  der  Auf- 
findung der  Vorschriften  zum  Handeln  besteht,  setzt 
bei  dem  Menschen  eine  ungleich  vielfachere  Seelcn- 
thätigkeit,  als  bei  den  andern  beseelten  Wesen  vor- 
aus 5  bei  diesen  erwecken  die  aus  den  empfangenen 
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Eindrücken  hervorgehenden  Empfindungen  sogleich  die 
Instincte,  bei  ihm  sind  diese  Empfindungen  zwar  auch 
die  Anfänge  aller  Scclcnthätigkeit,  aber  die  Wahrneh- 
mungen der  äussern  Gegenstände  und  seines  jedesmali- 
gen Zustandes,  zu  welchem  er  durch  dieselben  ge- 
langt, müssen  erst,  indem  sie  mit  Bewusstsein  aufge- 
fasst  und  in  demselben  die  Merkmale  der  Gegenstände 
der  Wahrnehmung  in  eine  Vorstellung  mit  einander  ver- 
eint werden,  die  Begriffe,  als  geistige  Erzeugnisse,  her- 
vorbringen, aus  deren  Verbindung  mit  einander  die  Ur- 
thcile  und,  wenn  aus  mehreren  Urtheilen  neue  herge- 
leitet werden,  die  Vernunftschlüsse  entstehen,  welche 
aus  dem  Allgemeinen  das  Besondere  erkennen  lassen, 
und  so  nicht  nur  zur  Kenntniss  des  Wahren, 4  Zweck- 
mässigen und  Nothwendigcn ,  sondern  auch  zur  Bestim- 
mung der  Zwecke  und  der  Mittel  zu  denselben  führen. 

Die  Empfindungen,  wie  die  Vorstellungen  versetzen 
aber  auch  den  Menschen  in  gewisse  meistentheils  nicht 
dauernde  Zustände,  welche  mit  dem  Namen  der  GrC- 
f  llllle  bezeichnet  werden  und  ihn  mit  Lust  oder  Un- 
lust erfüllen.  Viele  dieser  Gefühle,  besonders  solche, 
welche  aus  körperlichen  Empfindungen  entstehen,  hat 
der  Mensch  mit  den  beseelten  Wesen  gemein,  aber  ei- 
genthümlich,  wie  die  Vernunft,  sind  ihm  die  aus  der- 
selben hervorgehenden  für  das  Uebereinstimmende  der 
Vorstellungen,  des  Sinnlichen  und  der  Handlungen  mit 
den  Forderungen  derselben,  oder  die  Gefühle  für  das 
Wahre,  Schöne  und  Gute. 

Da  in  jeder  Auffassung  eines  Zwecks  zugleich  das 
Verlangen  seiner  Erfüllung,  so  wie  in  jedem  Gefühle 
das  Verlangen,  dass  der  Zustand,  den  dasselbe  aus- 
drückt, entweder  erhalten  oder  verändert  werde,  liegt, 
so  begehrt  der  Mensch,  dass  das  geschehe,  was  dem 
Verlangen  entspricht,  und  das  Begehren,  welches  stets 
auf  die  Zukunft  gerichtet  ist,  geht  daher  theils  von 
den  Gefühlen,  theils  von  den  Vorstellungen  aus,  wel- 
che den  gesetzten  Zwecken  zum  Grunde  liegen.  Im 
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ersten  Falle  wird  es  zur  Begierde*  bei  welcher, 
wenn  sie  aus  körperlichen  Gefühlen  entspringt,  die 
Thätigkeit  des  Menschen  ebenso  unfrei,  als  die  des 
Thicres  werden  kann,  zumal  wenn  er  die  Begierde 
durch  Gewöhnung  schon  zur  Neigung  hat  werden  las- 
sen 5  im  andern  Falle,  wenn  Zwecke,  also  Vorstellungen, 
das  Begehren  hervorrufen,  ist  dasselbe  eine  Selbstbe- 
stimmung, und  der  IVille,  m^  welchem  Namen  man 
dasselbe  belegt,  wird  daher  ein  freier  sein,  aber  mehr 
oder  weniger  stets  mit  Begierden  zu  kämpfen  haben, 
weil  die  letztern  auf  die  Ueberlegung  oder  die  Seelen- 
thätigkeit,  welche  auf  dem  vorher  bezeichneten  Gange 
zu  den  Zwecken  führt,  Einfluss  haben,  und  wenn  sie 
als  Leidenschaften  zu  einer  die  Vernunft  überwiegenden 
Stärke  gelangt  sind,  sie  wohl  gar  unterdrücken  können. 
Sich  vor  Gewöhnungen  und  Leidenschaften  zu  bewah- 
ren ist  daher  die  erste  Bedingung,  um  frei  zu  sein 
und  frei  zu  bleiben,  aber  um  die  Freiheit  gehörig  be- 
nutzen und  vollständig  gemessen  zu  können,  ist  es 
ebenso  nothwendig  ,  sich  die  höhern  Gefühle  unge- 
schwächt zu  erhalten. 

Empfindungen  und  Gedanken  sind  von  einander 
stets  unzertrennliche  Thätigkeiten  der  Seele,  von  wel- 
cher wir  zwar  nicht  wissen,  was  sie  ist,  da  wir  nur 
beseelte  Wesen  kennen,  die  wir  aber  als  dasjenige  in 
uns  bezeichnen,  was  die  Eindrücke  nicht  erleidet,  son- 
dern als  Empfindungen  aufnimmt  und  die  Gedanken  her- 
vorbringt, und  ihr  daher,  weil  jede  Thätigkeit  ein  Ver- 
mögen dazu  voraussetzt,  die  Vermögen,  zu  empfangen 
und  hervorzubringen,  zuschreiben,  sie  in  der  erstem 
Beziehung,  sofern  sie  fühlt,  mit  dem  Namen  des 
GremiitllS 9  m  der  andern,  wenn  sie  Gedanken  er- 
zeugt, mit  dem  Namen  des  freistes  bezeichnen,  und 
bei  dem  letztern,  weil  diese  geistigen  Erzeugnisse  nur 
durch  denken,  urtheilen  und  schlicssen  entstehen  kön- 
nen, als  die  besondern  Vermögen  zu  diesen  Thätigkei- 
ten, den  Verstand,  die  Urtheilskraft  und  die  Vernunft 
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unterscheiden.  Mögen  aber  auch  diese  Vermögen,  wel- 
che zur  Erklärung  jener  Seelenthätigkeiten  angenom- 
men werden,  nur  Phantasie  -  Gebilde  sein,  und  mögen 
sie  in  ganz  anderer  Weise  vor  sich  gehen,  so  steht 
es  doch  fest  ,  dass  der  Mensch  Eindrücke  geistig 
empfangen  kann,  dass  er  fühlt,  und  ebenso  zeigen  es 
seine  Gedanken,  zu  welchen  auch  die  Auffassung  von 
Zwecken  und  die  Auffindung  der  Mittel  zu  denselben 
gehören,  dass  er  nicht  nur  geistig  hervorzubringen  ver- 
mag, sondern  dass  er  auch,  weil  diese  Zwecke  seine 
Erzeugnisse  sind,  und  aus  seiner  Vernunft,  oder  wie 
man  sonst  auch  seine  Fähigkeit,  sich  diese  durch  und 
nach  Ueberlegung  zu  stellen,  nennen  will,  hervorge- 
hen, sich  selbst  bestimmen  kann  und  als  ver- 
nünftiges Wesen  ein  freies  ist. 

Zur  Freiheit  und  Selbstbestimmung  ist  der  Mensch 
auch  körperlich  vorzugsweise  organisirt,  und  kein  be- 
lebtes Wesen  ist  von  der  Aussenwelt  so  wenig  abhän- 
£ifi\  als  er:  da  sein  Leben  an  kein  bestimmtes  Klima 
gebunden  ist,  die  grösste  Zahl  der  Pflanzen-  und 
Thierstoffe  ihm  zur  Nahrung  dienen  können,  und  sein 
Körper  mehr  als  jeder  andere  zu  ertragen  vermag,  so 
konnte  die  ganze  Erdoberfläche  um  so  mehr  zu  seiner 
Wohnstätte  werden,  als  er  selbst  das  Ungeniessbare 
zum  Geniessbaren,  und  die  äussern  Umstände  nach  sei- 
nen Bedürfnissen  und  Zwecken  umzugestalten  im 
Stande  ist.  Beides  verdankt  er  seiner  grössern  und 
vorzüglichen  Fähigkeit,  sowohl  mit  der  Aussenwelt 
genauer  bekannt  zu  werden,  als  auf  dieselbe  kräf- 
tiger und  vielseitiger  einzuwirken,  und  von  diesen 
Fähigkeiten  die  erstere  wieder,  nächst  der  Ueberein- 
stimmung  und  gegenseitigen  Unterstützung  seiner  Sinn- 
werkzenge,  seinen  Händen,  und  die  andere  diesen 
hauptsächlich,  welche  ihm,  da  er  derer  zum  Gehen 
nicht  bedarf,  für  seine  Zwecke  vorbehalten  sind,  und 
wegen  der  Mannigfaltigkeit  und  Sicherheit  ihrer  möglichen 
Bewegungen  zur  Erreichung  derselben  dienen  können. 
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Einen  unendlich  wichtigen  Dienst  leistet  aber  noch 
dem  Menschen  sein  Körper  durch  die  Fähigkeit  seiner 
Stimmorgane,   articulirte  Laute  hervorbringen  zu  kön- 
nen, „welche",  wie  Wilhelm  von  Humboldt  sich 
ausdrückt,  „die  Grundlage  und  das  Wesen  alles  Spre- 
chens,  der  Drang   seiner  Seele   seinen  körperlichen 
„Werkzeugen   abnöthigt;    die   Sprache    ist  nämlich 
fährt  dieser  tiefe  Sprachforscher  fort,  „die  sich  ewig 
„wiederholende   Arbeit   des   Geistes,    den  articulirten 
„Laut  zum  Ausdruck  des  Gedanken  fähig  zu  machen; 
„sie  ist  das  bildende  Organ  des  Gedanken.    Die  intel- 
„lectuelle  Thätigkeit,   durchaus  geistig,    durchaus  in- 
„nerlich  und  gewissermaassen   spurlos  vorübergehend, 
„wird  durch  den  Laut  in  der  Rede  äusserlich  und  wahr- 
nehmbar für  die  Sinne.      Sie   und  die  Sprache  sind 
„daher  Eins  und  unzertrennlich  von  einander.      Sie  ist 
„aber  auch  in  sich  an   die   Notwendigkeit  geknüpft, 
„ eine  Verbindung  mit  dem  Sprachlaute  einzugehen;  das 
„Denken  kann  sonst  nicht   zur  Deutlichkeit  gelangen, 
„die  Vorstellung  nicht  zum  Begriff  werden.   Man  würde 
„aber  niemals  den  tiefen  und  vollen  Gehalt  der  Spra- 
„che  erschöpfen,   wenn  man  sich  vorstellte,    als  be- 
zeichne sie  blos  die  schon  an  sich  wahrgenommenen 
„Gegenstände.    Wie,   ohne   sie,   kein  Begriff  möglich 
„ist,  so  kann  es  für  die  Seele  auch  kein  Gegenstand 
„sein,   da  ja  selbst  jeder  äussere  nur  vermittelst  des 
„Begriffes    für  dieselbe  vollendete   Wesenheit  erhält. 
„  Das  Wort  ist  nicht  ein  Abdruck  des  Gegenstandes  an 
„sich,  sondern  des  von  diesem  in  der  Seele  erzeugten 
„Bildes.    Wie  der  einzelne  Laut  zwischen  den  Gegen- 
stand und  den  Menschen,  so  tritt  die  ganze  Sprache 
„zwischen  ihn  und  die  innerlich  und  äusserlich  auf  ihn 
„einwirkende  Natur.      Er  umgiebt  sich  mit  einer  Welt 
„von  Lauten,  um  die  Welt  von  Gegenständen  in  sich 
„  aufzunehmen  und  zu  bearbeiten.    Der  Mensch  lebt  mit 
„den  Gegenständen  hauptsächlich,   ja,    da  Empfinden 
„und  Handeln  in   ihm  von  seinen  Vorstellungen  ab- 

2* 


20 


—   I.  — 


„hängen,  sogar  ausschliesslich  so,  wie  die  Sprache  sie 
„ihm  zuführt.  Ohne  daher  irgend  auf  die  Mittheilung 
„zwischen  Menschen  und  Menschen  zu  sehn,  ist  das 
„Sprechen  eine  nothwendige  Bedingung  des  Denkens 
„des  Einzelnen  in  abgeschlossener  Einsamkeit.  In  der 
„Erscheinung  entwickelt  sich  jedoch  die  Sprache  nur 
„gesellschaftlich  und  der  Mensch  versteht  sich  selbst 
„nur,  indem  er  die  Verstehbarkeit  seiner  Worte  an 
„Anderen  geprüft  hat.  Sie  hat  zum  Zweck  das  Ver- 
„ständniss  und  verlangt  an  ein  äusseres,  sie  verste- 
hendes Wesen  gerichtet  zu  werden.  Der  articulirte  Laut 
„reisst  sich  aus  der  Brust  los,  um  in  einem  andern 
„Individuum  einen  zum  Ohre  zurückkehrenden  Anklang 
„zu  wecken.  Zugleich  macht  dadurch  der  Mensch  die 
„Entdeckung,  dass  es  Wesen  gleicher  innerer  Bedürf- 
nisse, und  daher  fähig,  der  in  seinen  Empfindungen 
„liegenden  mannigfachen  Sehnsucht  zu  begegnen,  um 
„ihn  her  giebt.  Die  Hervorbringung  der  Sprache  ist  ein 
„inneres  Bedürfniss  der  Menschheit,  nicht  blos  ein 
„äusserliches  zur  Unterhaltung  gemeinschaftlichen  Ver- 
„kehrs,  sondern  ein  in  ihrer  Natur  selbst  liegendes, 
„zur  Entwicklung  ihrer  geistigen  Kräfte  und  zur  Ge- 
„winnung  einer  Weltanschauung,  zu  welcher  der 
„Mensch  nur  gelangen  kann,  indem  er  sein  Denken  an 
„dem  gemeinschaftlichen  Denken  mit  Anderen  zur  Klar- 
„heit  und  Bestimmtheit  bringt,  unentbehrliches.  Ihre 
„Entstehung  darf  nicht  vorzugsweise  dem  Bedürfniss 
„gegenseitiger  Hülfsleistung  beigemessen,  sondern  in 
„dem  ursprünglichen  Berufe  zu  freier,  menschlicher 
„Geselligkeit  gesucht  werden." 

Die  Sprache  und  die  Geselligkeit,  welche  letztere 
bei  dem  Menschen  sich  nicht  blos  auf  die  Vereinigung 
der  Geschlechter  und  die  Erhaltung  des  organischen 
Lebens  bezieht,  bedingen  und  unterstützen  sich  daher 
gegenseitig,  und  die  erstcre  Avird  dadurch  auch  zu  ei- 
nem Mittel  der  Menschwerdung,  welche  ohne  die  letz- 
tere nicht  möglich  sein  würde;   denn  es  gehört  mit  zur 
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eigenthümlichen  Natur  des  Menschen,  dass  er  in  dem 
hülflosesten  Zustande  geboren  wird,  und  dass  alle 
seine  geistigen  wie  körperlichen  Fähigkeiten,  nicht 
ähnlich  den  Instincten,  in  ihm  erwachen,  sondern  aus 
den  Anlagen  heraus  gebildet  werden  müssen,  was,  be- 
sonders anfänglich  und  in  gewissem  Grade  auch  in 
jedem  Alter,  nur  durch  Andere  und  in  dem  Leben  mit 
Andern  geschehen  kann.  Swift  hatte  nicht  unrecht, 
als  er  dem  Menschen  bestritt,  ein  vernünftiges  Wesen 
zu  sein,  und  ihn  nur  als  ein  Vernunft  fähiges  gelten 
lassen  wollte ,  weil  auch  selbst  die  Vernunft  das  Werk 
seiner  Ausbildung  ist.  Die  gleiche  Stufe ,  auf  welcher 
in  Hinsicht  ihrer  Fähigkeiten  alle  Thiere  einer  Art  (in 
sofern  sie  nicht  durch  Zähmung  abgerichtet  sind)  sich 
befinden,  ist  bei  den  Menschen  nicht  vorhanden;  jeder 
derselben  steht  auf  einer  verschiedenen,  aber  diese 
Thatsache,  sowie  dass  die  Stufe  bei  jedem  Menschen 
eine  veränderliche  ist,  beweist,  dass  demselbeu  noch 
eine  eigenthümliche  Fähigkeit  verliehen  ist,  die,  sich 
zu  vervollkommnen.  Schon  aus  dem  grossen  Ab- 
stände der  einzelnen  Menschen  von  einander  können 
wir  schliessen,  dass  diese  Fähigkeit  der  Ausbildung 
und  Vervollkommnung  sehr  bedeutend  sein  muss,  al- 
lein der  Umstand,  dass  jede  schon  durch  dieselbe  ge- 
wonnene Stufe  nicht  blos  das  Bestreben  nach  einer  hö- 
hern erweckt,  sondern  auch  die  Gelegenheit  und  die 
Mittel  dazu  darbietet,  lässt  es  uns  zur  Ueberzeugung 
werden,  dass  in  der  unendlichen  Reihe  der  Fortschritte, 
deren  letztes  Glied  die  Vollkommenheit  ist,  dem  Men- 
schen keine  Grenzen  gesteckt  sind,  und  dass  seine 
Vervollkommnungs  -  Fähigkeit  daher  selbst 
eine  unbegrenzte  ist. 

Sich  bestimmen  und  sich  vervoll- 
kommnen ZU  können  sind  also  die  un- 
terscheidenden Merkmale  und  die  Quellen 
aller  Eigentümlichkeiten  und  Vorzüge  der 
Menschheit.    Vergleichen  wir  sie  jetzt  mit  den  an- 
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dem  Theilen  der  irdischen  Schöpfung,  so  sehen  wir, 
dass  alle  dieselbe  ausmachenden  Wesen  der  Körper- 
welt angehören,  dass  sich  aus  dieser  die  Welt  des 
Lebens,  aus  derselben  die  beseelte  Welt  und  aus  die- 
ser endlich  die  Menschheit  erhebt,  und  dass  der  Staat, 
wenn  er  dieser  letztern  angehört,  sich  nicht  nur  auf 
dem  höchsten  Standpuncte  der  irdischen  Schöpfung  be- 
findet, sondern  auch  auf  die  Veränderungen  in  dersel- 
ben, Aveil  er  die  mit  den  meisten  und  umfassendsten 
Vermögen  ausgestatteten  Wesen  in  sich  vereinigt,  den 
grössten  Einfluss  hat. 

Der  Satz:  der  Staat  ist  Sache  der  Mensch- 
heit, würde  aber  ohne  Bedeutung  sein,  wenn  es  der- 
selben au  einer  bestimmten  Abgrenzung  fehlen  sollte, 
wenn  es  zweifelhaft  wäre,  wo  dieselbe  anfängt  und  wo 
die  Thierhcit  aufhört,  oder,  wenn  es  wirklich,  wie  mau 
hat  behaupten  wollen,  Uebergänge  aus  der  letztern  in 
die  erstere  gebe.  Mit  den  Fortschritten,  welche  die 
Naturkunde  gemacht  hat,  sind  indessen  alle  jene  fa- 
belhaften Wesen,  welche  die  Uebergänge  bilden  soll- 
ten, schon  längst  verschwunden,  und  die  Anatomie  hat 
durch  die  nachgewiesene  Unmöglichkeit  einer  fruchtba- 
ren Vermischung  der  Menschen  mit  den  Thieren  die 
vielen  Mährchen  von  den  Halbmenschen  vollends  wi- 
derlegt ;  allerdings  wird  der  Mensch  immer  manches 
mit  den  Thieren,  ja  sogar  mit  den  Pflanzen  und  Mine- 
ralien gemein  haben  müssen,  aber  es  ist  der  schroffe- 
ste  Abstand,  welcher  in  dieser  Stufenfolge  die  Mensch- 
heit von  der  Thierheit  abscheidet.  Noch  in  keinem 
Menschen,  der  über  das  Säuglingsaltcr  hinaus  ist,  we- 
der unter  den  rohesten  Völkern,  noch  unter  den  Un- 
glücklichen, die  in  den  Zustand  der  Verwilderung  ge- 
riethen,  hat  sich  jemals  auch  nur  eine  Spur  eines  In- 
Stincts  gefunden,  sondern  in  allen  offenbarte  sich  stets 
das  Denkvermögen  und  die  Vernunft:  und  will  man 
auch  von  diesen  geistigen  Eigenschaften  ganz  absehen, 
will  man  die  weniger  bemerkbaren  Eigenthümlichkcitcn 
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seines  Körpers  ganz  unberücksichtigt  lassen,  so  stellen 
sich  als  ganz  auffallende  desselben  doch  schon  jedem 
Blicke    dar:     die    in    gleich  massigen  Reihen 
senkrecht   neben  einander  stehenden  Zähne, 
welche  der  Mensch  zwar  nicht  als  Waffen  gebrauchen, 
aber  vermittelst  welcher  er  sowohl  animalische,  als  ve- 
getabilische Stoffe  zu  Speisen  verarbeiten,  und  articu- 
lirte  Laute  hervorbringen  kann;   zwei  Hände,  wel- 
che zu  vollkommenen  Tastorganen   eingerichtet  sind ; 
die   eigentümliche   Form    des  Beckens,  bei 
welcher  die  Eingeweide  in  demselben  eine  Unterstützung 
finden  und  er  bequem  zu  sitzen  im  Stande  ist,  und 
endlich   die  aufrechte   Stellung  und    der  auf- 
rechte Gang,    welche    dem  Menschen,   den,  nach 
C  i  c  e  r  o '  s  Worten ,  die  Natur,  während  sie  alle  leben- 
den Geschöpfe  der  Nahrung  wegen  zur  Erde  nieder- 
beugte, zum  Anblick  des  Himmels  selbst  in  die  Höhe 
richtete,  nicht  nur  eigenthümlich,   sondern  dem  Kör- 
perbaue nach  ebenso  nothwendig,    als  allein  möglich 
sind.     Nach  allen  diesen  der  Menschheit  ausschliess- 
lich zukommenden  geistigen  und  körperlichen  Merkma- 
len bildet   dieselbe  daher    eine   über  dem  Thier- 
reiche und  für  sich  stehende,   völlig  in  dem- 
selben  abgegrenzte   Ordnung,    und   wenn  der 
grosse  Linne,  als  er  das  Inventarium  der  Natur  auf- 
nahm, den  Menschen  dessen  ungeachtet  mit  Alfen,  Meer- 
katzen und  Fledermäusen  zusammenstellte,  so  wollte 
er  ihm  doch  dadurch  keinesweg-es  diese  Stellung  in  der 
Natur  anweisen,  denn  sein  System  sollte  nur  ein  künst- 
liches,   nur  ein  Register   zum  Inventarium  sein,  bei 
welchem  es,  um  das  Auffinden  zu  erleichtern,  nur  auf 
die  Zusammenstellung  nach  irgend  einem  einzelnen,  sich 
aber  als  beständig  zeigenden  Merkmale  ankommt,  mag 
auch  durch  dieselbe,   wie  bei  jeder  Ordnung  nach  den 
Anfangsbuchstaben  der  Benennung,   das  Gleichartige 
getrennt   und    das    Ungleichartige  zusammengebracht 
werden. 
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Da  das  Thierreich,  wie  das  Pflanzenreich  ,  eine 
zahllose  Menge  von  Arten  oder  Einheiten  der  lebenden 
Natur  umfassen,   so  dringt  sich  aber  noch  die  Frage: 
ob  dieses  auch  bei  der  Menschheit  der  Fall  sey'?  um 
so  mehr  auf,  als  von  der  Entscheidung  derselben  eben- 
so sehr  die  Bedeutung  des  Satzes:  der  Staat  ist  Sache 
der  Menschheit,  abhängig  ist;  denn  wäre  es  wirklich 
so,  wie   es   bei  der  auflallenden  Verschiedenheit  der 
Menschen  den  Anschein  gewinnt,  so  würde  sich  wie- 
der fragen:   ob  sich  überhaupt  von  dem  Staate  reden 
Hesse     ob   die  Staaten  der  verschiedenen  Menschen 
nicht  ebenso  wesentlich  von  einander  verschieden  sind, 
als  das  Zusammenleben  bei  den  verschiedenen  Thier enl 
ob  die  Staaten,  zu  welchen  Europäer  und  Neger  ge- 
hören, Vereine  gleicher  oder  verschiedener  Wesen  sind'? 
und  ob  in  denselben,   da  aus  der  Beschaffenheit  der 
Wesen  ihre  Verhältnisse  und  Ansprüche  hervorgehen, 
diese  bei  den  verschiedenen  Menschen  nicht  auch  ver- 
schiedene sein  werden '?     Diese   zur  Begründung  der 
Staatslehre  höchst  wichtigen  und  nicht  zu  umgehenden 
Fragen  können  nur  mit  der  Frage:  ob  die  verschie- 
denen Mens  chenstämme  verschiedene  Arten, 
oder  nur  verschiedene  Abarten  einer  und  der- 
selben Art  sind'?   ob  sie  zu  einer  oder  zu  mehreren 
Einheiten  gehören'?   zugleich  beantwortet  werden,  und 
die  Antwort  auf  diese  letztere  kann  nach  dem,  soweit 
die  Erfahrungen  reichen,   in  der  ganzen  lebenden  Na- 
tur geltenden,  oben  angeführten  Merkmale  des  Zusam- 
mengehörens  zu   einer  Art:   die  Zeugung  unter  sich 
fruchtbarer  Wesen,  nur  für  die  Einheit  des  Men- 
schengeschlechts ausfallen.      Mag  bei  den  31en- 
schen  die  Verschiedenheit  der  Eltern  in  Farbe,  Gestalt 
u.  s.  w.  auch  noch  so  gross  sein,  so  wird  durch  die- 
selbe die  Fruchtbarkeit   der   Kinder  nicht  beschränkt, 
geschweige  denn  aufgehoben,  sondern  sie  können  wie- 
der mit  ihres  Gleichen  und  mit  Andern  ebenso  frucht- 
bare  Kinder  erzeugen  ,    welche  in  der  Regel  halb- 
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schlächtig  sind,  oder  ihrer  Beschaffenheit  nach  in  der 
3Iitte  zwischen  beiden  Eltern  stehen,  aber  schon  durch 
ihre  unbeschränkte  Fruchtbarkeit  jeden  Anschein,  Spröss- 
linge  einer  Bastardzeugung*  zu  sein,  von  sich  abweisen. 

Die  Menschheit  macht  daher  nur  eine  Art 
und  eine  Einheit  in  der  lebenden  Natur  aus, 
und  die  Verschiedenheiten,  so  vielfach  und  auffallend 
sie  auch  sind,  bilden  nur  Abarten,  und  die  erblich  fort- 
dauernden, Racen,  w  elche  ursprünglich  nicht  aus  dem 
Wesen  des  Menschen  selbst  hervorgegangen,  sondern 
nur  durch  den  Einfluss  der  äussern  Umstände  entstan- 
den sind.  So  lange  der  Mensch  demselben  weniger 
ausgesetzt  ist,  zeigen  sich  auch  die  Racenuntcrschiede 
weniger  bemerkbar.  Die  Dauer  des  Lebens  im  Mutter- 
leibe ist  bei  allen  Menschcnracen  dieselbe,  und  die 
Entwickelung  des  Embryo  geschieht  bei  allen  auf  glei- 
che Weise;  erst  nach  der  Geburt  treten  die  Verschie- 
denheiten in  völliger  Stärke  hervor,  welche,  soweit  sie 
körperlich  sind,  theils  in  der  verschiedenen  Hautfarbe, 
thcils  in  dem  verschiedenen  Haarwuchs,  theils  in  der 
verschiedenen  Grösse  und  Gestaltung  des  Körpers  und 
sogar  des  Schädels  bestehen.  So  höchst  bedeutend 
diese  aber  auch  sind,  so  wenig  beweisen  sie  ursprüng- 
liche Verschiedenheiten  in  der  Menschheit;  bei  vielen 
Hausthieren  sind  die  Racen  noch  viel  abweichender  von 
einander,  als  bei  den  Menschen,  und  da  alle  Beob- 
achtungen es  überzeugend  darthun,  wie  sehr  Klima, 
Nahrung  und  Lebensart  die  Farben  der  Haut,  die  Be- 
schaffenheit der  Haare,  die  Grösse  und  die  Gestaltun- 
gen der  belebten  Wesen  verändern,  so  müssten  die 
Menschen  nicht  zu  denselben  gehören,  wenn  sie,  die 
in  allen  Klimaten  wohnen,  sich  von  den  verschieden- 
artigsten Stoffen  ernähren  und  unter  den  mannigfach- 
sten Verhältnissen  leben,  sich  überall  gleich  bleiben 
und  von  den  Veränderungen,  welche  alle  lebende  We- 
sen dadurch  erleiden,  ausgeschlossen  sein  sollten;  im 
Gegentheil  müssen  sich  diese  bei  ihnen  noch  bedeuten- 
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der  zeigen ,  weil  der  Mensch  durch  die  äussern  Um- 
stände nicht  blos,  wie  das  Thier  und  die  Pflanze,  ver- 
ändert wird,  sondern  sich  durch  die  Wahl  des  Wohn- 
orts, der  Nahrung  und  der  Lebensart  selbst  verändern 
kann.  Sein  Wille  wird  daher  zur  Ursache  nicht  ge- 
ringer Veränderungen  seiner  selbst,  welche  bedeutende 
Verschiedenheiten  im  Menschengeschlechte  hervorbrin- 
gen und,  weil  dem  Willen  stets  Vorstellungen  zum 
Grunde  liegen,  eigentlich  aus  diesen  hervorgehen.  Die 
Vorstellungen  des  Angemessenen  und  die  des  Wohl- 
gefälligen, aus  welchen  erstem,  wenn  sie  bestimmend 
für  das  Verhalten  werden,  die  bitten,  und  aus  wel- 
chen letztern  in  gleichem  Falle  die  Moden  entste- 
hen, äussern  ihre  Einwirkung  auch  nicht  minder,  als 
auf  die  Seele,  auf  die  Körperbildung  des  Menschen, 
selbst,  ohne  dass  so  gewaltsame  Mittel,  wie  zur  Ver- 
kleinerung der  Füsse  der  Chinesinnen,  und  wie  zur 
Abplattung  des  Kopfes  bei  den  Karaiben  angeAvendet 
werden  dürfen.  Bei  der  grossen  Mannigfaltigkeit  der 
äussern  Umstände  und  der  Vorstellungen  ist  daher  die 
Verschiedenheit  unter  den  Menschen  eine  nothwendige, 
aber  ebenso  ist  es  auch  die  Uebereinstimmung  aller  de- 
rer, deren  Vorfahren  sich  unter  gleichen  Verhältnissen 
befunden  haben.  Es  musste  sich  daher  die  Menschheit 
in  verschiedene  Racen  und  Stämme  theilcn,  und  die 
Angehörigen  einer  jeden,  ohne  die  Besonderheit  der 
Einzelnen  aufzuheben,  in  körperlicher  und  geistiger 
Hinsicht  ein  gewisses  gemeinsames  Gepräge,  einen 
Cliaracter,  erhalten,  in  welchem  sie  mit  einander 
übereinstimmen  und  sich  wieder  von  den  Angehörigen 
der  andern  unterscheiden,  und  ferner  mussten  wieder 
diejenigen,  welchen  durch  gemeinsame  Schicksale  ibrer 
Voreltern,  wenn  deren  Folgen  sich  auf  die  Nachkom- 
men fortpflanzen  und  durch  besondere  äussere  Einwir- 
kungen eine  besondere  Eigenthümlichkeit  des  Charac- 
ters  zu  Theil  geworden  ist,  als  Mitglieder  eines  Volks 
einander  gleichen,  sich  von  den  andern  Völkern  der- 
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selben  Race  trennen,  und  so  endlich  die  ganze  Mensch- 
heit, als  aus  Völkern  zusammengesetzt,  darstellen; 
durch  je  mehrere  Generationen  auf  jede  der  Racen  und 
Völker  die  Ursachen,  welche  ihre  Entstehung  veran- 
lassten, gleichförmig  und  fortdauernd  einwirkten,  desto 
beständiger  musste  ihre  Verschiedenheit  von  den  an- 
dern, aber  auch  zugleich  ihr  Character  werden,  und 
desto  weniger  werden  beide,  wenn  auch  die  Ursachen 
wegfallen,  oder  andere  in  deren  Stelle  eintreten,  so 
leicht  wieder  abgeändert  werden  können.  Die  Bestän- 
digkeit der  Racenunterschiede  unter  allen  Klimaten  und 
den  abweichendsten  Verhältnissen  ist  daher  nur  die 
Folge  der  Dauer,  welche  die  Racen  schon  gehabt  ha- 
ben; aber,  dass  sie  deshalb  keinesweges  ursprüngli- 
che sind,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  die  Unter- 
schiede jeder  Race  vereinzelt  und  zerstreut  auch  bei 
andern  Racen  vorkommen,  so  dass  die  allmähligen  Ue- 
bergänge  von  einer  in  die  andere  jede  scharfe  Be- 
grenzung derselben  aufheben,  und  ihre  Classificirung 
im  höchsten  Grade  schwierig  und  unbestimmt  machen. 

Allein,  wenn  auch  die  körperlichen  Racenunter- 
schiede in  der  Menschheit  nicht  über  die  Grenzen  der 
Ausartung  der  lebenden  Wesen  hinausgehen :  sind  nicht 
die  Geistesfähigkeiten  so  verschieden,  dass  man  zur 
Annahme  gezwungen  wird,  die  Natur  habe  hier  höher, 
dort  niedriger  organisirte  Menschen  geschaffen?  Gross 
ist  allerdings  der  Unterschied,  der  in  geistiger  Hinsicht 
den  Pescheräs  von  dem  Europäer  trennt,  aber,  wenn 
man  aus  demselben  eine  ursprüngliche  Verschiedenheit 
des  Menschengeschlechts  oder  mehrere  Arten  dessel- 
ben folgert,  so  überlässt  man  sich  dem  stets  unsichern 
Schlüsse  von  der  Bildung  auf  die  Bildungsfähigkeit  und 
legt  auch  gewiss  ein  zu  geringes  GeAvicht  auf  die  Er- 
fahrungen, welche  die  beseelten  Wesen  darbieten.  In 
jeder ,  selbst  der  gebildetsten  europäischen  Nation  giebt 
es  Einzelne,  welche  auf  der  niedrigsten  Stufe  der  gei- 
stigen und   sittlichen  Bildung  stehen,  und  aus  jeder 
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Race  lassen  sich  dagegen  Viele  nennen,  welche  durch 
Geistesschärfe,  Kenntnisse,  Geschicklichkeit  und  Her- 
zensgute Bewunderung  erregten,  und  dadurch,  wenn  sie 
auch  unter  europäischer  Leitung  ausgebildet  waren,  doch 
den  Beweis  führten,  dass  es  ihrer  Race  nicht  sowohl 
an  der  Bildungsfähigkeit,  als  an  der  Gelegenheit  zur 
allgemeinen  Ausbildung  mangelt;  aber  müsste  man  auch 
bei  den  verschiedenen  Racen  eine  Verschiedenheit  der 
gegenwärtigen  Bildungsfähigkeit  annehmen,  so  beweist 
diese  doch  noch  keinesweges,  dass  dieselbe  ursprüng- 
lich verschieden  gewesen,  weil  möglicherweise  die  Bil- 
dung der  Eltern  auf  die  Bildungsfähigkeit  der  Kinder 
einen  ähnlich  günstigen  Einfluss  haben  kann,  wie  die 
Veredlung  der  Thiere  und  Pflanzen  auf  die  weitere 
Veredlungsfähigkeit  derselben,  und  die  Zähmung  der 
wilden  Thiere  auf  den  leichtern  Fortgang  der  Zähmung 
ihrer  Nachkömmlinge.  Indessen  bedarf  es  auch  nicht 
einer  solchen  Voraussetzung,  da  der  Grad  der  erreich- 
ten Bildung  nicht  blos  von  den  Anlagen  abhängt,  wel- 
che die  Bildungsfähigkeit  bestimmen,  sondern  auch  von 
den  Mitteln  zur  Ausbildung  derselben,  und  das  Volk 
also  mit  jedem  Fortschritt  in  derselben  für  seinen  Zu- 
wachs in  sich  selbst  einen  bessern  Erzieher  erhalten 
und  dadurch  zu  einer  höhern  Stufe  gelangen  wird.  Der 
Einwand,  dass,  wenn  die  Anlagen  bei  allen  Völkern 
ursprünglich  dieselben  gewesen,  auch  die  Veranlassung 
zur  Ausbildung  und  die  Mittel  dazu  bei  allen  gleich  ge- 
wesen sein  müssten,  schwindet  ebenso  bei  der  Erwä- 
gung, dass  der  Erfolg  der  Ausbildung  sich  verstärkt, 
je  länger  sie  dauert  und  je  mehr  äussere  Kräfte  bei 
derselben  wirksam  sind,  und  dass  beides,  weil  das 
eine  wie  das  andere  von  der  Beschaffenheit  des  Wohn- 
sitzes und  von  nicht  allgemeinen,  oft  sogar  nur  zufäl- 
ligen Umständen  abhängt,  bei  den  verschiedenen  Völ- 
kern nicht  gleich  gewesen  sein  konnte.  Wenn  daher 
der  gebildete  Weisse  hochmüthig  auf  den  armen  Neger 
oder  Indianer  hcrabblickt,  so  ist  dieser  Stolz  ebenso 
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ungeziemend,  als  wenn  der,  welcher  eine  sorgfältige 
Erziehung  genossen  hat,  den  andern,  weil  ihm  dieses 
Glück  versagt  war,  nicht  für  seines  Gleichen  anerken- 
nen will;  denn  keiner  Race  ist  die  Gelegenheit  zur 
Ausbildung  in  solchem  Maasse  zu  Theil  geworden,  als 
der  weissen  oder  kaukasischen  durch  ihren  Wohnsitz, 
dessen  Beschaffenheit  vor  allen  andern ,  indem  sie  sei- 
nen Bewohnern  eine  längere  Bildungszeit  verstattete 
und  sie  mit  einander  in  eine  vielseitigere  und  engere 
Verbindung  setzte,  die  Cultur  derselben  unendlich  be- 
günstigte. Das  gemässigte  Klima  beschränkt  weder 
durch  erschlaffende  Hitze,  noch  durch  erstarrende  Kälte 
ihre  Thätigkeit,  welche  durch  die  Arbeit  erfordernde 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  zwar  angeregt,  aber  zu  des 
Lebens  Nahrung  und  Nothdurft  nur  so  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  dass  sie  in  der,  wegen  der  später  ein- 
tretenden Mannbarkeit ,  läuger  währenden  Jugend,  der 
Periode  der  höchsten  Bildsamkeit,  ganz  und  in  den 
spätem,  auch  wegen  der  im  Durchschnitt  längern  Le- 
bensdauer, länger  dauernden  Perioden  einem  bedeuten- 
dem Theile  nach  auf  die  Ausbildung  verwendet  werden 
kann,  welche  stets  nur  aus  der  Wechselwirkung  der 
Menschen  auf  einander  hervorgeht.  Zu  dieser  bietet 
kein  Wclttheil  die  Möglichkeit  und  die  Veranlassung 
in  einem  höhern  Grade  dar,  als  Europa  und  besonders 
die  Küstenländer  des  mittelländischen  Meeres,  welche 
dadurch  zur  Wiege  der  europäischen  Bildung  gewor- 
den sind,  denn  in  keinem  giebt  es  so  wenige  unbe- 
wohnbare Gegenden,  und  die  wenigen  sind  von  so  ge- 
ringem Umfange,  dass  die  Wohnsitze  sich  an  einander 
fortreihen  und  die  Bewohner  nicht  nur  durch  ihre  nach- 
barlichen Verhältnisse  sich  in  einer  über  die  ganze  Aus- 
dehnung des  festen  Landes  verbreiteten  Verbindung 
befinden,  sondern  auch  die  entfernt  von  einander  woh- 
nenden durch  den  Verkehr,  welchen  theils  der  Mangel 
an  Wüsten  und  öden  Strecken,  theils  die  zahlreichen, 
nach  allen  Seiten  fliessenden  schiffbaren  Ströme  und 
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die  vielen  Meerbusen  und  Hafenplätze  mehr  als  sonst 
irgendwo  erleichtern  ,  mit  einander  verbunden  werden. 
Aber  ausser  der  vielfachen  Berührung,  in  welche  die 
Eingebornen  von  Europa,  Kleinasicn  und  Nordafrica 
sogleich  kommen  mussten,  ausser  diesem  persönlichen 
Umgänge,  welcher  ihre  Bildung  erweckte  und  förderte, 
konnten  sich  dabei  nicht  nur  die  Mitlcbenden,  die  einan- 
der nie  sahen  und  hörten,  gegenseitig  unterstützen, 
sondern  auch  von  den  Vorfahren  bis  aus  den  ältesten 
Zeiten  Beihülfe  empfangen,  dadurch,  dass  ihnen  das 
Glück  in  der  Buchstabenschrift  das  erfolgreichste  Mit- 
tel zum  geistigen  Verkehr  zuführte.  Unter  so  günsti- 
gen Umständen  konnte  wohl  der  Weisse  auch  bei  glei- 
chen Anlagen  zum  Vorrange  gelangen,  aber  schon  die 
bekannte  Erzählung  der  Neger,  dass  der  grosse  Geist 
dem  Weissen  in  der  Schreibfeder  den  Herrscherstab 
übergab,  liefert,  auch  wenn  es  an  den  unzähligen  Bei- 
spielen von  Geist  und  Seelengrösse  unter  den  Farbigen 
fehlte,  den  vollgültigsten  Beweis,  dass  ihnen  sogar  ein 
so  hoher  Scharfsinn,  selbst  in  dem  anscheinend  Ge- 
ringfügigen das  vielen  Europäern  noch  verborgen  ge- 
bliebene Bedeutungsvolle  zu  erkennen,  nicht  versagt 
ist,  dass  daher  sie  keinesweges  stiefmütterlich  an  Gei- 
stesgaben ausgestattet  sind,  wohl  aber,  dass  nicht  min- 
der, wie  der  Körperbau,  auch  der  Geist  des  Menschen 
den  vielfachsten  Modifikationen  durch  äussere  Einflüsse 
unterworfen  ist. 

Unendlich  gross  und  unvergänglich  ist  das  Ver- 
dienst, welches  sich  der  ehrwürdige  Blumenbach  um 
die  ganze  Menschheit  erworben  hat,  indem  er  das 
Wahngebilde  von  einem  angeblichen  Uebergangc  der- 
selben in  die  Thierheit  und  von  mehr  oder  minder  die- 
ser nahekommenden  Menschenarten  gänzlich  zertrüm- 
merte und  dadurch  nicht  nur  des  Menschen  Würde 
feststellte,  sondern  auch  die  Anerkennung  derselben  in 
gleichem  Maasse  für  unsere  farbigen  Mitbrüder  erstritt-, 
aber  dieses  sein  Verdienst  ist  auch  ein  grosses  um  die 
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Staatslehre,  denn  aus  der  mit  unwiderlegbaren  Gründen 
von  ihm  nachgewiesenen  Einheit  des  Menschenge- 
schlechts ergiebt  es  sich,  dass  das  menschliche  Leben 
und  die  Bedingungen  desselben  unter  allen  Zonen  und 
zu  allen  Zeiten  dieselben  sind,  dass  das,  was  der 
Mensch  bedarf,  ursprünglich  bei  allen  gleich  und  nur, 
wie  es  ihm  zu  Theil  wird,  bei  den  verschiedenen 
verschieden  ist,  und  dass  also  der  Staat,  welcher  al- 
len Menschen  ursprünglich  angehört,  und  bei  der 
grössten  Racenverschiedenheit  seiner  Mitglieder  doch 
stets  aus  gleichen  Wesen  zusammengesetzt  ist,  auch 
bei  allen  aus  einem  und  demselben  Bedürfnisse  hervor- 
gegangen sein  wird.  Dieses  Bedürfniss  muss  aber,  wie 
wir  bereits  gesehen  haben,  ein  dem  menschlichen  Le- 
ben ausschliesslich  zukommendes  sein,  weil  der  Staat 
sich  allein  in  der  Menschheit  findet  und  diese  von  der 
Thierheit  völlig  abgeschlossen  ist;  es  muss  daher  aus 
dem  Eigentümlichen  und  Unterscheidenden  der  Mensch- 
heit entspringen,  und  da  dieses  in  dem  Vermögen,  sich 
selbst  bestimmen  und  sich  vervollkommnen  zu  können, 
besteht,  so  muss  auch  der  Staat,  als  nothwendige  Be- 
dingung des  menschlichen  Lebens,  sich  auf  diese  Ver- 
mögen beziehen  und  dieser  Vermögen  wegen  ein  Be- 
dürfniss der  Menschheit  sein.  Die  Fragen  über  das 
AVesen  des  Staats,  über  seinen  Zweck,  so  wie  über 
die  ihm  zu  demselben  zu  gebende  Form  und  Einrich- 
tung,  leiten  daher,  weil  der  Staat  ein  Zusammenleben, 
also  eine  Form  des  Lebens  ist,  und  weil  das  sich  Ver- 
vollkommnen, das  sich  dazu  Bestimmen  voraussetzt, 
auf  die  Untersuchung  des  Verhältnisses,  in 
welchem  das  Leben  zur  Selbstbestimmung 
steht. 

Das  Leben  des  Menschen,  als  eines  organischen 
Wesens ,  ist  an  die  allgemeinen  Bedingungen  des  orga- 
nischen Lebens  gebunden.  Ob  er  Nahrung  zu  sich  neh- 
men, ob  er  sich  in  athmungsbarer  Luft  befinden,  oder 
ob  er  sich  nur  einer  dem  Umlauf  seiner  Säfte  nicht. 
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störenden  Temperatur  aussetzen  will,  hängt  zwar  ge- 
wöhnlich von  ihm  ab,  aber  thut  er  es  nicht,  so  hört 
sein  Leben  und  mit  demselben  hier  sein  Dasein  auf. 
Hat  seine  Natur  durch  eine  fortdauernde  Einwirkung 
gewisser  äusserer  Umstände  in  irgend  einer  Hinsicht 
eine  besondere  Richtung  erhalten,  oder  ist  eine  Ge- 
wöhnung eingetreten,  so  hängt  noch  ausserdem  von 
dem  Vorhandensein  dieser  äussern,  oft  zufälligen,  Um- 
stände seine  Gesundheit  und  sein  Wohlbefinden  ab, 
und  der  eigne  Vortheil  verlangt  deshalb,  wie  ich  oben 
bemerkte,  sich  vor  Gewöhnungen  möglichst  zu  bewah- 
ren, um  nicht  durch  dieselben  in  eine  noch  grössere 
Abhängigkeit  zu  gerathen;  denn  spätere  Versuche,  von 
denselben  loszukommen,  misslingen  nur  zu  häufig  und 
führen  oft  in  der  Selbstpeinigung  einen  noch  mehr  be- 
engenden Zustand  herbei.  Sowohl  die  Bedingungen  des 
Lebens,  als  die  Gewöhnungen,  fordern  daher  Thätig- 
keiten  und  nöthigen  zu  Selbstbestimmungen,  welche, 
weil  sie  geschehen  müssen,  auch  wenn  das  wie  dem 
Menschen  anheimgestellt  bleibt,  seine  freie  Selbstbestim- 
mung begrenzen.  Soweit  die  Grenzen  von  den  Gewöh- 
nungen ausgehen,  sind  sie  nur  zufällige,  welche  in  der 
vorliegenden  Untersuchung  nicht  in  Betracht  kommen, 
soweit  sie  dagegen  in  den  Bedingungen  des  Lebens 
ihren  Ursprung  haben,  wenn  sie  sich  auch  nach  der 
vorkommenden  Beschaffenheit  der  Umgebung  mehr  oder 
weniger  richten,  doch  allgemeine,  der  Willkür  der 
ganzen  Menschheit  gesetzte,  welche  die  Selbstbestim- 
mung, soweit  sie  innerhalb  derselben  zur  Befriedi- 
gung von  Bedürfnissen  geschieht,  von  der  ausser- 
halb derselben,  der  freien,  zur  Erreichung  von 
Zwecken  abscheiden.  Da  die  Bedürfnisse  und 
Zwecke  jedes  Menschen  nach  den  Zuständen,  in  wel- 
chen er  sich  befindet,  verschieden  sind,  das  mensch- 
liche Leben  aber,  wie  das  Leben  überhaupt,  von  der 
Geburt  bis  zum  Tode  in  einer  Reihenfolge  in  einander 
übergehender,  stets  veränderter  Zustände  besteht,  und 
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diese  auch  bei  der  Theilung  der  Menschheit  m  zwei 
Geschlechter  verschieden  sind,  je  nachdem  der  Mensch 
dem  männlichen  oder  dem  weiblichen  angehört,  so  kann 
auch  das  Verhältniss,  in  welchem  sich  die 
Selbstbestimmung  theils  auf  Bedürfnisse 
theils  auf  Zwecke  bezieht,  nicht  bei  allen  Men- 
schen dasselbe  sein,  sondern  wird  sich  auch,  abgese- 
hen vom  Culturzustande  eines  jeden,  nach  Alter  und 
Geschlecht  verschieden  bilden. 

In  dem  ersten  jSäll$?lilljS?Saltcr  geben  sich  nur 
die  Bedürfnisse  des  leiblichen  Lebens  kund,  ohne 
Selbsttätigkeiten  zu  ihrer  Abhülfe  veranlassen  zu  kön- 
nen; sobald  aber  die  Sinnwerkzeuge  und  die  Muskeln 
zu  der  Stärke  gelangt  sind,  dass  das  Kind  durch  die 
erstem  mit  seiner  Umgebung  bekannt  wird  und  vermöge 
der  letztern  freiwillige  Bewegungen  vorzunehmen  im 
Stande  ist,  stellt  sich  bei  demselben  sogleich  das  Be- 
dürfniss  der  Beschäftigung  ein.  Anfänglich  will  es  nur 
beschäftigt  werden,  später  unternimmt  es  selbst,  in- 
dem es  spielt,  Thätigkeiten  zur  Befriedigung  dieses  Be- 
dürfnisses, welches  immer  lebhafter  hervortritt,  jemehr 
mit  dem  Erwachen  des  Bewusstseins  seine  Wahrneh- 
mungen zu  Vorstellungen  werden,  und  das  Kind,  wenn 
das  Gedächtniss  seinen  Vorstellungen  Dauer  gegeben 
und  die  Sprache  die  Mittheilung  derselben  verstattet, 
sich  in  einen  geistigen  Verkehr  mit  seiner  Umgebung 
versetzt  findet.  Während  dieser  ersten  Periode,  dem 
Kindesalter,  welche  ungefähr  bis  zum  Zahn  Wech- 
sel dauert,  gehen  die  Thätigkeiten,  sowie  hernach  auch 
die  Selbstbestimmungen  nur  von  den  Bedürfnissen  aus, 
und  dieEntwickelung  des  Menschen  geht  noch  ohne  Bezug 
auf  das  Geschlecht  vor  sich;  bei  dem  männlichen  wie 
bei  dem  weiblichen  Kinde  sind  die  Wünsche,  Spiele, 
Krankheiten  u.  s.  w.  dieselben. 

Diese  Uebereinstimmung  beider  hört  aber  auf  mit 
dem  Eintritt  in  die  zweite  Periode,  in  die  «Jugend, 
welche  mit  der  erreichten  Männlichkeit  und  Mannbar- 
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keit  endigt.  Bedürfnisse  fordern  dann  nicht  mehr  allein 
zur  Selbstbestimmung  auf,  sondern  auch  Zwecke,  wel- 
che ,  weil  sie  bei  derselben  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
vorwalten  und  sich  bei  beiden  Geschlechtern  verschie- 
den stellen ,  diese  jetzt  von  einander  entfernen.  Ob- 
gleich bei  jeder  Seelenthätigkeit  Empfindungen  und  Ge- 
danken sich  verbinden  und  also  beide  Vermögen ,  das, 
Empfindungen  aufzunehmen,  und  das,  Gedanken  her- 
vorzubringen, stets  vereint  mit  einander  wirken,  so 
werden  doch  die  Vorstellungen,  und  also  auch  die 
Zwecke,  welche  in  Folge  derselben  aufgefasst  wer- 
den, verschieden  ausfallen  nach  dem  Verhältniss,  in 
welchem  beide  Vermögen  zu  einander  stehen.  Dass 
dieses  bei  dem  männlichen  und  weiblichen  Geschlechte 
nicht  dasselbe  ist,  zeigt  sich  im  Fortgange  der  Aus- 
bildung unverkennbar.  Mit  dem  zartem,  für  jeden  Ein- 
druck immer  empfänglicher  werdenden  Körper  des  Mäd- 
chen bildet  sich  in  ihr  das  Seelenvermögen  zu  empfin- 
den, in  dem  Knaben,  dessen  stärkerer  Körperbau  ihn 
zu  Aeusserungen  der  Kraft  auffordert,  die  er  nach 
Vorstellungen  einrichten  muss,  das  Vermögen  zu  den- 
ken überwiegend  aus,  und  ebenso,  wie  in  der  erstem 
die  Vorherrschaft  des  Gemüths  den  Charakter  der 
Weiblichkeit  ausspricht,  bezeichnet  in  dem  Knaben  der 
Charakter  der  Männlichkeit  die  Vorherrschaft  des  Gei- 
stes. Beide  betrachten  sich  bei  ihren  Zwecken  als  Mit- 
telpuncte,  aber  sie  als  den,  auf  den  sich  alles  bezie- 
hen, er  als  den,  von  welchem  alles  ausgehen  soll;  sie 
bildet  ihren  Geist,  um  richtiger  zu  empfinden,  und  hält 
auf  ihr  Aeusseres,  um  sich  dem  bei  ihrem  zarten  Ge- 
fühle tief  verwundenden  Schmerze,  zu  missfallen,  nicht 
auszusetzen ;  er  scheut  denselben  nicht,  aber  desto  mehr 
den  Vorwurf  der  Gedankenleere,  und  begehrt  deshalb 
nach  Kenntnissen,  vertieft  sich  im  Nachgrübeln ,  lernt, 
übt  sein  Gedächtniss  und,  bestrebt  auf  Geistesbildung 
um  derselben  selbst  willen,  verlangt  er  von  seinem 
Vermögen  zu   empfinden  und  dadurch  wahrzunehmen 


—  I.  — 


35 


nur  die  Unterstützung  derselben.  Mit  der  höhern  Cul- 
tur  der  Gesellschaft  nimmt  aber  die  Vorbildung  beider 
Geschlechter  einen  noch  verschiedenem  Gang. 

Im  rohen  Zustande  vertheilen  sich  die  Geschäfte 
des  Lebens  nur  nach  Maassgabe  der  zur  Ausführung 
derselben  erforderlichen  körperlichen  Beschaffenheit  und 
Stärke  auf  beide  Geschlechter ,  und  der  Beruf  ist  zwar 
für  jedes  derselben  ein  verschiedener,  für  Alle  aber, 
die  einem  Geschlechte  angehören,  einer  und  derselbe; 
im  cultivirten  dagegen  erhält  er  sich  nur  bei  dem  weib- 
lichen gleichartig,  bei  dem  männlichen  hebt  die  Verein- 
zelung; der  Geschäfte  das  Gemeinschaftliche  desselben 
auf,  und  da  seine  Mannigfaltigkeit  immer  zunimmt,  so 
muss  auch  die  Vorbildung,  welche  bei  dem  weiblichen 
Geschlechte  fortdauernd  eine  übereinstimmende  bleibt, 
bei  dem  männlichen  ebenso  mannigfaltig  werden,  wie 
der  Beruf,  auf  welchen  sie  sich  bezieht.  Der  Knabe 
wird  es  auch  bald  inne,  dass  er  sich  für  einen  be- 
stimmten einzelnen  Beruf  vorzubereiten  hat,  und  da  bei 
seiner  Ausbildung  die  allgemeine  der  für  den  Beruf 
stets  untergeordnet  ist,  so  nimmt  sie  eine  besondere 
Richtung  an ,  welche  für  jeden  Beruf  eine  verschiedene 
ist,  und  schon  die  Knaben,  noch  mehr  aber  die  Jüng- 
linge, welche  sich  nicht  denselben  Beruf  erwählt  haben, 
von  einander  entfernt.  Das  Mädchen,  wenn  es  zur 
Jungfrau  heranreift,  entfernt  sich  zwar  auch  von  den 
Knaben  und  Jünglingen,  aber  sie  wird  nicht  von  ihres 
gleichen  getrennt,  denn,  da  sie  zu  keinem  besondern 
Berufe  hingezogen  wird,  so  bleibt  ihre  Ausbildung  stets 
eine  allgemeine,  und  soll  in  ihr  der  Sinn  für  das  Schöne 
und  Gute  in  voller  Klarheit  hervorgehen,  so  muss  sie 
auch  vor  allem  Einseitigen  bewahrt  bleiben,  und  sie  darf 
sich  demselben  daher  nicht  hingeben,  was  ihr  auch  nie 
zusagen  kann,  weil,  wie  Kant  sagt,  „der  Inhalt  der 
„  grossen  Wissenschaft  des  Frauenzimmers  der  Mensch, 
ihre  Weltweisheit  nicht  Vernünfteln,  sondern  Empfin- 
«den  ist." 
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Bei  beiden  Geschlechtern  ist  in  dieser  Periode  des 
Jünglings-  und  Jungfräulichen  Alters  der 

Blick  nur  vorwärts  gerichtet.  Sobald  die  Phantasie  sich 
ihrer  bemächtigt  und  sie  über  die  beengende  Gegenwart 
erhebt,  lässt  sie  vor  ihnen  eine  Zukunft  erscheinen, 
aber  dem  Jünglinge  auch  der  Zeit  nach  eine  andere, 
als  der  Jungfrau.  Ein  noch  so  richtiges,  auf  einen 
vereinzelten  Beruf  hingehendes  Streben  kann  in  sich 
wenig  Befriedigendes  haben ,  sondern  es  nur  durch  das 
Ziel,  zu  welchem  es  "führen  soll,  erhalten;  dagegen 
genügt  jede  auf  die  eigne  Person  gerichtete,  wohl  an- 
gewendete Thätigkeit  gleich  in  dem  Erfolge  und  regt 
durch  denselben  zu  ihrer  Fortsetzung  an;  daher  ist  die 
Zukunft,  deren  Bild  den  Jüngling  mit  Muth  und  Eifer 
erfüllt,  eine  von  der  Gegenwart  entfernte,  die  der 
Jungfrau  vorschwebende,  sie  ermunternde  aber  die  auf 
die  Gegenwart  zunächst  folgende,  und  da  die  Zwecke 
des  einen  wie  der  andern  sich  stets  auf  die  Zukunft 
beziehen,  so  müssen  sie  bei  beiden  gleichfalls  verschie- 
den sein.  Er  hat  sich  durch  die  Wahl  seines  Ge- 
schäftsberufs seinen  Zweck  gestellt,  und  mit  stetem 
Hinblick  auf  denselben  fasst  und  verfolgt  er  in  rastlo- 
sem Treiben  die  sich  ihm  als  vorliegend  aufdringenden 
Zwecke  nur  als  Mittel  zur  Erlangung  des  vorgesetzten, 
statt  dass  sie,  die  in  jedem  erreichten  Zwecke  die  Ver- 
anlassung und  die  Mittel  zum  nächsten  findet,  still  und 
ruhig  die  Erfüllung  eines  nach  dem  andern  zu  erreichen 
sucht  und  gleichsam  Zwecke  auf  Zwecke  baut.  In 
dieser  grossen  Verschiedenheit  beider  Geschlechter  in 
Hinsicht  ihrer  Zwecke  liegt  aber  die  Möglichkeit  ihrer 
Verbindung  in  dauernden  Vereinigungen,  zu  welchen 
sich  mit  dem  Ablauf  der  Periode  der  Ausbildung  der 
Jüngling,  wie  die  Jungfrau  hingezogen  fühlen.  Die 
Nöthigung  dazu  nur  in  der  Geschlechtsneigung  zu  su- 
chen, heisst  das  Erhabenere  der  Menschheit  verken- 
nen; der  aus  dieser  Neigung  hervorgehende  Trieb 
schweigt  sogar,  wenn  der  Gedanke  an  die  Lebcnsver- 
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einiffuna  erwacht,  und  ein  höherer  Trieb  nmss  daher 
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zu  derselben  führen.  Vielleicht  ist  es  jenes  reine  und 
erhebende  Wohlgefallen  an  der  Würde  der  Menschheit, 
welche  sich  in  der  Persönlichkeit  der  Jungfrau  darstellt, 
was  den  jungen  Mann  zu  ihr  hinzieht,  und  dagegen  das 
Aufopfernde,  welches  in  jedem  Streben  nach  einem 
vereinzelten,  nicht  auf  die  eigne  Person  beschränkten 
Zwecke  liegt,  was  als  edel  ihr  Gemüth  anspricht,  und 
sie,  sich  ihm  anzuschliessen,  bestimmt;  aber,  mögen 
die  Veranlassungen' zur  ersten  unbewussten  Annäherung 
auch  andere  sein,  so  ist  es  doch  das  Beide  erfüllende 
Gefühl  gegenseitiger  Ergänzung,  bei  welcher  Jeder  des 
Andern  Zwecke  zu  den  seinigen  macht,  und  Jeder  sein 
Glück  in  dem  Glücke  des  Andern  sucht,  oder  die 
liiebe  ,  welche  die  Vereinigung  knüpft  und  ihr 
dauernde  Festigkeit  giebt.  Diese  Verschmelzung  der 
beiderseitigen  Zwecke  würde  aber  zu  ihrer  Aufhebung 
werden  müssen,  wenn  die  der  Jungfrau,  wie  die  des 
Jünglings  sich  auch  auf  einen  einzelnen  Geschäftsberuf  und 
auf  eine  über  die  Gegenwart  weit  hinausliegende  Zu- 
kunft bezögen ,  und  nicht  stets  auf  das  Ganze  des 
Menschen  und  auf  die  der  Gegenwart  unmittelbar  fol- 
gende Zukunft  gerichtet  wären;  deshalb  kann  sie  sich 
mit  dem  Manne  von  jedem  noch  so  vereinzelten  Ge- 
schäftsberufe verbinden,  und  weil  ihre  Zwecke  den 
seinigen  stets  anpassen ,  ohne  störend  seinem  Fortstre- 
ben zu  werden,  dasselbe  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Forderungen  der  Gegenwart  und  des  Menschen  er- 
halten. 

Die  dritte  Periode  ist  die  der  Reife  und  Wirk- 
samkeit;  es  ist  die  wichtigste  des  Lebens,  auf 
welche  sich  eigentlich  das  ganze  Leben  bezieht,  denn 
die  vorhergehenden  sind  nur  die  Vorbereitungen  zu 
derselben,  und  die  spätem  ihre  allmälig  verhallenden 
Nachklänge.  Beide  Geschlechter  befinden  sich  wäh- 
rend derselben  in  der  höchsten  Kraft,  um  wirken  und 
sich  dabei  gegenseitig  unterstützen  zu  können.  Die 
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Zukunft,  für  welche  sie  sich  vorbildeten  und  Zwecke 
fassten,  ist  ihnen  in  dieser  zur  Gegenwart  geworden, 
und  diese  nimmt  daher  beide  in  Anspruch.  Auch  bei 
dem  Manne,  sobald  er  sich  auf  der  Stelle  befindet, 
welche  das  Ziel  seiner  Wünsche  und  der  Gegenstand 
seiner  bisherigen  Zwecke  war,  gehen  diese  jetzt  aus 
der  Gegenwart  hervor  5  die  Verbindung  beider  Ge- 
schlechter wird  durch  diese  Uebereinstimmung  noch  fe- 
ster in  sich,  und  da  in  derselben  die  Vorherrschaft  des 
Gemüths  in  der  Frau  dem  Manne,'  und  die  Vorherr- 
schaft des  Geistes  bei  ihm  ihr  wieder  zu  Gute  kommt, 
so  vergrössern  sich  die  Erfolge  ihrer  gemeinschaftli- 
chen ,  in  einander  greifenden,  sich  wechselsweise  er- 
gänzenden Wirksamkeit,  welche  zur  stufenweisen  Fort- 
bildung der  Menschheit  eine  unentbehrliche  ist,  weil 
das,  was  durch  die  Fortschritte,  welche  der  For- 
schungsgeist und  die  Thatkraft  der  Männer  in  den  ver- 
schiedenen Richtungen  gemacht ,  für  den  Menschen 
wirklich  gewonnen  ist,  in  der  Empfänglichkeit  des 
weiblichen  Geschlechts,  in  welchem  sich  mehr  als  in 
dem  männlichen  der  jedesmalige  Standpunkt  der  Cultur 
der  Gesellschaft  ausspricht,  Aufnahme  findet  und 
gleichsam  zum  neuen  Fundamente  des  weitern  Vor- 
schreitens  Avird.  Die  Erfahrung  zeigt  es  auch,  dass 
es  mit  der  Cultur  nicht  vorwärts  geht,  wenn  ein  Ge- 
schlecht von  dem  andern  unterdrückt  und  in  seiner 
Wirksamkeit  dadurch  gehemmt  ist,  und  dass  daher  die 
Form  des  Zusammenlebens  und  überhaupt  der  Gesellig- 
keit beiden  Geschlechtern  die  freieste  Entwickelung  der- 
selben gestatten  muss.  Da  die  Theilung  der  Geschäfte, 
aus  welcher  der  verschiedene  Beruf  der  Männer  her- 
vorgeht, die  Verbindung  derer,  auf  welche  sie  ver- 
theilt sind ,  zur  nothwendigen  Bedingung  macht,  so  sind 
es  auch  die  Männer,  welche  in  jedem  Volke  und  über- 
haupt in  jedem  über  die  Familie  hinausgehenden  Ver- 
eine mit  einander  zusammentreten  müssen,  und  es  ist 
unmöglich,  dass  dieses  gleichfalls  von  den  Frauen  ge- 
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schehen  kann,  weil  bei  der  Notwendigkeit,  ihre  Zwecke 
den  Bernfszwecken  der  Männer  anzuschliessen,  die 
unentbehrliche  Verbindung  der  letzteren  nicht  würde  be- 
stehen können;  sie  haben  auch,  weil  der  Beruf  einer 
jeden  nicht  ein  vereinzelter  und  verschiedener,  sondern 
bei  allen  einer  und  derselbe  ist,  keine  Veranlassung 
dazu.  Daher  bezieht  sich  die  Wirksamkeit  der  Frau 
auf  das  Haus,  die  des  Mannes  muss  dagegen  von  dem- 
selben ausgehen,  ihre  ist  eine  innere,  seine  eine  äussere, 
und  wenn  also  alle  Verbindungen  und  mithin  auch  die 
des  Staats  nur  von  den  Männern  gebildet  werden  kön- 
nen, so  befinden  sich  die  Frauen,  insofern  sie  nicht 
allein  dastehen,  nur  in  denselben  und  nehmen  nur  durch 
ihre  Männer  an  denselben  und  namentlich  auch  an  dem 
Staate  Theil. 

Neben  den  Zwecken,  welche  aus  der  Wirksam- 
keit und  der  Gegenwart  in  dieser  Periode  hervorgehen, 
entstehen  aber  auch  bei  beiden  Geschlechtern  Zwecke 
für  die  Zukunft  und  setzen  sie  wieder  in  Beziehungen 
zu  derselben,  welche  aber  nur  mittelbare  sind,  weil  sie 
nicht  mehr  die  eignen  Personen  betreffen,  sondern  die 
neue  Generation,  welche  aus  ihren  Verbindungen  ent- 
sprossen ist.  Die  Liebe  der  Eltern,  welche  die  Zwecke 
der  Kinder  zu  den  ihrigen  macht,  fordert  anfänglich 
sogar  die  Auffassung  derselben  für  diese,  später  nur 
die  Unterstützung  derselben,  und  wenn  diese  auch  nicht 
mehr  nothwendig  ist,  so  bleibt  immer  noch  die  lebhafte 
Theilnahme,  welche  die  Eltern  neben  ihrem  eignen  ge- 
genwärtigen  Leben  in  den  Kindern  die  Stationen  ihres 
verflossenen  nochmals  durchleben  lässt,  so  lange  nur 
noch  die  Kräfte  zu  ihrem  und  diesem  Mitleben  vor- 
halten. 

Sobald  diese  schwinden,  hört  die  Wirksamkeit 
allmälig  auf,  und  der  Mensch  tritt  in  das  Alter,  in 
die  Schlussperiode  seines  irdischen  Daseins.  Mit  der 
Ueberzeugung,  Zwecke  nicht  mehr  erfüllen  zu  können, 
hört  auch  die  Veranlassung ,  sie  zu  fassen ,  auf,  und  der 
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Blick,  den  die  Gegenwart  deshalb  nicht  mehr  wie  bis- 
her zu  fesseln  vermag,  und  noch  weniger  die  Zukunft, 
wendet  sich  daher  zurück  auf  die  Vergangenheit.  Rück- 
blicke in  dieselbe  kommen  in  der  Jugend  höchst  selten 
vor,  und  in  der  Periode  der  Wirksamkeit  auch  nur, 
wenn  Mangel  an  gehöriger  Ausbildung  und  Vorbereitung 
die  Erreichung  der  Zwecke  unmöglich  macht  und  nicht 
nur  die  Jugend  zurückwünschen  lässt,  sondern  auch 
das  Andenken  an  die  unbedachtsam  verlebte  verbittert; 
im  Alter  dagegen  beschäftigen  sie  hauptsächlich,  und  be- 
stimmen, je  nachdem  sie  erfreulich  oder  betrübend  sind, 
die  Freuden  oder  Leiden  desselben.  Sie  beziehen  sich 
stets  auf  die  früher  «efassten  Zwecke  und  auf  die  «je- 

CT  CT 

lungene  oder  verfehlte  Erreichung  derselben.    Sind  sie, 
besonders  durch  eigne  Schuld,  unerfüllt  geblieben,  so 
entfremdet  der  Gedanke,  erfolglos  gelebt  und  nichts  für 
die  Gegenwart  gethan  zu  haben,  von  derselben;  Zu- 
neigung und  Liebe  kann  weder  von  ihr  erwartet,  noch 
bei  ihr  gefunden  werden,  und,  verfeindet  mit  sich  und 
der  Welt,  bringt  dann  das  Zurückziehen  von  derselben, 
statt  der  gesuchten  Ruhe,  nur  eine  Leere  hervor,  wei- 
che das  Leben  zur  Last  macht,   ohne  die  Furcht  vor 
dem  Ende  desselben  zu  heben.    Wenn  aber  die  Blicke 
in  die  Vergangenheit  dem  Greise  die  frohe  Ueberzeu- 
gung  gewähren,  die  Zwecke  nicht  umsonst  gefasst  zu 
haben,   so  lebt  er,   wenn   er  auch  schon  von  seinen 
Werken  ruht,   doch  noch  in  denselben  mit  der  Gegen- 
wart fort,  und,  mag  sein  Wirkungskreis  auch  noch  so 
beschränkt  gewesen  sein,  so  wird  sein  Alter  zu  dem 
ehrwürdigen,  in  welchem  die  Heiterkeit  der  Seele  selbst 
die  Gebrechen  des  Körpers  leichter  ertragen  lässt,  und 
seinen  Geist  auf  einen  höhern,  freiem  Standpunct  er- 
hebt,  von  welchem  er   freudig  auf  das,   was  er  als 
Jüngling  vorarbeitete  und  als  Mann  ausführte,  herab- 
sieht, und  ihm  das  Leben  als  ein  freundliches  Geschenk 
und  der  Tod  ohne  Schrecken  erscheint,   so   dass  er, 
wenn  seine  Stunde  schlägt,    lebensfroh   und  zugleich 
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lebenssatt,  voll  des  Bewusstseins,  Vieles  und  Gutes  ge- 
wirkt zu  haben ,  mit  den  Worten :  Habe  ich  nicht  lange 
genug  gelebt!  das  matt  gewordene  Auge  segnend 
schliessen  kann. 

So  beschäftigen  Zwecke  den  Menschen  während 
seines  ganzen  Lebens  und  machen  seine  Thätigkeiten 
zu  Hailfl illllg'CH ,  weil  er,  als  das  freie,  sich  selbst- 
bestimmende Wesen,  sich  die  Zwecke  selbst  zu  stel- 
len hat.     Soll  sein  Handeln  aber  zu  keinem  regellosen 
Treiben  werden,   so  muss  er  alle  seine  Zwecke  in  ei- 
nen Zusammenhang  bringen,  was  nur  geschehen  kann, 
wenn  sie  mit  einander  übereinstimmen,  und  wenn,  was 
wieder  die  Uebereinstimmung  nur  möglich  macht,  sie  sich 
alle  auf  einen  letzten  und  höchsten  Zweck  beziehen, 
welcher,  bei  der  Einheit  der  menschlichen  Natur,  für  alle 
Menschen  nur  derselbe  sein  kann,  und  nach  welchem 
daher  alle  Verbindungen,  und  somit  auch  die  Staaten, 
gestaltet  sein  müssen,  wenn  sie  der  Erreichung  des- 
selben nicht  hinderlich   werden   sollen.      Dass  dieser 
letzte   Zweck  nur   der  Zweck  unseres  Daseins,  des 
UleilSelien  Bestimmung  sein  könne,  erkennen 
wir  bald,   aber  ebenso  bald  auch,  dass  die  Ermittelung 
desselben  über  die  Grenzen   aller   menschlichen  For- 
schung hinausliegt,  weil  wir,  um   den  Endzweck  zu 
ergründen,    welcher  durch  unser  Dasein  und  Handeln 
in   dem  physischen  und   moralischen  Weltall  erreicht 
werden  soll,   nicht  allein  die  Stelle,   welche   uns  in 
demselben   angewiesen  ist,   kennen,   sondern  dasselbe 
auch  müssten  übersehen  können,  was  uns,  so  lange  das 
Leben  unsern  Geist  an  die  Erde  bindet  und  uns  kein 
umfassenderer  Gesichtskreis  zusteht,   als  den  die  ein- 
zelnen Puncte  ihrer  Oberfläche  darbieten,  nicht  beschie- 
den  ist.      Aber  wäre   uns   selbst   ein   weiterer  ge- 
stattet,   so  würde  uns  doch  dadurch    wenig  geholfen 
sein;    denn   schon  das  für  uns  Wahrnehmbare  bietet 
soviel  Unbegreifliches  dar,  was  mit  jedem  Vordringen 
der  Forschung,  statt  vermindert  zu  werden,  noch  ver- 
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mehrt  wird,  dass  wir  vieles  mit  der  grössten  Bestimmt- 
heit wissen,  ohne  es  dessen  ungeachtet  fassen  zu  kön- 
nen. Dass  die  Sonne,  welcher  unsere  Erde  als  Planet 
angehört,  von  derselben  über  zwanzig  Millionen  Meilen 
absteht,  dass  die  nächste  der  unzähligen  Sonnen,  wel- 
che uns  als  Fixsterne  erscheinen,  mehr  als  Billionen 
Meilen  entlegen  ist,  sind  Kenntnisse,  welche  sich  zwar  in 
Zahlen  ausdrücken  lassen,  aber  über  unsere  Vorstel- 
lungen weit  hinausgehen  und  uns  ebenso,  ohne  einen 
Begriff  zu  gewähren,  nur  in  Staunen  und  Bewunde- 
rung versinken  lassen,  als  wenn  wir  erfahren,  dass 
viele  Klafter  mächtige  und  ausgebreitete  Erdlagen  ganz 
aus  Thierhüllen  bestehen,  von  denen  mehrere  tausend 
Millionen  noch  nicht  den  Raum  eines  Kubikzolls  ein- 
nehmen und  in  deren  jeder  doch  ein  für  sich  bestehen- 
des Leben  waltete  und  ein  kunstreich  zusammenge- 
setzter Organismus  eingeschlossen  war.  Läge  daher 
auch  das  ganze  Weltall  in  seiner  unermesslichen  Grösse 
und  in  seinen  kleinsten  Theilen  vor  uns  ausgebreitet, 
so  würde  unsere  Fassungskraft  doch  nicht  zureichen, 
uns  mit  demselben  bekannt  zu  machen  und  noch  weni- 
ger die  Zwecke  zu  erkennen,  welche  nach  der  Welt- 
Ordnung  jedem  erschaffenen  Wesen  zugetheilt  sind,  und 
also  auch  die  Bestimmung,  zu  welcher  uns  das  Leben 
verliehen  wurde. 

Bei  dieser  Unmöglichkeit,  seinen  letzten  Zweck  zu 
erforschen,  kann  sich  der  Mensch  aber  nicht  beruhigen. 
Seiner  Freiheit  und  Fähigkeit,  sich  selbst  zu  bestimmen, 
steht  es  geradezu  entgegen,  sich  dem  Schicksal  zu 
überlassen,  und  er  muss  sich  daher  selbst  einen  Zweck 
als  den  höchsten  setzen,  zu  dessen  Auffindung  sich 
ihm  auch  ein  Weg  zeigt,  auf  welchem  er  hoffen  darf, 
über  diese  Verlegenheit  hinwegzukommen,  wenn  er 
nämlich  von  der  ganzen  Natur  auf  denjenigen  Theil 
zurückgeht,  der  ihm  der  nächste  ist,  auf  die  Natur 
seines  eignen  Wesens.  Da  dieselbe  der  Schöpfung  an- 
gehört, von  welcher  er  einen  Theil  ausmacht,  so  gicbt 


—  I.  — 


43 


schon  die  sich  bei  jedem  Blicke  aufdringende  Ueberzeu- 
gung  von  dem  Vorhandensein  einer  Weltordnung  ihm 
die  Gewissheit,  dass  auch  sein  Wesen ,  welches  mit 
allen  andern  aus  derselben  hervorgegangen  ist,  dem 
Zwecke  derselben  gemäss  sein  müsse,  und  dass,  wenn 
er  seinen  höchsten  Zweck  seiner  Natur  entsprechend 
stellt,  dieser  und  sein  Handeln  auch  mit  dem  ewigen 
Zwecke  der  Schöpfung  und  seines  Daseins  übereinstim- 
mend sein  werden.  So  sehr  dadurch  die  Aufgabe  be- 
schränkt und  ihre  Lösung  erleichtert  zu  sein  scheint, 
so  zeigt  doch  der  Umstand,  dass  das  Momlprin- 
cip  oder  der  oberste  Grundsatz  alles  Han- 
delns für  den  Menschen,  obgleich  es  bereits  seit 
Jahrtausenden'  der  Gegenstand  der  tiefsten  Forschungen 
war,  noch  nicht  allgemein  befriedigend  aufgefunden  ist, 
wie  schwer  dieselbe  ist,  und  die  Selbstbestimmung 
würde  im  Fall  der  Ungewissheit  sogar  aufhören  ein 
Vorzug  zu  sein,  wenn  die  Meinungen  in  der  Sache 
selbst,  in  welcher  die  Gemüther  übereinstimmen,  eben- 
so verschieden  wären,  als  über  die  wissenschaftliche 
Bezeichnung  derselben. 

Da  der  Mensch  Zweck  an  sich  selbst  ist,  so  kann 
auch  der  höchste  Zweck,  den  er  sich  zu  setzen  hat, 
sich  nur  auf  ihn  selbst  beziehen,  und  da  jeder  Zweck 
stets  auf  die  Zukunft,  also  auf  einen  zukünftigen  Zu- 
stand gerichtet  ist,  die  Verschlechterung  desselben  aber 
eine  Beschränkung  seiner  Selbstbestimmung  zur  Folge 
haben  würde,  so  kann  der  Gegenstand  des  Zwecks  nur 
eine  Verbesserung  seines  Zustandes  sein.  Der  Zustand, 
in  welchem  der  Mensch  sich  befindet,  kann  dieses 
aber  nicht  sein,  denn  theils  giebt  es  für  das  bessere 
oder  schlechtere  Wohlbefinden ,  was  diesen  Zustand  als 
den  bessern  oder  schüchtern  bezeichnet,  keinen  allge- 
mein gültigen  Maassstab,  theils  hängt  dasselbe  auch 
von  zufälligen  äusseren  Umständen  ab;  und  er  darf  es 
auch  nicht  sein,  weil,  wenn  der  höchste  Zweck  sich 
auf  Aeussercs  beziehen  sollte,  der  Mensch  sich  mit 
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demselben  von  sich  selbst  entfernen  würde.  Derselbe 
kann  und  darf  sich  daher  nur  auf  den  Zustand  seiner 
selbst  beziehen,  dass  dieser  ein  besserer,  und  er 
selbst  dadurch  ein  vollkommnerer  werde,  denn  nur  bei 
diesem  Zweck  bleibt  das  sich  selbst  bestimmende  We- 
sen Zweck  an  sich  selbst.  Der  bessere  oder  schlech- 
tere Zustand  eines  solchen  Wesens  kann  aber  nur  in 
der  Beschaffenheit  der  Selbstbestimmung  liegen  und 
sich  in  dieser  aussprechen,  also  in  seinem  Willen,  und 
sich  abmessen  nach  dem  Grade,  in  welchem  wir  wol- 
len können,  dass  derselbe  zum  allgemeinen  werde- 
Das  erste  Erforderniss  desselben  kann  daher  für  alle 
sich  selbst  bestimmende  Wesen  kein  anderes  sein,  als 
dass  er  mit  der  Selbstbestimmung  eines  Jeden  bestehe. 
Da  Zweck  an  sich  selbst  zu  sein  aber  die  Grundbe- 
dingung der  Selbstbestimmung  ist,  und  ihre  Nichtaner- 
kennung als  solche  zugleich  die  Entsagung  der  letztern 
sein  würde,  so  wird  dadurch  die  Forderung:  Be- 
trachte dich  und  jedes  sich  selbst  bestim- 
mende Wesen  stets  als  Zwecke  an  sich 
selbst,  zum  unbedingten  Gesetze,  welchem  der  Wille, 
und  zwar  weil  es  ein  Gesetz  ist,  entsprechen  muss, 
wenn  er  ein  guter  und  nicht  ein  böser  sein,  und  die 
Gesinnung  oder  Maxime,  aus  welcher  er  entspringt, 
die  Person  der  Würde  eines  vernünftigen  Wesens  theil- 
haftig  machen  soll;  denn  alle  sonstigen  Vorzüge,  mö- 
gen sie  in  den  ausgezeichnetsten  Talenten,  Kenntnis- 
sen, Glücksgütern  u.  s.  w.  bestehen,  tragen  zu  dersel- 
ben nichts  bei,  weil  sie  an  und  für  sich  weder  gut 
noch  böse  sind,  wohl  aber  ebenso  zum  letztern  als 
zum  erstem  sich  benutzen  lassen,  und  also  nur  erst 
durch  den  guten  oder  sittlichen  Willen  zu  wirklichen 
Vorzügen  werden.  Allein,  wenn  es  auch  bei  dem  Wil- 
len immer  zuerst  auf  das:  wie  derselbe  beschaf- 
fen ist,  auf  die  Form  desselben  ankommt,  so  hängt 
doch  seine  allgemeine  Billigung  auch  zweitens  von  sei- 
nem Inhalte  oder  seinem  Stoffe  ab,  nämlich,  dass 
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der  gute  Wille  auch  ein  verständiger  sei,  dass  jedes 
AVollen  nur  von  Vorstellungen  ausgehe,  welche  auf 
richtigen  Gedanken  und  Empfindungen  beruhen,  und  dass 
es  an  beiden  nicht  fehle.  Reinheit  der  Gesinnung 
und  Unbeschränktheit  der  Erkenntniss  sind 
daher  die  Bedingungen  der  Vollkommenheit 
eines  sich  selbst  bestimmenden  Wesens,  wel- 
che, weil  sie  der  beste  Zustand  eines  solchen  ist,  auch 
für  dasselbe  der  höchste  Zweck  sein  muss,  den  indes- 
sen der  Mensch  im  Leben  nicht  zu  erreichen  vermag, 
weil,  so  lange  er  mit  der  Körperwelt  verbunden  ist, 
weder  sein  Wille  von  dem  Einflüsse,  welchen  Bedürf- 
nisse, Neigungen  und  Rücksichten  mannigfacher  Art 
auf  denselben  haben,  noch  sein  Empfinden  und  Wissen 
von  Irrthümern  und  Mängeln  frei  bleiben  wird;  dessen 
unbeachtet  kann  und  muss  die  Vollkommenheit  stets 
das  Ziel  seines  Strebens  bleiben,  weil  er  sich  bei  sei- 
ner unbegrenzten  Vervollkommnungsfähigkeit  derselben 
auch  ohne  Grenzen  nähern  kann,  wenn  er  aus  Achtung 
für  das  Gesetz  seinen  Willen  mit  Ueberwindung  der 
widerstrebenden  Neigungen  demselben  gemäss  zu  erhal- 
ten und  seine  Kräfte  zur  höchsten  Tauglichkeit  auszu- 
bilden bestrebt  ist  ,  also  durch  Tugend  und  Cultur  sei- 
ner Selbst.  Sein  möglichst  bester  Zustand  wird  der 
der  Vollkommenheit  zunächst  kommende  sein,  und  da 
derselbe  nur  in  der  höchsten  VervollliOmm- 
Illlll£|  bestehen  kann,  so  wird  auch  diese  seinen  letz- 
ten und  höchsten  Zweck  ausmachen.  Die  Tauglichkeit 
für  einen  bestimmten  Zweck  ist  aber  von  der  Tauglich- 
keit für  alle  möglichen  Zwecke,  in  welcher  die  höchste 
Vollkommenheit  besteht,  darin  ganz  verschieden,  dass 
zu  der  erstem  der  Zweck  ein  bekannter,  also  ein  vor- 
her gegebener  sein  muss,  was  bei  der  andern  ausser 
den  Grenzen  der  Möglichkeit  liegt.  Bei  dem  Stre- 
ben nach  Vollkommenheit  wird  daher  der 
Wille  nicht  durch  die  Zwecke,  sondern  durch 
sich  selbst  bestimmt,  und  der  Mensch  verbleibt 
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bei  demselben  völlig  Zweck  an  sich  selbst,  indem  er 
nach  einer  Maxime  handelt,  welche  von  ihm  selbst 
ausgeht,  und,  weil  er  von  derselben  wollen  kann,  dass 
sie  zur  allgemeinen  werde,  auch  wieder  auf  ihn  zu- 
rückkehrt. 

Mögen  sich  gegen  diese  Schlüsse,  welche  nur  zum 
Vcrständniss  führen  sollen,  auch  noch  so  viele  Ein- 
wendungen erheben  lassen,  so  können  wir  doch  mit  der 
vollsten  Ueberzeugung  die  höchste  Vervollkomm- 
nung unserer  selbst  als  unsern  letzten  und 
höchsten  Zweck  annehmen;  denn,  wie  ich  bereits 
bemerkte,  in  der  Sache  selbst  sind  hier  die  Meinungen 
nicht  verschieden,  sondern  alle  stimmen  darin  völlig 
überein,  das  Jeder  an  sich  die  Forderung  :  Bessere 
dich!  durch  das  ganze  Leben  zu  machen  habe,  und 
diese  Stimme,  welche  so  auf  gleiche  Weise  aus  dem 
edelsten,  wie  aus  dem  verdorbensten  Gcmüthe,  aus 
dem  rohesten,  wie  aus  dem  gebildetsten  Geiste  spricht, 
welche  als  Gewissen  ein  unbestechliches  Richter- 
amt in  uns  ausübt  und  jede  Handlung,  jeden  Vorsatz, 
je  nachdem  er  dieser  Forderung  entspricht  oder  ihr  ent- 
gegen ist,  ohne  Rückhalt  billigt  oder  tadelt,  ist  noch 
dazu  eine  Stimme,  über  welche  der  Mensch  ebenso 
wenig,  als  über  den  Schlag  seines  Herzens  Macht  hat, 
welche  ihm  ebenso  wie  dieses  mitgegeben  ist,  und  in 
welcher  sich  also  nicht  er,  sondern  die  Weltordnung 
in  ihm  gebietend  ausspricht.  Der  Mensch  darf  daher 
nicht  zweifeln,  dass,  wenn  er  der  Forderung  nachzu- 
kommen sucht,  oder,  was  dasselbe  ist,  sich  seine  Ver- 
vollkommnung als  höchsten  Zweck  gestellt  hat,  sein 
Handeln  nicht  nur  seiner  Natur,  sondern  auch  der  Welt- 
ordnung entsprechend  sein  wird;  das  seinem  Willen 
die  Richtung  vorschreibende,  derselben  angehörige, 
eben  deshalb  ihm  unergründliche  und  mit  tiefer  Ehr- 
furcht erfüllende  Gesetz  ist  das  Band,  welches  seine 
Selbstbestimmung,  ohne  dieselbe  zu  beschränken,  mit 
dem  Walten  der  Schöpfung  in  Harmonie  erhält,  aber 
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welches  ihn  auch  in  eine  Verbindung  mit  einer  höhern 
Welt  versetzt ,  denn  dieselbe  Stimme,  indem  sie  die- 
ses Gesetz  vorhält,  sagt  zugleich,  dass  unser  Dasein 
nicht  mit  dem  Schlüsse  des  Lebens  aufhören  wird ,  und 
erfüllt  uns  mit  der  Zuversicht  der  Unsterblichkeit,  wel- 
che, ebenso,  wie  sie  das  Gesetz  bekräftigt,  auch  wie- 
der von  demselben  bestätigt  wird.  Jede  angemessene 
Forderung  setzt  nämlich  die  Möglichkeit  ihrer  Erfül- 
lung voraus,  und  wenn  daher  der  Mensch,  als  das 
erste  an  ihn  gemachte  Gebot,  das  Streben  nach  Voll- 
kommenheit anerkennen  muss,  ungeachtet  sie  im  Le- 
ben nicht  erlangt  werden  kann,  so  kann  auch  der  Tod 
sein  Dasein  nicht  beendigen,  vielmehr  muss  dasselbe, 
weil  die  Annäherung  zur  Vollkommenheit  ins  Unendli- 
che fortgehende  Fortschritte  erfordert,  selbst  eine  un- 
endliche Fortdauer  haben;  die  Hoffnung,  unsterblich 
zu  sein,  ist  daher  zugleich  der  stärkste  Belag  für  das 
Gebot  und  lässt  uns  nicht  blos  das  Leben  als  eine 
Vorbereitung  zu  einem  künftigen  erscheinen,  sondern 
auch  in  dem  letztern  eine  vergeltende  Ausgleichung  der 
Zustände,  in  welchen  sich  Jeder  in  diesem  befunden, 
erwarten. 

Wenn  gleich  der  Zustand  seiner  Selbst,  und  bei 
diesem  wieder  der  gute  Wille  immer  das  Erste  für  den 
Menschen  ist,  so  ist  doch,  Aveil  er  neben  der  Selbst- 
bestimmung auch  Bedürfnisse  und  Neigungen  hat,  der 
Zustand,  in  welchem  er  sich  wohlbefindet,  den  wir  die 
Glückseligkeit  nennen,  gleichfalls  ein  Gegen- 
stand des  Begehrens,  welcher  zwar  dem  ersten  unter- 
geordnet, aber  dessen  er  auch  bedürftig  ist.  Das  Trach- 
ten nach  Glückseligkeit,  soweit  es  mit  dem  guten  Wil- 
len vereinbar  ist,  billigt  daher  nicht  nur,  sondern  ver- 
langt die  Vernunft;  aber  da  äussere  Umstände  das 
Gelingen  desselben  bestimmen,  so  hängt  es  nicht,  wie 
das  Streben  nach  dem  guten  Willen,  von  dem  Menschen 
selbst  ab,  und  weil  die  Erfordernisse  der  Glückselig- 
keit für  jeden  verschiedene  sind,  so  kann  es  auch  für 
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dasselbe  weder  allgemeine  Vorschriften  noch  Gebote 
geben.  Tugend  und  Glückseligkeit  haben  nichts  mit 
einander  gemein  ,  aber  wohl  ist  die  erstere  zu  der  letz- 
tern theils  nothwendig,  weil  Selbstzufriedenheit  das 
unbedingte  Erforderniss  ist,  um  glücklich  zu  sein,  theils 
macht  sie  uns  würdig,  es  zu  werden,  weil  dieses  sich 
nur  nach  dem  Grade  der  durch  Tugend  erlangten  Würde 
abmessen  kann,  indem  diese  nicht  nur  das  Einzige  ist, 
was  sich  der  Mensch  selbst  zu  geben  vermag,  son- 
dern, weil  sich  auf  dieselbe  alle  Vorzüge  des  Einen 
vor  dem  Andern  gründen.  In  einer  weisen  Weltord- 
nung, in  welcher  die  Einheit  aller  möglichen  Zwecke 
zur  Notwendigkeit  geworden  ist,  können  daher  Glück- 
seligkeit und  Würde,  wenn  die  erstere  dem  Menschen 
zum  Bedürfniss  und  Gegenstande  seiner  Hoffnungen  ge- 
macht ist,  und  wenn  die  letztere  gilt,  zwar  für  Ab- 
schnitte, aber  nicht  für  die  ganze  Dauer  des  Daseins 
im  Missverhältnisse  stehen,  und  da  sich  ein  solches  im 
Leben  oft  zeigt,  so  muss  eine  zukünftige  Ausgleichung 
eintreten,  und  die  in  jeden  Menschen  gelegte  Vorstel- 
lung von  einer  Vergeltung  nach  dem  Tode  bestätigt 
auch  den  Zusammenhang,  nicht  nur  des  Lebens  mit 
einem  fernem  Sein,  sondern  auch  der  Sinnenwelt  mit 
der  Vernunftwelt  durch  die  Verbindung  der  Tugend  mit 
der  Glückseligkeit,  als  die  Folge,  jedoch  nicht  als 
der  Anlass  der  erstem,  weil  sonst  diese  aufhören 
würde  nur  aus  dem  Streben ,  das  Gebot  zu  befolgen, 
hervorzugehen  und  also  eine  Tugend  zu  sein.  Aber 
wenn  auf  dieselbe  auch  der  Lohn  keinen  Einfluss  ha- 
ben soll  und  kann,  weil  die  Tugend  dem  Lohne  nicht 
folgen,  sondern  ihm  vorangehen  muss,  so  vermehrt 
doch  jede  Vervollkommnung  ausser  der  Würdigkeit  auch 
die  Empfänglichkeit  für  die  Glückseligkeit,  und  erhält 
von  den  vielen  Quellen  der  Freude,  welche  sie  eröff- 
net, immer  mehrere  selbst  in  dem  härtesten  Missge- 
schick unversiegbar.  Die  Wonne ,  eine  unlautere  Be- 
gierde bekämpft  oder  eine  gute  That  vollbracht  zu  ha- 
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ben,  kann  ebenso,  wie  die  Gelegenheit  dazu,  Keinem 
genommen  werden,  und  kommt  die  Cultur  noch  dazu, 
nach  welcher  zu  streben  auch  Tugend  ist,  so  vervielfäl- 
tigen sich  mit  den  Fortschritten  derselben  immer  einem 
Jeden  die  ihm  zugänglichen  Freuden.  Selbst  körperli- 
che Genüsse  verlangen  eine  gewisse  Ausbildung,  denn 
nur  dem  verfeinerten  Gaumen  bringt  der  Wohlgeschmack 
grosses  Vergnügen;  aber  wie  unendlich  reicher  und 
erhebender  sind  die  Genüsse,  welche  Geist  und  Ge- 
müth,  wenn  sie  ausgebildet  sind,  vor  dem  unausge- 
bildeten  voraus  haben.  Für  das  Höhere  der  Kunst  ist 
nur  der  ausgebildete  Geschmackssinn  empfänglich,  und 
die  unaussprechlichen  Freuden  über  eine  gelungene  wis- 
senschaftliche Forschung  oder  Beobachtung,  über  eine 
glücklich  gelöste  philosophische  oder  mathematische 
Aufgabe,  können  nur  von  denen  empfunden  werden, 
welche  schon  mit  den  Wissenschaften  vertraut  gewor- 
den sind.  Mit  der  Cultur  steigt  daher  stets  die  Fähig- 
keit glückselig  sein  zu  können,  und,  wenn  Rousseau 
das  Gegentheil  behauptete,  so  hatte  er  übersehen,  dass 
jeder  Mensch  —  das  fert'tle  solum  non  nisi  cultur a 
proficiens  des  Cicero  —  zu  dem,  was  er  geworden, 
nur  durch  Ausbildung  gelangt  ist ,  und  dass  sein  Zög- 
ling der  Natur  ein  nach  allen  seinen  Anlagen  und  Kräf- 
ten schon  völlig  ausgebildetes,  durch  hohe  Cultur  ver- 
feinertes, mit  der  Glorie  der  Unschuld  und  Sittenrein- 
heit umstraltes,  in  reizende  Gefilde,  wie  sie  die  Kunst 
schafft,  versetztes  und  nur  vom  Luxus  entkleidetes 
Wesen,  dass  es  der  Arkadische  Schäfer  der  Dichter 
des  Alterthums  war.  Die  Erfahrung  zeigt  es  auch, 
dass,  je  entfernter  von  einem  Volke  die  Cultur  geblie- 
ben, sich  desto  weniger  in  demselben  das  Original  zu 
diesem  Bilde  findet,  im  Gegentheil,  dass  in  einem  sol- 
chen mit  der  wissenschaftlichen  Rohheit  auch  sittliche 
Rohheit  vorherrscht,  weil  Vernunft  und  Verstand  ohne 
die  Stärke,  welche  die  Bildung  ihnen  giebt,  der  Sinn- 
lichkeitunterliegen. Aber  ist  diese  letztere,  nicht  eben- 
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so,  wie  die  Vervollkommnungsfähigkeit  zur  Natur  des 
Menschen  gehörig,  und  kann  ihre  Unterdrückung  um  der 
andern  willen  denn  wohl  eine  aus  der  menschlichen 
Natur  hervorgehende  Forderung  sein  ?  So  schätzbar 
die  Freuden  sind,  welche  mittelst  der  Sinne  genossen 
werden,  so  versetzt  doch  die  Sinnlichkeit  oder 
die  Bestimmbarkeit  der  Willkür  durch  Empfindungen 
der  Annehmlichkeit,  welche  von  äussern  Gegenständen 
erwartet  werden,  das  Vorhandensein  derselben,  als  Be- 
dingung; der  Zufriedenheit  voraus  und  benimmt  dem 
Menschen,  in  dem  Grade,  in  welchem  sie  ihn  von  den- 
selben abhängig  macht,  seine  Selbstbestimmung  und 
Freiheit 5  ohne  Aufopferung  der  letztern,  mit  welcher 
der  Mensch  aufhört  Mensch  zu  sein,  darf  daher  das 
Streben  nach  Sinnengenuss  nicht  weiter  gehen,  als  es 
mit  der  Tugend  vereinbar  ist;  aber,  wenn  es  gleich 
nicht  zulässig  ist,  nach  dem  Sinnengenuss  vorzugs- 
weise zu  trachten,  so  hat  es  doch  die  Vorsehung  so 
gütig  eingerichtet,  dass  er  bei  dem  Maasse,  in  wel- 
chem ihn  die  Tugend  und  Würde  dem  Menschen  stets 
verstattet,  für  die  Dauer  des  Lebens  zum  grossesten, 
und  dagegen  durch  jedes  Uebermaass  im  augenblickli- 
chen Genüsse,  abgesehen  von  der  Beeinträchtigung 
der  Würde,  hart  verkümmert  wird.  ^Die  Natur  hat 
?j  gewiss  nicht  Vermögen  in  lebende  Geschöpfe  gelegt, 
n  damit  sie  sie  unterdrücken  sollen'',  sagt  der  weise 
Kant,  dessen  tiefen  Forschungen  wir  von  diesen 
Blicken  in  das  innere  Leben  und  die  wichtigsten  Ver- 
hältnisse des  Menschen  viele  verdanken,  77 sondern  sie 
^will  nur,  dass  wir  nicht  Zwecke  und  Mittel  verwech- 
seln sollen." 

Unter  den  aus  einander  gesetzten  Umständen  dürfen 
wir  also  nicht  befürchten,  uns  auf  einem  Abwege  zu 
befinden,  wenn  wir  die  höchste  Vervollkomm- 
nung unserer  Selbst,  und,  so  weit  es  damit 
vereinbar  ist,  auch  unserer  Lage,  als  unser n 
letzten  Zweck  den  weitem  Untersuchungen,  um  zur 
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Kenntniss  vom  Staate  zu  gelangen,  zum  Grunde  legen. 
Zur  genügenden  Beantwortung  der  Frage,  was  zur  Er- 
reichung dieses  Zwecks  gehört,  lassen  Sie  uns 
aber  zuvor  allgemein  ermitteln,  was  zur  Erreichung 
jedes  Zwecks  erforderlich  ist. 

Die  erste  Bemerkung,  welche  sich  bei  jedem  Ge- 
schäfte aufdringt,  ist,  dass  zur  Unternehmung  dessel- 
ben die  Kenntniss  seines  Zwecks  und  der  Besitz  der 
Mittel  dazu  nicht  zureichen;  denn,  soll  z.  B.  ein  Haus 
erbaut  werden,  so  ist  es  nicht  genug  die  Baumateria- 
lien dazu  zu  haben,  und  zu  wissen,  dass  es  eine  ge- 
sunde und  bequeme  Wohnung  gewähren  soll,  sondern 
es  ist  auch  nöthig  zu  wissen,  wie  es,  um  diese  ge- 
währen zu  können,  in  allen  seinen  Theilen  und  in  der 
Zusammensetzung  derselben  wird  beschaffen  sein  müs- 
sen ;  eine  vollständige  Vorstellung  von  der  ganzen  Ein- 
richtung des  Hauses  ist  daher  ein  Erforderniss ,  wel- 
ches nicht  nur  unentbehrlich  ist,  sondern,  welches  auch 
allen  andern  zum  Erbau  noch  so  nothwendigen  Erfor- 
dernissen vorangehen  muss;  denn,  fehlte  es  an  dieser 
Vorstellung  oder  war  sie  mangelhaft ,  so  kann  das  Haus 
in  dem  ersten  Falle  gar  nicht  zu  Stande  kommen,  und 
im  andern  den  Zweck  nicht  zureichend  erfüllen.  Eben- 
so ist  zu  jeder  auf  einen  Zweck  sich  beziehenden  Thä- 
tigkeit  die  Idee  seiner  Ausführung  nothwendig,  weil 
das  Handeln  nur  in  dem  Verfahren  zur  Verwirklichung 
derselben  besteht,  und  vor  ihrer  klaren  Auffassung  nicht 
die  Hand  an  das  Werk,  wenn  es  gelingen  soll,  gelegt 
werden  darf.  Das  Bild,  welches  der  Maler  auf  die 
Leinwand  bringt,  ist  nur  die  Copie  des  schon  vor  sei- 
ner Seele  schwebenden ,  und  war  das  letztere ,  das 
unsichtbare,  nicht  ein  wohlgerathenes,  so  kann  auch 
das  erstere,  das  sichtbare,  nie  zu  einem  solchen  wer- 
den. Auf  gleiche  Weise  hängt  das  Gelingen  jeder 
Handlung  zuerst  von  dem  entweder  selbst  geschaffenen 
oder  erhaltenen  Vorbilde  ab,  und  der  Zweck  derselben 
wird  nur  insofern  durch  dieselbe  erreicht  werden,  als 
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das  Vorbild,  nach  welchem  sie  geschah,  selbst  ein 
vollkommenes,  also  ein  Ideal  war.  Der  fleissige 
Lüder,  dessen  Arbeiten  zwar  viel  benutzt  sind,  des- 
sen Verdienste  um  die  Wissenschaft  aber  zu  wenig  an- 
erkannt werden,  hatte  daher  ganz  Recht,  wenn  er  auf 
die  Schöpfung  der  Ideale,  auf  welche  er  zuerst  auf- 
merksam machte,  ein  so  grosses  Gewicht  legte,  denn, 
wo  diese  fehlen,  ist  die  Thatkraft  des  Menschen  ge- 
lähmt, und  sein  Zustand  ein  erbärmlicher.  Bei  dieser 
Schöpfung  muss  zwar  stets  von  dem  Zwecke  ausge- 
gangen werden,  allein  soll  das  Ideal  nicht  blos  eine 
Idee  bleiben,  sondern  durch  Handeln  verwirklicht  wer- 
den, so  kommen  auch  die  Mittel  dazu  in  Betracht,  und 
sind  diese  beschränkt,  so  kann  sich  dasselbe,  insofern 
es  dem  Handeln  zum  Vorbilde  dienen  soll,  nicht  blos 
nach  dem  Zwecke,  sondern  auch  nach  den  Mitteln  zur 
Erreichung  desselben  bestimmen  und  darf  nicht  in  dem 
Vorbilde  des  Vollkommenen  überhaupt,  sondern  nur  in 
dem  Vorbilde  des  mit  den  zuständigen  Mitteln  darzu- 
stellenden Vollkommensten  bestehen;  denn,  wenn  gleich 
der  Zweck  gemächlich  zu  wohnen,  in  dem  Pallaste 
mehr,  als  in  der  Hütte  zu  erreichen  ist,  so  muss  sich 
doch  das  Ideal,  AArenn  nur  die  Mittel  zu  der  letztern  da 
sind,  nur  auf  diese  beschränken.  Nächst  dem  Vorhan- 
densein der  Mittel  kommt  es  zur  Erfüllung  des  Zwecks 
aber  auch  auf  die  Anwendung  derselben  an;  ihre  Be- 
nutzung muss  nicht  nur  zustehen,  sondern  auch  un- 
gehindert geschehen  können,  und  es  sind  daher  zu 
jeder  Handlung,  und  also  auch  zu  dem  Stre- 
ben nach  dem  höchsten  und  letzten  Zwecke 
stets  drei  Erfordernisse,  das  Ideal*  die  Mit- 
tel und  die  äussere  Freiheit  not h wendig. 

Da  die  Lage,  in  welcher  wir  uns  Wohlbefinden, 
theils  von  den  äussern  Umständen,  theils  von  den  Nei- 
gungen und  Bedürfnissen  abhängig  ist,  welche  bei  ver- 
schiedenen Personen  verschieden  sind,  und  mit  je- 
dem Lebensjahre,   ja   sogar   mit   jedem  Augenblicke 
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wechseln,  so  kann  es  für  dieselbe  kein  allgemein  gül- 
tiges Ideal  geben  5  das  Wohlbefinden  und  dessen  mög- 
liche Steigerung  ist  zwar  in  Hinsicht  derselben  der 
stets  sich  gleichbleibende  Zweck,  aber,  so  wie  die 
Umstände  und  Neigungen  sich  verändern,  müssen  auch 
die  Ideale  zum  Handeln  dazu  verändert  werden,  und 
es  bleibt  daher  bei  dem  Streben  nach  Glückseligkeit 
nur  das  nach  den  persönlichen  Bedingungen  derselben, 
nach  der  Fähigkeit  die  jedesmaligen  Umstände  aufs 
beste  benutzen  zu  können,  nach  der  Empfänglichkeit 
für  jeden  Genuss,  und  nach  der  Genügsamkeit,  welche 
sich  wegen  des  Fehlenden  nicht  die  Freuden  aus  dem 
Vorhandenen  entgehen  lässt,  immer  von  gleicher  Wich- 
tigkeit. Das  Streben  nach  diesen  Bedingungen  ist  aber 
schon  in  dem  Streben  nach  der  Vervollkommnung  un- 
serer Selbst  begriffen,  und  da  das  Ziel  der  letztern, 
die  höchste  Vollkommenheit,  nicht  wie  das  Wohlbe- 
finden, eine  verschiedene  sein  kann,  weil  die  Taug- 
lichkeit zu  allen  möglichen  Zwecken  nichts  von  dersel- 
ben Ausgeschlossenes  denken  lässt,  vielmehr  das  All- 
gemeine und  stets  sich  Gleichbleibende  ist,  in  welchem 
sich  alle  Zwecke  des  Menschen  vereinigen,  so  müssen 
auch  alle  zur  Erreichung  derselben  unternommenen  und 
zur  Vervollkommnung  führenden  Thätigkeiten  sich  auf 
ein  gemeinsames  Ideal  beziehen,  welches,  weil  die 
Vervollkommnungsfähigkeit  des  Menschen  eine  unbe- 
grenzte ist,  ein  unbeschränktes  sein  muss.  Ein  solches 
bietet  uns  aber  selbst  der  ehrwürdigste  Mensch  nicht 
dar,  denn  das,  was  denselben  charakterisirt,  sein  ste- 
tes Streben  nach  der  Vollkommenheit,  zeigt,  dass  sie 
von  ihm  noch  nicht  erreicht  ist,  und  wir  würden  mit- 
hin, wenn  wir  ihn  zum  Muster  nehmen  sollten,  auch 
seine  Fehler  nachahmen;  wir  können  dasselbe  daher 
nur  in  einem  Wesen  suchen,  welches  frei  von  allen 
Mängeln  und  der  Inbegriff  aller  Vollkommenheit  ist, 
also  nur  in  dem  höchsten  und  heiligen,  in  der  CjrOtt- 
tieit  selbst.     Der  Mensch,  sofern  er  auf  die  Würde, 
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frei  und  sich  selbst  bestimmend  zu  sein ,  Anspruch  ma- 
chen ?  so  lange  er  Zweck  an  sich  selbst  bleiben  und 
von  seinem  Willen  wünschen  will,  dass  er  zum  allge- 
meinen werde,  darf  daher  bei  seinem  Handeln 
nur  Gott  zum  Ideale  sich  stellen,  welches  zwar 
von  keinem  Geschöpfe  erreichbar,  dennoch  das  Urbild  ist, 
welchem  wir  uns  zu  nähern  und  in  ununterbrochenen, 
aber  unendlichen  Fortschritten  ähnlich  zu  werden,  stre- 
ben sollen. 

Das  erste,  was  dem  Menschen  daher  vor  Allem 
Noth  thut ,  ist  die;  Kenntniss  von  Gott.  Aber ,  wie  kön- 
nen wir  zu  derselben  gelangen? 

Alle  unsere  Kenntnisse  der  Gegenstände,  weil  sie 
nur  auf  Wahrnehmungen  beruhen,  würden  im  höchsten 
Grade  beschränkt  sein,  wenn  blos  die  eignen  Wahr- 
nehmungen uns  zu  denselben  führen  sollten ;  denn  selbst 
wahrnehmen  können  wir  nur  das,  was  sich  im  Berei- 
che unserer  Sinne  befindet  und  Empfindungen  in  uns 
hervorbringt;  alles  dem  Räume  und  der  Zeit  nach  von 
uns  Entfernte  ist  davon  ausgeschlossen,  und  unsere 
Kenntnisse  desselben  können  sich  nur  auf  fremde  Wahr- 
nehmungen stützen,  die  wir  also  nicht  selbst  gemacht, 
sondern  mitgetheilt  erhalten  haben.  Bei  den  auf  eignen 
Wahrnehmungen  beruhenden  Kenntnissen  geht  das  Be- 
wusstsein  ihrer  Gewissheit  aus  der  Anschauung  selbst 
hervor,  bei  den  auf  fremde  Wahrnehmungen  sich  grün- 
denden fehlt  diese  aber;  und  wir  können  nur  in  dem 
Vertrauen ,  dass  die  Wahrnehmungen  wirklich  gemacht 
und  treu  mitgetheilt  sind,  die  Kenntnisse,  welche  sie 
gewähren,  für  wahr  annehmen 5  in  diesem  Falle  geht 
auch  die  Ueberzeugung  nicht  unmittelbar  aus  den  Grün- 
den für  die  Gewissheit  der  Mittheilung  hervor,  denn, 
damit  diese  dazu  zureichen  können,  müssten  wir  uns 
in  die  Seele  des  Mittheilcnden  zu  versetzen  im  Stande 
sein,  sondern  nur  mittelbar,  indem  sie  in  unserer  Seele, 
welche  die  Mittheilung  empfängt,  das  Vertrauen  oder 
diejenige  Stimmung  erwecken,  das  sie  dass  Mitgctheilte 
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nicht  anders ,  als  mit  der  Ueberzeugung  von  der  Wahr- 
heit desselben  in  sich  aufnehmen  kann.  Mögen  auch 
noch  so  viele  Mittheilungen ,  welche  aus  derselben 
Quelle  geflossen  sind,  durch  die  eigne  Anschauung  und 
Erfahrung  sie  als  lauter  bestätigt  haben ,  so  wird  doch 
weder  für  die  andern  uns  eben  daher  zugekommenen 
31ittheilungen,  zu  deren  Bestätigung  uns  Anschauung 
und  Erfahrung  nicht  zustehen,  noch  weniger  für  die 
Quelle  selbst,  dem  Geiste  dadurch  der  Beweis  der 
Wahrheit  geführt,  sondern  es  kann  nur  die  Ueberzeu- 
gung von  derselben  dem  Gemüthe  gewonnen  werden, 
und  das  Fürwahrhalten  oder  der  Grlailbe  beruht  da-  , 
her  ebenso  vorzugsweise  in  dem  letztern  ,  als  das 
Wissen .  zu  welchem  wir  durch  Anschauung  und 
Denken  gelangen,  in  dem  erstem.  Nehmen  wir  das 
Wissen  in  dieser  richtigen  Bedeutung  des  Worts,  so 
gehört  demselben  von  dem,  was  wir  gewöhnlich  Wis- 
sen nennen,  der  kleinste  Theil  an,  denn  alles,  was 
von  Erfahrungskenntnissen  über  unsere  Anschauung 
hinausliegt,  dass  es  Länder  von  anderer  Beschaffenheit, 
als  die  wir  gesehen  haben,  giebt,  dass  Cicero  und  Cä- 
sar lebten,  also  bei  weitem  der  grösste  Theil  unserer 
Kenntnisse  von  der  Gegenwart,  und  alle  von  der  Ver- 
gangenheit, überhaupt  alle  historischen,  nicht  weniger 
alle  Kenntnisse  aus  wissenschaftlichen  Beobachtungen, 
die  wir  nicht  selbst  gemacht  haben,  haben  wir  nur 
durch  den  Glauben.  Aber  auch  selbst  in  dem  eigentli- 
chen Wissen  ist  des  Glaubens  noch  sehr  viel,  denn 
die  Ueberzeugung,  dass  wir  uns  bei  unsern  eigenen 
Anschauungen,  Beobachtungen  und  Schlüssen  nicht 
geirrt  haben,  beruht  nur  auf  demselben,  und  da  wir 
also  denselben  bei  wenigen  Kenntnissen,  sogar  bei  den 
vieler  ganz  nahe  liegender  Gegenstände  nicht  entbeh- 
ren können ,  so  kann  es  um  so  weniger  für  uns  möglich 
sein,  ohne  denselben  zu  einer  Kenntniss  von  der  Gott- 
heit zu  gelangen,  von  welcher,  weil  sie  die  höchste 
Vollkommenheit  ist,  sich  der  Mensch,  der  mit  jedem 
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Fortschritte  des  Wissens  seine  Unvollkommenheit  im- 
mer mehr  erkennt,  sich  in  dem  möglichst  weitesten 
Abstände  befindet. 

Schon  aus  diesem  Grunde  liegt  die  Möglichkeit  ei- 
ner Anschauung  Gottes  über  alle  zulässigen  Erwartun- 
gen hinaus:  aber  wohl  haben  wir,  weil  das  vollkom- 
menste Wesen,  dieses  nur  sein  kann,  wenn  es  nicht 
blos  die  höchste  und  heiligste  Intelligenz,  sondern  auch 
die  höchste  und  unbeschränkteste  Wirksamkeit,  mithin 
Allwissenheit,  Allweisheit  und  Allmacht  in  sich  verei- 
nigt und  also  alles  von  demselben  ausgegangen  sein 
und  fortdauernd  ausgehen  muss ,  in  demselben  den 
Schöpfer  und  Regierer  der  Welt  zu  verehren  und  in 
derselben  seine  Werke  zur  Anschauung.  Aus  dem 
Werke  lässt  sich  jedoch  nie  die  Beschaffenheit  seines 
Urhebers  erkennen,  sondern  nur  auf  diejenigen  Eigen- 
schaften desselben  schliessen,  welche  bei  demselben, 
weil  sie  zur  Hervorbringung  des  Werkes  nothwendig 
sind,  vorausgesetzt  werden  müssen,  und  die  auf  die- 
sem Wege  zu  erlangende  Kenntniss  von  Gott  kann  da- 
her nur  eine  höchst  unzureichende  sein.  Dazu  kommt 
aber  noch,  dass  unsere  Kenntniss  von  dem  Werke^ 
auf  welche  wir  unsere  Schlüsse  bauen,  selbst  eine 
höchst  unvollständige  ist,  weil  alles,  was  wir  von  der 
sichtbaren  Welt  wissen,  sich  nur  auf  das  beschränkt, 
was  wir  durch  unsere  Sinne  erfahren ,  und  von  der  un- 
sichtbaren, was  die  mitgegebene  Stimme  in  uns  ver- 
kündet, und  dass,  wenn  gleich  in  der  erstem  die  Grösse, 
Mannigfaltigkeit,  Ordnung  und  Zweckmässigkeit,  so- 
weit wir  sie  begreifen,  unsere  Vorstellung  von  der 
Macht  und  Weisheit  des  Urhebers  in  ein  sprachloses, 
aber  desto  beredteres  Erstaunen  auflösen,  ebenso,  wie 
der  Ruf  der  innern  Stimme:  Wolle  stets  so,  dass  du 
wollen  kannst,  dass  Alle  wollen!  welche  allgemeines 
Heil  gebietet,  uns  über  den  Umfang  seiner  Güte  und 
Heiligkeit  in  tiefe  Ehrfurcht  versinken  lässt,  wir  den- 
noch alle  unsere  Schlüsse  nicht  auf  das  Ganze,  son- 
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dein  nur  auf  einen  vielleicht  wenig  bedeutenden  Theil 
desselben  gründen,  auch,  wenn  sich  alle  Kenntnisse 
der  einzelnen  Menschen  in  eine  Gesammtkenntniss  der 
Menschheit  vereinigen  Hessen.  Was  wir  von  der  Gott- 
heit wissen,  soweit  Natur  und  Gewissen  uns  die  Quel- 
len dazu  darbieten,  würde  daher  nicht  nur  mangelhaft, 
sondern  auch  ungenügend  bleiben,  wenn  dieselbe  uns 
nicht  selbst  in  der  Offenbarung  durch  eine  histo- 
rische Mittheilung  zu  Hülfe  gekommen  wäre,  welche, 
wie  alles  Historische  und  zumal  diese ,  als  eine  Ergän- 
zung unserer  Vernunft,  nicht  Sache  des  Schauens, 
sondern  nur  des  Glaubens  sein  kann,  und  uns  über  die 
Beschaffenheit  des  höchsten  Wesens,  und  das  Verhält- 
niss  der  Menschen  zu  demselben  die  schon  deshalb  un- 
entbehrliche Aufklärung  giebt,  weil  ohne  dieselbe  das 
Ideal,  welches  wir  in  demselben  verehren,  ein  von  uns 
selbst  geschaffenes  sein  würde,  von  welchem  wir,  weil 
es  aus  unserer  eigenen  Unvollkommenheit  ausgegangen, 
nicht  die  Ueberzeugung  seiner  Vollkommenheit,  son- 
dern vielmehr  nur  die  des  Gegentheils  haben  könnten. 
Die  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  Dar- 
stellung unserer  Kenntnisse  von  Gott  ge- 
schieht in  der  TJieoIogfie,  welche  die  Quellen 
derselben  zu  prüfen,  und  das,  was  sich  aus  denselben 
ergiebt,  in  eine  systematische  Ordnung  zu  bringen  hat. 

Obgleich  alle  Vorstellungen  auf  den  Zustand  des 
Gemüths  einen  in  der  Her  vorbrin  grün«:  von  Gefühlen  er- 
kennbaren  Einfluss  äussern,  so  geschieht  dieses  doch  von 
keinen  in  einem  höhern  Grade,  als  von  den  sich  auf  die 
Gottheit  beziehenden,  weil  sie  theils  das  Höchste  und 
Ergreifendste  für  den  Menschen  betreffen,  theils  schon 
durch  den  Glauben  zur  Sache  des  Gemüths  geworden 
sind.  Den  Zustand  des  von  Gott  erfülltenGe- 
müths  nennen  wir  die  Religion  und  unterschei- 
den, je  nachdem  die  Vorstellungen ,  welche  ihn  erweck- 
ten, nur  aus  der  Vernunft  oder  auch  aus  der  Offenba- 
rung ausgehen,    die  natürliche  Religion  von  der 
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geoffenbarten,  bei  welcher  letzteren,  wegen  der 
sonst  unzureichenden  ihm  zum  Grunde  liegenden  Vor- 
stellungen, der  Zustand  nur  zu  einem  befriedigenden 
werden  kann.  Die  Hinneigung  des  Gemüths,  sich  in 
diesen  Zustand  versetzen  zu  lassen,  oder  der  reli- 
giöse Silin  5  zu  welchem  der  Mensch  schon  mit 
dem  Beruf  zu  dem  sich  selbst  bestimmenden  Wesen 
die  Anlage  erhalten  hat,  besteht,  weil  alle  Vorstel- 
lungen von  dem  höchsten  W esen  hauptsächlich  auf  dem 
Glauben  beruhen,  in  der  Empfänglichkeit  für  diesen, 
und  da  ohne  dieselbe  nicht  zur  Religion  gelangt  wer- 
den kann,  so  ist  ihr  Fundament  gleichfalls  der  Glaube 
mehr,  als  das  Wissen,  weil  eine  religiöse  Anschauung 
der  Welt  schon  von  dem  Gefühle  unmittelbar  aufge- 
fasst  wird;  aber  deshalb  kann  das  Wissen  nicht  ent- 
behrt werden  nicht  blos  damit  der  blinde  Glaube,  der 
sich  keiner  Gründe  seiner  Ueberzeugung  bewusst  ist,  zu 
einem  vernünftigen  werde,  sondern  weil  auch,  um  den 
Glauben  überhaupt  hervorzurufen,  stets  Vorstellungen, 
wenn  auch  noch  so  dunkele,  nothwendig  sind,  denn  ohne 
sich  diese  von  der  weisen  Einrichtung  der  Natur  ge- 
macht zu  haben,  und  ohne  von  dem  Inhalte  der  Offen- 
barung zu  wissen,  können  weder  die  erstere  den  reli- 
giösen Glauben  erwecken,  noch  die  letztere  zum  Ge- 
genstande desselben  werden ,  am  wenigsten  aber  wür- 
den nach  Maassgabe  der  verschiedenen,  als  Offenba- 
rungen angenommenen  Urkunden  eine  Verschiedenheit 
der  Religionen  und  nach  den  abweichenden  Auslegun- 
gen einer  und  derselben  Urkunde  eine  Verschiedenheit 
der  Confessionen  möglich  sein. 

Die  Religion,  welche  daher,  wenn  sie  gleich  von 
Vorstellungen  erweckt  wird,  dem  Gemüthe  angehört, 
umfasst  aber  nicht  blos  das  Gefühl  von  der  Vollkom- 
menheit und  Heiligkeit  Gottes,  weil  unmittelbar  aus 
diesem  noch  andere  Gefühle  entspringen,  welche  sich 
wieder  innig  mit  demselben  vereinen,  und  erst  in  ihrer 
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Verschmelzung*  mit  einander,  gleichsam  zu  einem  Ge- 
sammtgefühle ,  das  religiöse  ausmachen.  Je  mehr  der 
Mensch  von  der  Erhabenheit  Gottes  ergriffen  ist,  desto 
mehr  fühlt  er,  wie  tief  seine  Beschaffenheit  unter  der- 
selben steht,  aber  je  mehr  ihn  dieses  Gefühl  nieder- 
beugt, desto  stärker  tritt  wieder  in  ihm  das  der  Sehn- 
sucht Gott  ähnlich  zu  werden,  das  Verlangen  nach 
Seligkeit,  hervor,  und  jemchr  er  endlich  von  Gottes 
Allmacht  und  Allgüte  erfüllt  ist,  desto  mehr  belebt  ihn 
das  Vertrauen  zu  diesem  Streben  durch  die  Vervoll- 
kommnungsfähigkeit seiner  Seele  und  ihre  Unsterblich- 
keit, sowie  auch  durch  die  ihm  verliehenen  Kräfte, 
nicht  nur  geeignet,  sondern  auch  in  demselben  von 
Gott  unterstützt  zu  sein  und  zu  werden.  Das  Streben 
selbst  besteht  aber  in  der  Befolgung  der  Vorschriften 
der  Offenbarung  und  der  Vernunftgesetze ,  welche  letz- 
tere durch  den  Glauben  an  Gott,  als  den  Geber  der 
Vernunft,  ebenso  wie  die  erstem  als  göttliche  Gebote 
erscheinen,  und  nicht  nur  befolgt  werden  müssen,  da- 
mit die  Werke  dem  Glauben  entsprechen,  und  der  letz- 
tere nicht  zur  Anklage  werde,  sondern  deren  Befol- 
gung auch  aus  Ehrfurcht  vor  Gott  geschehen  muss, 
und  eine  derselben  stets  entsprechende  Gesinnungs- 
und Handlungsweise,  die  Frömmigkeit  oder  Re- 
ligiosität, erfordert,  welche  die  Strenge  der  Ge- 
bote zwar  nicht  vermindert ,  aber  weniger  fühlbar  macht. 
Denn  das  Ideal  der  Vollkommenheit,  wenn  es  von  der 
Offenbarung  aufgestellt  ist,  kann,  weil  sie  eine  histo- 
rische Mittheilung  ist,  nicht  eine  Idee,  sondern  nur  ein 
historischer  Gegenstand,  und,  da  demselben  persönli- 
che Eigenschaften  zukommen,  nur  eine  Person,  und 
zwar  eine  bestimmte  Person  sein,  wodurch  die  Sehn- 
sucht sich  ihr  zu  nähern,  zur  Liebe,  und  durch  die 
Hoffnung,  welche  der  Glaube  dazu  zusichert,  zu  einer 
beglückenden,  jede  Ueberwindung  erleichternden  und 
zu  jeder  Anstrengung  mit  Kraft  und  Freude  erfüllenden 
wird.     So  lässt  die  Religion   den  Menschen,  indem 
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sie  ihn  aus  dem  Sinnlichen  in  das  Uebersinnliche,  aus 
dem  Zeitlichen  in  das  Ewige  hinüberführt,  seinen  Blick 
in  Glaube ,  Liebe  und  Hoffnung  zum  höchsten  Wesen 
erheben,  und  giebt  ihm  dadurch  nicht  nur  für  sein 
Thun  und  Lassen  die  auf  seine  Vervollkommnung  hin- 
führende Richtung ,  in  welcher  alle  Zwecke  des  Men- 
schen ,  die  grösstcn,  wie  die  kleinsten,  nur  als  diesem 
Ziele  vorliegende  erscheinen ,  sondern  belebt  und  stärkt 
auch  seinen  AVillen  zur  Verfolgung  derselben,  soweit 
es  nur  die  ihm  zustehenden  Mittel  und  Befugnisse  zu 
deren  Benutzung  verstatten. 


Zweiter  Aufsatz 


Nächst  den  Idealen  hängt  die  Erreichung  der  Zwecke, 
sowohl  der  bedingten,  welche  als  Bedürfnisse  die  Frei- 
heit und  Selbstbestimmung  beengen,  wie  der  unbeding- 
ten, welche  dem  letzten  Zwecke  vorliegen,  von  dem 
Vorhandensein  und  der  Benutzung  der  dazu  erforderli- 
chen Mittel  ab,  und  in  wieweit  durch  die  Befriedigung 
der  erstem  und  die  Erfüllung  der  andern  das  Fortschrei- 
ten zum  Bessern  möglich  ist,  richtet  sich  daher  nach 
dem  jedesmaligen  Verhältnisse  der  zustehenden  Mittel 
zu  den  Zwecken,  oder  nach  dem  Wohlstände, 
wenn  wir  mit  diesem  Namen  den  aus  diesem  Ver- 
hältnisse hervorgehenden  Zustand  bezeich- 
n  e  n.  Bei  der  Unbegrenztheit  der  menschlichen  Zwecke 
bestimmt  sich  der  Grad  desselben  nur  nach  den  Mitteln, 
und  allein  im  höchsten  Wohlstande,  in  welchem  die 
Freiheit  von  jeder  Beschränkung  durch  die  Bedürfnisse, 
vermöge  der  Befriedigung  derselben,  entbunden  wird, 
und  in  welcher  kein  Zweck  nur  Wunsch  bleiben  darf, 
hat  der  Mensch  alle  Mittel  zu  seinen  Zwecken.  So 
nothwendig  dieser  Zustand  zur  Erreichung  des  höchsten 
und  letzten  Zweckes  ist,  so  unerreichbar  ist  er  gleich 
diesem;  aber  weil  der  Mensch  nach  diesem  stets  stre- 
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ben  soll,  muss  er  sich  auch  bemühen,  seinen  jedesma- 
ligen Wohlstand  durch  Vermehrung  seiner  Mittel  und 
deren  Tauglichkeit  dem  höchsten  nahe  zu  bringen.  Un- 
ter welchen  Bedingungen  die  Menschheit  zum 
höchst  möglichsten  Wohlstande  gelangen 
kann,  ist  die  Aufgabe,  welche  die  OÜterlehre 
oder  sogenannte  Staatswirthscliaft  zu  beantwor- 
ten hat. 

Ebenso,  wie  das  Wort:  Wohlstand  hier  nur 
als  ein  technischer  Ausdruck  gilt,  welches  den  ange- 
zeigten ,  nur  durch  die  Mittel  bestimmt  werdenden  Zu- 
stand, in  welchem  der  Mensch  sich  befindet,  aber  kei- 
nesweges  das  Wohlbefinden,  den  aus  der  Zufrie- 
denheit mit  den  zustehenden  Mitteln  und  aus  der  Be- 
schränkung der  Wünsche  und  Zwecke  nach  denselben 
hervorgehenden  Gemüthszustand  andeuten  soll,  ebenso 
nennt  man  in  der  staatswirthschaftlichen  Kunstsprache 
jedes  Mittel  zum  Zweck  ein  Griit,  ohne  dabei 
auf  die  anderweitige  und  höhere  Bedeutung  dieses 
Worts  Rücksicht  zu  nehmen.  Aus  demselben  lässt  sich 
daher  nichts  ableiten,  weil  es  nur  einen  gegebenen  Be- 
griff, den  eines  Gegenstandes,  insofern  er  tauglich 
zu  einem  Zwecke,  oder  nützlich  ist,  bezeichnen 
soll;  jedes  Gut  in  dieser  Bedeutung  muss  daher  nütz- 
lich sein,  und  was  nützlich  ist,  ist  ein  Gut,  ohne  Un- 
terschied, ob  es  dafür  gehalten  wird  oder  nicht,  ob  es 
besessen  wird  oder  auch  nur  Gegenstand  des  Besitz- 
thums sein  kann,  oder  ob  von  beiden  das  Gegentheil 
bei  demselben  der  Fall  ist.  Welches  sind  nun 
diese  Güter '4   ist  die  erste  Frage  der  Güterlehre. 

Wird  der  gemeinsame  und  unterscheidende  Cha- 
rakter eines  Gutes  in  seine  Nützlichkeit  gesetzt,  wel- 
che wieder,  weil  der  Nutzen  aus  der  Erreichung  des 
Zwecks  hervorgeht,  auf  dessen  Zweckdienlichkeit  be- 
ruht, so  folgt  hieraus,  dass,  weil  jede  Erreichung  ei- 
nes Zwecks  eine  Wirkung  ist,  jede  Wirkung  aber  eine 
Kraft  zur  Ursache  haben  muss,  die  Güter  eigentlich  in 


—  II.  — 


63 


den  solche  Wirkungen  hervorbringenden  Kräften  be- 
stehen, und  dass,  da  Kräfte  nur  Eigenschaften  von 
Gegenständen  und  diese  nur  entweder  Personen  oder 
Sachen  sein  können,  die  Güter,  je  nachdem  sie  als 
Kräfte  Eigenschaften  der  erstem  oder  der  andern  sind, 
in  die  persönlichen  und  in  die  dinglichen  zerfal- 
len, von  welchen  die  erstem  wieder,  je  nachdem  sie 
in  dem  Können  oder  in  dem  Wissen  bestehen,  sich 
in  die  r e i n  persönlichen  und  wissenschaftlichen 
theilen,  so,  dass  das  ganze  Reich  der  Güter  aus  den 
drei  Klassen:  der  persönlichen  (eigentlich  rein  per- 
sönlichen), der  wissenschaftlichen  und  der  ding- 
lichen Güter  gebildet  wird. 

Die  persönlichen  Güter,  zu  welchen  alle 
körperlichen  und  geistigen  Vermögen,  Fähigkeiten  und 
Geschicklichkeiten  des  Menschen  gehören,  sind  mit  den 
Personen,  denen  sie  angehören,  unzertrennlich  verbun- 
den, gehen  mit  dem  Tode  derselben  unter,  und  lassen 
sich  daher  weder  Andern  mitt heilen,  noch  auf 
Andere  übertragen.  Deshalb  beschränkt  sich  aber 
ihr  Nutzen  nicht  blos  auf  die  Person  des  Besitzers, 
denn  sie  können  für  Andere  angewendet  und  so  zu  Gü- 
tern für  Andere  werden. 

Die  wissenschaftlichen  Güter  umfassen 

das  gesammte  Wissen  im  weitesten  Umfange  und  un- 
terscheiden sich  von  den  persönlichen  dadurch  wesent- 
lich, dass  sie  mitt  heilbar  sind,  dass  die  Besitzer, 
ohne  an  ihrem  Besitzthume  Einbusse  zu  erleiden,  sie 
auch  Andern  zu  Theil  werden  lassen  können,  und  dass 
sie  dadurch  einer  unbegrenzten  Ausbreitung  fähig  sind, 
besonders,  seitdem  durch  die  Erfindung  von  Schrift  und 
Druck  die  Mittheilung  derselben  nicht  mehr  blos  auf 
die  persönliche  beschränkt  ist,  und  sie  dadurch  so  blei- 
bend gemacht  werden  können,  dass  ihre  Fortdauer  von 
der  Person  des  Besitzers  nicht  mehr  abhängig  und  an 
keine  Zeit  gebunden  ist. 
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Alle  nützlichen  Sachen  machen  endlich  die  ding- 
lichen OÜter  aus.  Ohne  dass  der  Besitz  des 
bisherigen  Besitzers  aufhört  ,  können  sie  nicht  in  den 
Besitz  eines  Andern  übergehen,  jeder  spätere  Besitz 
derselben  folgt  stets  auf  einen  vorangegangenen  und 
beginnt  mit  dem  Schlüsse  des  letztern,  und  sie  können 
daher  Andern  nicht  ohne  Verlust  für  den  gegenwärtigen 
Besitzer  zu  Theil  werden,  indem  sie  sich  nicht  mittheilen, 
sondern  nur  übertragen  lassen.  Schon  deshalb 
stehen  sie  den  wissenschaftlichen  Gütern  nach,  noch 
mehr  aber  diesen  sowohl,  wie  den  persönlichen  da- 
durch, dass  sie  sich  mehr  auf  die  physischen  Bedürf- 
nisse beziehen  und  auf  die  Verbindung,  in  welcher  sich 
der  Mensch  als  Theil  der  Körperwelt  mit  den  übrigen 
Theilen  derselben  befindet. 

Alle  drei  Güterklassen  befinden  sich  unter  einander 
in  einer  solchen  Wechselwirkung,  dass  bei  jedem  Ge- 
brauche der  einen,  die  beiden  andern  mit  derselben  im- 
mer in  Verbindung  treten  müssen,  und  nur  durch  ihre 
vereinte  Anwendung  die  Befriedigung  eines 
Bedürfnisses  oder  die  Erreichung  eines  Zwek- 
kes  möglich  wird.  Talente  und  Geschicklichkeiten, 
mögen  sie  auch  noch  so  gross  sein,  helfen  ohne  die 
Kenntniss  sie  benutzen  zu  können,  ebenso  wenig,  als 
das  tiefste  und  ausgebreitetste  Wissen,  wenn  die  Fä- 
higkeit es  anzuwenden  fehlt ,  und  zu  dem  Gebrauch  des 
Wissens,  wie  des  Könnens,  sind,  weil  alles  Handeln 
nur  in  dem  Hervorbringen  äusserer  Erscheinungen  be- 
steht, Sachen  unentbehrlich,  welche  wieder,  ohne  dass 
man  sie  zu  benutzen  weiss  und  geschickt  ist,  keinen 
Vortheil  gewähren.  Alle  dinglichen  Güter  sind  daher 
ohne  die  persönlichen  und  wissenschaftlichen,  todte,  ja 
sogar  oft  lästige  Schätze,  bei  deren  grösster  Fülle  der 
Mensch,  so  lange  jene  mangeln,  darben  muss,  und  die 
Erfüllung  aller  und  jeder  Bedürfnisse  und  Zwecke  ist 
mithin  nie  von  einer  Güterklasse  allein ,  sondern  von  al- 
len drei  zusammen  so  abhängig,  dass,  wenn  man  den 
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Besitz  derselben  mit  Können  3  Wissen  und  Ha- 
ben bezeichnet,  diese  drei  Erfordernisse  stets  vorhan- 
den sein  und  sich  mit  einander  in  der  in  einander  ein- 
greifendsten Wechselwirkung  befinden  müssen,  in  de- 
ren Veranlassung  nur  der  Gebrauch  der  Güter  besteht. 

Mit  Ausnahme  der  wissenschaftlichen,  sind  alle 
Güter  nur  von  begrenzter  Dauer,  denn  die  der  persön- 
lichen ist  nicht  nur  an  das  Leben,  sondern  auch  an  Ge- 
sundheit und  Alter  ihrer  Besitzer,  und  die  der  dingli- 
chen an  die  Erhaltung  der  bestimmten  Formen  und  ört- 
lichen Beziehungen  gebunden,  in  welchen  die  dingliche 
Materie  diejenigen  Wirkungen  äussert,  welche  für  die- 
sen oder  jenen  Zweck  erfordert  werden.  Das  Wasser 
treibt  die  Mühle  nur  so  lange,  als  es  sich  in  der  tropf- 
bar flüssigen  Form  befindet,  und  der  Wein  bleibt  nur 
so  lange  ein  Getränk,  als  die  Bestandtheile  desselben 
noch  in  derselben  Verbindung  mit  einander  verharren. 
Bei  der  Wandelbarkeit  aller  Formen  hört  daher  jedes 
dingliche  Gut  mit  der  Veränderung  seiner  Form  auf, 
ein  solches  zu  sein.  Diese  Veränderungen  der  Güter 
gehen  theils  von  der  Natur  aus,  theils  geschehen  sie 
durch  den  Menschen,  und  von  der  erstem  erleiden  sie 
sogar  die  persönlichen  Güter,  weil  sie  von  der  Beschaf- 
fenheit des  Körpers  abhängen,  welcher,  wie  alle  Ge- 
genstände der  Körperwelt,  und  also  auch.,  wie  alle 
dinglichen  Güter  ohne  Ausnahme,  dem  nie  ruhenden 
Walten  der  Natur  unterworfen  sind,  welches  die  Ma- 
terie in  einem  ewigen  Kreislaufe  aus  einer  Form  in 
die  andere  übergehen,  also  keine  für  die  Dauer  beste- 
hen lässt,  sondern  vermittelst  des  Lebens  und  der 
Wechselwirkung  der  unorganischen  Kräfte  stets  neue 
Gestaltungen  durch  die  Zerstörung  der  bisherigen  her- 
vorbringt. Durch  den  Gebrauch,  wenn  der  Mensch  die 
Güter  benutzt,  werden  die  Veränderungen  aber  noch 
um  vieles  bedeutender.  Die  persönlichen  Güter,  wel- 
che durch  einen  angemessenen  Gebrauch  sogar  ge- 
stärkt werden,  können  durch  einen  zu  angestrengten, 
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bei  welchem  sie  Schwächung  erleiden,  auch  verbraucht 
werden.  Bei  den  dinglichen  führt  der  Gebrauch  zwar 
nicht  immer  einen  Verbrauch  herbei,  denn  die  nach- 
theiligen Veränderungen  eines  Gemäldes,  einer  Umzäu- 
nung u.  s.  w.  werden  nicht  durch  denselben,  sondern 
durch  die  Natur  hervorgebracht,  aber  in  den  bei  wei- 
tem meisten  Fällen  tritt  dieser  allerdings  ein,  nicht 
blos,  wenn  die  Benutzung,  wie  bei  den  Lebensmit- 
teln, materiell  geschieht,  wobei  der  Gebrauch  stets  ein 
Verbrauch  ist,  sondern  auch,  wenn  sie,  als  eine  in- 
strumenteile, nur  eine  Abnutzung  zur  Folge  hat.  Da 
im  ersten  Falle  die  Erreichung  des  Zwecks  aus  dem 
Gute  hervorgeht,  im  andern  nur  durch  dasselbe,  so 
kann  man  sagen,  dass  im  ersten  Falle  das  Gut  als 
Stoff,  im  andern  als  Mittel  benutzt  werde. 

Natur  und  Gebrauch  vermindern  also  fortgehend 
den  Gütervorrath ,  und  nicht  blos,  um  dessen  Erschö- 
pfung vorzubeugen,  sondern,  weil  auch  mit  der  Vermeh- 
rung desselben  die  Möglichkeit  Zwecke  zu  erreichen 
und  zum  letzten  fortzuschreiten,  zunimmt,  wird  daher 
die  not h wendige  Entstehung  neuer  Güter  und 
die  Untersuchung  der  zu  derselben  führenden 
und  sie  befördernden  Bedingungen,  zum  Ge- 
genstande der  zweiten  Frage. 

Da  mit  jeder  Entstehung  eines  Gutes  dein  Men- 
schen ein  Zweck  erfüllt  ist,  zu  welchem  die  Quelle, 
aus  der  es  entstand,  das  Mittel  war,  so  gehören  alle 
Güterquellen  selbst  zu  den  Gütern,  und  ein  Gut  kann 
folglich  nur  aus  einem  Gute  entstehen,  woraus  sich 
wieder  ergiebt,  dass  die  Natur,  wenn  wir  nicht  nur 
den  Inbegriff,  sondern  auch  die  Quelle  von  Allem,  was 
ohne  menschliches  Zuthun  in  und  ausser  uns  ist,  so 
nennen,  die  Urquelle,  und  zugleich  auch  das  erste  und 
ursprüngliche  aller  Güter  ausmacht.  Ihren  hervorbrin- 
genden oder  produetiven  Kräften  verdanken  wir  auch 
eine  Menge  der  schätzbarsten,  zum  unmittelbaren  Ge- 
brauch schon  geeigneten  Güter,  nicht  blos  der  dingli- 
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chen,  wie  Luft,  Wasser,  sättigende  Früchte  u.  s.  w., 
sondern  auch  der  persönlichen,  das  Auge,  wie  den 
Zahn,  das  Vermögen  wahrzunehmen,  wie  das  Vermö- 
gen zu  denken;  der  bei  weitem  grösste  Theil  der  als 
reine  Naturerzeugnisse  uns  zukommenden  Güter  lässt 
sich  aber  nicht  gleich  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
und  Zwecke  benutzen ,  denn  die  meisten  persönlichen 
Naturgaben  sind  nur  Anlagen,  welche  ausgebildet  wer- 
den müssen,  und  die  meisten  dinglichen  erfordern  als 
sogenannte  rohe  Materialien  erst  die  Bearbeitung;  bei- 
des sind,  weil  sie  nützlich  gemacht  werden  können, 
zwar  nutzbare  Güter,  deren  Nützlichkeit  aber  von 
der  Umschaffung  abhängig  ist,  welche  durch  die  Thä- 
tigkeit  des  Menschen  geschehen  soll,  und  in  welcher 
seine  GritterprOflllCtlon  besteht.  Nur  bei  den  wis- 
senschaftlichen Gütern  dienen  die  Naturgaben  nicht  als 
Stoffe,  sondern  als  Quellen  derselben.  Der  Güter- 
vorrat h  und  seine  Vermehrung  bestimmt  sich 
daher  durch  das,  Avas  die  Natur  giebt  und  was 
der  Mensch  leistet. 

Zu  jeder  Güterproduction  bedarf  der  Mensch  der 
allgemeinen  Erfordernisse  zur  Erreichung  eines  Zwecks, 
und  sie  geschieht  durch  deren  Anwendung.  Die  Erfor- 
dernisse bestehen  in  den  Mitteln,  also  in  Gütern,  und 
zwar,  wie  ich  bereits  gezeigt  habe,  ist  ein  Gut  oder 
sind  Güter  aus  einer  oder  aus  zwei  der  drei  Klassen 
nie  zureichend,  sondern  stets  müssen  Güter  aus  allen 
drei  Klassen,  mithin  Können,  Wissen  und  Haben,  mit 
einander  in  Wechselwirkung  gesetzt  werden,  welches, 
wie  überhaupt  die  Anwendung  der  Güter  zur  Gü- 
terproduction, durch  die  Arbeit  geschieht. 
Jede  Arbeit  ist  also  eine  Handlung  und  ihre  Bestim- 
mung die  Hervorbringung  von  Gütern,  d.  h.  dass  aus 
den  vorhandenen  Gütern  nützlichere,  den  jedesmaligen 
Zwecken  entsprechendere  hervorgehen.  Eine  Thätig- 
keit,  die  nicht  diese  Bestimmung  hat,  die  nur,  wie  Es- 
sen, Trinken ,  zur  unmittelbaren  Befriedigung  von  Be- 
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dürfnissen,  oder  wie  das  Spielen ,  der  Beschäftigung  und 
Erholung  wegen,  geschieht,  ohwohl  durch  dieselbe 
auch  Zwecke  erreicht  werden,  ist  daher  keine  Arbeit; 
eine  Arbeit,  bei  Avelcher  die  Absicht  verfehlt  wird, 
kann  zu  einer  unnützen,  ja  sogar  zu  einer  schädlichen 
werden ,  wenn  sie  durch  eine  Verschlechterung  der  Gü- 
ter mehr  oder  weniger  eine  Zerstreuung  derselben  zur 
Folge  gehabt  hat,  eine  nützliche  Arbeit  muss  aber  stets 
eine  hervorbringende  sein,  denn  ohne,  dass  durch  die- 
selbe eine  Verbesserung  geschehen  ist,  kann  sie  auch 
keinen  Nutzen  hervorgebracht  haben;  hat  sie  diesen 
aber  gehabt,  so  muss  sie  auch  dem  Gegenstande,  an 
welchen  sie  gewandt  ist,  in  irgend  einer  Beziehung  et- 
was Neues  zugesetzt  und  denselben  dadurch  zweck- 
mässiger gemacht  haben.  Dass  dazu  ihr  Erzeugniss 
von  Dauer  sein  müsse,  unterliegt  keinem  Zweifel,  aber, 
wenn  zugleich  angenommen  wird,  dass  es  auch  nütz- 
liche Arbeiten  gebe,  welche  nicht  dauernde  Erzeug- 
nisse hervorbringen,  so  ist  dabei  übersehen,  dass  jeder 
Erfolg  einer  Arbeit,  mit  Ausnahme  der  wissenschaftli- 
chen, nur  von  begrenzter  Dauer  ist,  aber  keiner  ohne 
eine,  wenn  auch  nur  auf  Augenblicke  beschränkte 
Dauer  sein  kann,  und  so  fällt  daher  der  ganze  Unter- 
schied von  productiven  und  unproductiven  Arbeiten,  in 
welche  man  die  nützlichen  theilte,  weg.  Ohne  eine 
gewisse  Zeit  für  die  dem  Productiven  nothwendige 
Dauer  willkürlich  zu  bestimmen,  gehört  dazu  die  Ar- 
beit des  Schneiders,  der  das  Kleid  verfertigt,  nicht 
mehr,  als  des  Dieners,  welcher  dasselbe  säubert,  und 
die  des  Schauspielers,  wenn  er  ein  Charakterbild  mit 
seinem  Körper  für  Secunden  darstellt,  nicht  weniger, 
als  des  Malers  oder  Bildhauers,  wenn  sie  dasselbe  mit 
dem  Pinsel  oder  dem  Meissel,  wenn  gleich  für  Jahr- 
hunderte thun;  und  wie  sollten  wohl  Arbeiten,  die  auf 
Sachen  angewendet  werden,  produetiver  sein  können, 
als  die  auf  Menschen  verwendeten,  als  z.  B.  die  des 
Arztes,  der  aus  dem  Kranken  den  Gesunden  gemacht, 
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oder  die  des  Lehrers,  der  den  Lehrling  mit  Kenntnissen 
ausgestattet  hat.  Zugleich  mit  dieser  unzulässigen  Ein- 
theilung  schwindet  auch  die  aus  derselben  gemachte 
arge  Folgerung,  dass  Personen,  wenn  sie  der  Gesell- 
schaft auch  noch  so  viel  Nützliches  leisten,  doch  un- 
produetiv  sein  können  und  deshalb  gleich  Schmarotzer- 
gewächsen nur  von  dem  Erwerbe  der  Landwirthe,  Fa- 
brikanten und  Kaufleute  ihr  Dasein  fristen.  Mögen  Sie 
dereinst  mit  dem  Kopfe  oder  mit  der  Hand  arbeiten, 
mögen  Sie  in  der  letztern  den  Pflug  oder  die  Feder 
halten,  das  macht  keinen  Unterschied 5  sobald  sich  Ihre 
Arbeit  in  den  Folgen  als  nützlich  bewährt,  ist  sie  stets 
eine  produetive  gewesen,  und  Sie  werden  künftig  auch 
als  Beamte  bei  erspriesslicher  Wirksamkeit  ebenso  we- 
nig, als  die  Gewerbsleute  auf  Kosten  Ihrer  Mitbürger 
leben  und  sich  der  niederschlagenden  Besorgniss  hin- 
geben dürfen,  von  denselben  unterhalten  zu  werden. 
Wer  Nützliches  leistet,  gehört  in  jeder  Stellung  dem 
Nährstande  an  und  ernährt  sich  selbst;  nur  der,  wel- 
cher von  Gaben  der  Mildthätigkeit  lebt,  lebt  auf  fremde 
Kosten,  jeder  Andere  bekommt  nur,  wenn  er  giebt? 
und  um  geben  zu  können,  muss  er,  wenn  er  nicht 
schon  Güter  hat,  mögen  sie  der  Körper  -  oder  der  Gei- 
sterwelt angehören,  diese  hervorbringen.  Dazu  führt 
aber  jede  nützliche  Beschäftigung,  denn  keine  Klasse 
von  Gütern  ist  unentbehrlicher,  wie  die  andere,  weil 
jede  einzelne  nicht  für  sich,  sondern  nur  durch  die  Mit- 
wirkung der  der  beiden  andern  zu  einer  nützlichen 
wird. 

Da  Arbeiten,  wie  alle  Thätigkeiten,  nicht  ohne  ein 
Aufgeben  von  Ruhe  geschehen  können,  und  in  der  Re- 
gel mit  denselben  noch  Anstrengungen,  sogar  Aufopfe- 
rungen von  Kräften  mehr  oder  weniger  verbunden  sind; 
so  kommt  es  darauf  an ,  dass  ihre  Erfolge  mit 
den  Beschwerden,  welche  sie  verursachen, 
und  mit  der  Zeit,  welche  sie  kosten,  sich  in 
die  möglichst  günstigsten  Verhältnisse  stel- 
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len,  und  dieses  hängt  ab,  theils  von  der  Art,  wie  sie 
geschehen,  theils  von  den  Gütern,  mit  welchen 
sie  unternommen  werden. 

Es  ist  eine  allgemein  übereinstimmende  Erfahrung, 
dass  bei  jeder  gleichförmig  oder  stätig  fortgehenden 
Thätigkeit  die  Wirksamkeit  derselben  anfänglich  gerin- 
ger ist,  aber  allmälig  wächst,  bis  sie  gewissermaassen 
zu  einem  Beharrungszustande  gelangt,  welcher  nach 
Maassgabe  der  Persönlichkeit  bei  verschiedenen  Perso- 
nen ein  verschiedener  ist,  und  als  die  höchste  Wirk- 
samkeit so  lange  fortdauert,  bis  mit  der  Ermüdung ,  wel- 
che der  Thätigkeit  ein  Ende  setzt,  das  Bedürfniss  der 
Ruhe  und  Erholung  eintritt.  Während  der  Arbeit,  mag 
sie  eine  geistige  oder  körperliche  sein,  wird  daher  jede 
Unterbrechung  zu  einer  Störung,  deren  Nachtheile  über 
den  Zeitverlust  hinausgehen;  denn  ist  sie  vorüber,  so 
muss  man  erst  suchen,  wieder  in  den  Gang  zu  kom- 
men, und  wechselt  man  gar  mit  der  Arbeit,  so  ist  die- 
ses bei  dem  Anfange  jeder  neuen  auch  nothwendig,  so, 
dass  je  öfterer  dieser  Wechsel  statt  findet,  die  Wirk- 
samkeit bei  gleichem  Fleisse  und  gleicher  Anstrengung 
stets  eine  desto  geringere,  und  je  ununterbrochener  sie 
in  Beschränkung  auf  einen  Gegenstand  verharrt,  ihre 
Wirksamkeit  nicht  nur  desto  grösser  wird,  sondern  auch 
die  dabei  in  Thätigkeit  gesetzten  persönlichen  Güter 
durch  Einübung  an  Stärke  und  Tauglichkeit  zunehmen. 
Hieraus  folgt  bei  der  aus  der  unendlichen  Mannigfaltig- 
keit der  menschlichen  Zwecke  hervorgehenden  grossen 
Verschiedenheit  der  Geschäfte  die  Nothwendigkeit  der 
Tlieilung-  der  Arbeit  oder  vielmehr  der 
Geschäfte j  bei  welcher,  indem  Jeder  nur  einem  be- 
stimmten Geschäfte  nachgeht  und  Alle  für  Alle  sorgen, 
sich  die  Kräfte  Aller  vereinen,  um  durch  Beharrung  in 
einer  gleichmässigen  und  stätigen  Wirksamkeit,  diese 
zugleich  mit  Ersparung  der  Zeitversäumnissc  bei  den 
Uebergängen,  zur  möglichst  höchsten  zu  bringen. 
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Auf  gleiche  Weise  wird  auch  der  Erfolg  der  Ar- 
beit desto  grösser,  je  mehr  Güter  durch  dieselbe 
in  gegenseitige  Wechselwirkung  und  Unter- 
stützung gesetzt  werden;  denn,  da  jedes  Gut 
als  eine  Kraft  wirkt,  so  treten  dadurch  desto  mehr 
Kräfte  mit  einander  in  Verbindung,  und  zwar  sowohl 
Kräfte  der  Natur,  als  der  Menschen. 

Was  die  erstem  anbetrifft,  so  finden  sie  sich  zwar 
nothwendiger  Weise  in  allen  Gütern,  obgleich,  je  wei- 
ter die  Cultur  vorschreitet,  desto  wenigere  von  diesen 
der  Natur  allein  angehören  und  in  unvermischter  Rein- 
heit den  IVaturfond  bilden,  welcher  sich  in  den 
Naturfond  in  uns  und  ausser  uns,  in  den  per- 
sönlichen und  dinglichen  theilt,  von  denen  der  er- 
stere  in  allen  Anlagen  des  Menschen  und  der  letztere 
in  allen  dinglichen  Naturgaben  und  vorzüglich  in  dem 
Grund  und  Boden  besteht.  Unstreitig  gebührt  dem  per- 
sönlichen Naturfond  der  Vorzug,  nicht  blos,  weil  er 
der  Person  des  Menschen  angehört,  sondern,  weil  es 
auch  von  dessen  Ausbildung  abhängt,  was  der  Mensch 
ist  und  werden  kann. 

Mit  jeder  Bearbeitung  der  Naturproducte,  mit  je- 
der auf  dieselben  gemachten  Anwendung  anderer  Gü- 
ter —  auch  wenn  diese  ebenfalls  nur  der  Natur  ver- 
dankt werden  —  hören  dieselben  auf,  reine  Naturer- 
zeugnissc  zu  sein ,  und  werden  zugleich  zu  Erzeugnis- 
sen des  Menschen.  Das  ausgebildete  Talent  ist  ebenso 
wenig  mehr  eine  blosse  Naturgabe,  als  der  entwäs- 
serte oder  gar  urbar  gemachte  Boden,  und  je  mehr  Ar- 
beit auf  irgend  einen  Gegenstand  verwendet  ist,  desto 
grösser  wird  der  Antheil,  welchen,  in  Verhältniss  zu 
dem  der  Natur,  der  Mensch  an  der  Hervorbrinjrunff 
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desselben  hat.  Nach  diesem  Verhältnisse  im  Allgemei- 
nen bestimmt  sich  nicht  nur  der  in  jedem  Lande  und 
bei  jedem  Volke  stattfindende  Gütervorrath ,  sondern 
auch  der  Grad  der  Cultur,  welcher  sich  jedesmal  nach 
der  menschlichen  Wirksamkeit  in  Vergleich  zu  der  der 
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umgebenden  Natur  abmisst.    Da  alle  Güter,  zu  deren 
Entstehung  der  Mensch  mitwirken  muss,  Arbeit,  also 
Mühe  und  Beschwerden  erfordern,  viele,  zu  welchen 
die  Natur  die  Stoffe  nur  in  begrenzter  Fülle  liefert,  auch 
nicht  in  beliebiger  Menge  hervorgebracht  werden  kön- 
nen ,  und  endlich  die  sparsam  gespendeten  Naturerzeug- 
nisse sich  nicht,  wenn  sie  gebraucht  werden,  sogleich 
herbeischaffen  lassen,  so  entsteht  daraus  das  Verlan- 
gen, einen  Vorrath  solcher  Güter  zu  haben,  und  diesel- 
ben werden  dadurch  zu  Gegenständen  des  Besitzes,  und 
machen   das  Capital  ihres  Besitzers   aus.  Unter 
Capital  versteht  man  daher  den  Inbegriff  der 
Besitzthümer,  und  zu  demselben  gehören  also  auch 
alle  Güter,  ohne  Unterschied,  ob  sie  Natur-  oder  Ar- 
beitserzeugnisse sind,  welche,  weil  sich  auf  ihre  be- 
schwerdefreie Erlangung  nicht  rechnen   lässt,  aufbe- 
wahrt werden;  deshalb  hängt  es  von  den  Bedürfnissen 
und  Zwecken,  auch  von  Zeit  und  Ort  ab,  ob  Gegen- 
stände zum  Capital  gehören  oder  nicht,  denn  erst  mit 
dem  Gebrauche    des   Tabaks   sind    die  Tabaksblätter 
demselben  zugekommen;  das  Eis  gehört  dazu  nur  im 
Sommer,  und  wo  sich  Sand  in  grossem  Ueberflusse  be- 
findet,  gehört  er  nicht  dazu.    Das  charakteristi- 
scheKennzeichen  eines  Capitals-Gegenstan- 
des  besteht   daher  in  dem  Interesse  seiner 
Aufbewahrung. 

Das  Capital  zerfällt  theils  nach  der  Beschaffenheit 
seiner  Gegenstände,  theils  nach  der  Benutzung  dersel- 
ben in  verschiedene  Abtheilungen.  In  der  erstem  Be- 
ziehung theilt  sich  dasselbe  nach  Maassgabe  der  Güter? 
welche  es  ausmachen,  in  persönliches ß  wissen- 
schaftliches und  dingliches  Capital.  Jedes 
derselben  ist,  so  lange  es  unbenutzt  bleibt,  ein  tod- 
teS  Capital 9  und  ein  solches  kann  es  sein,  wenn 
man  es  entweder  nicht  benutzen  will,  oder  nicht  zu 
benutzen  weiss.  Der  erstere  Fall  ist  der  minder  wich- 
tige, denn   nur  besondere  Umstände,  vorzüglich  Un- 
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Sicherheit,  können  den  Menschen  bestimmen,  die  Mittel, 
welche  er  zur  Verbesserung  seines  Zustandes  hat,  statt 
zu  benutzen,  vielleicht  zu  verbergen;  im  andern,  in 
welchem  die  Unbekanntschaft  mit  ihrer  Nützlichkeit 
ihre  Benutzung  verhindert,  gehen  die  todten  Kapitale 
mit  jeder  Vermehrung  der  Kenntnisse  —  wenn  man  als 
Gegensatz  sich  des  Ausdrucks  bedienen  darf  —  in  die 
lebenden  über,  und  jedes  neue  wissenschaftliche  Gut  ist 
mithin  nicht  blos  an  und  für  sich  ein  Gewinn,  sondern 
auch,  weil  dadurch  stets  andere  Güter  zur  Wirksamkeit 
erweckt  und  ins  Leben  gerufen  werden.  Das  benutzte 
Capital  wird  theils  zur  unmittelbaren  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  und  Erreichung  der  Zwecke  bestimmt  und 
ist  dann  Verbrauchs  VOrrath ,  oder  zur  Güterer- 
zeugung und  heisst  in  diesem  Falle  Verlagf.  Strenge 
genommen  haben  alle  Güter  und  also  auch  die  Capitale 
nur  die  Erfüllung  der  Bedürfnisse  und  Zwecke  zur  Be- 
stimmung, und  der  Verlag  wird  derselben  auch  nicht 
entzogen,  weil  durch  denselben  nur  der  Verbrauchs- 
vorrath,  wenn  er  durch  den  Gebrauch  vermindert  ist, 
ergänzt  und  vermehrt  werden  soll,  sondern  bildet  viel- 
mehr gleichsam  einen  mittelbaren  Verbrauchsvorrath. 
Sowohl  zu  der  einen,  als  zu  der  andern  Bestimmung 
muss  das  Capital  oft  eine  Zeitlang  aufbewahrt  werden, 
und  ist  dann,  während  der  Aufbewahrung,  ruhender 
Verbrauchsvorrath  oder  ruhender  Verlag.  Bei 
der  Anwendung  können  aber  die  dem  Verlage  zugewie- 
senen Güter  theils  als  Stoff,  theils  als  Mittel  ge- 
braucht werden ,  je  nachdem  aus  denselben  oder 
durch  dieselben  aus  andern  Gütern  neue  hervorge- 
bracht werden,  und  er  dient  bei  der  Production  nach  der 
gangbaren,  wiewohl  nicht  ganz  passenden  Benennung, 
im  ersten  Falle  als  umlaufender,  im  andern  als 
Stehender  "Verlag.  In  beiden  Fällen  verbindet 
sich,  wenn  Güter,  die  schon  durch  des  Menschen  Wirk- 
samkeit entstanden  sind,  zur  Erzeugung  neuer  Güter 
angewendet  werden,  mit  der  Arbeit  in  der  Gegenwart, 
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die  Arbeit  in  der  Vergangenheit,  denn  mit  jedem  Stri- 
che der  Feile  wird  auch  die  auf  die  Verfertigung  der- 
selben verwendete  Arbeit  benutzt,  und  bei  der  Bereitung 
des  Biers  mit  der  Arbeit  des  Brauens  zugleich  alle  zur 
Gewinnung  des  Malzes  und  zur  Errichtung  des  Brau- 
hauses und  der  Geräthe  erforderlich  gewesene  Arbeit 
vereinigt.  Das  Capital,  welches  die  Arbeit  unterstützt, 
ist  es  daher,  was  in  des  Menschen  Leben  und  Wirken 
die  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart  und  diese  wieder 
mit  der  Zukunft,  welches  die  Menschheit  in  der  Zeit 
verbindet,  wie  dieses  in  dem  Räume  durch  die  Thei- 
lung  der  Arbeit  geschieht. 

Aus  dem  Naturfond,  der  Arbeit  und  dem  Kapital, 
welche  man  gewöhnlich  mit  dem  Namen  der  GcÜter- 
quellen  belegt,  gehen  die  Güter  aller  drei  Klassen 
auf  eine  ganz  übereinstimmende  Weise  hervor,  und  zu 
jeder  Production  ist  es  unumgänglich  nothwendig,  dass 
das  angewendete  Capital  sowohl  ein  persönliches,  als 
ein  wissenschaftliches,  als  ein  dingliches  sein  muss. 

Der  Naturfond,  aus  welchem  die  persönlichen 
GrÜtcr  hervorgebracht  werden,  sind  die  körperlichen 
und  fifeistifiren  Anlagen  des  Menschen ,  und  ihre  Hervor- 
bringung  geschieht  durch  die  Ausbildung  derselben. 
Diese  kann  während  der  Kindheit  nur  von  Andern,  nur 
durch  die  Erziehung  erfolgen,  und  die  Pädagogik 
oder  die  Wissenschaft,  wie  die  Anlagen  des  Kin- 
des zur  höchstmöglichsten  Fülle  von  persön- 
lichen Gütern  ausgebildet  werden  können, 
steht  daher  zum  Wohlstände  in  gleicher  Beziehung, 
wie  z.  B.  die  Landwirthschaftskunde,  welche  in  Hin- 
sicht der  in  den  Boden  gelegten  Anlagen  und  der  aus 
denselben  hervorgehenden  dinglichen  Güter  dasselbe  be- 
sagen soll.  In  den  Geschäften  der  Ausbildung  besteht 
die  Arbeit,  welche  desto  erfolgreicher  sein  wird,  je 
mehr  der  Erzieher  (und  wenn  der  Mensch  auch  in  den 
spätem  Jahren  sein  eigner  Erzieher  ist)  Lehrgabe, 
Kenntnisse   und  dingliche  Hülfsmittel  besitzt,  oder  je 
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grösser  die  bei  der  Erziehung  in  Anwendung  kommen- 
den persönlichen,  wissenschaftlichen  und  dinglichen  Ka- 
pitale sind.  Hieraus  erklärt  es  sich  zugleich,  dass,  un- 
geachtet die  persönlichen  Güter  mit  dem  Tode  ihrer 
Besitzer  untergehen  ,  und  in  jedem  Menschen  von  neuem 
hervorgebracht  werden  müssen,  doch  im  Laufe  der  Zeit 
mit  dem  Anwachs  der  Capitale,  die  Masse  der  persön- 
lichen Güter  selbst  ohne  Vermehrung  der  Personenzahl 
stets  zunehmen  wird. 

Der  den  wissenschaftlichen  Gütern  zum 

Grunde  liegende  Naturfond  ist  das  Erkenntniss  -  und 
Denkvermögen,  aber  nicht,  wie  bei  den  persönlichen 
Gütern,  als  Stoff  zur  weitern  Ausbildung,  sondern  als 
die  Quelle,  aus  welcher  sie  hervorgehen,  wenn  auf 
dieselben  Arbeit  und  Capital  verwendet  werden.  Die 
Arbeit  besteht  in  der  Anstrengung,  diese  Quelle  in  eine 
erzeugende  Thätigkeit  zu  setzen  und  sie  in  derselben 
zu  erhalten,  in  dem  Wahrnehmen,  Beobachten  und 
Denken,  überhaupt  in  dem  Streben  nach  Erkenntniss 
der  Wahrheit,  dessen  Gelingen  nicht  nur  von  den  da- 
bei benutzten  persönlichen  und  wissenschaftlichen  Gü- 
tern abhängt  und  gefördert  wird,  sondern  auch  von  den 
dinglichen;  denn  ohne  die  Aussenwelt  gäbe  es  für  uns 
keinen  Stoff  des  Anschauens,  Beobachtens  und  folglich 
auch  des  Denkens,  und  ohne  die  vielfachen  dinglichen 
Hülfsmittel  der  Beobachtung  würden  wir  wieder  nicht 
zur  genauem  Kenntniss  desselben  kommen  können.  Da 
die  wissenschaftlichen  Güter  sich  weder  verbrauchen, 
noch  bei  der  Benutzung  einen  Abgang  erleiden,  so  würde 
ihre  Vermehrung  noch  schneller,  als  die  der  andern  Güter 
von  Statten  gehen ,  wenn  eine  gleiche  Menge  von  Kräf- 
ten auf  dieselben  verwendet  würde  und  kein  Verlust 
bei  denselben  vorkäme.  Dieser  tritt  aber  mit  dem  Tode 
jedes  Besitzers  ein,  der  nicht  dafür  gesorgt  hat,  die 
von  ihm  entdeckten  Kenntnisse  durch  Mittheilung  und 
Schrift  von  seinem  Leben  unabhängig  zu  machen.  Seit 
der  Erfindung  der  Buchdruckerkunst ,  „  dieses  göttlichen 
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» Geschenks",  wie  der  ältere  Schlötzer  sich  ausdrückt, 
welches  der  Zufall  erst  in  neuerer  Zeit  dem  Genie 
„und  der  Freiheit  gemacht;  dieser  Kunst  Copien  mit 
?5  vorher  unmöglicher  Geschwindigkeit  und  Wohlfeilheit 
?5zu  verfertigen;  dieses  Geheimnisses  Ideen  zu  verewi- 
?>gen  und  die  Eroberungen  der  Vernunft  ins  Unendliche 
fortzusetzen ;  dieses  Zaubermittels,  das  dem  in  sei- 
??nem  Zimmer  unbemerkt  Meditirenden  in  einem  Au- 
genblicke Tausende  zu  Zuhörern  und  Schülern  ver- 
schafft", können  Kenntnisse,  wenn  sie  nicht  absicht- 
lich verborgen  werden,  weder  verloren  gehen,  noch 
das  vor  jedem  Rückschritte  bewahrte  Reich  der  wissen- 
schaftlichen Güter  in  seinem  steten  Fortschreiten  ge- 
hemmt werden. 

Die  der  Masse  nach  unveränderliche,  aber  zu  un- 
endlich verschiedenen  Gestaltungen  fähige  und  in  einer 
steten  Formverwandlung  begriffene  Materie,  aus  wel- 
cher die  Körperwelt  besteht,  macht  den  Naturfond  zu 
allen  dinglichen  Gütern  aus ,  und  die  Production 
derselben  von  Seiten  des  Menschen  beschränkt  sich 
nur  darauf,  die  Formverwandlung  so  zu  leiten,  dass 
stets  nur  nützliche  Formen  hervorgebracht  und  erhal- 
ten werden;  denn  alles  Schaffen,  mag  es  von  der  Na- 
tur oder  dem  Menschen  geschehen,  bringt  nur 
Neues  der  Form,  nicht  dem  Stoffe  nach  her- 
vor, weil  kein  Atom  des  letztern  weder  erzeugt,  noch 
vernichtet  werden  kann,  und  diejenigen  Stoffe,  aus 
welchen  die  aufgekeimten  Pflanzen  oder  das  neuge- 
borne  Thier  zusammengesetzt  sind,  ebenso,  nur  in  an- 
dern Gestaltungen,  schon  vorhanden  waren,  als  die 
Stoffe,  aus  welchen  der  Glasmacher  das  Glas  und  der 
Weber  das  Zeug  bereitet.  Bei  dieser  Begrenztheit  der 
Materie,  aus  welcher  die  dinglichen  Güter  gebildet  wer- 
den, kann  das  Schaffen  derselben  nicht  ohne  ein  Zer- 
stören geschehen,  und  ihre  Production  ist  daher  abge- 
schlossener, als  die  der  andern  beiden  Güterklassen, 
zumal  da  der  Mensch  bei  derselben  nur  auf  die,  in  dem 
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zur  Grösse  des  Erdkörpers  verhältnissmässig  sehr  klei- 
nen ,  ihm  nur  zugänglichen ,  Räume  über  und  unter  dem 
Erdboden  befindliche  Materie  beschränkt  ist,  und  er 
selbst  von  dieser  wieder  nur  einen  geringen  Theil  in 
seine  Wirksamkeit  zu  bringen  vermag.  Dieses  zu  thun, 
zu  nehmen,  was  ihm  die  Natur  Nützliches  und  Nutz- 
bares darbietet,  und  Avas  er  in  seine  Botmässigkeit 
bringen  kann,  ist  zur  Erlangung  der  dinglichen  Güter 
das  erste,  was  geschehen  muss,  und  macht  den  Gegen- 
stand der  OccnpatiOüS - Gtewerbe  aus,  welche 
sich  nur  mit  der  blossen  Gewinnung  nützlicher  und  nutz- 
barer Thiere,  Pflanzen  und  Mineralien  beschäftigen. 
Eigner  Vortheil  bestimmt  aber  den  Menschen,  bald  auch 
für  die  Vermehrung  des  Nützlichen  zu  sorgen,  und  so- 
bald er  sich  zum  Herrn  des  Bodens  gemacht  und  die- 
sen selbst  gewonnen  hat,  beschränken  sich  diese  Ge- 
werbe, indem  nur  das  Unvermehrbare  ihnen  verbleibt, 
auf  die  Jagd,  die  wilde  Fischerei  und  den  Bergbau, 
denn  die  während  ihres  Lebens  mit  dem  Boden  ver- 
bundene Pflanze  wird  schon  mit  demselben  gewonnen. 
Die  Vermehrung  des  Nützlichen  geschieht 
durch  die  Umgestaltung  des  Nutzbaren  in 
das  Nützliche  oder  in  die  den  Zwecken  ent- 
sprechende Formen,  welche  theils  durch  die  Be- 
nutzung der  organischen,  theils  der  unorganischen  Kräfte 
erfolgen  kann.  Da  die  organischen  Kräfte  nur  im  Rei- 
che des  Lebens  walten,  so  bezieht  sich  ihre  Wirksam- 
keit nur  auf  die  Hervorbringung  und  Erhaltung,  d.  h. 
auf  die  Erzeugung  und  Ernährung  nützlicher  Thiere 
und  Pflanzen.  Bei  der  Abhängigkeit  der  Erzeugung 
von  der  Ernährung,  welche  bei  dem  Thierreiche  durch 
das  Pflanzenreich,  bei  dem  letztern  durch  den  Boden 
geschieht ,  hängt  von  der  gehörigen  Benutzung  des  letz- 
tern der  ganze  Erfolg  der  Thier-  und  Pflanzenzucht 
ab  ,  und  alle  auf  diese  Bezug  habenden  Geschäfte  um- 
fasst  daher  die  Land Wirtschaft ,  oder  der  In- 
begriff der  sogenannten  PrOfllietioilS  -  Gewerbe. 
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Von  den  Erzeugnissen  dieser  Gewerbe  sowohl,  als  der 
vorhergehenden,  sind  die  wenigsten  schon  zum  Gebrau- 
che geeignet ,  sondern  es  sind ,  wie  man  zu  sagen  pflegt, 
rohe  Materialien,  welche  erst  durch  die  Kunst,  oder 
durch  die  Anwendung  der  unorganischen  d.  h.  der  che- 
mischen und  mechanischen  Kräfte  beschickt  werden 
müssen,  deren  Benutzung  den  Gegenstand  der  I?abri- 
katiOüS -  Gewerbe  ausmacht,  welche  des  Nützli- 
chen wegen  Formveränderungen  nicht  blos  hervorbrin- 
gen, sondern  auch,  um  es  zu  erhalten,  verhindern  sol- 
len. Dass  aus  dem  Traubensafte  der  Wein  entstehe, 
ist  nicht  zureichend,  sondern  es  muss  auch  das  wei- 
tere Wirken  der  Naturkräfte  gehemmt  werden,  damit 
nicht  durch  den  Fortgang  der  Gährung  der  Wein  zum 
Essig  werde.  Ausser  von  der  Form  hängt  die  Nütz- 
lichkeit der  dinglichen  Güter  endlich  auch  von  dem  Orte 
ab,  wo,  und  von  der  Menge,  in  welcher  sie  sich  befin- 
den, und  die  Ortsveränderung  sowie  die  Sammlung  und 
Theilung  (welche  beide  letztere  eigentlich  auch  der 
erstem  angehören)  sind  daher  nicht  weniger  notwen- 
dig, als  es  die  Formveränderung  ist.  Sie  geschehen 
durch  die  Geschäfte  der  Handels  -  Gewerbe  und 
zwar  die  Ortsveränderung  der  Waaren  oder  der  ding- 
lichen Güter,  insofern  sie  Gegenstände  des  Handels  ge- 
worden sind,  vom  Orte  des  Ueberflusses  nach  dem  des 
Bedarfs,  durch  den  Grosshandel,  und  die  Sammlung 
und  Vertheilung  derselben  in  solche  Quantitäten,  wie 
das  Bedürfniss  sie  fordert,  durch  den  Kleinhandel 
oder  die  Kramerei.  Ohne  den  Handel  würde  ein 
grosser,  vielleicht  der  grosseste  Theil  der  dinglichen 
Güter  in  theils  un-,  theils  wenig  benutzten  Vorräthen 
bestehen ,  und  erst  durch  denselben  gelangen  sie  dahin, 
wo  sie  ihre  Bestimmung  erfüllen  und  Mittel  zur  Errei- 
chung der  Zwecke  und  des  Wohlstandes  werden.  Zum 
Betriebe  aller  dieser  Gewerbe  sind  schon  nach  dem  ge- 
meinen Sprachgebrauch  ausser  dem  Haben  — :  den  zu 
verarbeitenden  Stoffen,  den  Werkzeugen  und  den  an- 
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dem  dinglichen  Hülfsmitteln  —  ein  Wissen  —  ein 
Fond  von  Sachkenntnissen,  deren  Inbegriff  die  CJe- 
werbkimde  ausmacht  —  und  ein  Können  —  durch 
Uebung  erlangte  Fertigkeiten  und  Geschicklichkeiten  — 
nothwendig. 

Da  die  Hervorbringung  aller  Güter  nur  durch  Ar- 
beit, also  mit  Mühe  und  Beschwerden  geschehen  kann, 
so  bestimmt  sich  zu  derselben  nur  der  Mensch,  wenn 
das  Bedürfniss  ihn  dazu  treibt,  oder,  wenn  er  dadurch 
eine  Verbesserung  seines  Zustandes  erwarten  darf. 
Die  ersten  und  fühlbarsten  sind  stets  die  körperlichen 
Bedürfnisse,  und  um  dem  Drucke  derselben  zu  entge- 
hen, muss  daher  der  Mensch  auch  zuerst  seinen  Fleiss 
auf  die  Production  der  zu  ihrer  Befriedigung  notwen- 
digen dinglichen  Güter  verwenden.  Schon  bei  dieser 
Beschäftigung  zur  Erhaltung  seines  Lebens  erkennt  er, 
wie  wichtig  und  hülfreich  Kenntnisse  ihm  sind,  aber 
so  lange  noch  die  Sorgen  des  täglichen  Unterhalts  seine 
ganze  Thätigkeit  in  Anspruch  nehmen,  hat  er  weder 
Zeit  noch  Kraft  auf  die  Vermehrung  seines  Wissens  zu 
verwenden,  und  selbst  das  Verlangen  darnach  kann  nicht 
in  ihm  rege  werden,  bevor  nicht  sein  durch  die  Noth 
gebundener  Zustand  durch  den  erworbenen  Besitz  ding- 
licher Güter  zu  einem  mehr  oder  weniger  freien  gewor- 
den ist.  Nur,  wenn  dieses  geschehen,  können  die 
Forderungen  des  Geistes  hervortreten,  und,  wenn  es  an 
der  Gelegenheit  zum  Unterrichte  nicht  mangelt,  auch 
befriedigt  werden.  Der  Erfolg  der  Unterrichtsanst alten 
hängt  daher  nie  von  denselben  allein  ab,  denn  ohne, 
dass  die  dinglichen  Güter  das  Verlangen  nach  Unter- 
richt möglich  gemacht  und  gleichsam  den  Boden  zur 
wissenschaftlichen  Aussaat  vorbereitet  haben,  lässt  sich 
das  Gedeihen  derselben  nicht  erwarten.  Der  Hervor- 
bringung und  Verbreitung  der  wissenschaftlichen  Güter 
muss  daher  stets  die  der  dinglichen  vorangehen,  und 
alles,  was  den  Lebensunterhalt  schwieriger  oder  leich- 
ter macht,   hemmt  oder  befördert  daher  den  Fortgang 
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der  geistigen  Bildung,  welche  wieder  rückwirkend  den 
mächtigsten  Einfluss  auf  die  Vermehrung  der  dingli- 
chen Güter  hat,  weil  die  erste  Bedingung  der  wirk- 
samsten Benutzung  der  Güterquellen  in  dem  Wissen, 
wie  diese  am  besten  geschehen  kann,  besteht  und  mit 
jeder  Erweiterung  desselben  die  auf  diese  verwendete 
Arbeit  belohnender  wird.  So  unterstützen  die  dingli- 
chen  und  die  wissenschaftlichen  Güter  wechselsweise 
ihre  Hervorbringung  und  veranlassen  zuletzt  den  Men- 
schen, auch  Mühe  und  Fleiss  der  Vermehrung  seiner 
persönlichen  Güter  zu  widmen;  denn  anfänglich  werden 
diese  nur  als  reine  Naturgeschenke  betrachtet,  und  weil 
sie  noch  dazu  schon  durch  den  Gebrauch  gestärkt  wer- 
den, so  kommt  erst  bei  vorgeschrittenem  Wissen  die 
Ueberzeugung  von  der  Nützlichkeit  und  Nothwendig- 
keit  ihrer  allgemeinen  und  planmässigen  Ausbildung, 
durch  welche  der  Mensch  unmittelbar  dem  Ziele  seines 
Strebens,  seiner  Vervollkommnung  sich  nähert. 

Ohne  die  Theilung  der  Geschäfte  würde  die  Gü- 
terlehre hiemit  nicht  nur  geschlossen  sein,  sondern  es 
würde  auch  in  derselben  von  dem  Handel  nichts  vor- 
kommen können;  in  Folge  jener  Theilung  sind  aber 
Verhältnisse  eingetreten,  welche  eine  weitere  Untersu- 
chung nothwendig  machen,  weil,  sobald  Jeder  nur  ei- 
nem vereinzelten  Geschäfte  nachgeht,  Keiner  durch  die 
von  ihm  hervorgebrachten  Güter  mit  allen  Mitteln  für 
seine  Bedürfnisse  und  Zwecke  versorgt  sein  kann,  son- 
dern zur  Befriedigung  der  erstem  und  zur  Erfüllung 
der  letztern  auch  der  Benutzung  der  von  den  Andern 
hervorgebrachten  Güter  bedarf.  Unter  welchen  Be- 
dingungen kannjederEinzelne  zur  Benutzung 
der  Güter  seiner  Mitmenschen  gelangen?  ist 
daher  die  dritte  Frage,  welche  unter  diesen  Umstän- 
den die  Güterlehre  zu  beantworten  hat. 

Jede  von  dem  Besitzer  gemachte  oder  verstattete 
Anwendung  seiner  Güter  zu  den  Zwecken  eines  An- 
dern ist  ein  Dienst  9  welchen  er  diesem  leistet.  Da 
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der  Mensch  Zweck  an  sich  selbst  ist,  so  muss  jeder 
Dienst  aus  dem  freien  Willen  des  Leistenden  hervor- 
gehen und  mit  dem  Willen  dessen,  der  ihn  empfängt, 
geschehen,  und  ist  der  letztere  desselben  benöthigt,  so 
kann  er  ihn,  weil  mit  jedem  Dienste  Mühe  und  Auf- 
opferung von  Seiten  des  Leistenden  verbunden  sind, 
nur  erwarten,  wenn  er  —  Fälle  der  Güte  oder  Mild- 
thätigkeit  ausgenommen  —  demselben  Gegendienste  zu 
leisten  vermag.  Die  Auswechselung  der  Dienste 
nennt  man  den  Tausch;  sie  ist  der  Weg,  zur  Be- 
nutzung fremder  Güter  zu  gelangen,  und  kann  theils 
nach  der  Beschaffenheit  derselben,  theils  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Dienste  mit  denselben ,  auf  eine  sehr 
verschiedene  Weise  geschehen. 

Mit  den  persönlichen  Gütern  kann  diese  Aus- 
wechselung nur  auf  einerlei  Weise  stattfinden;  da  sie 
weder  mittheilbar,  noch  übertragbar  sind,  so  muss  der, 
welcher  sie  besitzt  und  den  Dienst  leistet,  sie  selbst 
für  den  Andern  anwenden  oder  für  denselben  arbeiten. 

•  Die  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  G  ü  t  e  r  verstatten  eine 
Dienstleistung  auf  zwiefache  Weise.  Sie  können  von 
dem  Besitzer  entweder  für  den  Andern  angewendet, 
oder  demselben  mitgetheilt  und  ihm  die  Anwendung 
überlassen  werden.  Im  ersten  Falle  wird  für  den  An- 
dern mit  diesen  Gütern  ebenso,  wie  mit  den  persönli- 
chen gearbeitet ;  im  zweiten  dagegen  besteht  die  Dienst- 
leistung in  der  Mühe  der  Mittheilung,  also  freilich  auch 
in  einer  Arbeit,  die  jedoch  von  der  eben  erwähnten 
sehr  verschieden  ist  und  theils  unmittelbar  dur(rh  Un- 
terricht, theils  mittelbar  durch  Bekanntmachung 
mit  dem  Gegenstande,  dessen  Anschauung  verstat- 
tet wird,  geschehen  kann,  welches  letztere  aber  nicht 
in  allen  Fällen  möglich  ist.  Der  Unterricht,  welcher 
sowohl  mündlich  als  schriftlich  gegeben  werden  kann, 
wird  entweder  bestimmten  Personen  ertheilt,  oder  in 
einer  öffentlichen  Rede  Allen,  welche  an  demselben 
Theil  nehmen  wollen.    Bei  dem  schriftlichen  wird  der 
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Dienst  geleistet  zur  Zeit,  wenn  die  sichtbaren  Sprach- 
zeichen auf  das  Schreibmaterial  gesetzt  werden,  aber 
erst  beim  Lesen  empfangen,  und  dem  Leser  ist  daher 
stets  der  Dienst  in  der  Vergangenheit  geleistet,  wie 
dieses  bei  der  Benutzung  aller  Capitals  -  Gegenstände 
geschehen  ist,  zu  welchen  auch  die  Schriften  und  na- 
mentlich alle  Bücher  oder  die  an  das  Publicum  gehal- 
tenen schriftlichen  Reden  gehören. 

Am  vielfachsten  können  die  Dienstleistungen  mit 
den  dinglichen  Gütern  geschehen;  unmittelbar 
wieder  durch  ihre  Anwendung  zum  Vortheil  des 
Andern  und  mittelbar  durch  die  Verstattung  ih- 
rer Benutzung,  bei  welcher  die  zu  ihrer  Entstehung 
oder  Besitzerlangung  erforderlich  gewesene  Arbeit  ei- 
gentlich dem,  welcher  sie  benutzt,  geleistet  ist.  Zur 
Benutzung  eines  dinglichen  Gutes  bedarf  es  entweder 
nicht  des  Besitzes  desselben,  oder  dieser  ist  dazu  noth- 
wendig,  und  zwar  entweder  nur  für  die  Dauer  der  Be- 
nutzung oder  mit  der  Befugniss  über  die  Substanz  der 
Sache  verfügen  zu  dürfen.  Zum  Studium  eines  Kunst- 
werks und  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Benutzung 
durch  Auge  und  Ohr  geschieht,  darf  man  die  Gegen- 
stände, um  sie  zu  benutzen,  nicht  besitzen,  und  oft 
tauscht  man  sogar  den  Anblick  z.  B.  einer  Menagerie 
gern  ein,  ohne  an  den  Besitz  denken  zu  mögen.  Die- 
ser ist  aber  in  den  andern  Fällen  eine  Bedingung  der 
Benutzung,  jedoch  reicht  er  in  denjenigen  schon  auf 
die  Dauer  derselben  zu,  in  welchen  der  Gebrauch  der 
Sache  nicht  nothwendiger  Weise  ihr  Verbrauch  ist,  und 
Dienste  durch  die  Abtretung  auf  gewisse  Zeit  können 
daher  nicht  blos  mit  dem  Boden,  sondern  auch  mit  Ge- 
bäuden, Werkzeugen  und  andern,  wenn  gleich  der 
Abnutzung  unterworfenen  Gerätschaften  geleistet  wer- 
den. Erfordert  dagegen,  wie  bei  Esswaaren,  Brenn- 
holz, rohen  Materialien  u.  s.  w.  der  Gebrauch  den  Ver- 
brauch ,  also  die  Verfügung  über  die  Substanz ,  so  muss 
der  Besitz  behufs  der  Benutzung  ein  ausschliesslicher 


—    IL  — 


83 


sein,  und  die  Dienstleistung  zu  derselben  kann  nur  mit 
der  völligen  und  unbedingten  Abtretung  der  Sachen  er- 
folgen. 

Bei  dieser  grossen  Mannigfaltigkeit  der  Dienst- 
leistungen werden  im  Tausche  nicht  blos  gleichartige, 
sondern  auch  ungleichartige  gegen  einander  ausge- 
wechselt; es  werden  nicht  blos  Arbeiten  für  Ar- 
beiten geleistet ,  und  Sachen  gegen  Sachen  hin- 
gegeben ,  sondern  es  werden  auch  für  Sachen  Arbei- 
ten übernommen  und  für  Arbeiten  Sachen  zur  Be- 
nutzung, zum  Besitze  und  zum  Verbrauche  erhalten, 
wozu  noch  die  grosse  Verschiedenheit  der  in  den 
Tausch  gelangenden  Sachen  kommt,  und  die  nicht  ge- 
ringere der  Arbeiten,  je  nachdem  dieselben  in  der  An- 
wendung persönlicher,  oder  wissenschaftlicher  oder 
dinglicher  Güter  bestehen. 

Dem  Tausche  muss  stets  eine  Verglei- 
ch ung  der  zu  übernehmenden  und  dagegen  zu 
empfangenden  Leistungen  vorausgehen,  denn 
Jeder  entschliesst  sich  zu  demselben  nur  in  der  Ab- 
sicht, seinen  Zustand  zu  verbessern  ,  und  da  nur  das 
Nützliche  dazu  geeignet  ist,  und  desto  mehr,  je  nütz- 
licher es  ist,  so  kann  die  Vergleichung  für  Jeden  der 
Tauschenden  nur  aus  der  Beurtheilung  der  Nützlichkeit, 
welche  das  zu  Leistende  und  das  zu  Empfangende  für 
ihn  hat,  hervorgehen.  Das  Urtheil  eines  Jeden  über 
dieselbe  bestimmt  ihn  daher  entweder  zum  Tausche, 
oder  hält  ihn  von  demselben  zurück,  und  nur  diese 
Urtheile  sind  es,  welche  zum  Abschlüsse  desselben 
führen.  Die  einem  Gegenstande  beigelegte 
Nützlichkeit  nennt  man  ihren  Ifl^ertll.  Der 
Werth  und  die  Nützlichkeit  sind  daher  sehr  verschie- 
den, denn  die  letztere  geht  aus  der  Tauglichkeit  eines 
Gegenstandes  zu  einem  Zwecke  hervor,  der  erstere 
aber  aus  der  Vorstellung,  dass  diese  Tauglichkeit  vor^ 
handen  sei,  und  da  Vorstellungen  sowohl  richtige  als 
unrichtige  sein  können,  so  kann  die  Nützlichkeit  ohne 

6* 


84 


—    II.  — 


den  Werth  und  der  Werth  ohne  die  Nützlichkeit  vor- 
handen sein*  und  ein  Gut,  welches,  als  solches,  stets 
nützlich  sein  muss,  kann  dessen  ungeachtet  doch  des 
Werths  entbehren,  so  wie  umgekehrt  Gegenstände  ihn 
haben  können,  die,  weil  sie  unnütz  sind,  nicht  zu  den 
Gütern  gehören.  Die  Thierknochen,  welche  sich  durch 
ihre  grosse  Wirksamkeit  bei  der  Klärung  des  Zuckers 
und  bei  der  Düngung  jetzt  als  Güter  bewähren ,  hatten 
in  der  Vorzeit  keinen  Werth,  und  dagegen  wurde  der 
Zauberkunst,  der  Astrologie  und  vielen  Medicamenten 
von  gleicher  Nutzlosigkeit  ein  sehr  hoher  beigemessen. 
Eine  Uebereinstimmung  von  Nützlichkeit  und  Werth 
kann  auch  nicht  stattfinden,  denn  der  letztere  geht 
nicht,  wie  die  erstere  aus  der  Beschaffenheit  des 
Gegenstandes,  sondern,  weil  er  ein  Urtheil  ist  und 
auf  einer  Vorstellung  beruht,  aus  dem  Menschen 
hervor;  der  Gegenstand  ist  nur  das,  worauf  sich  die 
Vorstellung  bezieht.  Eine  Uebereinstimmung  der  Vor- 
stellungen aller  Menschen  findet  auch  nur  in  sehr  sel- 
tenen Fällen  statt ,  und  deshalb  haben  von  den  unendlich 
vielen  Gütern  von  allgemeiner  Nützlichkeit  doch  nur 
höchst  wenige  einen  allgemeinen  Werth  (von 
den  dinglichen  Gütern  möchte  dieser  allein  dem  Was- 
ser zukommen),  und  das,  was  man  gewöhnlich  mit  die- 
sem Ausdrucke  bezeichnet,  ist  daher  nur  ein  Werth 
für  eine  unbestimmte  Mehrzahl  der  durch  die  Theilung 
der  Geschäfte  mit  einander  in  Verkehr  stehenden  Per- 
sonen, zum  Unterschiede  des  Werths  für  einzelne  be- 
stimmte Personen,  welchen  man  gewöhnlich  den 
lü^erth  der  Vorliebe  nennt,  weil  er  sich  auf  die- 
sen Personen  eigenthümliche  Verhältnisse  bezieht,  und 
zu  dessen  Gegenständen  nicht  blos  Andenken,  Familien- 
bilder n.  s.  w. ,  sondern  auch  dem  Körper  angepasste 
Kleider  und  alle  sonstigen  Gegenstände  des  besondern 
Gebrauchs  und  der  Gewöhnung  gehören. 

Nach  der  Einführung  des  Tausches  beschränkt  sich 
die  Nützlichkeit  eines  Gegenstandes  für  den  Besitzer 
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nicht  mehr  blos  auf  den  Gebrauch,  welchen  er  von 
demselben  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  und  zur 
Erreichung*  seiner  Zwecke  machen  kann,  weil  er  für 
denselben  auch  das,  was  ihm  fehlt  und  was  er  bedarf, 
einzutauschen  im  Stande  ist.  Die  Nützlichkeit  wird 
dadurch  zu  einer  zwiefachen,  zu  einer  unmittelba- 
ren und  zu  einer  mittelbaren,  denn  im  ersten  Falle 
führt  das  Gut  ohne  Zwischeninstanz,  im  andern  nur 
durch  die  des  Tausches  zum  Zwecke,  und  macht  da- 
durch, dass  der  sogenannte  allgemeine,  der  nicht  auf 
die  Vorstellungen  bestimmter,  einzelner  Personen  be- 
schränkte, sondern  in  dem  Kreise  des  Verkehrs  gel- 
tende Werth  auch  zu  einem  zwiefachen  werden  muss. 
Der  aus  der  Vorstellung  der  Tauglichkeit 
zum  Gebrauche  oder  der  unmittelbarenNütz- 
lichkeit  hervorgehende  heisst  der  Ge- 
brauchs Werth ,  der  aus  der  Vorstellung  der 
Tauglichkeit  zum  Tausche,  oder  der  mittel- 
baren Nützlichkeit  dagegen  hervorgehende, 
der  Tausch werth. 

Den  Gebrauchswert!*  müssen  alle  Gegen- 
stände haben,  denen  überhaupt  ein  Werth  zugestanden 
wird,  und  zwar  einen  desto  höhern,  für  je  nützlicher 
und  nothwendiger  sie  gehalten  werden.  Einen  Gebrauchs- 
werth müssen  auch  alle  Gegenstände  von  Tauschwerth 
haben,  weil  ohne  eine  unmittelbare  Nützlichkeit  keine 
mittelbare  möglich  und  ohne  eine  vorausgesetzte  Taug- 
lichkeit zu  einem  Gebrauche,  ein  Verlangen,  sie  durch 
den  Tausch  zu  erlangen,  nicht  denkbar  ist;  allein  die 
Erfahrung  zeigt  es,  dass  Güter  vom  unbedeutendsten 
Gebrauchswerthe,  wie  z.  B.  Edelsteine,  einen  hohen 
Tauschwerth,  dagegen  Güter  von  grossem  Gebrauchs- 
werthe, wie  das  Brodt,  einen  geringen,  und  sogar 
Güter  vom  höchsten  und  allgemeinsten  Gebrauchswer- 
the, wie  das  Wasser,  oft  gar  keinen  Tauschwerth  ha- 
ben, und  es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Quellen  der 
Vorstellungen,  welche  durch  die  beiden  verschiedenen 
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Werlhe  ausgedrückt  werden,  verschiedene  sein  müs- 
sen, was  auch  in  der  That  der  Fall  ist. 

Da  der  Tausch  nicht  ein  Gebrauch,  sondern 
eine   E r Werbung s art  ist,   so  bestimmt   sich  auch 
der  TT  au  SCli  wert  Ii  nicht  nach  der  Vorstellung  von 
der   Tauglichkeit  des   Gegenstandes   zum  Gebrauche, 
sondern  nach  der  Vorstellung,  viel  oder  wenig 
für  denselben  im  Tausche  erlangen  zu  kön- 
nen.    Je  geringer  die  Hoffnung   und  je  grösser  die 
Mühe  ist,  zu  demselben  überhaupt  zu  gelangen,  desto 
mehr  wird  man  geneigt  sein,  im  Tausche  für  densel- 
ben hinzugeben,  aber  auch  für  denselben,  wenn  man 
ihn  zu  vertauschen  hat,  zu  verlangen;  dagegen  wird 
für  Güter,  zu  welchen  Jeder  ohne  Mühe  sogleich  kom- 
men kann,   Niemand  etwas  im  Tausche  hingeben  wol- 
len,  aber  auch  Niemand  etwas  zu   erhalten  erwarten 
dürfen.     Die  Schwierigkeiten  der  Erlangung 
bestimmen    daher    allein,    ob    und  welchen 
Tausch werth  ein  Gegenstand  hat.      Die  erste 
Veranlassung  zu  jedem  Tausche,    der  Bedarf  j  ist 
auch  die  erste  Quelle  dieser  Schwierigkeiten,   denn  mit 
der  Zunahme  desselben  steigt  auch  das  Schwierige  sei- 
ner Befriedigung,   aber  er  ist  nicht  die  einzige,  denn 
dasselbe  tritt  auch  ein,  je  geringer  der  VoiTatJl  der 
Gegenstände  des  Bedarfs  ist.     Wären  der  Bedarf  und 
der  Vorrath  bekannte  Grössen,  so  würden  die  Schwie- 
rigkeiten, welche  mit  dem  erstem  in  einem  geraden, 
mit  dem  letztern  in  einem  umgekehrten  Verhältnisse 
stehen,  weil  beide  zugleich  einwirken,  sich  nach  dem 
Verhältnisse  des  Bedarfs  zum  Vorrathe  ab- 
messen.    Bedarf  und  Vorrath  gehen  aber  nicht  blos 
aus  der  jedesmaligen  Gegenwart,  sondern  auch  aus  der 
zunächst  bevorstehenden  Zukunft  hervor,  und  wir  kön- 
nen daher  über  die  Grössen  derselben  im  Umfange  des 
Verkehrs  nicht  eine  bestimmte  Kcnntniss,  sondern  nur 
eine  Meinung  haben,  welche  sich  über  den  anzuneh- 
menden Bedarf  in  der  jVacIlfrag'e  und  über  den  an- 
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zunehmenden  Vorrath  in  der  Anerbietling  aus- 
spricht. Das  jedesmalige  Verhältniss  der 
Nachfrage  zur  Anerbietung,  welches,  in  der 
Form  eines  Bruchs  dargestellt,  die  erstere 
zum  Zähler  und  die  letztere  zum  Nenner  hat, 
bestimmt  daher  den  jedesmaligen  Tausch- 
werth, welcher,  weil  beide  von  den  vielfachsten  und 
zufälligsten  Umständen  verändert  werden,  einem  be- 
ständigen Wechsel  unterworfen  ist. 

Da  Grössen  sich  nur  durch  die  Vergleichung  mit 
gleichartigen  Grössen  messen  lassen ,  so  kann  das 
Maass  für  den  Tauschwerth  auch  nur  wieder  ein 
Tauschwerth  sein,  und  da  jeder  Tauschwerth  nur  aus 
einem  Verhältnisse  zweier  veränderlichen  Grössen  her- 
vorgeht, so  ergiebt  sich  hieran s,  dass  ein  fester 
und  unveränderlicher  Maassstab  für  den 
Tausch werth  ausserhalb  den  Grenzen  der 
Möglichkeit  liegt.  Ein  Verhältniss  giebt  indessen 
an  und  für  sich  auch  nicht  eine  Grösse  an,  nur  durch 
die  Einheit  erhält  der  Bruch  einen  Werth,  und  da  es 
an  einer  solchen  bei  dem  Tauschwerthe  gänzlich  fehlt, 
in  dem  Tausche  aber  stets  Eins  gegen  das  Andere  aus- 
gewechselt wird,  und  daher  der  Tauschwerth  eines 
Gegenstandes  nie  ohne  Beziehung  auf  den  Tauschwerth 
eines  andern  gedacht  werden  kann,  so  gewinnen  auch 
die  Verhältnisse  erst  in  dieser  Beziehung  ihre  Bedeu- 
tung. Der  Tauschwerth  ist  also  nicht  gleich  dem  aus 
der  Nachfrage  zur  Anerbietung  sich  stellenden  Ver- 
hältnisse —  dieses  zu  sagen,  würde  sogar  eine  Un- 
gereimtheit sein  —  sondern,  wie  diese  Verhält- 
nisse sich  bei  zwei  verschiedenen  Gegen- 
ständen zu  einander  verhalten,  so  verhalten 
sich  auch  die  Tauschwerthe  derselben  zu 
einander,  oder,  beide  Verhältnisse  in  Bruchform  ge- 
dacht, wie  viele  male  der  eine  Bruch  in  dem  andern 
enthalten  ist,  um  so  viele  male  ist  der  Tauschwerth 
des  einen  Dienstes  oder  Gegenstandes  grösser,  als  der 
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des  andern.  So  lässt  sich  der  Tauschwerth  jedes  Ge- 
genstandes nur  durch  den  Tauschwerth  eines  andern 
abmessen ,  also  nur  nach  einem  Maasse,  welches  selbst 
veränderlich  ist,  und  mithin  mit  jeder  Veränderung,  wel- 
che es  selbst  erleidet,  die  Grösse  des  Gemessenen, 
auch  ohne  dass  dieses  sich  verändert  hat,  verschieden 
angiebt. 

In  Bezug  auf  die  Veränderungen  der  Tauschwerthe 
findet  ein  bedeutender  Unterschied  statt,  je  nachdem 
die  Gegenstände  durch  Arbeit  vermehrbar  sind, 
oder  nicht  vermehrt  werden  können.  Bei  den 
letztern  kann,  wenn  von  menschlicher  Wirksamkeit 
unabhängige  Naturereignisse  den  Vorrath  und  mit  dem- 
selben die  Anerbietung  so  vermehren,  dass  sie  ausser 
Verhältniss  gross  zum  Bedarf  wird,  der  Tauschwerth 
bis  zum  Verschwinden  herabsinken,  aber,  wenn  sie 
gegentheils  denselben  so  vermindern,  oder  dieses  durch 
den  Verbrauch  geschehen  ist,  dass  derselbe  unendlich 
geringer,  als  der  Bedarf  wird,  der  Tauschwerth  so  in 
die  Höhe  getrieben  werden,  dass  sich  nur  in  der  Be- 
schränkung des  Bedarfs,  soweit  diese  nicht  von  der 
Nothwendigkeit  desselben  verhindert  wird,  noch  Gren- 
zen finden;  denn  so  gross  auch  der  Wunsch  sein  mag, 
zum  Besitze  eines  Gegenstandes  zu  gelangen,  so  wird 
doch  zuletzt  Jeder  von  demselben  abstehen,  wenn  er 
nur  mit  einer  Aufopferung  einzutauschen  ist,  welche 
seinen  Zustand  mehr  verschlechtert,  als  er  durch  den 
Besitz  des  gewünschten  Gegenstandes  verbessert  wer- 
den kann. 

Bei  den  vermehrbaren  Gegenständen  sind 
aber  die  Grenzen  der  Veränderungen  der  Tauschwerthe 
nicht  so  weit  gesteckt.  Zu  jeder  Production  sind  stets 
Verwendungen  nothwendig,  und  der  Tauschwerth  der- 
selben macht  das  aus,  was  man  die  ProductlOIlS- 
kOSten  nennt.  Bei  dem  Vergleiche  der  zur  Hervor- 
bringung  eines  Gegenstandes  erforderlichen  Productions- 
kosten  mit  dem  Tauschwerthe  desselben  können  sich 
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drei  Fälle  ergeben:  entweder  der  Tauschwerth  über- 
steigt die  Productionskosten,  oder  er  kommt  ihnen 
gleich ,  oder  er  bleibt  hinter  denselben  zurück;  im  er- 
sten Falle  sind  die  producirten  Gegenstände  tlieiier 
und  die  Production  bringt  Vortheil,  im  andern  findet 
dieselbe  ihre  Vergeltung,  und  im  dritten,  in  welchem 
die  producirten  Gegenstände  wolllfeil  sind,  hat  sie 
Verluste  zur  Folge.  Da  jede  Thätigkeit,  insofern  sie 
nicht  zu  wohlthätigen  Zwecken  geschieht,  nur  die  Ver- 
besserung des  eigenen  Zustandes  zur  Absicht  hat,  so 
wird  auch  eine  Güterp roduction,  je  vortheilbringender 
sie  ist,  desto  stärker  betrieben,  wenn  sie  aber  Ver- 
luste nach  sich  zieht,  bald  eingestellt,  und  die  zu  der- 
selben benutzten  Kräfte,  soweit  es  angeht,  auf  andere 
gewinnreiche  hingewendet  werden  5  dadurch  wird  aber 
der  Vorrath  der  Güter,  welche  von  den  grössern  Ge- 
winn abwerfenden  Producüonen  hervorgebracht  werden 
grösser,  und  der  von  den  andern  hervorgebrachten  ge- 
ringer, und  da  die  Anerbietung  von  dem  Vorrathe  ab- 
hängt, so  wird  ebenso,  wie  mit  der  Vermehrung  der 
erstem  Güter  ihr  Tauschwerth  sinkt,  mit  der  Vermin- 
derung der  andern  der  Tauschwerth  derselben  gehoben, 
wodurch  wieder  der  bisherige  Vortheil  der  erstem  Pro- 
duction allmälig  bis  so  weit  abnimmt  und  der  der  an- 
dern sich  zuletzt  so  weit  hebt,  dass  bei  beiden  die 
Tausch  wert  he  der  erzeugten  Güter  ihren 
Pr od uctionsko sten  gleichkommen.  Steigen  die 
Tauschwerthe  der  Güter,  deren  Hervorbringung  früher 
Verluste  verursachte,  dabei  über  die  Productionskosten, 
und  fallen  die  der  andern  bis  unter  die  Kosten,  so  tre- 
ten sogleich  die  entgegengesetzten  Erfolge  ein,  und  es 
heben  und  senken  sich  auf  diese  Weise  die  Tausch- 
werthe aller  vermehrbaren  Gegenstände  über  und  unter 
ihre  Productionskosten,  gleich  den  Schwingungen  einer 
Saite ,  welche  sich  in  denselben  über  unter  die  «;erade 
Linie  ihrer  Spannung  bewegt,  aber  nur  um  durch  die- 
selben in  diese  wieder  zurückzukommen.  So  bestim- 
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men  die  Productionskosten,  indem  ihr  Ver- 
hältniss  zum  Tauschvverthe  der  Gegenstände, 
die  Production  derselben  entweder  befördert, 
oder  beschränkt  und  durch  die  daraus  fol- 
gende Vermehrung  oder  Verminderung  der 
Vorräthe  die  Tausch werthe  herunter  oder 
herauf  gehen  lassen,  mittelbar  dieselben, 
oder  reguliren  sie  vielmehr,  aber  keinesweges  gehen 
dieselben  aus  den  Productionskosten  unmittelbar  her- 
vor, denn  wäre  dieses  der  Fall,  so  müssten  Geschenke 
der  Natur,  deren  Auffindung  zufällig  geschieht,  gar 
keinen  Tauschwerth  haben,  jeder  hervorgebrachte  Ge- 
genstand nach  Maassgabe  der  auf  denselben  verwende- 
ten Productionskosten  immer  einen  und  denselben  be- 
halten, ein  Steigen  und  Fallen  der  Tauschwerthe  würde 
gar  nicht  möglich  sein,  sondern  dieselben  würden  bei 
allen  Gegenständen  in  festen  Verhältnissen  stehen,  aber 
bei  Gegenständen  von  gleicher  Art  und  Beschaffenheit, 
wenn  einer  mit  mehr,  der  andere  mit  weniger  Mühe 
hervorgebracht  ist,  verschieden  sein.  Die  Productions- 
kosten, welche  den  Tauschwerth  eines  Gegenstandes 
reguliren,  sind  auch  nie  die  auf  denselben  verwendeten, 
sondern  die,  welche  not h wendig  sein  würden, 
einen  gleichen  Gegenstand  hervorzubringen, 
denn  diese  sind  es  allein,  welche  auf  die  Verstärkung 
oder  Hemmung  der  Production  solcher  Gegenstände, 
auf  die  Vermehrung  oder  Verminderung  ihres  Vorraths 
einwirken.  Nicht  nach  den  Productionskosten  der  Ver- 
gangenheit, sondern  nach  denen  in  der  Zukunft  —  wie 
dieses  bei  jeder  bestellten  Arbeit  sich  zeigt  —  stellen 
sich  in  ihren  steten  Veränderungen  die  Tauschwerthe. 
Jede  Vergrösserung  des  Bedarfs  nach  vermehrbaren 
Gegenständen  gewisser  Gattung  hat  daher  durch  Er- 
höhung ihrer  Tauschwerthe  über  die  erforderlichen  Pro- 
ductionskosten gleich  zur  Folge,  dass  sie  in  grösserer 
Menge  hervorgebracht  werden,  aber  auch,  dass  durch 
das  in  Folge  desselben  wieder  eintretende  Sinken  ihrer 
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Tauschwerte  sich  die  Vortheile  eines  Productionsge- 
schäfts  vor  dem  andern  bald  wieder  ausgleichen. 

Durch   diese   Ausgleichung  hängen  die  Tausch- 
werte aller  Dienste  und  Güter,  und  die  Leistung  und 
Hervorbringung  derselben  wechselseitig  von  einander 
ab,  und  alles,  was  den  Bedarf  oder  Vorrath  verändert, 
hat  auf  die  Leistung  und  Hervorbringung  ebenso  Ein- 
fluss,  wie  jede  Veränderung  der  Productiouskosten  auf 
die  Tauschwerte,  und  zwar  desto  mehr,  je  ausgedehn- 
ter der  Verkehr  ist,   und  je  vielfacher  die  Geschäfte 
getheilt  sind,  denn  desto  weiter  und  schneller  verbrei- 
ten sich  alle  Wirkungen,   die  irgend  ein  Ereigniss  auf 
die  Production  oder  den  Tausch  hat,  über  den  ganzen 
Bezirk  des  Verkehrs,  und  über  Alle,  welche  sich  in 
demselben  befinden.      Keine  Hand  darf  daher  gehoben 
werden,  kein  Gedanke  in  das  Leben  treten,  ohne  Ver- 
änderungen hervorzubringen,  welche  sich  durch  Port- 
pflanzung und  Rückwirkung,  wenn  diese  auch  zuletzt 
der  Beobachtung  entgehen,  doch  durch  die  ganze  Gü- 
terwelt erstrecken  und  diese  in  ein  ewiges  Wogen  ver- 
setzen, bei  welchem  aber  alles  Steigen  und  Fallen  nur 
dahin  geht,  dass  dieselbe   den  jedesmaligen  und  den 
zu   erwartenden   Bedürfnissen  anpassend  werde,  und 
dass  alle  auch  noch  so  verschiedenen  Kräfte  sich  zu 
diesem  Ziele  da  hinwenden  und  vereinigen,   wo  ihre 
Anwendung  für  die  Menschheit  zur  vortheilbringend- 
sten  und  belohnendsten  wird.    Tritt  irgendwo  ein  Man- 
gel ein,   oder  lässt  sich  sein  Eintreten  vermuthen,  so 
werden  gleich,  je  drückender  er  erscheint,  desto  mehr 
Hände  zu  dessen  Abhülfe  bereit  sein,  und  je  notwen- 
diger ein  Dienst  ist,  je  seltener  die  Geschicklichkeiten, 
Kenntnisse  und  Sachen  sind,  mit  denen  er  nur  gelei- 
stet werden  kann,  desto  höher  wird  er  geschätzt,  aber 
desto  mehr  werden  auch  diese  Güter  für  die  Besitzer 
einen  Werth  erhalten,  welcher,  wenn  sie  auch,  wie 
Geschicklichkeiten  und  Kenntnisse,  nicht  vertauschbar 
sind,  doch  ganz  dem  Tauschwerte  gleichkommt,  denn 
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er  stellt  sich  zu  dem  zur  Erlangung  dieser  persönlichen 
und  wissenschaftlichen  Güter  erforderlichen  Aufwände 
in  ein  eben  solches  Verhältniss,  wie  die  Tauschwerthe 
vertauschbarer  Güter  zu  ihren  Productionskosten ,  und 
nimmt  auch  ebenso  immer  mehr  und  mehr  ab,  je  all- 
gemeiner solche  Geschicklichkeiten  und  Kenntnisse 
werden. 

So  erstreckt  sich  der  Tauschwerth  selbst  über  die 
Grenzen  des  Tausches  hinaus ,  und  die  Folge  davon  ist, 
dass  die  dinglichen  mit  den  persönlichen  und  wissen- 
schaftlichen Gütern  dadurch  in  eine  neue  und  auch  engere 
Wechselwirkung  treten ,  dass  je  nachdem  sich  das 
Verhältniss  ihrer  AVerthe  zu  den  Productionskosten  bei 
den  einen,  oder  bei  den  andern  vortheilhafter  stellt, 
mehr  oder  weniger  Kräfte  zu  ihrer  Hervorbringung  und 
Erlangung  aufgeboten  werden,  und  sich  durch  die  Ver- 
mehrung oder  Verminderung  des  Vorraths  der  einen 
oder  der  andern  wieder  die  Vortheile  ausgleichen,  wel- 
che ein  gleicher  Aufwand  von  Kräften  in  den  verschie- 
denartigsten Anwendungen  gewährt.  Bei  dieser  Wech- 
selwirkung sind  aber  die  persönlichen  Güter  stets  die 
bestimmenden;  je  allgemeiner  sie  geworden,  desto  mehr 
sinkt  der  Tauschwerth  der  Dienste,  welche  mit  den- 
selben geleistet  und  auch  der,  durch  welche  neue  ding- 
liche Güter  vermittelst  derselben  hervorgebracht  wer- 
den; und  da  alle  Productionskosten  nicht  blos,  wenn 
man  sie  auf  ihre  letzten  Quellen  verfolgt,  sondern  auch 
bei  allen  vorkommenden  Geschäften,  in  den  Leistungen 
der  persönlichen  Güter  bestehen,  so  hängen  auch 
die  Tauschwerthe  aller  Gegenstände  von  der 
Menge  der  sich  im  Bereiche  des  Verkehrs 
findenden  persönlichen  Güter,  und  da  diese 
den  Culturzustand  der  Menschen  bedingen, 
von  diesem  ab.  Je  weiter  derselbe  vorrückt,  desto 
mehr  sinken  die  Tauschwerthe  aller  Gegenstände,  so- 
weit der  Mensch  sie  hervorzubringen  vermag,  aber 
desto  mehr  steigen  dagegen  diejenigen  im  Tauschwer- 
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the,  deren  Hervorbringung  ausser  den  Grenzen  seiner 
Willkür  liegt,  vorzüglich  diejenigen,  welche  er  der  Na- 
tur verdankt,  also  von  den  dinglichen  Gütern  vor  al- 
len das  Gut,  welches  die  Urquelle  derselben  ist,  der 
Grund  und  Boden,  und  von  den  persönlichen  diejenigen, 
welche  nur  aus  besondern  Talenten  hervorgehen,  und, 
wenn  man  den  einem  Tauschwerthe  gleichkommenden 
Werth  des  Untauschbaren  in  Betracht  zieht,  der  Na- 
turfond im  Menschen,  also  der  Mensch  selbst  und  be- 
sonders seine  Talente ,  je  weniger  sie  allgemeine  sind. 

Die  Kenutniss  der  Fundamente  des  Tauschwertes 
und  der  Gesetze  seiner  Veränderungen,  um  welche  sich 
alle  staatswirthschaftlichcn  Untersuchungen  gleichsam 
als  um  ihre  Angel  drehen,  reicht  aber,  auch  wenn  sie 
noch  so  verbreitet  wäre,  nicht  zu,  um  bei  dem  Tau- 
sche einen  Maassstab  des  Tauschwertes  überflüssig 
zu  machen,  und  in  Ermangelung  eines  festen  und  un- 
veränderlichen bleibt  es  nur  übrig,  einen  veränderlichen 
in  dem  Tauschwerthe  eines  solchen  Guts  zu  wählen, 
bei  welchem  dieser  Werth  plötzlichen  Veränderungen 
weniger  unterworfen,  und  im  ganzen  Umfange  des 
Verkehrs  gleichzeitig  ziemlich  übereinstimmend  ist. 
Dazu  kommen  noch  die  unsäglichen,  mit  der  Theilung 
der  Geschäfte  sich  immer  vermehrenden  Schwierigkei- 
ten, welche  dem  Tausche  entgegenstehen,  weil  der- 
selbe nur  geschehen  kann,  wenn  es  gelungen  ist,  den 
zu  ermitteln,  welcher  das,  was  man  eintauschen  will, 
gegen  das,  was  man  zu  vertauschen  hat,  vertauschen 
will ,  und  wenn  die  Gegenstände  beider  gleiche  Tausch- 
werthe haben;  sie  lassen  sich  nur  beseitigen  durch 
die  Einführung  e i n e s  Tausclimittels ,  gegen 
welches  Jeder  das,  was  er  nicht  braucht  ver- 
tauschen, dabei  aber  versichert  sein  kann, 
dass  es  wieder  bei  jedem  Eintausche  wird 
angenommen  werden.  Zu  einem  solchen  Tausch- 
mittel kann  nur  ein  Gegenstand  dienen,  der  selbst 
Tauschwerth  hat,  so  beliebt  ist,  dass  ihn  Jeder  gern 
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haben  mag,  und  mit  so  geringem  Verluste  sich  theilen 
lässt,  dass  sich  bei  ihm  die  Werthe  wie  die  Quanti- 
täten verhalten;  bequem  wird  er  aber  nur  zu  diesem 
Gebrauche  sein,  wenn  er  grossen  Werth  in  kleiner 
Masse  einschliesst,  und  nicht  leicht  verderblich  ist,  um 
ohne  Beschwerde  aufbewahrt  und  transportirt  werden 
zu  können ,  und  von  gleichartiger  und  solcher  Beschaf- 
fenheit ist,  dass  durch  eine  Bezeichnung  jede  sonst  bei 
der  Uebergabe  nothwendige  Untersuchung  der  Qualität 
und  Quantität  überflüssig  wird.  Diese  Eigenschaften 
finden  sich  bei  keinen  Gegenständen  in  solchem  Maasse 
und  in  solcher  Vereinigung,  als  bei  den  edlen  Metallen, 
und  dazu  kommt  noch,  dass  die  Veränderungen  ihrer 
Tauschwerthe  nie  plötzlich,  sondern  nur  langsam  ein- 
treten, weil  bei  ihrer  Dauerhaftigkeit  und  ihrer  be- 
schränkten Anwendung  sich  die  Nachfrage  nach  ihnen 
von  Zeit  auf  Zeit  wenig  verändert,  und  weil  jede  Aus- 
beute derselben,  da  sie  so  kostbar  und  leicht  transpor- 
tabel sind,  sich  gleich  über  die  ganze  mit  einander  in 
Verkehr  stehende  Welt  verbreitet,  und  deshalb  an  je- 
dem Orte  die  Anerbictung  nur  wenig  vermehrt.  Ohne 
dass  es  einer  Uebereinkunft  bedurfte,  haben  daher  alle 
Völker,  sobald  ihr  Zustand  aufhörte  ein  roher  zu  sein, 
die  edlen  Metalle  zu  Tausch-  und  Schätzungsmittcln 
gewählt,  und  aus  denselben  Münzen  gemacht,  d.  h. 
sie  in  gewisse  Stücke  geformt,  deren  bestimmter  Fein- 
gehalt und  Gewicht  durch  ein  Gepräge  bekundet  wird. 

Ein  T  a  u  s  ch  m  i  1 1  e  1  ,  wenn  es  zugleich 
als  Schätzungsmittel  zum  Maassstabe  der 
Tauschwerthe  dient,  wird  dadurch  4*<kI(l.  und 
den  in  Geld  ausgedrückten  Tauschwerth  ei- 
nes Gegenstandes  nennt  man  seinen  Preis» 
Der  Preis  zeigt  daher  dasjenige  Quantum  von  Geld  an, 
dessen  Tausch werth  dem  des  Gegenstandes  gleich- 
kommt, und  er  muss  daher  steigen ,  sowohl  wenn  der 
Tauschwerth  des  Gegenstandes  herauf-,  als  wenn  der 
des  Geldes  heruntergeht,  aber  dagegen  fallen,  wenn 
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das  Gcgentheil  des  einen  oder  des  andern  erfolgt.  Da- 
her verhalten  sich  auch  nur  an  demselben  Orte  und  zu 
derselben  Zeit  die  Tauschwerthe,  wie  die  Preise;  aus 
den  zu  verschiedenen  Zeiten  gewesenen  Preisen  lässt 
sich  aber  nicht  unmittelbar  auf  die  stattgefundenen 
Tauschwerthe  schliessen,  und  es  gehört  zur  Ermittelung 
derselben  die  höchst  schwierige,  grossen  Scharfsinn 
und  Fleiss  erfordernde  Untersuchung  der  Verhältnisse, 
in  welchen  sich  der  Tauschwerth  des  Geldes  verän- 
dert hat. 

Mit  der  Einführung  des  Geldes  spaltet  sich  der 
Act  des  Tausches  in  zwei  Acte,  in  den  des  "Ver- 
kaufs* der  Vertauschung  des  Entbehrlichen 
gegen  Geld,  und  des  Einkaufs*  der  Eintau- 
sch ung  des  Gewünschten  für  Geld;  aber  in  dem 
letztern  wird  auch  das  Geld  nicht  um  des  Geldes  willen 
angenommen,  sondern  nur,  um  für  dasselbe  wieder 
Gegenstände  des  Bedarfs  und  der  Wünsche  anschafFen 
zu  können,  denn  mit  den  Geldstücken  lässt  sich  kein 
Bedürfniss  befriedigen,  kein  Zweck  erfüllen,  sondern 
diese  dienen  nur  als  Werkzeuge  zur  Erleichterung  des 
Tauschverkehrs  und  verstatten  keinen  anderweitigen 
Gebrauch.  Wie  alle  Werkzeuge,  können  sie  nur  Nutzen 
gewähren,  wenn  Gelegenheit  zu  ihrer  Benutzung  vor- 
handen ist,  aber  diese  nicht  herbeiführen,  denn  wo  es 
an  vertauschbaren  Gegenständen,  wo  es  an  der  Ver- 
anlassung zum  Ein-  und  Vertauschen  derselben  fehlt, 
giebt  es  keine  Anwendung  für  das  Geld,  dessen  Um- 
lauf daher  nie  die  Ursache,  sondern  nur  die  Folge  des 
Tauschverkehrs  ist.  Je  grösser  und  lebhafter  derselbe 
ist,  desto  mehr  Geld  wird  in  demselben  gebraucht  wer- 
den, aber  mehr,  als  gebraucht  wird,  kann  sich  auch 
in  demselben  nicht  erhalten,  ohne  dass  es  selbst  in 
seinem  Tauschwerthe  sinkt  und  alle  Feilschaften  da- 
durch höher  im  Preise  steigen,  d.  h.  mit  mehr  Geld 
bezahlt  werden  müssen.  Ist  dieses  in  einem  Lande  der 
Fall,  so  sucht  Jeder  ausserhalb  demselben  seine  Ein- 
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kaufe  zu  machen,  und  die  Folge  davon  ist,  dass  so- 
viel Geld  aus  dem  Lande  geht,  bis  dasselbe  auf  den 
Bedarf  vermindert  ist  und  im  Lande  denselben  Tausch- 
werth, wie  ausserhalb  desselben  hat.  Eine  Aufhäufung 
von  Geld  ist  daher  weder  möglich,  noch,  wenn  sie  es 
wäre,  vortheilbringend,  weil  Geld  auch  nicht  umsonst 
zu  haben  ist,  und  um  es  zu  erlangen,  das  Brauchbare 
für  das  Unbrauchbare  hingegeben  werden  müsste. 

So  lange  die  Vorstellung  von  der  Nützlichkeit  ei- 
nes Gegenstandes  noch  nicht  für  eine  unrichtige  aner- 
kannt ist,  und  er  noch  einen  Werth  hat,  wird  derselbe 
ebenso,  wie  ein  wirklich  nützlicher  (ein  Gut)  aufbe- 
wahrt werden,  wenn  er  nicht  ohne  Schwierigkeit  zu 
erlangen  ist,  und  das  Capital,  als  der  Inbegriff 
der  Besitzthümer,  besteht  daher  nicht  blos 
aus  den  Gütern,  sondern  überhaupt  aus  allen 
für  nützlich  gehaltenen  Gegenständen,  deren 
Erlangung  nicht  blos  von  der  Willkür  ab- 
hängt. Alle  Gegenstände,  bei  welchen  beides  der 
Fall  ist,  haben  aber  Tauschwerth,  und  folglich  machen 
alle  Gegenstände,  welche  Tausch-  und  also 
auch  Geldeswerth  haben,  das  Capital  ihres 
Besitzers  aus.  Da  ferner  im  Tauschverkehr  ein 
vertauschbarer  Gegenstand  gegen  den  andern  ausge- 
wechselt werden  kann,  und  sich  desto  mehr  der  ge- 
wünschten Gegenstände  für  die  im  Besitz  befindlichen 
eintauschen  lassen,  je  grösser  der  Tauschwerth  der 
letztern  ist,  so  kommt  es  bei  dem  Capital  nicht  dar- 
auf an,  von  welcher  Art  die  Gegenstände  desselben 
sind ,  sondern  welchen  Tausch  -  und  also  auch  Geldes- 
werth dieselben  haben.  Was  aber  die  zu  demselben 
gehörenden  nicht  eintauschbaren  Gegenstände,  die  per- 
sönlichen und  wissenschaftlichen  Güter,  anbetrifft,  so 
würde  Jeder  gern  eine  vielleicht  sehr  bedeutende  Geld- 
summe hingeben,  wenn  er  sich  für  dieselbe  ein  Talent, 
eine  Kunstfertigkeit  oder  eine  Wissenschaft  verschaffen 
könnte,  und  die   persönlichen   und  wissenschaftlichen 
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Güter  haben  daher  nicht  minder  als  die  dinglichen 
auch  einen  Geldes werth,  der  desto  höher  ist,  je  mehr 
dieselben  begehrt  werden  und  je  seltener  dieselben  ent- 
weder als  Naturgaben ,  oder  sonst  wegen  ihrer  schwie- 
rigen Erlangung  sind.  Hieraus  folgt  daher,  dass  sich 
die  Grösse  aller  Capitale  nach  dem  Geldes- 
werthe  derselben  abmisst. 

Der  Zustand,  in  welchen  der  Besitz  von 
Capital  versetzt,  wird  der  ReiellthilBll  ge- 
nannt. Er  setzt  den  Besitz  von  Gegenständen  voraus, 
aber  bestimmt  sich,  wie  das  Capital,  nur  durch  den 
Tauschwerth  derselben,  und  weil  dieser  letztere  ein  ver- 
änderlicher ist,  so  steigt  und  sinkt  er,  wie  die  tägliche 
Erfahrung   zeigt,    ohne   dass    sich   die  Besitztümer 
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verändert  haben,,  und  die  sorgsamste  Bewahrung  des 
Seinigen  kann  daher  nicht  gegen  den  Wechsel  des 
Reichthums  schützen.  Da  Jeder,  je  reicher  er  ist,  de- 
sto mehr  eintauschen,  also  sich  desto  mehr  Sachen  und 
Dienste  verschaffen,  und  über  desto  mehr  gebieten 
kann,  so  durfte  H ob b es  mit  Recht  sagen:  »Reichthum 
ist  Macht";  aber  diese  Macht  ist  auch  eine  sehr  wich- 
tige, denn  sie  es,  welche  zum  Wohlstände  führt, 
weil  unter  Voraussetzung  des  Tauschverkehrs  der 
Reichthum,  indem  er  die  Versorgung  mit  allen  nur  mit 
Mühe  zu  erlangenden  Gütern,  oder  ihre  Benutzung 
möglich  macht,  und  der  Besitz  der  andern  Güter,  wel- 
che ohne  Bemühung  zu  haben  oder  zu  benutzen  sind, 
in  der  Willkür  eines  Jeden  steht,  dem  Wohlstande, 
welcher  von  dem  Besitze  der  Mittel  zu  den  Zwecken 
abhängt ,  die  nothwendige  Bedingung  ist,  nicht  das  Mit- 
tel ,  denn  dieses  liegt  in  dem  Capital  und  in  dem  "Wer- 
mögen.,  welches  der  Besitz  desselben  gewährt. 
Reichthum  und  Wohlstand  verhalten  sich  daher  zu  ein- 
ander, wie  die  Bedingung  zu  dem  Bedingten,  und  beide 
machen  nicht  Gradationen  desselben  Zustandes  aus, 
sondern  sind  von  einander  ganz  verschieden ;  den  Wohl- 
stand können  nur  Güter  befördern,  denn  nur  das  wirk- 
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lieh  taugliche  zum  Zweck  hilft  zu  demselben,  den 
Reichthum  machen  aber  auch  Gegenstände  aus,  welche 
ohne  tauglich  zu  sein,  nur  dafür  gehalten  werden;  der 
Wohlstand  bestimmt  sich  durch  die  Fülle  der  Güter, 
der  Reichthum  nur  durch  ihren  Tauschwerth;  bei  der 
höchsten  Fülle  der  Güter,  in  welcher  alle  ohne  Mühe 
zu  erlangen  sind,  schwindet  mit  ihrem  Tauschwerthe 
auch  jede  Veranlassung  zu  ihrer  Eintauschung,  und  in 
dem  höchsten  Wohlstande  giebt  es  daher  keinen  Reich- 
thum mehr. 

Aber  dieser  höchste  Wohlstand,  in  welchem  dem 
Menschen  kein  3iittel  für  seine  Zwecke  mehr  fehlt,  ist 
bei  der  Unbegrenztheit  derselben,  auch  abgesehen  von 
der  durch  den  Naturfond  begrenzten  Menge  der  dingli- 
chen Güter,  ein  unerreichbarer  Zustand,  und  so  lange 
noch  ein  Mangel  an  Gütern  irgend  welcher  Art  und 
für  Jemanden  fortdauert,  und  dieser  denselben  im  Wege 
des  Tausches  abzuhelfen  suchen  muss ,  können  die 
Mittel  dazu  nur  im  Reichthume  gefunden  werden, 
welcher  sie  auch  mit  dem  Fortschreiten  des 
Wohlstandes  sogar  in  verstärktem  Maasse 
darbietet.  Bei  dem  in  jedem  Menschen  herrschenden 
Verlangen  seinen  Zustand  zu  verbessern,  ist  Jeder  be- 
strebt, sich  die  ihm  dazu  nöthig  oder  wünschenswerth 
scheinenden  Gegenstände  zu  verschaffen,  aber  er  wird 
dieses  nur  so  weit  können,  als  sein  Reichthum  es  er- 
laubt, dieselben  zu  den  stattfindenden  Preisen  anzukau- 
fen, und  es  werden  also  alle  von  geringerem  Reich- 
thum, so  ungern  es  ihnen  auch  sein  mag,  die  kostba- 
reren entbehren  müssen ;  sinkt  daher  durch  die  Vermeh- 
rung des  Vorraths  der  Preis  z.  B.  des  Kattuns,  so 
werden  von  denen,  die  ihn  früher  nicht  ankaufen  konn- 
ten, viele  dieses  zu  thun  im  Stande  sein,  und  durch  die 
dadurch  vermehrte  Nachfrage  fällt  daher  der  Preis 
nicht  in  demselben,  sondern  in  einem  gerin- 
gem Verhältnisse,  als  der  Vorrath  und  mit 
ihm  die  Anerbietung  sich  vermehrt  hat,  wor- 
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aus  wiederum  folgt,  dass,  ungeachtet  der  Preisvermin- 
derung der  Elle  Kattun,  der  Tauschwerth  des  ganzen 
Vorraths  dieser  Waare  steigen  muss,  und  dass  also 
ebenso,  wie  mit  der  Vermehrung  desselben  der  Wohl- 
stand wächst,  auch  mit  der  Vergrösserung  seines 
Tauschwerths  der  Reichthum  zunimmt.  Dieses  geht 
so  lange  fort,  als  es  noch  Personen  giebt,  welche 
zwar  Kattun  kaufen  wollen,  aber  wegen  ihres  zu  be- 
schränkten Vermögens  nicht  kaufen  können,  und  als 
noch  der  Preis  des  Kattuns  die  Productionskosten  über- 
steigt; ist  das  erstere  nicht  mehr  der  Fall  und  ver- 
mehrt sich  bei  erniedrigtem  Preise  nicht  mehr  die  Nach- 
frage, so  sinkt  mit  dem  Preise  der  Elle  Kattun  auch 
der  Tauschwerth  des  ganzen  Vorraths,  und  der  Reich- 
thum würde  dann  durch  eine  Vermehrung  desselben  ab- 
nehmen; im  andern  Falle  aber  hört  die  Production  auf 
vortheilbringend  zu  sein  und  mit  ihr  auch  die  Vermeh- 
rung des  Kattunvorraths.  In  beiden  Fällen  wenden 
sich  dann  die  auf  die  Kattunbereitung  bisher  angeleg- 
ten Arbeits-  und  Capitalskräfte  auf  andere  Productio- 
nen,  und  so  lange  es  noch  Gegenstände  giebt,  bei  wel- 
chen niedrigere  Preise  die  Nachfrage  nach  denselben 
vermehren  und  den  Producenten  noch  einen  Gewinn  ge- 
währen, wird,  wenn  gleich  einzelne  verfehlte  Unter- 
nehmungen, bei  welchen  dieses  irrthümlich  vorausge- 
setzt wurde,  grosse  Capitalsverluste  nach  sich  ziehen 
können,  doch  eben  wegen  der  Unbegrenztheit  der 
menschlichen  Bedürfnisse  sich  im  Ganzen  mit  der  Zu- 
nahme der  Menge  der  Güter  nicht  nur  der  Wohlstand, 
sondern  auch  der  Reichthum  und  durch  denselben  auch 
die  Mittel,  die  Güter  eintauschen  zu  können,  ver- 
mehren. 

Da  der  Gütervorrath  der  Menschheit  nur  aus  der 
Summe  der  Gütervorräthe  der  Einzelnen  besteht  und 
ebenso  auch  das  Capital  der  erstem  nur  aus  den  Ca- 
pitalen  der  letztern  zusammengesetzt  sein  kann,  so 
hängt  der  Wohlstand,   wie  auch  der  Reich- 
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thum  der  Menschheit,  von  dem  Wohlstande 
und  dem  Reichthum e  der  Einzelnen  ab.  We- 
der die  Hervorbringung*  der  Güter,  noch  ihr  Verbrauch 
ist  aber  bei  Jedem  der  Einzelnen  gleich  und  überein- 
stimmend, und  in  jedem  Augenblicke  wird  daher  der  ge- 
sammte  vorhandene  Gütcrvorrath  unter  dieselben  ver- 
schieden vertheilt,  und  der  Wohlstand  nie  ein  solcher 
allgemeiner  sein,  bei  welchem  alle  Güter  gleichmässig 
vertheilt  sind,  sondern  stets  wird  der  Vorrath  der  Gü- 
ter bei  Einigen  den  Bedarf  übersteigen,  bei  Andern  zu 
diesem  nicht  zureichen  und  diese  letztern  in  den  dem 
Wohlstande  entgegengesetzten  Zustand,  in  den  der 
DÜrf'tiglieit ,  und  wenn  sogar  die  Mittel  des  Le- 
bensunterhalts fehlen,  in  den  der  IVoth  versetzen. 
Mit  dem  Reichthume,  der,  wegen  der  steten  Verände- 
rung der  Tauschwerthe  der  Güter,  noch  mehr  wech- 
selt, wird  dieses  in  einem  noch  höhern  Grade  der  Fall 
sein,  und  bei  Vielen  daher  der  entgegengesetzte  Zu- 
stand desselben  ,  der  der  Armut Jl ,  eintreten.  Ebenso, 
wie  die  Zustände  der  Völker  in  der  Menschheit  nach 
Maassgabe  ihres  Wohlstandes  und  Reichthums  ver- 
schiedene sein  werden,  wird  es  auch  in  jedem  Volke 
Wohlhabende  und  Dürftige,  Reiche  und  Arme  geben. 
Es  entsteht  daher  die  wichtige  Frage:  Welchen 
Einfluss  hat  das  Streben  eines  Jeden  nach 
Wohlstand  und  Reichthum  auf  diese  Zu- 
stände seiner  Mitmenschend 

Das  Streben  nach  höherem  Wohlstande 
kann  nur  in  dem  Streben  nach  Vergrrösserunfi*  des  eiff- 
nen  Gütervorraths  bestehen,  und,  wenn  dasselbe  auf 
die  persönlichen  und  wissenschaftlichen  Güter  gerichtet 
ist,  Niemanden  weder  in  seinem  Besitze  beeinträchtigen, 
noch  in  seinem  gleichen  Streben  beschränken.  Jeder, 
der  seine  Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten  vermehrt, 
vermehrt  auch  dadurch  den  Gesammtvorrath  derselben 
und  mit  diesem  auch  den  Wohlstand  der  Menschheit. 
Bei  den  dinglichen  Gütern,  soweit  sie  vermehrbar  sind, 
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findet  durch  jede  Hervorbringung  neuer  ein  Gleiches 
statt,  aber,  was  die  unvermehrbaren  anbetrifft,  so  kann 
bei  der  Begrenztheit  des  dinglichen  Naturfonds  Jeder 
seinen  Besitz  derselben  nur  mit  der  Verminderung  des 
Besitzes  der  Andern  vergrössern  und  findet  sich  da- 
durch nicht  nur  in  seinem  Bestreben  nach  denselben, 
sondern  auch  in  der  Hervorbringung  aller  Güter,  inso- 
weit sie  aus  und  durch  den  unvermehrbaren  Naturfond 
nur  möglich  ist,  beschränkt;  hauptsächlich  ist  dieses  in 
Hinsicht  des  Bodens  der  Fall,  sobald  derselbe  in  den 
Privatbesitz  übergegangen  ist,  und  die  Versorgung  mit 
allen  dinglichen  Gütern,  die  doch  alle  zuletzt  aus  dem- 
selben hervorgehen,  würde  allein  von  der  Willkür  der 
Grundbesitzer  abhängen,  wenn  nicht  das  Interesse,  für 
ihre  Bereicherung  zu  sorgen,  sie  anhielte,  aus  dem  in 
ihrem  Besitze  sich  befindenden  Boden  die  grösstmög- 
lichste  Fülle  dinglicher  Güter  hervorzubringen  und  da- 
durch nicht  blos  ihren,  sondern  auch  für  die  Andern 
den  von  diesen  Gütern  bedingten  Wohlstand  zu  ver- 
mehren. 

Für  das  Streben  nach  Reichthum  giebt  es 
zwei  Wege.  Die  Grösse  des  Capitals,  dessen  Besitz 
zu  demselben  führt,  wird  sowohl  durch  die  Menge  der 
Besitztümer,  als  durch  die  Preise  derselben  bestimmt, 
und  kann  also  sowohl  durch  die  Vermehrung  ihrer 
Menge,  als  durch  die  Erhöhung  ihrer  Preise  vergrössert 
werden.  Mit  jeder  Vermehrung  der  Güter  vermehrt 
sich  auch  der  allgemeine  Wohlstand  ^  und  das  Streben 
nach  Reichthum  auf  diesem  Wege  führt  daher  unmit- 
telbar zu  demselben.  Ebenso  ist  dieses  der  Fall,  wenn 
die  Preiserhöhung  durch  eine  verstärkte  Nachfrage  er- 
folgt, welche  entweder  durch  die  grösser  gewordene 
Tauglichkeit  der  Capitalsgegenstände  oder  durch  ihren 
erweiterten  Absatz  entstanden  ist,  denn  in  beiden  Fäl- 
len erfüllen  sie  dann  mehr  Zwecke,  im  ersten  durch 
die  Beschaffenheit,  welche  ihnen  zugekommen  ist,  im 
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andern  durch  die  Lage,  in  welche  sie  gebracht  sind 9 
in  beiden  hat  daher  dadurch,  dass  sie  zu  Gütern  in  hö- 
herm  Grade  geworden  sind,  der  Wohlstand  zugenom- 
men. Der  Umstand,  dass  die  Preise  auch  durch  die 
Verminderung  des  Vorraths  und  durch  die  Beschrän- 
kung der  Anerbietung  steigen,  lässt  aber  die  Be- 
sorg niss  der  Möglichkeit  eines  Strebens  nach 
Reichthum  mit  Beeinträchtigung  des  Wohl- 
standes nicht  zu,  denn  ohne  im  Alleinbesitze  zu 
sein,  würde  der,  welcher  in  dieser  Absicht  weniger, 
als  er  von  einer  Waare  produciren  könnte,  hervorbringt, 
oder  gar  einen  Theil  seines  Vorraths  derselben  zer- 
stört, nicht  sich,  sondern  nur  diejenigen  bereichern, 
welche  gleiche  Waaren  haben  oder  hervorbringen ;  im 
Besitze  des  Monopols  aber,  weil,  wie  ich  oben  gezeigt 
habe,  die  Preise  aller  Gegenstände,  die  nicht  zu  den 
nothwendigsten  Bedürfnissen  gehören,  nicht  in  gleichem 
Verhältnisse  steigen,  als  ihr  Vorrath  abnimmt,  auch 
nicht  durch  die  Verminderung  desselben  sich  einen  Zu- 
wachs zu  seinem  Reichthume  verschaffen.  Was  die 
Beschränkung  der  Anerbietung,  das  sogenannte 
Halten  der  Preise  anbetrifft,  so  hat  dasselbe  mit 
und  ohne  Monopol  gleichfalls  seine  Grenzen*,  es  ist  nur 
bei  wenig  verderblichen  Gegenständen  möglich,  und  nur 
vortheilhaft,  wenn  ein  Steigen  der  Nachfrage  sich  er- 
warten lässt,  denn  sonst  kann  das  Verschieben  des 
Angebots  überhaupt  nicht  helfen;  in  den  Fällen,  in 
welchen  es  hilft,  führt  es  aber  auch  dann  zum  Wohl- 
stande, denn  eine  Preissteigerung  kann  nur  erfolgen, 
wenn  der  Gebrauch  zu  einem  dringendem,  also,  wenn 
der  Gegenstand  ein  Gut  im  höhern  Grade,  als  es  zu- 
vor war,  geworden  ist,  und  das  Halten  der  Preise  be- 
wirkt daher  dasselbe  in  der  Zeit,  was  die  Erweiterung 
des  Absatzes  in  dem  Räume  thut ;  beide  versetzen  die 
Güter  in  solche  Umstände ,  in  welchen  sie  zur  Erfül- 
lung der  Zwecke  nothwendigere  und  mehr  geeignete 
Mittel  werden« 
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Da  der  Wohlstand  einen  Vorrath  nicht  gleicharti- 
ger, sondern  höchst  mannigfaltiger,  aber  bestimmter, 
zu  den  jedesmaligen  Zwecken  erforderlicher  Güter  vor- 
aussetzt, so  konnte  er,  wie  ich  gezeigt  habe,  in  Hin- 
sicht der  unvermehrbaren  beschränkt  sein;  bei  dem 
Reich thume  kann  dieses  aber  nie  eintreten,  denn  bei 
demselben  kommt  es  nicht  darauf  an,  aus  welchen  Ge- 
genständen der  Vorrath  besteht,  sondern  nur  auf  den 
Tauschwerth ,  welchen  dieselben  haben ,  und  da  die 
Menge  der  für  nützlich  gehaltenen  Gegenstände  über- 
haupt bis  ins  Unendliche  vermehrt  w7erden  kann,  so  ist 
eine  Grenze,  bis  zu  welcher  der  Gesammtbetrag  der 
Capitale  und  mit  ihm  der  Reichthum  im  Ganzen  an- 
wachsen kann,  nicht  nur  undenkbar,  sondern  es  be- 
schränkt auch  nicht  der  Reichthum  des  Ei- 
nen den  der  Andern,  oder  diese  Andern  in 
dem  Streben  sich  zu  bereichern.  Dagegen  sind 
Veränderungen  in  dem  Wohlstande  des  Einen  zwar 
gleichgültig  für  alle  Andern  in  Bezug  auf  ihren  Wohl- 
stand, aber  nicht  in  Bezug  auf  ihren  Reichthum.  Des- 
halb, weil  sich  der  Gütervorrath  des  Einen  vermehrt 
oder  vermindert,  vermindern  oder  vermehren  sich  nicht 
die  der  Andern,  aber  jede  Vermehrung  oder  Vermin- 
derung der  Menge  von  Gegenständen  gleicher  Art  macht 
im  Verkehr  stets  ihren  Preis  fallen  oder  steigen  und 
vermindert  oder  vermehrt  daher  das  Capital,  welches 
Jeder  der  Andern  in  diesen  Gegenständen  besitzt,  so, 
dass  kein  Besitzer  derselben  von  den  Folgen  dieser 
Veränderung  ausgeschlossen  bleibt.  Gegen  Verminde- 
rungen des  eignen  Gütervorraths,  wodurch  die  andern  Be- 
sitzer gleicher  Vorräthe  bereichert  werden,  wird  jeder 
Besitzer,  soweit  sie  nicht  durch  unvermeidliche  Zufälle 
herbeigeführt  werden,  sich  möglichst  zu  bewahren  su- 
chen; auf  die  Vermehrung  seines  Gütervorraths  nimmt 
dagegen  Jeder  Bedacht,  und  gegen  die  daraus  den  An- 
dern entstehenden  Capitalseinbussen  kann  sich  Niemand 
schützen ;  aber  diese  Einbussen ,  so  hart  sie  auch  Ein- 


104 


IL  — 


zelne  treffen  können,  sind  keinesweges  unerfreuliche 
Zeichen  für  das  Ganze,  sondern  beweisen,  dass  die 
Monopole,  welche  bisher  in  grösserem  oder  geringerem 
Grade  die  einzelnen  Besitzer  oder  Producenten  besassen, 
mehr  gelöst  sind,  und  dass  der  gesammte  Gütervor- 
rath  und  mit  ihm  der  Wohlstand  des  Ganzen  zugenom- 
men hat. 

Nach  diesen  Auseinandersetzungen  ergiebt  es  sich 
nunmehr,  dass  in  dem  Verkehr  bei  dem  Streben  Aller 
nach  Reichthum  keiner  die  Andern  beeinträchtigt,  oder 
von  denselben  beeinträchtigt  wird,  so  lange  nicht  das 
Streben  dem  Fortschreiten  des  allgemeinen  Wohlstan- 
des  entgegen  ist,  und  dass,  da  jede  dem  letztern  nach- 
theilige Richtung  desselben  sich  bald  gehemmt  findet, 
und  nur  eine  dasselbe  befördernde  für  die  Dauer  mög- 
lich ist,  mit  dem  glücklichen  Fortgange  jedes 
Einzelnen  in  seiner  Bereicherung  nicht  nur 
der  Reichthum,  sondern  auch  der  Wohlstand 
des  Ganzen  zunimmt. 

Dieser  Satz  führt  zur  vierten  Frage  der  Güter- 
lehre: Wie  geht  die  Bereicherung  vor  sich? 

Da  der  Reichthum  aus  dem  Besitz  von  Capital 
hervorgeht,  so  kann  er  auch  nur  mit  der  Vergrösse- 
rung  desselben  steigen.  Jeden  Zuwachs  zum  Ca- 
pital nennt  man  einen  Oe  willll ,  jeden  Ge- 
winn, insofern  er  mit  Aufopferungen  erlangt 
wurde,  einen  Erwerb 3  und  die  Summe  aller 
Gewinne  und  Er  werbe  in  einer  gewissenZeit- 
periode  das  Einkommen.  Von  der  Grösse  des 
letztern  hängt  daher  der  Grad  ab,  in  welchem  die  Be- 
reicherung eines  Jeden  vor  sich  geht.  Jedes  Einkom- 
men kann,  weil  die  Grösse  des  Capitals  aus  dem  Pro- 
duete  der  Menge  der  dasselbe  bildenden  Gegenstände 
in  die  Tauschwerte  derselben  besteht,  theils  durch 
dieVergrösserung  d e s  V o r r a t h s ,  theils  durch 
die  Erhöhung  der  Tausch werthe,  theils  durch 
beides  geschehen;   im  ersten  Falle  ist  es  durch 
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eine  absichtlliche  Hervorbringung  entstanden  und  man 
könnte  es  in  diesem  ProdllCtiOllSeinkommen, 
im  Gegensatz  des  kaufmännischen  Einkom- 
mens, des  im  zweiten  Falle  aus  einer  günstigen 
Preisveränderung  hervorgegangenen ,  benennen.  In  je- 
dem Falle  setzt  die  Entstehung  eines  Einkommens  stets 
das  Vorhandensein  eines  Capitals  voraus ,  aus  oder 
durch  welches  es  entsteht,  und  das  erste  entsteht  aus 
den  persönlichen  Capitalen,  welche  die  ursprünglichen 
und  daher  auch  die  letzten  Quellen  alles  Einkommens 
sind.  Den  Tauschwerth  der  Verwendungen 
zur  Entstehung  eines  Einkommens  nennt 
man  die  Pro ductionskOS teil  desselben,  und 
den  Tauschwerth  des  aus  denselben  Hervor- 
gegangenen das  Roheinkommen,  welches 
nach  Abzug  der  P  roductionskosten  das  Rein- 
einkommen oder  das  eigentliche  Einkom- 
men giebt;  denn  der  den  Productionskosten  gleich- 
kommende Betrag  des  Roheinkommens  war  in  densel- 
ben schon  vorhanden  und  ist  daher  nicht  zum  Capitale 
hinzugekommen,  und  also  überhaupt  nicht  ein  Einkom- 
men. Auf  das  Reineinkommen  kommt  es  daher  nur  al- 
lein an,  und  da  jede  Beschäftigung  desto  mehr  berei- 
chert, in  je  grösserem  Verhältnisse  dasselbe  zu  den 
Productionskosten  zu  stehen  kommt,  so  wird  Jeder  die 
ihm  zustehenden  Capitale,  mögen  sie  persönliche,  wis- 
senschaftliche oder  dingliche  sein,  stets  so  zu  benutzen 
wünschen,  dass  sie  den  meisten  Gewinn  abwerfen,  und 
sobald  sich  eine  Anwendung  derselben  minder  vortheil- 
haft  zeigt,  sie  derselben  zu  entziehen,  und  sie  der 
vortheilbringendern  zuzuwenden  suchen,  wodurch  aber, 
wenn  dieses  gelingt,  aus  gleichen  Gründen,  wie  bei 
dem  Tauschwerte,  die  erstere  Anwendung  wieder 
mehr,  und  die  andere  dagegen  weniger  einträglich  wer- 
den wird.  Wäre  daher  der  Uebergang  von  einem  Ge- 
schäft zum  andern  nicht  nur  angänglich,  sondern  auch 
so  leicht,   dass  es  ohne  Verlust  und  Aufenthalt  stets 
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geschehen  könnte ,  so  würde  sich  bei  allen  Geschäften 
das  Reineinkommen  in  ein  gleiches  Verhältniss  zu  den 
Productionskosten  und  mithin  auch  zu  dem  Roheinkom- 
men stellen  und  die  Einträglichkeit  aller  sich  ausglei- 
chen. Allein  der  freien  Wahl  und  der  beliebigen  Ver- 
änderung der  Erwerbsgeschäfte  stehen  ausser  den  kli- 
matischen und  den  Bodenverhältnissen  grosse  Schwie- 
rigkeiten  entgegen,  die  sich  oft  gar  nicht,  oft  nur  mit 
den  bedeutendsten  Einbussen  und  oft  erst  mit  dem 
Wechsel  der  Generationen  beseitigen  lassen;  eine  völ- 
lige Ausgleichung  des  Einkommens  kann  daher  um  so 
weniger  eintreten ,  als  auch  die  äussern  und  zufälligen 
Umstände,  welche  auf  die  Einträglichkeit  Einfluss  ha- 
ben, einer  steten  Veränderung  unterliegen;  aber  wohl 
wird  Jeder,  soweit  er  wählen  kann,  sich  immer  nur  zu 
dem  zur  Zeit  am  vortheilhaftesten  Geschäfte  hinwenden, 
und  durch  das  Zuströmen  zu  solchen ,  welche  einen 
höhern  Erwerb  versprechen,  so  wie  durch  das  Abge- 
hen von  den  weniger  einträglichen,  wird  daher  der 
Reinertrag  bei  allen  Geschäften  sich  in  ste- 
ten Schwankungen  befinden,  die  aber  nur  die 
Gleichstellung-  des  Verhältnisses  desselben 
zu  den  Productionskosten  bei  allen  und  jeden 
zum  Ziele  haben. 

Vermöge  des  Tauschverkehrs,  dem  doch  allein  das 
Einkommen  seine  Entstehung  zu  verdanken  hat,  giebt 
dasselbe  zugleich  das  Maass  an,  in  welchem  die  Wirk- 
samkeit eines  Jeden  im  Verkehre  anerkannt  wird ;  denn, 
da  alle  Leistungen  eines  Jeden  einen  d-esto  höhern 
Tauschwerth  haben,  je  grösser  in  Folge  ihrer  vorge- 
stellten Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  das  Verlan- 
gen nach  denselben  ist,  und  je  seltener  wegen  der  zu 
denselhen  nothwendigen  Erfordernissen  und  Aufopfe- 
rungen sie  zu  erlangen  sind,  die  Summe  der  Tausch- 
werthe  der  in  einem  gewissen  Zeiträume  gemachten 
Leistungen  aber  das  Einkommen  aus  demselben  aus- 
macht, so  ergiebt  dessen  Grösse  nicht  allein  den  Be- 


—  II.  — 


107 


trag,  zu  welchem  die  Leistungen ,  und,  weil  in  den- 
selben die  Wirksamkeit  besteht,  auch  diese  in  dem 
Verkehr  geschützt  werden,  sondern  bestimmt  auch  zu- 
gleich wieder  den  Betrag  derjenigen  Leistungen,  auf 
welche  durch  die  Wirksamkeit  gleichsam  eine  Anwei- 
sung: erworben  ist.  Das  Einkommen  ist  daher 
der  Maassstab  für  die  anerkannte  Wirksam- 
keit eines  Jeden  und  zugleich  für  die  Vor- 
th eile,  welche  sie  ihm  verschafft,  ohne  Unter- 
schied, ob  die  Wirksamkeit  aus  oder  durch  seinen  Be- 
sitz, aus  seiner  Thätigkeit  oder  aus  äussern  nicht  von 
der  Willkür  abhängenden  Umständen  hervorgegangen 
ist. 

Ebenso,  wie  die  Verluste ,  welche  der  gesunkene 
Tauschwerth  der  Besitzthümer  nach  sich  zieht,  den 
Besitzer  derselben  allein  treffen  ,  kommt  ihm  auch  allein 
der  durch  die  Steigerung  desselben  enstandene  Gewinn 
zu,  und  das  kaufmännische  Einkommen,  wel- 
ches in  diesem  Gewinne  besteht,  hat  daher  der, 
welcher  es  bezieht,  die  besondern  Kosten  der  zur  Ab- 
wartung  günstiger  Preisveränderungen  erforderlichen 
Aufbewahrung  und  Versendung  abgerechnet,  mit  kei- 
nem zu  theilen.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  dem 
aus  der  Production  entstehenden  Productionsein- 
kommen,  insofern  nicht  der  Besitzer  der  Güter,  wel- 
che zur  Production  benutzt  werden,  zugleich  ihre  An- 
wendung zu  dieser  Benutzung  selbst  übernimmt.  Ge- 
schieht dieses  auch  in  vielen  Fällen,  ist  auch  oft  der 
Besitzer  der  Güter  und  der  Anwender  derselben  in  ei- 
ner Person  vereinigt,  so  ist  dieses  doch  auch  ebenso 
häufig  nicht  der  Fall,  und  beide  müssen  bei  der  wis- 
senschaftlichen Untersuchung  stets  als  besondere  Per- 
sonen betrachtet  werden,  von  welchen  dann  der  Be- 
sitzer, weil  die  zur  P r o d ueti o n  benutzten  Gü- 
ter den  Verlag  ausmachen,  den  Namen  des 
Verlegers  und  der,  welcher  sie  anwendet, 
den  des  Arbeiters  erhält.     Das  Roheinkommen 
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beider  zusammen  ergeben  die  Tauschwerthc  der  theils 
unmittelbar  geleisteten  Dienste ,  theils  durch  die  Her- 
vorbringung von  Gegenständen  des  Bedarfs  mittelbar 
geleisteten,  und  vertheilen  sich  auf  beide,  auf  den  Ar- 
beiter als  Arbeitslohn  und  auf  den  Verleger  als 
VerlagfSeinnahme.  Da  jede  Hervorbringung  nicht 
aus  dem  Vorhandensein  eines  Guts,  sondern  nur  aus  der 
Anwendung  desselben  erfolgt,  welche,  weil  sie  stets 
Bemühungen  erfordert,  nie  ohne  deren  Vergütung  über- 
nommen werden  wird,  so  muss  der  Arbeitslohn  aus 
dem  Roheinkommen  zuerst  bestritten  werden,  und  das 
übrig  bleibende  giebt  die  Verlagseinnahme;  dieselbe 
kann  aber  auch,  wenn  das  Erwerbgeschäft  nicht  in 
Stocken  gerathen  soll,  nur  so  tief  herabsinken,  dass 
der  Verleger  noch  das  Interesse  behält,  seine  werth- 
vollcn  Güter  zur  Anwendung  herzugeben,  und  Rohein- 
kommen, Arbeitslohn  und  Verlagseinnahme  sind  daher 
Grössen,  welche  sich  gegenseitig  bedingen  und  wie- 
der von  einander  bedingt  werden.  Das  Roheinkommen 
geht  aber  ebenso  wenig  aus  dem  Arbeitslohn  und  der 
Vcrlagseinnahme  hervor,  als  der  Tausch werth  aus  den 
Productionskosten,  sondern  allein  aus  dem  Tauschwcr- 
the  der  hervorgebrachten  Gegenstände  oder  geleisteten 
Dienste,  und  hängt  nur  insofern  vom  Arbeitslohne  und 
der  Verlagseinnahme  ab,  als  bei  einem  nicht  zureichend 
oder  überreichlich  vergütenden  Betrage  des  einen 
oder  der  andern  die  Production  bald  beschränkt,  bald 
verstärkt  wird,  und  wegen  des  in  Folge  dieser  Be- 
schränkung oder  Verstärkung  ab  -  oder  zunehmenden 
Vorraths  die  Tauschwerthe  in  die  Höhe  gehen,  oder 
sinken.  Aus  dem  Arbeitslohne  und  der  Verlagsein- 
nahme besteht  allerdings  das  Roheinkommen,  aber 
keinesweges  entsteht  es  aus  denselben,  und  ebenso 
wenig  entstehen  aus  denselben  die  Tauschwerthe  der 
Producte;  der  Arbeitslohn  und  die  Vcrlagseinnahme 
sind  nicht  die  Bäche,  aus  denen  sich  der  Strom  des 
rohen  Erwerbeinkommens  bildet,  sondern  die  Arme,  in 
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welche  er  sich  theilt  und  aus  einander  fliesst.  Bei  der 
Verlagseinnahme  geht  diese  Vertheilung  noch  weiter, 
obgleich  dieselbe  nur  aus  der  Benutzung  solcher  Güter 
entspringt,  welche  Tauschwerth  haben  und  zu  den 
Capitalsgegenständen  gehören ,  weil  für  solche  Güter, 
in  deren  Besitz  sich  Jeder,  wenn  er  sie  bedarf,  zu 
setzen  vermag,  oder  die  so  allgemein  sind,  dass  sie 
Jeder  hat,  Niemand  etwas  weder  fordern  kann,  noch 
geben  wird.  Da  zur  Erreichung  jedes  Zwecks,  also 
auch  bei  jeder  Arbeit,  stets  Güter  aller  drei  Klassen 
zusammen  in  Anwendung  kommen  müssen,  so  theilt 
sich  schon  die  Verlagseinnahme  in  die  vom  persönlichen, 
vom  wissenschaftlichen  und  vom  dinglichen  Capitale, 
ferner  in  die  vom  umlaufenden  und  vom  stehenden  Ca- 
pitale, und  von  der  grossesten  Wichtigkeit  ist  endlich 
noch  der  Unterschied,  welchen  die  Vermehrbarkeit  oder 
Unvermehrbarkeit  der  Güter  veranlasst.  Sowohl  der 
Arbeit,  als  der  Anwendung  des  Verlages  wegen  müs- 
sen Verwendungen  geschehen,  welche  die  Productions- 
kosten  derselben  ausmachen  und  von  denselben  abge- 
zogen werden  müssen ,  um  das  Rein  -  oder  wirkliche 
Einkommen  aus  beiden  zu  erhalten. 

Der  Arbeitslohn  ist,  auch  selbst  wenn  der 
Arbeiter  nicht  für  eigne  Rechnung  arbeitet,  sondern 
denselben  von  dem  Verleger,  als  seinem  Beschäfti- 
ge^ ausgezahlt  erhält,  nur  in  seltenen  Fällen  reiner 
Lohn,  d.  h.  blosse  Vergütung  für  die  über- 
nommene Mühe  und  Anstrengung,  weil  der  Ar- 
beiter, der  mit  allen  dinglichen  Hülfsmitteln  von  dem 
Verleger  versorgt  wird,  doch  immer  bei  der  Arbeit 
seine  persönlichen  und  wissenschaftlichen  Güter  in  An- 
wendung bringen  muss.  Nur,  wenn  diese  allein  in 
solchen  bestehen,  welche  Jedem  von  der  Natur  mitge- 
geben sind,  die  also  Jeder  hat,  kann  der  Arbeiter  für 
die  Benutzung  derselben  sich  ebenso  wenig  Etwas  an- 
rechnen, als  der  Fabrikant  für  das  bei  seinem  Ge- 
schäfte gebrauchte  Wasser,  und  der  Lohn  für  Arbeiten 
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von  der  gemeinsten  Art,  wie  z.  B.  Karrenschieben, 
bei  welchen  solche  persönliche  und  wissenschaftliche 
Güter  schon  zureichend  sind,  ist  daher  reiner  Arbeits- 
lohn; bei  allen  andern,  zu  welchen  der  Arbeiter  schon 
etwas  besonderes  wissen  oder  verstehen  muss,  ist  er 
stets  mit  Verlagseinnahme  so  verbunden,  dass  er  nur 
in  der  Idee  davon  getrennt  werden  kann.  Geschieht 
dieses,  so  zeigt  sich,  dass,  da  jede  Arbeit  gegen  Lohn 
ein  Tausch  ist,  die  Grösse  des  Arbeitslohns  sich  durch 
den  Tauschwerth  der  Mühe  und  Beschwerde  der  Ar- 
beit bestimmt.  Er  steigt  und  fällt  daher,  so  wie  sich 
das  Verhältniss  der  Nachfrage  nach,  zu  der  Anerbie- 
tung von  Arbeit  verändert.  Die  Nachfrage  richtet  sich 
an  jedem  Orte  nach  dem  Reichthum  seiner  Bewohner, 
denn  je  grösser  der  Gesammtbetrag  ihrer  Capitale  ist, 
desto  mehr  Dienste  werden  sie  sowohl  zum  Genuss, 
als  zur  Benutzung  derselben  verlangen,  und  desto  zahl- 
reicher und  vielfacher  werden  die  Erwerbsgelegenheiten 
sein;  die  Anerbietung  dagegen  nach  der  Zahl  der  Ar- 
beiter und  ihren  Arbeitskräften.  Bei  der  Bestimmung 
des  Lohns  stehen  die  Verleger,  welche,  wenn  sie  die 
Arbeiter  beschäftigen,  dadurch  zu  ihren  Lohnherren 
werden,  zwar  in  einem  grossen  Vortheile,  weil  sie  die 
Reichern  sind,  und  ihr  Lebensunterhalt  weniger  als 
der  der  Arbeiter  von  der  Arbeit  abhängig  ist;  ist  in- 
dessen die  Zahl  der  letztern  unzureichend,  so  treiben 
die  Verleger  selbst,  indem  sie  sich  gegenseitig  über- 
bieten, um  ihre  Capitale  nicht  unbenutzt  zu  lassen,  den 
Lohn  in  die  Höhe,  und,  wenn  es  auch  an  Arbeitern 
nicht  mangelt,  so  können  sie  ebenso  wenig  denselben 
willkürlich  herunterdrücken. 

Da  das  Quantum  der  Arbeit,  welche  an  jedem  Orte 
geleistet  werden  kann,  durch  die  Einwanderung  von 
Arbeitern  und  durch  Volkszunahme  vermehrbar  ist,  so 
findet  bei  dem  Tauschwerthe  der  Arbeit  dasselbe,  wie 
bei  dem  aller  vermehrbaren  Gegenstände  statt,  näm- 
lich das  Bestreben,  sich  in  seinen  Schwankungen  den 
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Productionskosten  der  Arbeit  zu  nähern.  Der  Betrag 
dieser  Kosten  ist  aber  kein  anderer ,  als  der  Betrag 
dessen,  was  der  Arbeiter  mehr  braucht,  wenn 
er  arbeitet,  als  wenn  er  ruht,  denn  das,  was  er 
bedarf,  um  leben  zu  können,  verwendet  er  nicht  auf 
die  Arbeit,  sondern  auf  das  Leben;  allein  bis  zu  die- 
sem Betrage  kann  der  Arbeitslohn  nie  herabsinken,  weil 
der  Arbeiter  von  demselben  nicht  nur  leben,  sondern 
auch  seinen  Stamm  erhalten  muss,  wenn  die  Nachfrage 
nach  Arbeit  fortwährend  befriedigt  werden  soll  und  der 
niedrigste  Zeitlohn*  welchen  der  Arbeiter 
und  seine  Frau  zusammen  verdienen  müssen, 
damit  mit  ihrem  Tode  nicht  ein  Mangel  an 
Arbeitskräften  eintritt,  muss  daher  wenig- 
stens zu  ihrer  Unterhaltung  und,  wegen  der 
grössern  Sterblichkeit  in  der  Arbeiterklasse, 
zur  Ernährung  von  vier  Kindern  zureichen. 
Wie  dem  Falle  der  Körper  durch  ihre  Schwere,  ob- 
gleich er  nach  dem  Mittelpuncte  der  Erde  hingeht,  die 
undurchdringliche  Erdoberfläche  zur  Grenze  wird,  so 
verstatten  auch  die  zur  fortdauernden  Erhaltung  der  Ar- 
beiterklasse nothwendigen  Erfordernisse  nicht  eine  über 
ihren  Betrag  hinausgehende  Annäherung  des  Zeitlohns 
der  Arbeit  zu  den  Productionskosten  derselben.  Daher 
behauptet  dieser  Lohn,  dessen  Schwankungen  nie  so 
stark,  wie  die  der  sonstigen  Tauschwerthe  sind,  auch 
nie  dauernd  eine  Höhe  über  diesen  Betrag;  bei  dem 
höchsten  Reichthume  sinkt  er  bald  auf  diesen  herab  und 
hebt  sich  nur  mit  dem  Steigen  des  Reichthums  über 
denselben,  und  zwar  nur  so  lange,  als  das  Steigen 
fortdauert,  und  die  Vermehrung  der  Arbeiterklasse  nicht 
in  demselben  Verhältnisse  vor  sich  gegangen  ist. 

Nach  diesem  Betrage  des  nicht  blos  noth- 
wendigen, sondern  auch  gewöhnlichen  Zeit- 
lohns bestimmt  sich  auch  die  Grösse  des 
Lohns  für  die  Arbeit  selbst,  des  Tausch- 
werths der  Leistungen  oder  des  sogenannten 
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Stücklohns,  welcher,  nach  dem,  was  der  Arbeiter 
zu  seinem  und  der  Seinigen  Unterhalte  während  eines 
bestimmten  Zeitabschnitts  an  Geldeswerth  braucht,  und 
was  er  in  demselben  durchschnittlich  an  Arbeit  leistet, 
in  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten 
sehr  verschieden  ist.  Der  Geldbetrag  des  erforderlichen 
Bedarfs  hängt  theils  von  den  gewöhnlichen  Bedürfnissen 
der  Arbeiter,  theils  von  den  Preisen  der  Bedürfniss- 
mittel ab.  Auf  den  Umfang  der  Bedürfnisse  hat  das 
Klima  des  Wohnorts  einen  sehr  bedeutenden  Einfluss; 
je  kälter  es  ist,  desto  mehr  Nahrung  ist  nothwendig 
und  desto  mehr  muss  für  Bekleidung  und  Wohnung 
gesorgt  werden ;  nicht  weniger  kommt  es  aber  auch  auf 
die  übliche  Lebensweise  der  Arbeiterklasse  an,  auf  das, 
was  Sitte  und  Gewohnheit  fordert.  Je  höher  dazu  die 
Mittel  im  Preise  stehen,  je  mehr  dem  Arbeiter  das  ko- 
stet, Avas  er  nicht  nur  zur  Nothdurft  des  Lebens,  son- 
dern auch,  was  er,  um  dasselbe,  ohne  anstössig  zu 
werden,  führen  zu  können,  bedarf,  desto  höher  muss 
auch  sein  Lohn  sein,  und  die  Preise  der  Lebensmittel 
haben  daher  auf  die  jedesmalige  Höhe  desselben  die 
entschiedenste  Einwirkung.  Weil  besser  genährte  Men- 
schen mehr  zu  arbeiten  im  Stande  sind,  so  hängen 
auch  von  dem  Unterhalte  zum  Theil  die  Leistungen  der 
Arbeiter  ab,  aber  bei  gleicher  Körperkraft  derselben 
sind  sie  doch  sehr  verschieden  nach  Maassgabe  so- 
wohl des  Klimas  und  der  Tageslänge,  als  der  Sitten 
und  der  Beschaffenheit  der  Arbeit.  Zu  grosse  Hitze 
und  zu  grosse  Kälte  erschweren  die  Anstrengung  der 
Kräfte,  und  Dunkelheit  steht  derselben  auch  entgegen, 
denn  bei  den  wenigsten  Arbeiten  kann  die  künstliche 
Beleuchtung  den  Mangel  des  Tageslichts  ersetzen,  und 
nach  beiden,  der  Temperatur  und  der  Dauer  der  Nacht, 
vertheilt  sich  auch  die  Zeit  auf  Schlafen  und  Wachen. 
Wie  viel  von  dem  letztern  der  Arbeit  gewidmet  oder 
vielmehr  derselben  entzogen  wird,  hängt  zwar  bei  je- 
dem Einzelnen  von  seinem  Feisse,  allgemein  aber  auch 
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wieder  von  den  Forderungen  der  Sitte  ab.  Endlich 
führt  aber  auch  die  Beschaffenheit  mehrerer  Arbeiten 
Unterbrechungen  derselben  herbei,  welche,  wenn  sie 
nicht  regelmässig  eintreten,  mit  andern  Geschäften  nicht 
ausgefüllt  werden  können,  sondern  übertragen  werden 
müssen,  was  auch  geschehen  muss,  wenn  es  an  der 
Gewissheit  fehlt,  zu  jeder  Zeit  Gelegenheit  zu  densel- 
ben und  zum  Erwerbe  zu  finden  ;  bei  solchen  Arbeiten 
wird  der  Lohn  dadurch  ebenso  vertheuert,  als  bei  de- 
nen, welche  mit  ganz  besondern  Widerwärtigkeiten 
und  Gefahren  verbunden  sind ,  denn  in  allen  diesen  Fäl- 
len muss  der  Arbeiter  demjenigen,  welchem  die  Arbei- 
ten geleistet  werden,  ein  grösseres  Quantum  von  Mühe 
und  Anstrengungen  zu  Gebote  stellen,  welches  bei  al- 
len Arbeiten,  weil  sie  nur  in  der  Uebernahme  dersel- 
ben bei  der  Anwendung  der  Güter  zur  Production  be- 
stehen, der  gemeinsame  Anhalt  zur  Bestimmung  des 
Lohns  ist.  Bei  solchen,  zu  deren  Leistung  besondere 
Geschicklichkeiten  oder  Kenntnisse  erforderlich  sind, 
ist  dieser  nur  scheinbar  höher,  denn  das,  was  mehr 
gezahlt  wird,  wird  nur  dieser  persönlichen  und  wissen- 
schaftlichen Güter  wegen,  welche  nicht  Jedermanns 
Sache  sind,  gegeben,  und  könnten  diese,  wie  die  ding- 
lichen Güter  aus  Hand  in  Hand  gehen ,  so  würde  der 
Lohn,  welcher  an  demselben  Orte  und  zu  derselben 
Zeit  bei  gleicher  Mühe  auch  von  gleichem  Betrage  ist, 
sich  auch  sichtbar  bei  allen  und  jeden  Beschäftigungen, 
wie  bei  den  gemeinen,  den  Uebergang  von  einer  zur 
andern  ohne  Schwierigkeit  verstauenden  Arbeiten,  aus- 
gleichen. 

Wären  alle  Güter  in  einer  solchen  Fülle  vorhan- 
den, wie  die  gewöhnlichen  Körper-  und  Geisteskräfte, 
oder  wie  die  gemeinsten  Kenntnisse,  die  dem  Men- 
schen zukommen,  ohne  dass  er  sie  zu  erlernen  braucht, 
oder  wie  das  Wasser,  so  würde  bei  jeder  Production 
nur  die  Arbeit  in  Betracht  kommen  und  die  Tausch- 
wer the  aller  hervorgebrachten  Gegenstände 
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und  aller  Dienstleistungen  nurindenArbeits- 
lohn  übergehen.  Da  dieses  jedoch  nicht  der  Fall 
ist,  so  wird  jede  Production  durch  die  grössere  oder 
geringere  Seltenheit  der  bei  derselben  in  Anwendung 
zu  bringenden  Güter  immer  mehr  oder  weniger  be- 
schränkt, und  die  Menge  der  Producte,  mögen  sie  wie- 
der in  Gegenständen  oder  Dienstleistungen  bestehen, 
dadurch  geringer,  als  sie  es  sonst  sein  würde;  der  be- 
schränktere Vorrath  hat  aber  stets  eine  Erhöhung  des 
Tauschwerths  über  den  Arbeitslohn  zur  nothwendigen 
Folge,  welche,  weil  sie  bei  der  Gleichstellung  des  Ar- 
beitslohns in  allen  Geschäften  dem  Arbeiter  nicht  zu- 
kommen kann ,  dem  Besitzer  der  angewendeten  Güter 
als  Verlagseinnahme  zufliesst,  und  demselben  nicht 
blos  die  etwanigen  Verluste  ersetzen,  sondern  auch 
dafür,  dass  er  seine  Güter  zur  Anwendung  hergiebt, 
noch  einen  Gewinn  bringen  muss,  welcher  ein  Rein- 
einkommen ist  und  den  Verlag^profit  der  Verleger 
ausmacht.  Da  nur  bei  der  Anwendung  solcher  Güter, 
deren  Vorrath  ein  beschränkter  ist,  eine  Erhöhung  des 
Kaufwerths  der  Producte  eintreten  kann,  so  können 
auch  nur  solche  Güter,  welche  nur  mit  Schwierigkeit 
zu  erlangen  sind,  folglich  Tauschwerth  haben  oder  Ca- 
pitalsgegenstände  sind,  einen  Verlagsprofit  abwerfen^ 
welcher  sich  auch  durch  Ausgleichung  an  demselben 
Orte  und  zu  derselben  Zeit  bei  allen  und  jeden 
Gütern  ohne  Unterschied  für  gleiche  Zeitab- 
schnitte in  eine  gleiche  Quote  ihrer  Tausch- 
werthe,  den  Profitsatz,  zu  stellen  sucht. 

Sollten  nämlich  z.  B.  eine  Schafheerde  von  1000 
Thlr.  Werth  in  Jahresfrist  100  Thlr.  und  ein  Vorrath 
Handwerksgeräthe  gewisser  Art  von  gleichem  Werthe 
nur  50  Thlr.  Verlagsprofit  bei  ihrer  nutzbaren  Anwen- 
dung geben,  so  würde  jeder  Besitzer  der  letztern  das 
Interesse  haben,  sie  gegen  Schafe  zu  vertauschen;  da- 
durch würde  aber  die  Nachfrage  nach  Schafen  und  zu- 
gleich auch  das  Angebot  von  jenen  Gerätschaften  zu- 
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nehmen,  und  die  Preise  der  erstem  steigen,  dagegen 
der  letztern  sinken,  und  zwar  so  lange,  bis  etwa  der 
Werth  der  Schafheerde  von  1000  Thlr.  auf  1200  Thlr. 
gestiegen  und  der  des  Geräthcvorraths  von  1000  Thlr. 
auf  600  Thlr.  herabgesunken  ist ,  und  die  dermaligen  Be- 
sitzer beider  in  Verhältniss  zu  den  Tauschwerthen  ihrer 
Besitzthümer  von  denselben  gleiche  Gewinne  als  Ver- 
lagsprofite beziehen,  wodurch  alles  Interesse  zu  einer 
fernem  Austauschung  derselben  aufhört.  Noch  schnel- 
ler geschieht  die  Gleichstellung  der  Verlagsprofite  dem 
Satze  nach  noch  auf  einem  zweiten  Wege,  wenn  die 
zur  Anwendung  kommenden  Güter,  wie  in  diesem  Bei- 
spiele, vermehrbare  sind.  In  diesem  Falle  wird,  so 
lange  die  Schafherde  vor  dem  Geräthevorrathe  einen 
grössern  Gewinn  abwirft  ,  auf  die  Vermehrung  der  Schafe 
mehr,  auf  die  der  Geräthe  aber  weniger  Bedacht  ge- 
nommen, und  dadurch  die  Menge  der  erstem  in  Ver- 
gleich zu  der  letztern  bedeutender  werden,  wo- 
durch aber  auch  die  Vorräthe  derjenigen  Gegenstände, 
welche  mittelst  der  Schafe  hervorgebracht  werden,  sich 
vergrössern,  und  die  mittelst  der  Geräthe  producirten 
sich  verkleinern,  was  wieder  die  Tauschwerthe  nicht 
nur  der  Schafe,  sondern  auch  der  Erzeugnisse  dersel- 
ben sinken,  und  die  der  Geräthe,  sowie  der  Erzeug- 
nisse dieser  steigen  macht,  so  dass,  wenn  von  dem 
TauschWerthe  beider  Erzeugnisse  der  Arbeitslohn  ab- 
gezogen wird,  die  Schafe  einen  immer  geringer,  die 
Geräthe  dagegen  einen  immer  grösser  werdenden  Ver- 
lagsprofit bringen.  Die  stärkere  Vermehrung  der  Schafe 
und  die  geringere  der  Geräthe  wird  dann  so  lange  fort- 
dauern, bis  die  Verlagsprofite,  welche  Schafheerden 
und  Geräthevorräthe  von  gleichen  Tauschwerthen  ge- 
ben, sich  wieder  ausgeglichen  haben.  Bei  allen  ver- 
mehrbaren Gegenständen  bestimmen  sich  aber  die  Tausch- 
werthe stets  mittelbar  nach  den  zeitigen  Productions- 
kosten ,  und  wenn  die  Verlagsprofitc  solcher  Gegenstände 
eine  gleiche  Quote  der  erstem  ausmachen,  so  treten 
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sie  auch  in  ein  gleiches  Verhältniss  zu  den 
letztern  und  richten  sich  also,  weil  die  Pro- 
ductionskosten  die  bestimmenden  sind,  zu- 
letzt nach  diesen.  Dadurch  werden  aber  auch  in 
Rücksicht  der  Verlagsprofite  die  dinglichen  Capitale  mit 
den  persönlichen  und  wissenschaftlichen  in  ein  Wech- 
selverhältniss  gesetzt;  denn,  da  man  sich  Geschicklich- 
keiten oder  Kenntnisse  nicht  zu  erwerben  suchen  wird, 
wenn  ihre  Erlangung  einen  Aufwand  erfordert,  der  als 
dingliches  Capital  einen  grössern  Verlagsprofit  giebt,  als 
die  von  denselben  zu  erwartenden  Vortheile  sind,  so 
folgt  daraus ,  dass  sich  auch  die  Verlagsprofite  der  wis- 
senschaftlichen und  persönlichen  Capitale  nicht  nur  un- 
ter einander,   sondern  auch  mit  den  dinglichen  in  ein 

gleiches  Verhältniss  zu  den  Productionskosten  und  also 
— 

auch  zu  den  sich  nach  denselben  regulirenden  Tausch- 
werthen,  denen  sie  gleich  geschätzt  werden,  stellen 
müssen.  Die  Ausgleichung  der  Profitsätze  geschieht 
indessen  bei  den  persönlichen  und  wissenschaftlichen 
Capitalen  ungleich  langsamer,  weil  sie,  da  die  Besitzer 
derselben,  wenn  sie  sie  einmal  erworben,  aber  nicht 
von  denselben  den  gehofften  Gewinn  haben,  sich  ihrer 
nicht  entäussern  können,  nur  dadurch  erfolgen  kann, 
dass,  sobald  gewisse  Kenntnisse  oder  Geschicklichkei- 
ten verhältnissmässig  mehr  einbringen,  auch  Viele  die- 
selben zu  erlangen  suchen  werden,  statt  dass  im  Ge- 
gentheil  die  durch  den  Tod  der  Besitzer  am  wissen- 
schaftlichen und  persönlichen  Capitale  entstandenen  Ver- 
luste unersetzt  bleiben.  Bei  vielen  in  dinglichen  Gütern 
steckenden  Capitalen  geschieht  indessen  die  Ausglei- 
chung auch  nur  auf  dieselbe  Weise  und  mithin  ebenso 
langsam,  wie  z.  B.  bei  solchen  Fabrikgebäuden,  welche 
sich  zu  andern  Zwecken,  als  zu  welchen  sie  bestimmt 
sind,  nicht  füglich  benutzen  lassen.  Eine  völlige  Gleich- 
heit der  Profitsätze  aller  Capitale  wird  daher  nie  statt- 
finden, denn  dazu  müsste  die  Anwendung  aller  Güter 
eine  völlig  freie,  und  ohne  Schwierigkeit  zu  verwech- 
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selnde  sein;  bei  jedem  werden  sie  bald  hoher,  bald 
niedriger  werden,  aber  alle  diese  Schwankungen 
sind  wieder  nur  Bestrebungen  zur  Ausglei- 
chung, zur  Vereinigung  in  einen  allgemeinen 
Profitsatz. 

Dieser  allgemeine  Profitsatz  ist  nichts  anderes,  als 
der  jedesmalige  Tauschwerth  der  Benutzung 
der  Capitale  zur  Erlangung  eines  Einkom- 
mens; da  das  letztere,  wenn  es  ein  wirkliches  Ein- 
kommen sein  soll,  das  Capital  nicht  verkürzen  darf,  so 
muss  dieses  dabei  als  eine  sich  gleichbleibende,  unver- 
änderliche Grösse  betrachtet  werden,  und  es  kann  da- 
her keine  Productio nsko sten  für  den  Profit- 
satz geben,  nach  welchen  er  sich  wie  andere 
Tauschwerte  reguliren  könnte.  Er  bestimmt  sich  da- 
her nur  durch  das  Verhältniss  der  Nachfrage  zur  An- 
erbietung, oder  des  Bedarfs  zum  Vorrathe  von  Capita- 
len.  Der  letztere  ist  die  Gesammtsumme  der  auf  An- 
legung gehenden  Capitale,  oder  des  Verlages,  der  er- 
stere  hängt  von  dem  Umfange  der  Erwerbsgelegenhei- 
ten, also  von  der  Gelegenheit,  Capitale  anlegen  zu 
können,  oder  sowohl  von  den  vorhandenen  Arbeitskräf- 
ten, als  von  der  Grösse  des  Verbrauchsvorraths  ab, 
denn  jemehr  zu  den  Bedürfnissen  und  Zwecken  ge- 
und  verbraucht  wird,  desto  belohnender  wird  die  Anle- 
gung. Unter  diesen  Umständen  bestimmt  sich  daher 
der  jedesmalige  allgemeine  Profitsatz  durch 
die  Gesammtgrösse  des  vorhandenen  Capi- 
tals,  durch  das  Verhältniss,  in  welchem  das- 
selbe auf  V erlag  und  Verbrauchsvorrath  ver- 
theilt ist  und  endlich  durch  das  Verhältniss 
des  Verlages  zu  den  vorhandenen  Arbeits- 
kräften, und  da  von  diesen  Verhältnissen  auch  mit  der 
Nachfrage  nach  den  mit  dem  Verlage  geleisteten  Dien- 
sten und  hervorgebrachten  Gegenständen  die  Tausch- 
werte derselben  und  der  allgemeine  Satz  des  Arbeits- 
lohns abhängen,   durch  die  Quote,    welche  die 
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Differenz  der  G esamm tbe träge  der  erstem 
und  des  letztern  zum  Gesamm tverlage  aus- 
macht. Mit  der  Zunahme  dieses  Verlages,  mit  wel- 
cher sich  die  Beschränkungen  der  Production  vermin- 
dern und  die  Tauschwerthe  der  Güter  und  Dienstlei- 
stungen wegen  ihres  vergrösserten  Vorraths  sinken, 
fällt  auch  stets  der  allgemeine  Verlagsprofit,  aber  in 
einem  geringem  Verhältnisse,  als  der  Verlag  zugenom- 
men hat,  weil  der  niedrige  Profitsatz  viele  sich  sonst 
nicht  belohnende  Capitalanlegungen  einbringlich  und  da- 
durch auch  möglich  macht,  weshalb  der  Gesammt- 
profit  bei  wachsender  Bereicherung  zwar  der 
Quote  nach  immer  kleiner,  dem  Quantum  nach 
aber  immer  grösser  wird.  Zu  jeder  Anlegung  des 
Verlages  ist  es  aber  nothwendig,  dass  die  verschiede- 
nen persönlichen,  wissenschaftlichen  und  dinglichen  Gü- 
ter, aus  welchen  er  besteht,  in  demjenigen  Ver- 
hältnisse zu  einander  vorhanden  sind,  dass 
sie  sich  gegenseitig  unterstützen  können;  ist 
dieses  nicht  der  Fall,  so  werden  diejenigen  Güter,  von 
denen  es  zur  Zeit  mehr  giebt,  als  erfordert  werden, 
einen  geringem,  diejenigen  dagegen,  an  denen  es  man- 
gelt, dann  einen  grössern  Profitsatz  gewähren,  und  es 
erklären  sich  hieraus  bei  den  fortwährenden  Verände- 
rungen in  der  Güterwelt  die  abwechselnden  höhern  und 
niedrigem  Profite  der  einzelnen  Capitale,  welche  aber 
bei  ihrer  Hinneigung  zum  allgemeinen  Profitsatze  nie 
zu  dauernden  werden  können. 

In  Hinsicht  der  Abweichungen  der  einzelnen  Pro- 
fitsätze finden  noch  sehr  bemerkenswerthe  Umstände 
statt,  je  nachdem  die  Güter  entweder  vermehrt 
werden  können,  oder  sich  nicht  vermehren 
lassen,  je  nachdem  sie  vertauschbar  sind  oder 
nicht,  und  endlich  je  nachdem  ihre  Dauer  ist 
und  durch  den  Gebrauch  mehr  oder  weniger 
verkürzt  wird. 
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Bei  den  vermehrbaren  würde  sich  der  Verlags- 
profit stets  nach  ihrem  Tauschwerte  und  dem  allgemei- 
nen Profitsatze  bestimmen,  wenn  nicht  zu  jeder  Ver- 
mehrung immer  eine  gewisse  Zeit  erforderlich  wäre. 
Je  länger  dieselbe  ist,  desto  später  kann  erst  die  Aus- 
gleichung eintreten,  desto  länger  wird  die  Production 
durch  den  nur  vorhandenen  Vorrath  der  Güter  beschränkt, 
und  die  Erzeugnisse  derselben,  deren  Vorrath  dadurch 
auch  beschränkt  wird,  steigen  im  Tauschwerthe  und 
geben  einen  höhern  Profit,  welcher  dann  erst  allmälig 
mit  der  vor  sich  gehenden  Vermehrung  jener  Güter  bis 
auf  den  allgemeinen  Profitsatz  herabsinkt.  Bei  den  un- 
vermehrbaren  Gütern  kann  eine  solche  Regulirung 
des  Verlagsprofits  nie  eintreten ,  weil  von  ihrer  vorhan- 
denen Menge  der  Vorrath  der  Erzeugnisse  und  von 
dem  Verhältnisse  desselben  zum  jedesmaligen  Bedarfe 
die  Grösse  des  jedesmaligen  Profits  abhängt,  der  also 
hauptsächlich  durch  und  mit  dem  Bedarf  und  der  Nach- 
frage in  Folge  desselben  steigt  und  fällt,  und  ganz 
durch  denselben  sich  bestimmen  würde,  wenn  nicht  bei 
starker  Nachfrage  die  Benutzung  der  Güter  zur  Pro- 
duction sorgfältiger,  bei  schwacher  dagegen  nachlässi- 
ger betrieben,  ja  zuweilen  sogar  unterlassen  würde. 
Im  Tausche  wird  man  aber  ein  Gut,  welches  mehr  Pro- 
fit, nicht  für  ein  anderes,  welches  weniger  gewährt, 
hingeben  und  daher  auch  jedes  unvermehrbare  Gut  nach 
dem,  was  es  zur  Zeit  an  Profit  bringt,  einem  vermehr- 
baren von  gleichem  Profite  gleich  schätzen  und  ihm  ei- 
nen gleichen  Tauschwerth  beilegen,  den  es  so  lange  be- 
hält, als  sein  Profit  im  Betrage  derselbe  bleibt,  der 
aber,  je  nachdem  dieser  Betrag  durch  die  vermehrte 
oder  verminderte  Nachfrage  zu-  oder  abgenommen  hat, 
grösser  oder  kleiner  werden  muss.  So  bestimmt 
also  der  allgemeine  Profitsatz  bei  den  unver- 
mehrbaren  Gütern  ihre  jedesmaligen  Tausch- 
werthe nach  demProfite,  welchen  sie  zurZeit 
bringen,  dagegen  bei  den  vermehrbaren  die 
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Profite  nach  den  Taus  ch  we  r  then,  welche  sie 
haben. 

Zu  den  vermehrbaren  Gütern  gehören  von  den  per- 
sönlichen alle  Fertigkeiten  und  Geschicklichkeiten,  wel- 
che ohne  Voraussetzung  besonderer  Talente  erlangt  wer- 
den können,  von  den  wissenschaftlichen  alle  Kenntnisse 
ohne  Ausnahme  wegen  ihrer  Mittheilbarkeit,  und  von  den 
dinglichen  nicht  nur  alle  Sachen,  welche  hervorge- 
bracht werden  können,  also  alle  animalischen,  vegeta- 
bilischen und  Fabrikations -Erzeugnisse,  sondern  auch 
die  mineralischen,  deren  Vorräthe  im  Boden  die  Be- 
sorgniss  ihrer  nahen  Erschöpfung  nicht  zulassen.  Zu 
den  unvermehrbaren  Gütern  gehören  von  den  persönli- 
chen alle  nicht  gewöhnlichen  Talente,  sowie  die  aus  der 
Ausbildung  derselben  hervorgehenden  Fertigkeiten,  und 
von  den  dinglichen  vor  Allem  der  Grund  und  Boden. 
Kunstwerke  grosser  Meister,  insofern  ihre  Vervielfälti- 
gung, wie  bei  Gemälden,'  unmöglich  ist,  dürften  auch 
dazu  gerechnet  werden  können.  Solche  unvermehrbare 
Gegenstände  haben  daher  einen  Tauschwerth,  welcher 
dem  Capitalsbetrage  einer  dem  Einkommen ,  welches  sie 
als  Profit  geben,  gleichen  Rente  nach  dem  allgemeinen 
Profitsatzc  gleich  kommt,  deren  Dauer  bei  Talenten  auf 
die  Jahre  ihrer  Wirksamkeit  beschränkt  ist,  bei  dem 
Lande  aber  als  eine  ewige  angenommen  werden  muss. 
Da  mit  dem  Anwachs  des  Gesammtcapitals  der  Profit- 
satz sinkt,  so  folgt  daraus,  dass  mit  der  Zunahme  des 
Reichthums  Talente  und  der  Boden  im  Tauschwerthe 
steigen ;  in  welchem  Verhältnisse ,  lässt  sich  bei  den  Ta- 
lenten nicht  bestimmen,  weil  dieselben,  obgleich  sie 
sich  nicht  vermehren  lassen,  doch  als  Naturgeschenke 
bald  in  grösserer,  bald  in  geringerer  Menge  erscheinen; 
der  Boden  ist  aber  durchaus  unvermeidbar,  und  bei  dem- 
selben lassen  sich  daher  die  Veränderungen,  sowohl 
des  Profits  aus  seiner  Benutzung,  welcher  gewöhnlich 
die  Boden-  oder  Grundrente  genannt  wird,  als 
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auch  seines  Tauschwertes ,   des  BodenwertliS9 

genauer  verfolgen. 

So  lange  der  Bedarf  und  die  Nachfrage  nach  Boden- 
erzeugnissen so  gering  ist,  dass  die  begrenzte  Grösse 
des  Bodens  noch  zu  keiner  die  Hervorbringung  dersel- 
ben beschränkenden  wird,  löst  sich  der  Tauschwerth 
derselben  ganz  in  Arbeitslohn  und,  wenn  bei  der  Ar- 
beit auch  Gegenstände  von  Tauschwerth  angewendet 
werden  müssen,  in  die  Verlagseinnahme  von  dem  in 
diesen  steckenden  Capitale  auf;  sowie  aber  des  Bodens 
wegen  nicht  so  viele  Erzeugnisse  hervorgebracht  wer- 
den können,  als  die  gestiegene  Nachfrage  verlangt, 
steigt  der  Tauschwerth  derselben,  und  lässt  über  den 
Arbeitslohn  und  jene  Verlagseinnahme  noch  einen  Ue- 
berschuss  übrig,  welcher  dem  Besitzer  des  Bo- 
dens, mag  er  ihn  selbst  bebaut  oder  zur  Be- 
bauung hergegeben  haben,  zufliesst  und  die 
Bodenrente  ausmacht.  Mit  derselben  ent- 
steht, indem  der  Boden  selbst  zu  einem  Ca- 
pital gegenst  and  e  wird,  zugleich  der  Boden- 
werth. Beide  gehen  daher  aus  der  Nachfrage  nach 
dem,  was  der  Boden  liefert  und  gewährt,  und  aus  der 
durch  die  begrenzte  Bodenfläche  beschränkten  Menge 
desselben  hervor,  und  nach  dem  Verhältnisse  beider  zu 
einander  bestimmt  sich  nicht  nur  der  Tauschwerth  der 
Vortheile,  welche  der  Boden  eines  Landes  bringt,  son- 
dern auch,  wenn  von  diesem  Werthe  der  Gesammt- 
betrag  aller  auf  den  Boden  in  Arbeit  und  Capital  ge- 
machten Verwendungen  abgezogen  wird,  der  Gesammt- 
betrag  seiner  Rente,  welcher  bei  der  Unvermehrbar- 
keit  des  Bodens  sich  mit  der  Nachfrage  nach 
den  gesammten  Bodenerzeugnissen  im  wei- 
testen Sinne  des  Worts  und  mit  derHöhe  des 
Arbeitslohns  und  Verlagsprofits  verändert. 
Der  Gesammtbetrag  der  Rente  kann  sich  aber  nicht 
nach  irgend  einem  Maassstabe  über  die  ganze  Boden- 
fläche gleichmässig  vertheilen,  weil  jeder  auch  noch 
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so  kleine  Bezirk  derselben  in  seiner  Beschaffenheit  von 
den  andern  verschieden  ist  und  jeder  eine  sehr  man- 
nigfaltige Benutzung  verstattet.  Die  Beschaffenheit 
desselben  richtet  sich  theils  nach  seiner  eigenthümli- 
chen  Fruchtbarkeit  oder  Fähigkeit  zum  Gedeihen  nütz- 
licher Gewächse  und  Thiere,  theils  nach  dem,  was 
sich  auf  und  in  ihm  befindet,  theils  je  nachdem  er  nur 
als  Grundlage  zu  dienen  'j  mehr  oder  weniger  geeignet 
ist,  theils  nach  der  Entfernung  vom  Orte,  von  wel- 
chem die  Nachfrage  ausgeht.  Da  an  demselben  der 
Preis  jedes  Products  von  gleicher  Güte,  ohne  Unter- 
schied, wo  und  auf  welchem  Boden  es  entstanden  ist, 
immer  derselbe  ist,  so  muss  dje  Bodenrente,  welche 
dasselbe  giebt,  für  jede  Hufe  Land  verschieden  sein, 
sowohl  nach  der  Menge  von  Producten,  wel- 
che sie  bei  gleicher  Arbeit  und  gleichen  son- 
stigen Verwendungen  liefert,  oder. nach  ih- 
rer Fruchtbarkeit,  als  auch  nach  den  Kosten 
welche  der  Transport  der  Producte  bis  zum 
Orte  der  Nachfrage  und  des  Absatzes  erfor- 
dert. Giebt  es  mehrere  derselben  ,  so  kann  der  Ab- 
satz auf  den  entferntem  nur  desto  mehr  gesucht  wer- 
den, je  grösser  bei  dem  Producte  der  Werth  in  Ver- 
hältniss  zur  Masse  ist,  und  deshalb  gleichen  sich  auch 
im  ganzen  Umfange  des  Verkehrs  die  Tauschwerthe 
der  sehr  kostbaren  Gegenstände  sehr  bald ,  der  weni- 
ger kostbaren  aber  viel  langsamer,  und  mancher  wohl 
gar  nicht  aus.  Bei  den  erstem  hängt  daher  die  Rente, 
welche  sie  auf  jedem  Boden  geben,  mehr  von  der 
Fruchtbarkeit,  bei  den  andern  mehr  von  der  Absatz- 
nähe desselben  ab,  und  ihre  Verschiedenheit  würde 
noch  grösser  sein,  wenn  nicht  jeder  Boden  in  der  Re- 
gel eine  so  vielfache  Benutzung  verstattete,  dass,  Avenn 
die  eine  eine  ungewöhnlich  niedrige  Rente  giebt,  die 
Wahl  irgend  .einer  andern  noch  übrig  bleibt;  auf  der 
andern  Seite  wird  sie  durch  die  Unbeweglichkeit  des 
Bodens  wieder  vermehrt,   weil  örtliche  Verhältnisse, 
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von  welchen  seine  Benutzung ,  zumal  zum  Wohnplatze, 
abhängt,  sich  nicht  verändern  oder  hervorbringen  las- 
sen. Welche  Benutzung  die  meiste  Rente  gewährt, 
ist  daher  auf  jeder  Stelle  des  Bodens  mehr  oder  we- 
niger verschieden  und  ändert  sich  auch  stets,  weil  die 
Nachfrage  nie  übereinstimmend  und  von  gleicher  Stärke 
bleibt;  wäre  zum  Betriebe  der  Landwirthschaft  nicht 
eine  gleichzeitig  und  auc  1  in  der  Reihefolge  verschie- 
dene Benutzung  des  Bodens  nothwendig,  so  würde, 
wie  dieses  auch  in  andern  Fällen  geschieht,  jeder  Bo- 
den und  jedesmal  nur  zu  der  die  meiste  Rente 
bringenden  Benutzung  bestimmt  werden,  und 
es  giebt  daher  nicht  Producte,  welche  die  Rente  für 
den  Boden  überhaupt  reguliren,  sondern  für  jeden 
Boden  thut  dieses  ein  bestimmtes  Product, 
und  andre  können  daher,  besondere  Umstände  abge- 
rechnet, nur  auf  demselben  gebaut  werden,  wenn  sie 
eine  gleiche  Rente  geben. 

Da  die  natürliche  Fruchtbarkeit  eines  Bodens  in 
der  ursprünglichen  Summe  der  nützliche  Pflanzen  er- 
nährenden Kräfte  desselben  besteht,  welche  bei  der 
Benutzung  durch  die  Verwendung  von  Arbeit  und  Ca- 
pital in  Wirksamkeit  gesetzt  werden,  so  müssen,  wenn 
gleiche  Verwendungen  nach  und  nach  geschehen,  bei 
der  ersten  die  am  leichtesten  zu  erweckenden  und  bei 
jeder  spätem  die  immer  schwieriger  zu  erweckenden 
in  Wirksamkeit  treten,  und  da  die,  welche  leichter  zu 
erwecken  sind,  von  einer  gleichen  Verwendung  in 
grösserer  Menge  erweckt  werden,  so  erklärt  es  sich 
hieraus ,  dass  mit  jederhöhern  Stufe  derBoden- 
cultur,  die  durch  neue  Verwendungen  hervor- 
gebracht wird,  in  der  Regel  der  Rohertrag 
schon  in  einem  geringem,  und  der  Reiner- 
trag in  einem  noch  geringem  Verhältnisse 
zunimmt,  als  die  Beträge  der  auf  den  Boden 
gemachten  Verwendungen  gewesen  sind. 
Grössere  Verwendungen  können  aber  nur  bei  grösserm 
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Reichthume  geschehen ,  und  da  mit  dem  Steigen  dessel- 
ben Fabriken,  Handel  und  die  höhern  Bedürfnisse  des 
Geistes  immer  bedeutendere  erfordern ,  so  wird  der  jedes- 
malige Antheil  an  dem  Gesammtcapitale ,  welcher  auf 
die  Bodencultur  angelegt  wird,  zwar  stets  der  Summe 
nach,  aber  nicht  der  Quote  nach  grösser,  sondern  viel- 
mehr kleiner  werden,  und  die  Bodenrente,  ungeach- 
tet ihres  fortgehenden  Steigens  einen  in  Ver- 
hältniss  zum  Gesammteinkommen  auch  im- 
mer kleiner  werdenden  Theil  desselben  aus- 
machen; deshalb,  und  weil  auch  das  Sinken  des  Profit- 
satzes stets  in  einem  geringem  Verhältnisse ,  als  die  Zu- 
nahme des  Capitals  erfolgt,  macht  auch  der  Boden- 
werth bei  fortgehendem  Reichthum  einen  in 
Quanto  immer  grösser,  in  der  Quote  aber  stets 
kleiner  werdenden  Theil  des  Gesamratver- 
mögens  aus. 

Bei  den  dinglichen  Gütern,  weil  sie  vertauschbar  sind, 
gleicht  sich ,  die  vorhin  bemerkten  Ausnahmen  abgerech- 
net, der  Verlagsprofit  am  leichtesten  aus;  je  weniger  Zeit 
zu  ihrer  Hervorbringung  erforderlich  ist,  je  kürzer  die  zu 
ihrer  Benutzung  nothwendige  Dauer  zu  sein  braucht,  und 
je  weniger  sie  nur  zu  einem  bestimmten  Gebrauche  geeig- 
net sind,  desto  schneller  geht  die  Ausgleichung  vor 
sich  5  am  schnellsten  daher  bei  den  zum  dinglichen  Ver- 
lage angewendeten.  Viele  Kenntnisse  und  Geschick- 
lichkeiten lassen  sich  auch  so  leicht  aneignen,  dass  bei 
manchen  kaum  der  dazu  erforderliche  Aufwand  in  Be- 
tracht kommt  und  sie  bald  als  Gemeingüter  keinen 
Verlagsprofit  geben.  Anders  verhält  es  sich  aber  bei 
den  Geschicklichkeiten  und  Kenntnissen,  deren  Erlan- 
gung eine  vieljährige  Vorbereitung,  grosse  Anstren- 
gung und  bedeutende  Kosten  erfordert.  Bei  diesen 
stellt  sich  der  Tauschwerth,  nach  welchem  sich,  und 
nach  dem  allgemeinen  Profitsatze,  der  von  denselben 
zu  erwartende  Profit  regulirt,  nicht  blos  nach  dem  Auf- 
wände und  der  Arbeit,  welche  zur  Erlangung  noth- 
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wendig  sind,  sondern  auch  nach  dem  entgangenen  Ein- 
kommen, welches  während  der  Zeit  der  Ausbildung 
sonst  hätte  bezogen  werden  können;  wird  die  Nach- 
frage nach  solchen  Diensten,  welche  nur  mit  diesen 
Geschicklichkeiten  und  Kenntnissen  geleistet  werden 
können,  grösser,  so  können  die  zeitigen  Besitzer  der- 
selben so  lange  einen  höhern  Profit  gemessen,  bis  die 
Vielen,  welche  dadurch  bestimmt  werden,  sich  diese 
Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten  zu  erwerben,  mit 
denselben  als  Mitbewerber  auftreten  können;  nimmt  sie 
dagegen  ab,  oder  schwindet  sie  gar,  so  müssen  sie 
sich  mit  einem  geringem  Profit  begnügen  und  haben 
wohl  gar  kein  Einkommen.  Die  Nachfrage  nach  die- 
sen Diensten  hängt  aber  überhaupt  von  der  Vorberei- 
tung ab,  welche  nothwendig  ist,  um  von  denselben 
Gebrauch  machen  zu  können;  je  mehr  dazu  erfordert 
wird,  desto  schwächer  ist  sie  immer,  und  daher  bringt 
die  Kunst  in  der  Regel  ein  so  viel  grösseres  Einkom- 
men, als  die  Wissenschaft  und  besonders  die  höhere. 
Um  von  einem  Gemälde  oder  von  einer  Musik  entzückt 
zu  werden,  dazu  gehört  nicht  viel  Vorbildung,  und  Je- 
der hütet  sich  sogar  das  Gegentheil  merken  zu  lassen; 
um  aber  von  einer  Integralformel  entzückt  werden  zu 
können,  dazu  sind  bedeutende  mathematische  Kennt- 
nisse nothwendig,  deren  Mangel  Niemanden  zum  Vor- 
wurf angerechnet  wird.  Hätte  das  Streben  nach  Wahr- 
heit nicht  schon  in  sich  das  unendlich  Belohnende,  fän- 
de sich  nicht  der  Forscher  mit  jedem  glücklichen  Fort- 
schritte und  durch  die  Hoffnung  für  die.  Menschheit 
ausgesäet  zu  haben,  erhoben,  so  würden  auch  nicht 
so  viele  Kräfte,  am  wenigsten  den  höhern  Wissen- 
schaften zugewendet  werden. 

Was  die  Dauer  anbetrifft,  so  schwinden  die  per- 
sönlichen Güter  nicht  blos  mit  dem  Leben,  sondern 
schon  mit  dem  kräftigen  Alter ,  und  sollen  auf  ihre  Er- 
langung nicht  nur  Fleiss  und  Kosten  verwendet,  son- 
dern auch  während   derselben  Einnahmen  aufgegeben 
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werden,  so  muss  der  Betrag  beider,  nach  welchem 
sich  ihr  Capitalwerth  bestimmt,  mit  dem  Verlagspro- 
fite nach  dem  stattfindenden  Profitsatze  durch  das  Ver- 
lagseinkommen, welches  sie  während  der  Jahre  der 
Wirksamkeit  geben,  wenigstens  ersetzt  werden.  Mit 
den  wissenschaftlichen  Gütern  ist  es  ebenso  der  Fall, 
denn  der  bei  denselben  zu  erstattende  Capitalwerth  ist 
nicht  der  der  Kenntnisse  selbst,  sondern  der  ihrer  Er- 
langung, welche  seit  der  Erfindung  der  Buchdruckerei 
und  des  Buchhandels  nicht  blos  auf  die  mündliche  Mit- 
theilung beschränkt,  sondern  mehr  noch  vom  Tausch- 
werthe  dinglicher  Güter,  der  Bücher,  abhängig  ist. 

Bei  den  dinglichen  Gütern  kommt  hauptsäch- 
lich in  Betracht,  ob  sie  als  umlaufender  oder  als 
stehender  Verlag  benutzt  werden.  Im  ersten  Falle 
werden  sie  bei  jedem  Gebrauche  zugleich  verbraucht, 
und  mit  dem  Profite  muss  daher  zugleich  die  Erstat- 
tung des  ganzen  Capitals  erfolgen.  Als  stehender  Ver- 
lag werden  sie  bei  der  Anwendung  nur  abgenutzt,  und 
ist  dieses  soweit  geschehen,  dass  sie  nicht  mehr  be- 
nutzt werden  können,  so  bleibt  gewöhnlich  doch  noch 
ein  gewisser  Werth  im  alten  Material  übrig;  die  Ver- 
lagseinnahme muss  daher  bei  denselben  in  einer  den 
Verlust  und  die  Profite  nach  dem  Profitsatze  während 
ihrer  Dauer  deckenden  Rente  bestehen,  deren  ganzer 
Betrag  durch  die  Kosten  der  Reparaturen  nicht  erhöht, 
sondern  vermindert  wird,  weil  dieselben,  indem  sie  die 
Dauer  der  Güter  und  also  auch  die  der  Rente  verlän- 
gern, einen  geringem  Satz  nicht  nur  für  den  jährli- 
chen Betrag,  sondern  auch  für  den  Gesammtbetrag  der- 
selben gestatten.  Ist  aber  die  Anwendung  mit  beson- 
dern Gefahren  für  das  Capital  verbunden,  so  muss 
noch  zur  Deckung  derselben  gleichsam  eine  Assecura- 
tions- Prämie  hinzukommen,  und  die  Verlagseinnahme 
um  dieselbe  grösser  werden.  Der  Grund  und  Boden 
kann  auch  als  umlaufender  Verlag  dienen,  denn  die 
Mineralien  werden  aus  ihm  genommen  und  ihr  Vorrath 
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kann  sich  erschöpfen,  aber  meistentheils  dient  er  nur 
als  stehender;  im  ersten  Falle  muss  die  Einnahme? 
welche  er  giebt,  auch  die  durch  die  Benutzung  entste- 
hende Verminderung  seines  Werthes  ersetzen,  im  an- 
dern verändert  sich  nicht  das  Wesentliche  des  Bodens, 
und  es  fällt  daher  jede  Veranlassung  zu  einer  Amorti- 
sation seines  Werthes  weg. 

Soll  eine  Production  ungestörten  Fort- 
gang haben,  so  muss  der  Tausch werth  der 
Producte,  nach  Abzug  des  Arbeitslohns,  die- 
jenigen Verlagseinnahmen  decken,  welche 
zur  Fortdauer  und  fortgesetzten  Anwendung 
der  Capitale  not h wendig  sind,  und  sich  auf 
die  Besitzer  dieser  Capitale  vertheilen.  Ist 
der  Tauschwerth  geringer,  so  erleidet  die  Production 
Beschränkungen,  ist  er  dagegen  grösser,  so  erhält  sie 
eine  weitere  Ausbreitung;  beides  führt  der  Ausglei- 
chung zu,  aber  die  Vertheilung  sowohl  des  unzurei- 
chenden, als  des  überschiessenden  Gewinns  geht  in 
beiden  Fällen  auf  eine  abweichende  Weise  vor  sich. 

Die  Einnahme  aus  dem  umlaufenden  dinglichen 
Verlage  kann  nur  zuletzt  eine  Einbusse  erleiden,  aber 
auch  durch  den  gestiegenen  Gewinn  nicht  vermehrt 
werden;  dagegen  trifft  die  Verkürzung  immer  zuerst 
das  Einkommen  aus  dem  persönlichen  und  wissenschaft- 
lichen Capitale,  und  erst,  wenn  diese  ganz  geschwun- 
den ist,  das  aus  dem  Boden  und  aus  dem  stehenden 
dinglichen  Verlage  und  zwar  das  eine  oder  das  andere 
früher  und  stärker,  je  weniger  der  erstere  oder  die  Ge- 
genstände des  letztern  zu  einer  anderweitigen  Benu- 
tzung geeignet  sind  oder  angewendet  werden  können. 
Bei  überschiessendem  Capitalgewinn  vertheilt  sich  der- 
selbe dagegen  auf  die  Einnahme  aus  dem  persönlichen 
und  wissenschaftlichen  Capitale,  aus  dem  Boden  und 
aus  dem  stehenden  dinglichen  Verlage  nach  den  Gra- 
den, in  welchen  eine  oder  die  andere  dieser  drei  Ein- 
nahmequellen weniger  vorhanden  sind ,  als  sie  gebraucht 
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werden.  Lassen  sich  die  verlangten  Geschicklichkeiten 
und  Kenntnisse  leichter  erlernen,  als  die  nothwendigen 
Gebäude,  Maschinen  u.  s.  w.  verschaffen,  oder  als  der 
Boden  einer  andern  Anwendung  entziehen,  so  steigt 
der  Profit  des  dinglichen  Verlages  und  die  Bodenrente 
am  stärksten,  und  umgekehrt,  wenn  das  entgegenge- 
setzte der  Fall  ist.  Kein  höherer  oder  niedrige- 
rer Profit  kann  aber  ein  dauernder  sein,  son- 
dern nur,  je  abweichender  er  von  dem  allge- 
meinen ist,  mit  desto  grösserer  Stärke  zur 
Ausgleichung  auf  diesen  hinführen. 

Da  der  Zweck  alles  Einkommens  die  Bereicherung 
ist,  und  deren  Zunahme  sich  nur  durch  den  Betrag  des 
zugekommenen  Tauschwertes  bestimmt,  so  hängt 
auch  der  Grad,  in  welchem  der  Zweck  er- 
reicht wird,  nur  von  der  Grösse  des  Einkom- 
mens ab.  Der  bereits  bewiesene  Satz,  dass  der  Tausch- 
werth aller  Gegenstände  und  Leistungen  in  einem  ge- 
ringem Verhältnisse  sinkt,  als  ihr  Vorrath  zugenommen 
hat,  aus  welchem  sich  oben  die  Steigerung  des  Reich- 
thums mit  der  Vergrösserung  des  Wohlstandes  ergab, 
ergiebt  auch  zugleich,  dass  die  Grösse  des  Gesammt- 
einkommens,  welches  sich  auf  die  Einzelnen  nach  den 
entwickelten  Gesetzen  vertheilt,  von  der  Vermeh- 
rung des  Vorraths  abhängt,  also  von  derPro- 
duction,  welche  ihn  hervorbringt,  und  von 
dem  Verkehre,  in  welchem  er  den  Tausch- 
werth erhält.  Die  Auflösung  des  Problems  der 
Staatswirthschaft:  Wie  gelangen  wir  zum  höch- 
sten Wohlstände'?  ist  daher  erst  geschehen,  wenn 
die  Schlussfrage:  Welches  sind  die  Bedingun- 
gen der  ergiebigsten  Production  und  des  vor- 
theilbringendsten  Verkehrs?  beantwortet  ist. 

Jede  Production  geschieht,  wie  wir  früher  gese- 
hen haben,  nur  durch  eine  Anwendung  von  Gütern,  und 
erfordert  daher  Güter  und  deren  Anwendung.  Die  er- 
sten Güter,  welche  dem  Menschen  zustehen,  sind  die- 
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jenigen,  welche  er  der  Natur  verdankt,  also  der  Natur- 
fond in  und  ausser  ihm  oder  die  Kräfte ,  mit  denen 
seine  Person  und  der  Grund  und  Boden  ausgestattet 
sind.  Beide  in  die  höchste  Fruchtbarkeit  zu 
setzen  und  in  derselben  zu  erhalten,  ist  daher 
die  erste  Bedingung'  der  erfolgreichsten  Production, 
um  so  mehr,  als  die  eignen  Kräfte  für  jeden  Menschen 
und  die  des  Bodens  für  die  gesammte  Menschheit  un- 
vermehrbare  sind.  Die  zweite  Bedingung  besteht  in 
der  höchsten  Wirksamkeit  ihrer  Anwendung 
oder  der  Arbeit,  und  da,  je  mehr  die  Vergangenheit 
der  Gegenwart  beisteht,  diese  für  die  Zukunft  thun 
kann,  so  hängt  drittens  der  Erfolg  der  Production 
von  der  Grösse  und  Anwendung  des  Verlages 
oder  des  zur  productiven  Benutzung  bestimmten  Theils 
des  Capitals  ab,  in  welches,  wenn  mit  der  Zunahme 
desselben  der  Naturfond  Tauschwerth  erhalten  hat, 
dieser  selbst  übergeht. 

Dass  der  persönliche  Naturfond  zu  einer  desto  hö- 
hern Ausbildung  gelangen  kann,  je  mehr  Arbeit  und 
Verlag  auf  dieselbe  verwendet  wird,  habe  ich  bereits 
oben  aus  einander  gesetzt,  und  ebenso  auch,  dass  der- 
selben immer  zuerst  die  Cultur  des  dinglichen,  des 
Bodens,  vorangehen  muss,  damit  die  Bedürfnisse  des 
leiblichen  Lebens  nicht  das  geistige  hemmen.  Der 
Grad  der  Fruchtbarkeit,  in  welchen  der  Boden 
versetzt  werden  kann,  hängt  gleichfalls  von  der  Grös- 
se der  auf  denselben  gemachten  Verwendun- 
gen an  Arbeit  undCapitalab,  aber  in  welchem 
Maasse  sie  gemacht  werden,  von  dem  jedesmali- 
gen Bodenwerthe.  Denn  soll  eine  Landwirtschaft 
zur  doppelten  Production  gebracht  werden,  so  kann 
dieses  auf  zwiefachem  Wege  geschehen,  entweder, 
dass  zur  bisher  benutzten  Landfläche  noch  eine  gleich 
grosse  zugekauft,  oder  dass  durch  künstliche  Mittel 
die  Fruchtbarkeit  der  erstem  bis  auf  das  Doppelte  er- 
höht, und  in  derselben  gleichsam  noch  eine  zweite  er- 
Hagen Staatslehre.  9 
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schaffen  wird  5  je  niedriger  der  Bodenwerth  noch  in  ei- 
nem Lande  ist,  desto  vorteilhafter  wird  sich  die  Aus- 
dehnung der  Landwirtschaft  vor  ihrer  innern  Verbes- 
serung stellen,  und  desto  weitiger  belohnend  werden 
daher  kostbare  Düngungsmittel  und  ein  grosser  Auf- 
wand von  Arbeit  und  Capital  werden.  Mit  dem  An- 
wachs  des  letztern  steigt  aber  der  Bodenwerth,  und  mit 
demselben  wird  dann  die  erhöhte  Bodencultnr ,  oder 
dass  eine  immer  grössere  Menge  von  Gütern  auf  den 
Boden  in  Anwendung  gebracht  wird,  stets  vorth  eil  - 
bringender.  Geschieht  dieses,  so  hängt  der  Erfolg, 
wie  bei  jedem  Zusammenwirken  von  Kräften,  davon  ab, 
dass  sie  sich  in  ihrer  Wirksamkeit  gegenseitig  Unter- 
stützen, und  dieses  wieder  davon,  dass  ihre  Anwen- 
dung planmässig  durchgeführt  werde,  was 
nach  Maassgabe  der  Persönlichkeit  dessen,  dem  die 
Durchführung  des  Plans  obliegt,  nur  immer  bei  einer 
gewissen  Menge  von  Gütern,  also  bei  einem  gewissen 
Betrage  des  angelegten  Capitals  gelingen  kann.  Je 
mehr  Capital  daher  nach  dem  Stande  der  Bodencultur 
auf  jede  Hufe  Land  angelegt  werden  muss,  über  desto 
weniger  Hufen  kann  der  Landwirth,  wenn  er  seine 
Wirtschaft  will  stets  übersehen  können,  seine  Auf- 
merksamkeit ausdehnen,  und  ebenso  je  mehr  Kräfte 
nach  dem  Stande  der  Wissenschaften  und  Künste  je- 
des Feld  derselben  zu  seinem  Anbaue  erfordert,  auf 
desto  speciellere  T heile  derselben  muss  Jeder 
seine  Thätigkeit  beschränken.  Daher  hören  mit  der 
Zunahme  der  Capitale  und  dem  Fortschreiten  der  Cul- 
tur  durch  dieselben  ebenso  die  ausgedehnten  Landwirt- 
schaften, wie  die  Polyhistoren  und  Tausendkünstler 
auf,  und  daher  hemmt  alles,  was  die  Theilung 
des  Bodens  und  der  wissenschaftlichen  und 
künstlerischen  Beschäftigung  beschränkt, 
den  Fortgang  zum  Bessern  und  Höhern. 

Die  Wirksamkeit  der  Arbeit  hängt  zuvörderst,  weil 
die  Arbeit  in  der  Anwendung  der  Güter  besteht,  von 
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diesen  ab,  also  von  den  persönlichen,  wissenschaftli- 
chen und  dinglichen  Capitalen ,  und  die  Kräfte,  mit  wel- 
chen die  Mühen  ihrer  Anwendung'  überwunden  werden 
müssen,  richten  sich  theils  nach  der  Zahl,  theils  nach 
der  Kräftigkeit  der  Arbeiter,  welche  beide  wieder  von 
dem  Lohn  und  also,  nach  der  vorhergegangenen  Er- 
mittelung, von  dem  An  wachs  des  Capitais  abhängen. 
Was  die  vorhandenen  Arbeiter  aber  mit  ihren  Kräften 
zu  leisten  vermögen,  bestimmt  sich  theils  nach  dem 
Grade  der  Th eilung  der  Geschäfte,  theils  nach 
der  Unterstützung  durch  andere  Kräfte.  Bei 
der  Theilung  der  Geschäfte  kommt  es  vor  Allem  dar- 
auf an,  dass  die  Arbeit  eines  Jeden  seiner  Persönlich- 
keit und  seiner  Neigung  entspreche,  dass  sie  nicht  wi- 
der seinen  Willen  sei,  weil  jede  erzwungene  Arbeit 
grössere  Anstrengung  kostet  und  dessen  ungeachtet  we- 
niger fruchtet,  also  Aufwand  und  Kraft  immer  bei  der- 
selben verloren  gehen;  unbeschränkte  Freiheit 
in  der  Wahl  des  Geschäfts  ist  daher  das  er- 
ste Erfordemiss  zum  Gelingen  desselben,  aber, 
um  wählen  zu  können,  und  nicht  das  erste  sich  dar- 
bietende übernehmen  zu  müssen,  muss  der  Mensch  sich 
nicht  in  Dürftigkeit  befinden,  und  die  Theilung  der  Ge- 
schäfte, bei  welcher  die  Arbeit  nicht  unmittelbar  für 
den  Verbrauch  geschieht  ,  ist  überhaupt  nur  insofern, 
als  Capital  schon  vorhanden  ist,  möglich  und 
erspriesslich,  weil  jedes  Geschäft,  wenn  sich  der  Mensch 
demselben  mit  ganzer  Seele  hingiebt,  je  vereinzelter  es 
ist,  desto  erfolgreicher  wird,  und  durch  das  Wohlge- 
lingen den  Geist,  erhebt,  statt  dass  die  Qual  erzwun- 
gener Arbeit  ihn  desto  mehr  abstumpft  und  niederdrückt, 
je  weniger  Abwechselung  sie  darbietet.  Unterstützt 
kann  aber  die  Arbeit  werden  durch  Hülfsmittel,  welche 
theils  dem  persönlichen,  theils  dem  wissenschaftlichen, 
theils  dem  dinglichen  Capitale  angehören.  Die  ersten 
bestehen  in  erlangten  Geschicklichkeiten,  die  andern  in 
Methoden  und  Verfahren,    welche  Zeit  abkürzen  und 
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Mühe  sparen,  die  dritten  in  allen  nützlichen  Werkzeu- 
gen und  Maschinen.  In  diesen  Hülfsmitteln  sind,  wie 
eigentlich  in  allen  Capitalsgegenständen,  Arbeitskräfte 
zur  künftigen  Anwendung  gleichsam  aufgehoben ,  und 
ihre  Benutzung  ist  deshalb  so  vortheilhaft,  weil,  wie 
der  scharfsinnige  Ricardo  von  den  Maschinen  sagt: 
3, diese  stummen  Gehülfen  stets  Erzeugnisse  von  viel 
jj weniger  Arbeit  sind,  als  sie  ersetzen",  aber  auch, 
weil  durch  dieselben  Naturkräfte  mit  in  Anspruch  ge- 
nommen und  Thiere,  Wasser,  Wind,  Dampf  u.  s.  w. 
gezwungen  werden,  für  den  Menschen  Verrichtungen 
zur  Erreichung  seiner  Zwecke  auszuführen ,  und  ihm 
die  Beschwerden  derselben  zu  ersparen.  Mittelst  der- 
selben gewinnt  daher  sogar  die  Arbeitsfähigkeit  an  Zeit 
und  Kraft  und  verstattet  eine  productivere  Wirksamkeit 
der  gesammten  Menschheit. 

So  zeigt  sich  daher  die  Ergiebigkeit  des 
Naturfonds,  wie  der  Arbeit  abhängig  von  dem 
Capitale,  und  zwar  nicht  allein  von  der  Grösse 
desselben,  sondern  auch,  weil  eine  Güterklasse  nie  für 
sich,  sondern  stets  nur  in  Vereinigung  mit  den  beiden 
andern  in  Anwendung  gebracht  werden  kann,  von  der 
Verbindung  der  Capitals  gegenstände  mit 
einander,  und  endlich  auch  von  der  Bestimmung, 
welche  der  Anwendung  gegeben  wird. 

Der  zur  Production  anzuwendende  Theil  des  Capi- 
tals oder  der  Verlag  wird  desto  grösser,  je  weniger  für 
den  andern,  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  und  Zwek- 
ke  bestimmten,  oder  für  den  Verbrauchsvorrath,  zu- 
rückbehalten ist,  und  die  möglichste  Beschränkung  des 
letzteren  ist  daher  das  nächste  Mittel  zur  möglichsten 
Vergrösserung  des  ersteren.  Die  endliche  Bestimmung 
aller  Capitale  ist  aber  die  Erfüllung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  und  Zwecke,  also  als  Verbrauchsvorrath 
zu  dienen,  und  der  Verlag  würde  derselben  entgegen- 
stehen, wenn  nicht  durch  diesen  der  Verbrauch  ersetzt, 
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das  Capital  vergrössert,  und  dadurch  ein  noch  grösse- 
rer Verbrauch  möglich  gemacht  werden  sollte  ;  nur  in 
dieser  Absicht  wird,  wie  ich  es  schon  bemerkt  habe, 
der  Verlag  dem  unmittelbaren  Verbrauche  entzogen,  und 
deshalb  ist  nur  diejenige  Verth  eilung  des 
Capitals  auf  Verlag  und  Verbrauchsvorrath 
die  richtige,  bei  welcher  der  Verbrauch  zum 
möglichst  grössten  und  dauerndsten  werden 
kann.  Wo  daher  der 'Betrag  des  Capitals  über  die 
Befriedigung  der  nothwendigsten  Bedürfnisse  hinaus- 
geht, fordert  die  Vernunft  diese  Vertheilung,  und  die 
Beschränkung  des  Verbrauchsvorraths  nach  derselben 
oder  die  Sparsamkeit  wird  zur  Tugend,  weil  von 
derselben  die  möglichsten  Fortschritte  zur  Freiheit  und 
Vervollkommnung  abhängen,  denn  nur  der  Sparsame 
vermag  mit  den  ihm  zustehenden  Mitteln  das  Meiste 
zu  leisten  und  sich  nicht  nur  von  den  beschränkenden 
Bedürfnissen  zu  befreien,  sondern  auch  seine  Zwecke 
am  wirksamsten  zu  verfolgen.  Daher  führt  aber  auch 
jede  Abweichung  von  der  Sparsamkeit  zu  sich  selbst 
strafenden  Lastern  hin  ;  wird  der  Verbrauchsvorrath 
über  dieses  Maass  hinaus  beschränkt  und  um  der  Gü- 
ter willen  von  ihrem  Gebrauche  abgestanden,  so  hemmt 
der  Mensch  selbst  seine  Fortschritte,  indem  er  die  ihm 
zu  diesen  gewordenen  Mittel,  mag  er  sie  als  Greizi- 
g*er  zu  sicherem  Erhaltung  mit  ängstlicher  Besorgniss 
dem  todten  Capitale,  oder  als  Habsüchtiger  9  um 
nur  ihre  Menge  zu  vermehren,  dem  Verlage  beigesel- 
len, zu  Zwecken  macht,  und,  wenn  er  auch  an  ihren 
dereinstigen  Gebrauch  denkt,  doch  die  Gegenwart  über 
die  Zukunft  vergisst.  Das  Umgekehrte  thut  der  Ver- 
schwender; er  opfert  die  Zukunft  gänzlich  der  Ge- 
genwart auf,  und  benimmt  sich,  indem  er  den  Verlag 
in  den  Verbrauchsvorrath  zieht  und  die  Erhaltung  des 
Gütervorraths  durch  Ersatz  des  Verbrauchten  ausser 
Acht  lässt,  durch  den  augenblicklichen  Verbrauch  die 
Möglichkeit  eines  fortdauernden.    Der  Geizige  und  der 
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Habsüchtige,  sowie  der  Verschwender,  vergehen  sich 
daher  gegen  sich  daher  selbst,  aber  der  letztere  auch  ge- 
gen seine  Mitmenschen,  weil  in  seinem  Verbrauch  die 
Güter  nicht  benutzt,  sondern  zerstört  werden  und  er  über 
kurz  oder  über  lang,  seiner  notwendigen  Bedürfnisse 
wegen ,  die  Güter  Ariderer  in  Anspruch  nehmen  muss. 

Die  meisten  Hindernisse  der  produetiven 
Anwendung  der  Capitale  liegen  in  der  Ver- 
th eilung  derselben.  Zu  jeder  Benutzung  müssen 
nicht  nur  stets  persönliche,  wissenschaftliche  und  ding- 
liche Capitale  vorhanden,  sondern  auch  in  den  für  je- 
den Fall  bestimmten,  zu  ihrer  gegenseitigen  Unterstü- 
tzung erforderlichen  Verhältnissen  mit  einander  verbun- 
den sein,  und  ist  von  einem  derselben  weniger  da,  so 
werden  die  überschiessenden  Theile  der  andern  dadurch 
erfolglos  und  gehen  in  das  todte  Capital  über,  wenn 
sie  nicht  wieder  mit  andern  Capitalen  in  produetive 
Verbindungen  gebracht  werden  können.  Befinden  sich 
dieselben  in  verschiedenem  Besitz,  so  kann  der  Be- 
sitzer der  dinglichen  Capitale  für  dieselben  nur  zu  der 
Verbindung  gelangen,  wenn  er  sich  von  denen,  welche 
die  dazu  nöthigen  persönlichen  und  wissenschaftlichen 
besitzen,  Dienste  leisten  lässt,  und  der  Besitzer  sol- 
cher Güter  wieder,  wenn  er  sich  die,  Andern  gehörigen, 
dinglichen  Güter  zur  Benutzung  verschafft.  Beides 
kann  nur  im  Wege  des  Tausches  geschehen,  und  das 
erstere,  wenn  die  Besitzer  der  persönlichen  oder  wis- 
senschaftlichen Güter  bei  denen,  welche  die  dinglichen 
haben,  gegen  ein  Jahr-  oder  Monatsgehalt  in  Dien- 
ste treten,  welches  sich  nach  dem  jedesmaligen  Ver- 
hältnisse der  Nachfrage  zur  Anerbietung  von  solchen 
Diensten  bestimmt  und  nicht  blos  einen  Arbeitslohn, 
sondern  auch  eine  Verlagseinnahme  nach  Abzug  der 
Assecurations -Prämie  für  das  Fehlschlagen  der  Unter- 
nehmungen in  sich  schliesst.  Im  andern  Falle  wird 
der  Besitz  der  erforderlichen  Sachen  für  die  Dauer  ei- 
ner gewissen  Zeit  zum  Behuf  ihrer  Benutzung  gegen 
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eine  gewisse  Abgabe  eingetauscht,  und  zwar  mit  der 
Verpflichtung,  entweder  dieselbe  Sache,  oder  eine  glei- 
che nach  Abiauf  der  ausbedungenen  Frist  wieder  zu- 
rückzuliefern ;  darf  nicht,  wie  bei  der  Pacht  oder 
]?fietlie9  die  erhaltene  Sache,  deren  Benutzung  ein- 
getauscht ist,  wiedergegeben  werden,  sondern  nur  eine 
gleiche,  wie  z.  B.  in  Stelle  des  zur  Aussaat  erhalte- 
nen Getreides  eine  gleiche  SchefFelzahl  gleichen  Getrei- 
des, so  ist  dieses  ein  Darlelm,  bei  welchem  der, 
welcher  die  Sache  anleiht,  zwar  die  unbedingte  Befug- 
niss  erhält,  dieselbe  nicht  blos  zu  benutzen,  sondern 
auch  über  dieselbe  nach  Belieben  zu  verfügen,  aber, 
weil  er  eine  gleiche  zurückzuliefern  hat,  nur  die  Be- 
fugniss  zur  Benutzung  einer  solchen  Sache  eintauscht 
und  dafür  auch  nur  die  mit  dem  Namen  der  Zinsen 
belegte  Abgabe  zu  entrichten  hat.  Da  in  dem  Tausch- 
verkehr das  Gleiche  gleichen  Tauschwerth  hat,  so  wird 
die  Grösse  der  Darlehne  nach  dem  Tausch-  und  Gel- 
deswerth abgemessen  und  in  Geldsummen  bestimmt, 
obgleich  bei  den  grossen  Veränderungen  des  Silber- 
werths, besonders  bei  lange  dauernden  Darlehnen,  die 
Rückgewähr  dadurch  im  wirklichen  Betrage  von  dem 
Erhaltenen  sehr  verschieden  werden  kann.  Diese  Be- 
stimmung der  Darlehne  in  Geld  erhebt  sie 
aber  zu  dem  wirksamsten  und  ausgebreitet- 
sten  Mittel,  um  die  durch  den  Besitz  von  den 
persönlichen  und  wissenschaftlichen  getrenn- 
ten dinglichen  Capitale  mit  demselben  in  al- 
len und  jeden  Verhältnissen,  wie  die  Anwen- 
dung sie  verlangt,  zur  Productivität  wieder 
zu  vereinigen;  denn  seitdem  statt  der  Sachen ,  die 
Macht  sie  eintauschen  zu  können,  geliehen  wird,  ist 
das  Vermögen  Darlehne  zu  geben  auch  nicht  mehr 
an  den  Besitz  der  von  dem  Anleiher  gewünschten  Sa- 
chen gebunden,  und  es  können  dadurch  auch  die  klein- 
sten Summen,  welche,  weil  jede  für  sich  keine  Anle- 
gung verstattet,  sonst  todte  Schätze  bleiben  müssten> 
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zum  nutzbaren  und  bedeutenden  Verlage  mit  einander 
verbunden  werden. 

Bei  den  Darlehnen  kommen  vorzugsweise  in  Be- 
tracht, die  Gelegenheit  sie  zu  erhalten  oder 
der  Credit*  und  die  Höhe  der  Abgabe  oder  der 
Zinssatz.  Die  erstere  hängt  von  Seiten  der  Gläu- 
biger von  demjenigen  Theile  des  Capitals  ab,  welchen 
die  Eigenthümer  nicht  selbst  benutzen  können  oder 
wollen;  in  einem  reichen  Volke  wird  derselbe  nicht  nur 
grösser  sein,  als  in  einem  armen,  sondern  auch  beizu- 
nehmendem Reichthum  wohl  stärker,  als  dieser  selbst 
steigen,  weil  bei  grössern  Summen  die  Zinsen  schon 
ein  zureichendes  Einkommen  gewähren  und  den  Be- 
sitzer der  Mühe  der  Selbstanlegung  überheben.  Die 
Menge  des  baaren  Geldes  hat  aber  auf  den 
Credit  nicht  den  geringsten  Einfluss,  denn  das 
Geld  dient  nur  zur  Bestimmung  der  Grösse  und  mei- 
stentheils  auch  zur  Uebergabe  der  Darlehne,  macht  aber 
dieselben,  die  immer  in  den  zur  Benutzung  verlangten 
Sachen  bestehen,  so  wenig  aus,  dass  Niemand  ein  Dar- 
lehn mit  der  Bedingung  nehmen  wird,  das  Geld  stets 
baar  zu  behalten.  Demnächst  richtet  sich  der  Credit 
eines  Jeden,  der  ein  Darlehn  wünscht,  nach  dem  Ver- 
trauen, welches  er  geniesst,  dass  er  durch  pünctliche 
Rückgabe  des  angeliehenen  Capitals  und  Berichtigung 
der  Zinsen  die  eingegangenen  Verbindlichkeiten  treu 
erfüllen  werde;  dieses  kann  nur  beruhen  theils  auf  der 
Sicherheit,  welche  das  persönliche  oder  dingliche  Ver- 
mögen des  Schuldners  dem  Darleiher  gewährt,  theils 
auf  der  Nöthigung  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit, 
unter  welcher  sich  der  Schuldner  durch  seine  Persön- 
lichkeit oder  durch  äussern  Zwang  befindet.  Je  nach- 
dem das  persönliche  oder  das  dingliche  Vermögen  des 
Schuldners  zur  Sicherheit  dient,  unterscheidet  man  den 
Personal-  und  Realcredit;  bei  dem  letztern 
findet  stets  eine  Verpfändung  von  Sachen  statt,  welche 
entweder  als  Faustpfänder  dem  Gläubiger  über- 
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geben  werden,  oder  als  Hypotheken  in  dem  Be- 
sitze der  Schuldner  verbleiben. 

Nach  der  Sicherheit  des  Darlehns  richtet  sich  auch 
die  Höhe  der  Zinsen,  welche  in  einer  Quote  des  Ca- 
pitals  bestimmt  werden,  oder  des  Zinssatzes  oder 
ZinsfllSSeS.  Wäre  die  Sicherheit  aller  Schuldner 
zur  Zeit  und  am  Orte  eine  unbedingte,  so  würde  jeder 
derselben  gleich  hohe  Zinsen  zu  zahlen  haben,  und  der 
wirkliche  Zinssatz  macht  auch  nur  eine  gleiche  Quote  bei 
allen  Darlehuen  aus,  denn  die  Verschiedenheit  desselben 
entsteht  nur  dadurch ,  dass  sich  mit  demselben  noch  eine 
ihm  eigentlich  fremdartige  Quote,  nämlich  eine  höhere 
oder  niedrigere  Assecurations-Prämie  verbindet,  welche 
der  nicht  unbedingt  zuverlässige  Schuldner  dem  Gläu- 
biger für  die  mehr  oder  weniger  gefährdete  Sicherheit 
des  Capitals  zahlen  muss.  Der  wirkliche  Zinssatz  muss 
auch  an  demselben  Orte  und  zu  derselben  Zeit  stets 
derselbe  sein,  weil  er  sich  als  der  Tauschwerth 
für  die  ver stattete  Benutzung  eines  Capitals 
nach  dem  Verhältnisse  des  Betrages  der  von  den  Ei- 
gentümern Andern  zur  Benutzung  angebotenen,  zu  dem 
Betrage  der  dazu  verlangten  Capitale  richtet.  Da  diese 
Beträge  von  den  der  überhaupt  zur  Anlegung  vorhan- 
denen und  zu  derselben  erforderlichen  Capitale  —  de- 
ren Verhältniss  zu  einander  den  Verlagsprofit  bestimmt 
—  sehr  abweichen  können,  so  bestimmt  sich  der 
jedesmalige  Satz  der  Zinsen,  wenn  diese 
auch  stets  aus  dem  Verlagsprofite  bezahlt 
werden  müssen,  doch  nicht  nach  dem  jedes- 
maligen Satze  desselben,  sondern  findet  nur 
in  demselben  seine  Grenze,  kann  aber  bald  einen 
grössern,  bald  einen  kleinern  Theil  desselben  ausma- 
chen ;  das  letztere  tritt  stets  ein ,  wenn  mit  dem  An- 
wachse des  Capitals  auch  der  auf  Darlehne  zur  fremden 
Benutzung  übergehende  Verlag  grösser  geworden  ist, 
allein,  da  bei  geringem  Zinsen  manche  Capitalsanle- 
gung  gewinnbringend  wird,  die   es  sonst  nicht  sein 
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würde,  so  steigt  mit  dem  Sinken  des  Zinssatzes  stets 
die  Gelegenheit  zur  Anlegung  von  Darlehnen  und  also 
auch  der  Begehr  nach  diesen,  weshalb  der  Zins- 
satz nie  in  dem  Maasse  fallen  kann,  als  das 
Capital  gewachsen  ist.    Dieses  hat  zur  unmittel- 
baren Folge,  dass  der  Gesammtbetrag  der  Zinzen  sich 
stets  vergrössert,  ungeachtet  der  Theil,   den  die  An- 
leger der  geliehenen  Capitale  von  dem  Verlagsprofite 
derselben  zurückbehalten,  in  einem  noch  stärkeren  Ver- 
hältnisse zunimmt,   und  dass  mithin,    da  sowohl  der 
Iieichthum  der  Capitalisten,  als  auch  das  Interesse  Ca- 
pitale zum  Darlehn   zu  erhalten,   sich  vermehrt,  die 
kleineren  Capitale,  deren  Gesammtbetrag,  weil  sie  die 
zahlreichsten  sind,  den  der  grossen   weit  übersteigt, 
nicht  unbenutzt  bleiben,   sondern,    wenn   es  an  dem 
Credit   der  Borgenden   nicht   fehlt,    den  wirksamsten 
Einfluss  auf  die  Gütervermehrung  und  besonders  auf 
die  Benutzung  des  unvermeidbaren  Naturfonds  erhalten, 
dessen  mit  dem  Reichthume  steigender  Werth  seine  Be- 
sitzer in  den  Stand  setzt,  immer  grössere  Sicherheit 
für  die  anzuleinenden  Capitale   gewähren   zu  können. 
Je  mehr,  aber  die  Cultur  mit  dem  Reichthume  fortschrei- 
tet und  sich  nicht  sowohl  auf  den  Grund  und  Boden  be- 
schränkt, als  vielmehr  dem  Menschen  selbst  einen  hö- 
hern Werth  gicbt,   desto  mehr  gewinnt  der  persönliche 
Credit  an   Stärke,  welcher   der  wichtigste  ist,  nicht 
blos,  weil  bei  demselben  ausser  den  persönlichen  und 
wissenschaftlichen  Gütern  der  gute  Wille   in  Geltung 
tritt,  und  er  unabhängiger  vom  äussern  Besitze  genos- 
sen wird,  sondern  weil  er  auch  eben  deshalb  zum  aus- 
gebreitetsten  werden  kann. 

Ausser  diesen  unendlich  grossen  Vortheilen  des 
Credits,  welche  die  dinglichen  Capitale  vor  der  Ge- 
fahr, zu  todten  zu  werden,  bewahren,  kann  mittelst 
desselben  auch  noch  ein  bedeutender  Theil  des- 
jenigen Capitals,  welches  als  baares  Geld 
oder  als  Tauschmittel  nur  als  Werkzeug  im 
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Tauschverkehre  dient,  ohne  Beeinträchti- 
gung desselben,  ja  sogar  mit  dessen  Erleich- 
terung erspart  und  anderweitig  zur  Pro- 
duction  benutzt  werden.  Fehlt  es  nämlich  nicht 
an  dem  festen  Vertrauen,  für  gewisse  Geldzeichen 
stets  den  Betrag  an  baarem  Gelde,  auf  welchen  sie 
lauten,  von  dem  Aussteller  einwechseln  zu  können,  so 
wird  man  sie  eben  so  gern,  und,  wenn  ihre  Aufbe- 
wahrung und  Versendung  bequemer  ist,  wohl  oft  lie- 
ber, als  das  baare  Geld  annehmen,  und  sie  werden 
sich,  statt  zur  Auswechselung  zu  kommen,  im  Ver- 
kehr erhalten  und  in  demselben  die  Stelle  des  baaren 
Geldes  in  dem  Maasse  vertreten,  als  der  Credit  der 
Aussteller  und  die  Bequemlichkeit  der  Käu- 
fer und  Verkäufer  ihre  Annahme  sichert;  denn 
jedes  Geldzeichen  ist  stets  ein  Schuldschein,  dessen 
Werth  nur  von  dem  Vertrauen,  dass  seine  Einlösung 
auf  Verlangen  erfolgen  werde,  abhängt,  und  dessen 
Form  seine  Handhabung  im  Verkehr  leichter,  als  die 
des  baaren  Geldes  machen  muss.  Das  Ersparniss  durch 
die  im  Umlaufe  sich  erhaltenden  Geldzeichen  beträgt  so 
viel,  als  die  Kosten  der  Anschaffung  der  edlen  Metalle 
zu  dem  Geldbetrage,  auf  welchen  die  Zeichen  ausge- 
stellt sind,  nach  Abzug  der  Kosten  ihrer  Verfertigung 
ausmachen,  und  es  ist  daher  nothwendig  zu  denselben 
ein  möglichst  wohlfeiles  Material  zu  erwählen,  welches 
eine  nicht  leicht  nachzumachende  Bezeichnung  zulässt; 
beide  Eigenschaften  vereinigen  sich  in  dem  Papiere,  und 
deshalb  sind  auch  die  Geldzeichen  ziemlich  allgemein 
zum  Papiergelde  geworden.  Soll  dasselbe  die 
Stelle  des  baaren  Geldes  nicht  nur  vertreten,  sondern 
bequem  vertreten  können,  so  muss  jeder  Geldzettel  auf 
eine  bestimmte,  sich  nicht  verändernde,  Summe  lau- 
ten, und  darf  daher  eben  so  wenig  Zinsen  bringen,  als 
das  Thalerstück  sie  dem  Besitzer  'gewährt;  es  muss 
ferner  auf  den  Inhaber  ausgestellt  sein,  damit  im  Besitz 
schon  die  Befugniss  zu  demselben  liegt  und  die  lästi- 
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gen,  den  Verkehr  erschwerenden  Förmlichkeiten  des 
Nachweises  dazu  fortfallen,  und  endlich  einen  nicht  zu 
geringen  Geldwerth  vertreten,  damit  der  Zettel  nicht 
beschwerlicher ,  als  das  Metallstück  aufzubewah- 
ren ist.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann  das  Papier- 
geld das  Metallgeld  nie  ganz  vertreten,  und  es  giebt 
auch  noch  sonst  viele  Fälle,  in  welchen  man  dem  letz- 
tern den  Vorzug  geben  wird;  von  Zetteln,  die  auf 
grössere  Summen  lauten,  können  sich  aber  nie  mehr 
im  Umlaufe  erhalten,  als  Kassenbeutel  von  demselben 
Betrage  uneröffnet  von  Hand  in  Hand  gehen,  und  wer- 
den mehr  Zettel  ausgestellt,  so  tritt  das  Bedürfniss  ih- 
rer baaren  Umwechselung  ein,  und  es  muss  dazu  eine 
Geldsumme  bereit  liegen,  um  deren  Betrag  sich  das 
Ersparniss  und  also  der  Vortheil  des  Papiergeldes  noch 
vermindert.  Einen  andern,  oder  wohl  gar  grössern 
Vortheil,  als  den  bemerkten,  kann  dasselbe  aber  nie 
bringen,  am  wenigsten  lässt  sich  durch  dasselbe  der 
Reichthum  beliebig  vermehren,  denn,  wie  ich  oben  ge- 
zeigt habe,  lässt  sich  auch  die  Menge  des  Metallgeldes 
nicht  über  den  zum  Umsatz  in  dem  Verkehre  erforder- 
lichen Betrag  vermehren  oder  anhäufen,  und,  da  das 
Papiergeld  nur  einen  Theil  desselben  vertreten  kann, 
dieses  um  so  weniger;  wird  mehr  ausgegeben,  so 
kommt  der  überflüssige  Betrag  sogleich  zur  Auswech- 
selung, und  wird  diese  versagt,  so  behält  es  nicht  mehr 
seinen  vollen  Werth  und  bringt  Verluste  über  die  Be- 
sitzer und  die  nachtheiligste  Störung  in  den  Verkehr. 
Ebenso  wenig  kann  es  bereits  angelegte  Capitale  zu 
einer  neuen  Anlegung  geeignet  machen  und  den  Ge- 
werbfleiss  beleben,  denn  werden  gegen  Verpfändung 
der  Gegenstände,  in  welchen  ein  Capital  steckt,  Schuld- 
zettel ausgegeben,  so  ist  das  Capital,  welches  durch 
dieselben  angeliehen  wird,  ein  anderes,  welches  schon 
vorhanden  war,  und,  indem  es  zum  Darlehn  gegeben, 
der  bisherigen  Anlegung  entzogen  wurde;  wird  dieses 
einem  Gewerbe  zugewiesen,  so  kann  dasselbe  aber  nur 
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mit  dem  Nachtheil  der  andern  belebt  werden ,  und  er- 
wartet man  die  Belebung  ohne  Ueberweisung  des  Gel- 
des schon  von  der  Vermehrung  desselben  durch  das 
Papiergeld?  so  steht  dieser  Hoffnung  wieder  entgegen, 
dass  das  Geld  sich  über  den  Bedarf  des  Verkehrs  an 
Tauschmitteln  überhaupt  nicht  vermehren  lässt,  und 
dass  die  Vermehrung  des  Geldes  die  Gewerbsamkeit 
nicht  beleben  kann.  Allein  auch  ohne  solche  Uebertrei- 
bungen  der  Vortheile  des  Papiergeldes  ist  schon  die 
Ersparung  des  Capitals,  welches  das  von  demselben 
vertretene  Metallgeld  kosten  würde,  ein  sehr  bedeuten- 
der, denn  mag  dasselbe  auch  angelegt  werden,  wie  es 
wolle,  so  werden  die  Vortheile  jeder  andern  Anlegung 
doch  stets  überwiegende  sein.  Der  grosse  Adam 
Smith  vergleicht  das  Gold-  und  Silbergeld  »mit  einer 
»Heerstrasse,  auf  der  alles  Getreide  und  Gras,  wel- 
sches das  Land  hervorbringt,  zu  Markte  kommt,  auf 
»der  aber  selbst  kein  Halm  von  beiden  wächst;  mit  dem 
»Papiergelde  wird  ein  Fuhrweg  durch  die  Luft  ange- 
»legt  und  es  dadurch  möglich  gemacht,  dass  die  Heer- 
» Strassen  grossentheils  in  Kornfelder  und  Grasplätze 
»verwandelt  werden  können,  wodurch  das  jährliche 
»Erzeugniss  des  Bodens  und  der  Arbeit  dieses  Landes 
„vermehrt  wird.  Indess  muss  man  gestehen,"  setzt  er 
warnend  hinzu,  »dass  der  Gewerbfleiss  und  der  Han- 
»del  eines  Landes,  wenn  er  auf  den  Dädalischen  Flü- 
»geln  des  Papiergeldes  gleichsam  in  den  Lüften 
»schwebt,  zwar  vielleicht  um  etwas  vermehrt  werden 
»kann,  aber  nicht  ganz  so  sicher  ist,  als  wenn  er  auf 
»dem  festen  Boden  von  Gold  und  Silber  ruht." 

Nächst  der  Grösse  und  der  Verbindung  der  Capi- 
tale  mit  einander,  hat  bei  der  unendlichen  Man- 
nigfaltigkeit und  Verschiedenheit  ihrer  mög- 
lichen Anwendungen  die  Auswahl  derselben, 
oder  zu  welcher  Gütervermehrung  die  Capi- 
tale  angelegt  werden,  auf  die  Erfolge  der- 
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selben,  einen  sehr  entscheidenden  E  i n  fl  u  s  s , 
weil  persönliche,  zeitliche  und  örtliche  Verhältnisse, 
welche  die  eine  Production  erleichtern,  die  andere  er- 
schweren, und  es  wohl  keinen  Gegenstand  oder  Dienst 
giebt,  welcher  unter  allen  Umständen,  zu  jeder  Zeit, 
an  jedem  Orte  und  von  allen  Personen  mit  einem  glei- 
chen Capitalbetrage  hervorgebracht  oder  geleistet  wer- 
den kann.  Soll  daher  das  Capital  das  Meiste  schaffen, 
und  dem  Bedarfe  am  wirksamsten  abhelfen ,  so  muss 
es  stets  zu  solchen  Gütern  benutzt  werden,  nach  Avel- 
chen  der  Bedarf  der  dringendste  ist,  und  zu  deren  Her- 
vorbringung sich  zur  Zeit  und  am  Orte  die  Mittel  am 
günstigsten  darbieten.  Zur  Beachtung  dieser  Umstände 
bei  der  Wahl  der  Anwendung  der  Capitale  führt  Jeden 
schon  das  eigne  Interesse,  weil  die  Güter,  welche  her- 
vorgebracht werden  sollen,  je  mehr  sie  Gegenstände 
des  Bedarfs  und  der  Nachfrage  sind,  desto  höher  im 
Tauschwerthe  stehen  werden,  und  in  je  grösserer 
Menge  sich  die  Mittel  zu  deren  Hervorbringung,  die 
erforderlichen  Güter  und  Arbeitskräfte  am  Orte  vorfin- 
den, sie  auch  desto  wohlfeiler  sein  und  die  Capitals- 
anwendung  desto  belohnender  machen  werden.  So  lange 
es  an  Bildung  fehlt,- und  in  Folge  dieses  Mangels  Dürf- 
tigkeit vorwaltet,  beschränkt  sich  der  gesammte  Be- 
darf auf  wenig  mehr,  als  den  Lebensunterhalt;  mit  dem 
Fortgange  der  ^Cultur  treten  aber  soviele  Bedürfnisse 
ein,  dass  in  Verhältniss  zu  denselben,  die  Forderung 
zur  Stillung  des  Hungers  und  des  Durstes  immer  un- 
beträchtlicher wird,  besonders,  wenn  auch  schon  die 
höheren  und  geistigen  Bedürfnisse  erschienen  sind  und 
mit  gleicher  Stärke,  wie  die  leiblichen,  ihre  Befriedigung 
fordern.  Wo  Uncultur  und  Dürftigkeit  aber  noch  vor- 
herrschen, da  ist  die  Bevölkerung  schwach,  und  wo  es 
an  dieser  fehlt,  hat  der  Boden  wenig  Werth  und  die 
Naturkräfte  sind  leichter  zu  haben,  als  die  Menschen- 
kräfte; mit  der  Cultur  steigt  indessen  der  Werth  der 
erstem  immer  stärker,  und  wenn  auch  der  der  letztern 
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zunimmt,  so  werden  doch  bei  der  Begrenztheit  des 
Bodens  die  demselben  angehörenden  productiven  Natur- 
kräfte  in  Verhältniss  zu  den  mit  der  zugenommenen 
Bevölkerung  vermehrten  Menschenkräften  stets  mehr  und 
mehr  die  seltneren  werden  und  die  Benutzung  der  letz- 
tern leichter,  als  die  der  erstem  zu  erlangen  sein.  Da- 
her ist  nach  der  Besitznahme  des  Bodens  in  jedem 
Lande  die  Anlegung  des  Capitals  auf  die  Gewinnung 
der  Erzeugnisse  des  Bodens  und  auf  den  Anbau  des- 
selben, selbst  bei  dem  rohesten  Zuschnitt  der  Wirth- 
schaft,  stets  die  vortheilbringendste ,  und  daher  können, 
so  lange  der  Boden  noch  wenig  Werth  hat,  Fabriken 
und  Manufacturen  nicht  gleiche  Vortheile  gewähren, 
aber  daher  stellen  sich  diese  auch  ein,  sobald  die  Be- 
wohner schon  mehr,  als  die  Lebensfristung  verlangen, 
und  je  mehr  der  höher  gewordene  Werth  des  Bodens 
den  Naturkräften  den  Vorzug  der  Wohlfeilheit  nimmt, 
desto  zahlreicher  werden  sie  werden.  Mit  der  Zunahme 
der  Güterfülle  kann  sich  dieselbe  aber  nicht  mehr  auf 
die  dinglichen  beschränken,  und  wenn  das  Verlangen 
nach  geistigen  Gütern  schon  die  Capitalsanlegung  zur 
künstlerischen  und  wissenschaftlichen  Wirksamkeit  vor- 
theilhaft  macht,  dann  reicht  bei  der  dinglichen  Pro- 
duetion  die  gewöhnliche  Benutzung  der  Arbeits  -  und 
Naturkräfte  nicht  mehr  zu,  dann  wird  es  nothwendig, 
wenn  das  auf  dieselben  angelegte  Capital  noch  gleichen 
Vortheil  gewähren  soll,  die  Arbeit  durch  Kenntnisse 
und  Maschinen  zu  unterstützen  und  das  theuer  erkaufte 
Land  durch  den  höchsten  Aufwand  künstlicher  Hülfs- 
mittel  zur  gesteigerten  Productivität  zu  bringen.  Al- 
lein nicht  blos  die  verschiedenen  Stufen  der  Cultur  sce- 
ben  der  Anlegung  der  Capitale,  wenn  sie  stets  am 
fruchtbringendsten  sein  sollen,  verschiedene  Richtungen ; 
die  klimatischen  und  örtlichen  Verhältnisse 
jedes  Landes  und  die  persönlichen  seiner  Be- 
wohner thun  dieses  gleichfalls,  und  für  jedes  Bedürf- 
nissmittel, überhaupt  für  jeden  Gegenstand  wird  es  be- 
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stimmte  Districte  und  bestimmte  Personen  geben,  in 
welchen  und  von  welchen  sie  mit  dem  geringsten  Ca- 
pitalsauf'wande  hervorgebracht  werden  können;  davon 
also,  dass  jedes  Gut  nur  an  demjenigen  Orte 
und  von  denjenigen  Personen  hervorgebracht 
werde,  wo  und  von  welchen  dieses  zur  Zeit 
am  leichtesten  geschehen  kann,  hängt  es  ab, 
dass  immer  mit  dem  vorhandenen  Capitale  die 
höchstmöglichste  Fülle  aller  Güter  geschafft 
werde,  und  da  Jeder,  so  Aveit  er  kann  und  darf, 
seine  Beschäftigung  so  auszuwählen  das  höchste  Inter- 
esse hat,  so  ist  die  höchstmöglichste  Freiheit 
in  der  Anwendung  der  Arbeitskräfte  und  des 
Capitals  die  erste  und  nothwendigste  Bedin- 
gung dazu,  und  die  zweite,  die  möglichste  Ver- 
th eil  ung  der  Geschäfte  und  ihre  weiteste 
Ausbreitung  über  die  Länder  und  Völker. 

Durch  eine  solche  Vereinzelung  der  Geschäfte  kön- 
nen aber  nur  Vorräthe  von  Gütern  gleicher  Art  in  dem 
Besitz  derer,  welche  sie  hervorbringen,  und  an  den 
Orten,  wo  dieses  geschieht,  entstehen,  und  die  Aus- 
wechselung derselben  und  der  mit  denselben  zu  leisten- 
den Dienste  im  Wege  des  Tausches  wird  daher  zumal 
bei  der  immer  grösser  werdenden  Mannigfaltigkeit  der 
menschlichen  Bedürfnisse  und  Zwecke  desto  dringender, 
je  weiter  die  Trennung  der  Verrichtungen  gediehen  ist, 
jedoch  mit  derselben  und  der  Entfernung  der  Producen- 
ten  von  einander  zugleich  auch  immer  schwieriger.  Zur 
Abhülfe  dieser  Schwierigkeiten  führt  der  VerJtelir, 
welcher  alle  den  Tausch  und  dessen  Vermit- 
tel ung  betreffende  Geschäfte  umfasst  und  bei 
den  Gütern,  welche  eine  Uebergabe  gestat- 
ten —  also  bei  den  dinglichen  —  in  dem  Han- 
del zu  einem  förmlichen  Gewerbe  wird.  Sein 
Zweck  besteht  in  der  Ausgleichung  des  Ueberflusses 
mit  dem  Bedarf;  der  erstere  soll,  wo  er  sich  in  mehr 
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oder  minderem  Grade  findet ,  zur  höchsten  Nutzbarkeit 
dadurch  erhoben  werden,  dass  er  zur  Stillung  des  letz- 
tern, wo  dieser  sich  am  dringendsten  zeigt ,  hingcleitet 
wird.  Entstehung  und  Leben  erhält  der  Verkehr  durch 
das  übereinstimmende  Interesse  derer,  welche  Güter  im 
üeberflusse  haben,  mit  denen,  welche  sie  bedürfen, 
denn  jene  werden  sie  da  am  theu ersten  absetzen  kön- 
nen, wo  der  Mangel  die  grösste  Nachfrage  veranlasst, 
und  diese  sie  von  da  am  wohlfeilsten  erhalten  können, 
wo  der  Vorrath  den  eignen  Bedarf  am  meisten  über- 
steigt. Je  weiter  daher  der  Verkehr  sich  über  die  Völ- 
ker erstreckt,  desto  mehr  wird  sich  Gelegenheit  dar- 
bieten für  die  erstem,  die  Werke  ihres  Fleisses  und 
Besitzes  zu  höhern  Preisen  verkaufen  und  für  die  letz- 
tern, die  ihnen  zur  Erfüllung  ihrer  Bedürfnisse  und 
Zwecke  fehlenden  Mittel  zu  niedrigem  Preisen  einkau- 
fen zu  können.  Weder  die  Einen,  noch  die  Andern 
verlieren,  durch  den  Verkehr,  denn  bei  jedem  Tau- 
sche werden  n u r  G ü t e r  von  gleich  emTausch- 
wcrt  he  ausgewechselt,  und  Jeder,  den  ein  Verlust 
trifft ,  hat  denselben  daher  nicht  durch  den  Tausch,  son- 
dern schon  vor  demselben  durch  den  gesunkenen 
Tauschwerth  seiner  Güter  erlitten.  Bei  dem  redlichen 
Tausche  bleibt  der  Reichthum  der  Tauschenden  unver- 
ändert, aber  da  jeder  derselben  sich  zum  Tausche 
nur  in  der  Absicht  entschliesst,  seinen  Zustand  dadurch 
zu  verbessern,  so  folgt  daraus,  dass,  wenn  Jeder  von 
beiden,  welche  ihn  geschlossen  haben,  sich  zufrieden 
gestellt  findet,  und  ihn  nicht  rückgängig  zu  machen 
wünscht,  Jeder  auch  seine  Absicht  erreicht  und  seinen 
Zustand  verbessert  hat,  und  dass  also  beide  an 
Wohlstand  gewonnen  haben.  Diese  sich  täglich  durch 
die  Erfahrung  bestätigende  Wahrheit,  dass  bei  dem 
Tausc  heder  Vorth  eil  des  Einen  nicht  mit  dem 
Nachtheil  des  Andern  verbunden  sein  darf, 
dass  beide  zugleich  gewinnen,  welche  ihrem 
Entdecker    Condillac,    weil    man    Wohlstand  und 
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Reichthum  mit  einander  verwechselte,  sogar  Anfein- 
dungen zuzog,  erklärt  zugleich  die  grossen  Vortheile, 
welche  der  innere  Handel  jedem  Lande  bringt,  denn  je 
bedeutender  und  lebhafter  der  Verkehr  ist,  desto  siche- 
rer kommt  jedes  Gut  in  die  Hand,  welche  dessen  am 
meisten  bedarf,  und  einen  desto  grössern  und  allge- 
meinern Wohlstand  führt  der  jedesmalige  Güterbestand 
herbei. 

Die  Vorth  eile  des  Verkehrs  erstrecken 
sich  aber  auch  auf  den  Güterbestand  selbst 
und  veranlassen  die  Vergrösserung  dessel- 
ben auf  zwiefache  Weise.  Ohne  den  Verkehr 
würde  Jeder  Zeit  und  Kräfte  verschwenden,  der  Güter 
über  seinen  Bedarf  hervorbringen  wollte,  und  nur  durch 
denselben  wird  dieses  sonst  nutzlose  Unternehmen  zu 
einem  nützlichen,  nicht  nur  für  den  Verbraucher  dieser 
Güter,  sondern  auch  für  den  Hervorbringer,  welcher 
sich  für  dieselben  die  ihm  fehlenden  Gegenstände  des 
Bedarfs  eintauschen  kann  und  in  der  Verbesserung  sei- 
nes Zustandes  seine  Mühe  belohnt  findet.  Der  Tausch 
und  Verkehr  ist  es  daher,  welcher  den  Menschen  zur 
angestrengten  Benutzung  seiner  Kräfte  auffordert  und 
dem  wir  die  Vermehrung  der  Güter  zu  verdanken  ha- 
ben; sie  geht  auch  stets  da  am  stärksten  von  Statten, 
wo  der  Verkehr  der  ausgebreitetste  ist,  und  ein  blühen- 
der Handel  belebt  alle  ihm  auch  fremdartig  scheinenden 
Geschäfte,  nicht  blos  der  dinglichen,  sondern  auch  der 
geistigen  Production.  Noch  mehr  wirkt  indessen  der 
Verkehr  auf  die  Gütervermehrung  dadurch ;  dass  er  die 
Vertheilung  der  Geschäfte  möglich  macht  und  ihre  gros- 
sen, bereits  oben  bemerkten  Erfolge  hervorruft.  Da- 
durch, dass  die  Natur  den  Menschen  zum  Bewohner 
der  ganzen  Erde  bestimmte ,  seine  Bedürfnisse  auf  alle 
Zonen  anwies  und  die  einzelnen  Personen  mit  so  ver- 
schiedenen Fähigkeiten  begabte,  dass  keine  für  sich 
allein  bestehen  kann,  machte  sie  die  Theilung  der  Ge- 
schäfte zur  Notwendigkeit,  aber  erst  durch  den  Ver- 
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kehr  wird  sie  ausführbar  und  mit  demselben  schwinden 
alle  Beschränkungen ,  welche  Klima,  Umgebung  und 
Persönlichkeit  der  Wirksamkeit  des  Menschen  für  sein 
Wohl  entgegensetzen;  in  Folge  desselben  kann  Jeder 
unbekümmert  um  seine  unmittelbaren  Bedürfnisse  sich 
dem  Geschäfte  widmen ,  bei  welchem  er,  weil  es  ihm 
und  den  Verhältnissen  seines  Wohnorts  am  meisten 
zusagt,  auch  das  Meiste  zu  leisten  vermag,  und  sich 
alles,  was  andere  Personen  und  Zonen  darbieten,  im 
Wege  des  Tausches  verschaffen.  Der  Verkehr  v er- 
stattet Jedem  die  freieste  Wahl  seiner  Be- 
schäftigung; es  kommt  nicht  darauf  an,  was  er  ar- 
beitet, wenn  er  nur  Nützliches  thut,  wird  nah'  und 
fern,  ja  in  allen  Theilen  der  Welt  wieder  für  ihn  ge- 
arbeitet, und  der  Verkehr  ist  es  also,  der  alle  Bewoh- 
ner der  Erde  in  gegenseitiger  Dienstbarkeit  zu  einer 
Gesammtheit  mit  einander  verbindet  und  aus  den  Men- 
schen die  Menschheit  hervorgehen  lässt. 

Unter  solchen  Umständen  befördert  der  Ver- 
kehr selbst  die  Güterfülle,  deren  er  als  erstes 
Erforderniss  bedarf,  und  bleibt  nächstdem  von  der  Mög- 
lichkeit der  Ortsveränderung  abhängig;  je  grösser  jene 
wird,  desto  mehr  gewinnt  er  an  Bedeutung,  und  je 
leichter  diese  vorgenommen  werden  können,  desto  mehr 
erweitern  sich  seine  Grenzen.  Diese  nothwendigen 
Ortsveränderungen  dürfen  sich  aber  nicht  blos  auf  Ver- 
sendungen beschränken,  welche  allein  anf  die  dingli- 
chen Güter  Anwendung  finden,  denn  bei  den  persönli- 
chen Gütern  sind  nur  die  mit  denselben  geleisteten 
Dienste  und  bei  den  wissenschaftlichen  ausser  den 
Diensten  auch  ihre  Mittheilung  (insofern  sie  nicht  durch 
Schriften  geschieht,  welche  ganz  in  die  Verhältnisse 
der  dinglichen  Güter  treten)  Gegenstände  des  Tausches, 
welcher  von  Seiten  der  Leistenden  nur  geschehen  kann, 
wenn  sie  sich  nach  dem  Orte,  wo  ihre  Dienste  ver- 
langt werden,  hinbegeben.  Dass  Personen  und  Sachen 
ohne  grossen  Aufwand  von  Zeit  und  Kosten  leicht  und 
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sicher  von  Ort  zu  Ort  gelangen  können,  hängt  zunächst 
von  der  Beschaffenheit  des  Landes  ab,  aber  je  mehr 
der  Reichthum  Fortschritte  gemacht  hat  und  den  Ver- 
kehr fördert,  desto  mehr  bietet  er  auch  die  Mittel  zur 
Ueberwindung  der  von  der  Natur  entgegengestellten 
Hindernisse  dar  und  desto  weniger  können  Gebirge  und 
Meere  die  Völker  trennen,  sondern  gegentheils  müssen 
die  letztern  sogar  dazu  dienen,  ihre  Verbindung  mit 
einander  zu  erleichtern.  Jemehr  dieses  geschieht,  de- 
sto mehr  erfüllt  aber  auch  der  Verkehr  s  e  i  - 
nenZweck  durch  den  Besitz  zum  Reichthume 
und  durch  den  Reichthum  zum  Wo  hl  Stande 
hinzuführen  und  dieMenschheit  nicht  nur  von 
dem  hemmenden  Druck  der  Bedürfnisse  zu 
entbinden,  sondern  sie  auch  mit  den  Mitteln 
zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  zu  versorgen, 
und  also  auch  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  ih- 
ren höchsten  und  letzten  Zweck,  ihre  Ver- 
vollkommnung, freier  und  kräftiger  zu  ver- 
folgen. 

So  beziehen  sich  daher  die  Untersuchungen  über 
die  Güterwelt,  weit  entfernt  sich  nur  auf  das  Leibliche 
zu  beschränken,  welches  den  Menschen  mit  dem  Rei- 
che des  Körperlichen  verkettet,  auf  seinen  eigenthüm- 
lichen  Beruf  zur  freien  Selbstbestimmung,  welche  sich 
nur  in  seinem  Handeln  "offenbaren  kann.  Da  jedes  Han- 
deln nur  in  dem  Hervorbringen  von  Wirkungen  besteht, 
AVirkungen  aber  Kräfte  voraussetzen,  so  werden  die 
Güter,  welchen  diese  Kräfte  als  Eigenschaften  ange- 
hören, Bedürfnisse,  nicht  blos  dem  belebten  und  be- 
seelten Wesen,  sondern  dem  freien  Menschen.  Die 
Forschungen  über  die  Natur  der  Güter,  wie  sie  ent- 
stehen, wie  und  in  wieweit  sie  aus  einem  Besitz  in 
den  andern  übergehen  oder  Andern  zu  Theil  werden 
können,  wie  aus  der  Auswechselung  derselben  und  den 
damit  geleisteten  Diensten  ihr  Tauschwerth,  und  aus 
demselben  der  Reichthum  sich  entwickelt,  wie  der  letz- 
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tere  ungeachtet  der  mit  der  Vermehrung  der  Güter  sin- 
kenden Tauschwert  he  derselben  dennoch  mit  ihrer  Menge 
steigt  und  endlich  in  dem  Verkehre  dahin  führt,  dass 
Jeder  nicht  nur  seinen  Besitz  auf  das  wirksamste  ver- 
grössern  kann,  sondern  auch,  soweit  dieser  jedesmal 
zureicht,  zu  dem  seine  Bedürfnisse  beseitigenden  und 
sein  Handeln  unterstützenden  Vermögen  gelangt,  ha- 
ben daher  keinesweges  den  Reichthum  zu  ihrem  letz- 
ten Ziele,  denn  dieser  zeigt  sich  nur  als  das  Mittel 
zum  Zwecke,  sondern  vielmehr  die  Versetzung  des 
Menschen  in  den  kräftigsten  Zustand,  die 
Begründung  und  möglich steEr Weiterung  sei- 
ner Handlungsfreiheit. 


Dritter  Aufsatz 


Wenn  der  Mensch  sich  auch  in  dem  Besitz  aller  Mit- 
tel zu  seiner  Vervollkommnung  befindet ,  so  hängt  doch 
der  Erfolg  derselben  nur  davon  ab,  dass  er  sie  seinem 
Zwecke  und  Ideale  gemäss  anwendet,  und,  um  dieses 
thun  zu  können  ,  dazu  bedarf  er ,  dass  ihm  die  Hand- 
lungsfreiheit, welche  der  Wohlstand  begründet, 
auch  wirklich  zu  Theil  werde. 

Stände  er  als  einzelnes  Wesen  da,  so  würde  er 
seine  Wirksamkeit  so  weit  ausdehnen  können ,  als  seine 
Kräfte  es  zulassen,  aber  da  Millionen  neben  und  mit 
ihm  sich  befinden,  welche  mit  gleichen  Kräften  und  An- 
sprüchen auf  die  Benutzung  derselben  ausgestattet  sind, 
so  würde,  wenn  Jeder  die  Grenzen  seines  Wirkens  nur 
in  seinen  Kräften  suchen  wollte,  stetes  Entgegenwirken 
und  also  Hemmungen  der  Wirksamkeit  davon  die  un- 
ausbleibliche Folge  sein.  Um  diese  zu  vermeiden,  muss 
daher  Jeder  bei  der  Notwendigkeit  des  Zusammen- 
lebens seine  Wirksamkeit  beschränken  und  von  sei- 
ner Handlungsfreiheit  nicht  mehr  einen  un- 
bedingten, sondern  nur  einen  so  bedingten 
Gebrauch  machen,  dass  Allen  dadurch  die 
höchstmöglichste  Freiheit  verbleibt.    Mit  dem 
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Gebrauche  der  Freiheit  ist  indessen  die  Freiheit  selbst 
nicht  zu  verwechseln ,  welche ,  als  die  unbedingte  Herr- 
schaft der  Vernunft  oder  des  dem  Menschen  vorzugsweise 
verliehenen  Vermögens  sich  selbst  zu  bestimmen ,  schon 
deshalb  nie  eine  bedingte  sein  kann  und  es  nicht  zu- 
lässt,  dass  der  Mensch  sie  nur  als  eine  solche  jemals 
anerkennen  darf.  Wie  ich  es  in  dem  ersten  Aufsatze  be- 
gründet habe,  ist  der  Mensch  als  vernünftiges  und  da- 
durch freies  Wesen  Zweck  an  sich  selbst,  und 
da  seine  Nebenmenschen ,  als  gleiche  Wesen,  es  nicht 
minder  sind ,  so  darf  er  auch  die  Menschheit  weder  in 
sich,  noch  in  Andern  als  blosses  Mittel,  sondern  stets 
nur  als  Zweck  behandeln.  Das  hieraus  hervorgehende 
Gebot:  Verfolge  deinen  eignen  Zweck,  also 
strebe  nach  höchster  Vervollkommnung,  und 
beförderediedahi  n  geh  enden  gleich  enZ  wecke 
der  Andern,  welches  ebenso,  wie  es  von  der  Frei- 
heit ausgeht,  zu  der  Erlangung  derselben  hinführt,  ist 
daher  der  Mensch  mit  Bezähmung  aller  entgegentreten- 
den Neigungen  und  Leidenschaften  kraft  seiner  Vernunft 
zu  befolgen  verpflichtet. 

Die  Lehre  von  den  Pflichten  des  Menschen  ist  die 
Moral,  oder,  da  die  in  der  festen  Gesinnung  gegründete 
Uebereinstimmung  des  Willens  mit  der  Pflicht  die  Tu- 
gend ist,  die  Tllgfendlelire;  sie  schreibt  die  Grund- 
sätze und  Bewegungsgründe  des  Handelns  vor  und  ist 
der  Inbegriff  der  Bedingungen,  unter  welchen 
der  Mensch  zur  höchsten,  zur  innern  Freiheit 
gelangen  kann.  Aber  wenn  gleich  der  Mensch  Al- 
les, was  die  Moral  gebietet,  thun  soll,  und  wenn  gleich 
Vernunft  und  Gewissen  ihn  dazu  nöthigen ,  so  kann  doch 
nicht  Alles,  wozu  der  Mensch  verpflichtet  ist,  dass  er 
es  erfülle,  von  Andern  gefordert  werden.  Ich  darf  nicht 
von  dem  Andern  fordern,  dass  er  sich  vervollkommne, 
denn  dieses  muss  von  ihm  selbst  ausgehen,  und  es 
hiesse  ihm  einen  Zweck  vorschreiben,  den  er  sich  nur 
selbst  setzen  kann ;  eben  so  wenig  vermag  ich  zu  verlan- 
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gen,  dass  er  meine  Zwecke  befördere,  denn  thäte  ich 
dieses,  so  würde  ich  ihn  als  Mittel  für  meine  Zwecke 
behandeln.  Fordern  kann  ich  dagegen,  dass  er,  wenn 
er  mit  mir  zusammen  lebt,  bei  der  Verfolgung  seiner 
Zwecke,  mir  bei  der  Verfolgung  der  meinigen  so  we- 
nig, als  möglich,  störend  entgegentrete  und  den  Ge- 
brauch meiner  Freiheit  nicht  mehr,  als  die  seinige, 
beenge.  Diese  Forderungen  können  sich  daher  weder 
auf  die  Bewegungsgründe,  noch  auf  die  Grundsätze 
des  Handelns ,  sondern  nur  auf  dieses  selbst  beziehen, 
und  da  von  ihrer  Beachtung  die  Erhaltung  der  möglich- 
sten Freiheit  im  Zustande  der  Geselligkeit,  d.  h.  des 
Zusammenlebens,  abhängt,  so  istJeder  befugt,  von 
dem  Andern  die  Beschränkung  seiner  Hand- 
lungsfreiheit so  weit  zu  verlangen,  dassdiese 
Freiheit  für  Alle  zur  höchstmöglichsten 
werde.  Diese  Befugniss  eines  Jeden  ist  sein  Recht, 
und  jede  Pflicht,  insofern  sie  demselben  entgegensteht, 
beruht  auf  einer  Nöthigung,  die  nicht  blos  aus  der  Ver- 
nunft des  Verpflichteten  hervorgeht,  sondern  auch  von 
Andern  ausgehen  kann,  weil  diese  mit  der  Verletzung 
einer  solchen  Pflicht  eine  grössere  Einbusse  ihrer  Frei- 
heit, als  die  nothwendige  zu  Gunsten  des  Uebertreters 
erleiden  müssen ,  und  dadurch  als  Mittel  zu  seinen 
Zwecken  gemissbraucht  werden ;  was  sie  sich  nicht  ge- 
fallen lassen  dürfen.  Jede  solche  Pflicht  wird  dadurch 
zu  einer  Zwailgspfltcllt,  welche  nicht  sowohl  be- 
stimmt, wie  Jeder  handeln  soll,  sondern,  wie  er  nur 
handeln  darf.  Die  aus  denselben  folgenden  Beschrän- 
kungen und  auf  diese  sich  wieder  gründenden  Bedin- 
gungen des  Handelns  erstrecken  sich  daher  nicht  weiter, 
als  es  zum  allgemeinen  Gebrauch  der  Freiheit  dazu 
nothwendig  ist,  und  vermindern  auch  nicht,  weil  sie 
von  der  Vernunft  selbst  vorgeschrieben  werden ,  die  aus 
der  Herrschaft  derselben  hervorgehende  Freiheit  eines 
Jeden ,  sondern  geben ,  vielmehr  ihrer  Ausübung  eine 
weitere  Ausdehnung,  indem   sie   das  Bcisammenlebcn, 
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das  Zusammenwirken  und  den  Verkehr,  und  dadurch 
wieder  die  Vermehrung  der  Güter  möglich  machen,  in 
welchen  die  Mittel  zum  Handeln  bestehen ,  und  von 
welchen  die  Wirksamkeit  des  Menschen  abhängig  ist. 
Deshalb  beeinträchtigen  diese  Bedingungen  auch  kei- 
nesweges;  im  Gegentheil  wird  die  durch  dieselben 
bedingte  Handlungsfreiheit  zu  einer  grössern,  als  es 
die  unbedingte,  den  geselligen  Zustand  ausschliessende 
je  zu  sein  vermag. 

Den  Inbegriff  der  Bedingungen,  unter 
welchen  dieses  geschehen  kann,  stellt  die 
Reclltslelire  auf,  welche  in  die  reine  und  in  die 
angewandte  zerfällt,  von  denen  jede  wieder  zwei 
Theile  hat,  einen  allgemeinen  und  einen  spe- 
cielle  n. 

Die  reine  Rechtslehre  oder  das  IVatlir- 
recllt  ist  der  Inbegriff  der  Bedingungen,  un- 
ter welchen  die  Menschen  im  geselligen  Zu- 
stande die  höchstmöglichste  Handlungsfrei- 
heit geniessen  können.  Der  Mensch,  das  ver- 
nünftige und  dadurch  freie  Wesen,  und  der  Zustand  der 
Geselligkeit,  das  Beisammenleben,  sind  aber  beides  nur 
sogenannte  Abstracta,  welche  dem  Verstände  ihre  Ent- 
stehung verdanken  und  ebenso,  wie  der  Punct,  die 
Linie,  die  Fläche  u.  s.  w.  des  Mathematikers  nicht  der 
Wirklichkeit,  sondern  dem  Reiche  der  Ideen  angehö- 
ren; in  der  AVirklichkeit  giebt  es  nur  den  bestimmten 
Menschen  mit  allen  seinen  höchst  verschiedenen  Eigen-, 
thümlichkeiten,  das  Individuum,  und  in  Hinsicht  des 
Zustandes  der  Geselligkeit  nur  das  Neben-  und  Mit- 
einandersein  bestimmter  Personen  unter  den  jedesmali-r- 
gen  äussern  Verhältnissen.  Um  zur  Kenntniss  des  für 
alle  und  jede  Personen  in  allen  und  jeden  Zuständen 
der  Geselligkeit  allgemein  Geltenden  zu  gelangen,  ist 
es  jedoch  hier,  wie  bei  allen  ähnlichen  Untersuchungen 
nothwendig,  von  den  Gegenständen  derselben  zuvörderst 
das  Mannigfaltige  abzusondern  und  nur  das  Gemein- 
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same  aufzufassen,  also  zur  Feststellung  jener  Grund- 
bedingungen des  menschlichen  Zusammenlebens  die 
noch  so  verschiedenen  einzelnen  Menschen  nur  als 
Menschen,  als  mit  Vernunft  begabte,  zur  freien  Selbst- 
bestimmung berufene  Wesen,  in  Betracht  zu  ziehen 
und  nicht  minder  von  der  Geselligkeit  alle  die  unzähli- 
gen von  einander  abweichenden  Gestaltungen  derselben 
wegzudenken,  in  welchen  sie  sich  unserer  Beobachtung 
darstellt  Diese  Entfernung  von  der  Wirklichkeit  macht 
indessen  die  Rückkehr  zu  derselben  und  zum  Leben 
nothwendig,  weil  in  demselben  die  Handlungsfreiheit 
gesichert  ^werden  soll. 

Wie  wir  oben  gesehen  haben,  befindet  sich  der 
Mensch  in  einer  steten  Wechselwirkung  mit  der  Natur, 
und  da  diese  in  den  verschiedenen  Ländern  nach  Maass- 
gabe des  Klimas,   der  Gestalt  der  Erdoberfläche,  der 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  Umgebung  eine  sehr 
verschiedene  ist,  so  ist  auch  seine  Wirksamkeit  schon 
insofern,  als  sie  in  Beziehungen  mit  der  Natur  steht, 
in  welcher  er  lebt,   ausser  an  jene  allgemeinen,  noch 
an  besondere,  nicht  überall  übereinstimmende,  sondern 
häufig  von  einander  sehr  abweichende  Bedingungen  ge- 
knüpft und  also  auch  von  denselben  seine  äussere  Frei- 
heit abhängig.     Aber  in  noch  höherm  Grade  tritt  die 
Nothwendigkeit  solcher  specieller  Bedingungen  dadurch 
ein,   dass  die  Natur  selbst  den  Menschen,  nicht  blos 
körperlich,  sondern  auch  geistig  modificirt,  und,  indem 
sie  jene  Racenverschiedenheit  hervorruft  und  die  Mensch- 
heit in  Stämme  und  Völker  sich  trennen  lässt,  das  Zu- 
sammenleben in  denselben  auch  nur  unter  verschiedenen 
Formen  möglich  und  zusagend  macht.     Die  diese  ab- 
weichenden Gestaltungen  der  Geselligkeit  bildenden  Ein- 
flüsse  gehen  jedoch  nicht   allein  von  der  Natur  aus? 
wenn  gleich  sie  auch  die  letzte  Ursache  aller  und  jeder 
Veränderungen  ist.     Durch  Sprache  und  Güterbesitz  ist 
nach  den  vorhergegangenen  Untersuchungen  bei  dem 
Menschen  die  Gegenwart  an  die  Vergangenheit  gebun- 


—  III.  — 


155 


den,  alle  Schicksale  der  Voreltern  gehen  deshalb  in 
ihren  Polgen  mehr  oder  weniger  auf  die  fernste  Nach- 
kommenschaft über,  und  der  Charakter  jedes  Stammes 
oder  Volks  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  nichts  Ande- 
res, als  das  aus  der  Summe  aller  in  Zeit  und  Vorzeit 
empfangenen  Eindrücke  entstandene  Gepräge,  welches 
sich  durch  seine  Denkungs  -  und  Sinnesart  und  durch 
seine,  aus  den  ihm  eigenthümlichen  Vorstellungen  vom 
Angemessenen  hervorgegangenen  Sitten  offenbart.  Mit 
vollem  Grunde  kann  man  daher  sagen,  dass  jedes 
Volk  das  Resultat  der  es  umgebenden  Natur 
und  seiner  Geschichte  ist,  welche  sich  beide  in- 
sofern mit  einander  verschmelzen,  als  die  Geschichte 
auch  in  ihr  Gebiet  die  Wirkungen  der  Eindrücke  auf 
das  Volk  aufzunehmen  hat,  welche  in  der  Entwicke- 
lung  und  dem  Fortleben  desselben  von  der  Natur  aus- 
gingen. Soll  daher  das  Recht  ins  wirkliche  Leben  tre- 
ten, so  darf  es  sich  nicht  auf  die  aus  den  blossen  Be- 
griffen des  vernünftigen  Wesens  und  des  Zusammen- 
lebens festgestellten  Bedingungen  der  äussern  Freiheit 
beschränken ,  sondern ,  gleichwie  dieses  bei  der  Geome- 
trie erst  durch  die  auf  die  reine  gestützte  angewandte 
geschieht,  fordert  auch  das  Recht,  wenn  es  walten  soll, 
dass  das  Naturrecht,  um  bei  der  grossen  Verschieden- 
heit der  Völker  und  des  Volkslebens,  auf  ein  bestimm- 
tes Zusammenleben  Anwendung  finden  zu  können,  nach 
den  eigenthümlichen  Verhältnissen  der  Persönlichkeit 
der  Zusammenlebenden  und  des  Zustandes  ihrer  Gesel- 
ligkeit —  denn  dieses  sind  die  wirklichen  Gegenstände 
des  Rechts  —  ergänzt  werde.  Dieses  so  ergänzte  und 
angewandte  Recht  nennt  man  das  positive  Recht, 
welches  der  Inbegriff"  der  B e ding ungen  ist,  un- 
ter welchen  die  in  einem  bestimmten  Zusam- 
menleben sich  befindenden  Personen  in  dem 
bestehenden  Zustande  ihrer  Geselligkeit  die 
höchstmöglichste  Handlungsfreiheit  genies- 
sen  können. 
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Keine  Benennungen  können  wohl  unglücklicher  und 
für  die  Ruhe  des  Menschen  verderblicher  gewählt  sein, 
als  Natur-  und  positives  Recht;  beide  werden  in  den- 
selben einander  entgegengestellt,  wie  Nothwendigkeit 
und  Willkür,  wie  Gottes  Gebot  und  Menschensatzung  5 
man  beraubt  gleichsam  das  letztere  seines  naturgemäs- 
sen    Fundaments    und    seines    göttlichen  Ursprunges. 
Theilt    man    dem    erstem    diesen  zu ,    weil    es  aus 
der  Vernunft,    diesem  unschätzbaren  Gottesgeschenke 
fliesst,    so   kommt   er   dem  letztern   ebenso  gut  zu, 
denn  beide  enthalten  nur  Gebote  der  Vernunft,  und  un- 
terscheiden sich  nur  dadurch  von   einander,   dass  bei 
dem  erstem,   dem  Naturrechte,  nur  von  der  Idee  der 
Menschheit,  bei  dem  letztern,    dem  positiven  Rechte 
aber  auch  zugleich  die  jedesmaligen  wirklichen,  sehr 
verschiedenen  und  von  einander  abweichenden  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Theile  derselben  aufgefasst  werden. 
Eben  dieser  Verhältnisse  wegen,  die  sich  nur  im  Laufe 
der  Zeit  gestalten,  kann  das  positive  Recht  der  ge- 
schichtlichen Basis  nicht  entbehren,  und  weder  überall, 
noch  immer  dasselbe  bleiben;   es  lässt  sich  nicht  von 
einem  Volke  auf  das  andere  übertragen,  ist  für  jedes 
Volk,  ja  sogar  für  jede  Geselligkeit  verschieden,  und 
muss  bei  der  immer  fortgehenden  Veränderung  dieser 
Verhältnisse,  um   denselben  stets   anpassend  zu  sein, 
auch  stets  verändert  werden.      Ein  solches  Beharren, 
wie  im  Naturrechte,  und  nun  zumal  in  der  Moral,  wel- 
che  die  von  allem  Aeusserlichen   unabhängige  innere 
Freiheit  zum  Gegenstande  hat,  und  bei  welcher  sogar 
der  Gegensatz  einer  reinen  zur  angewandten  undenkbar 
ist,  ist  daher  vom  positiven  Rechte  ausgeschlossen. 

Bei  jedem  Zusammenleben,  in  jeder  Geselligkeit 
stehen  die  Personen,  welche  sie  bilden,  nicht  in  glei- 
chen Verhältnissen  zu  einander.  Bald  sind  diese  nä- 
here ,  bald  entferntere ,  und  da  diejenigen  Personen . 
welche  sich  in  den  nähern  mit  einander  befinden,  durch 
dieselben  mit  einander  verbunden  sind,  so  entstehen  in 
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jeder  Geselligkeit  Verbind  1151  geil  und,  wenn  sie 
freiwillig,  also  zur  Erreichung  eines  gemeinschaftli- 
chen Zwecks  eingegangen  werden,  Gesellschaften. 

Viele  dieser  Verbindungen  sind  schon  in  der  Mensch- 
heit selbst  gegründet,  und  daher  zerfällt  die  Rechtslehre, 
sowohl  das  Natur-  als  das  positive  Recht  in  zwei 
Theile,  in  den  allgemeinen  und  den  speciellen. 
Der  erstere  bezieht  sich  ohne  Berücksichtigung  die- 
ser Verbindungen  nur  auf  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  Geselligkeit,  der  zweite  dagegen 
auf  diese  Verbindungen  und  auf  die  aus  der 
Natur  jeder  derselben  hervorgehenden  b  e  - 
sondern  Verhältnisse  ihrer  Mitglieder.  Da 
die  Rechtslehre  überhaupt  bestimmen  soll,  wie  der 
Mensch  handeln  darf,  was  wir  dürfen,  aber  erlaubt,  und 
Avas  wir  nicht  dürfen,  verboten  ist,  so  enthält  dieselbe 
in  dem  einen  Theile,  wie  in  dem  andern,  eine  Zu- 
sammenstellung sowohl  des  Erlaubten,  als 
des  Verbotenen;  das  erstere  müssen  wir  den  dazu 
Befugten  gestatten,  das  andere  dürfen  wir  uns  nicht 
gefallen  lassen  und  am  wenigsten  verüben,  ohne  uns  eines 
Vergehens  und,  wenn  es  mit  Wissen  und  Willen 
geschehen,  eines  Verbrechens ;  eines  absichtlichen 
Eingriffs  in  die  allgemeine  Freiheit,  schuldig  zu  machen. 

Was  nun  die  Gegenstände  des  allgemeinen 
Rechts  anbetrifft,  so  beziehen  sich  dieselben  zu- 
erst auf  die  Person  des  Menschen,  sowohl 
auf  das  sittlich  freie,  zur  Selbstbestimmung 
berufene,  als  auch  auf  das  körperlich  und  gei- 
stig mit  Kräften  zur  Wirksamkeit  ausgestat- 
tete Wesen,  dann  auf  den  Gebrauch  dieser 
Kräfte,  und  endlich  auf  die  Resultate,  welche 
aus  der  Anwendung  und  Benutzung  derselben 
hervorgehen. 

Da  Menschen  nur  unter  den  im  Rechte  festgestell- 
ten Bedingungen  der  allgemeinen  Freiheit  mit  einander 
als  freie  Wesen  leben  können,    ihr  Zusammenleben 
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aber  nur  insofern  gesichert  ist,  als  nicht  blos  des  äus- 
sern Zwanges  wegen  ,  sondern  auch  in  Folge  des  Ge- 
bots der  innern  Stimme  jene  Bedingungen  von  Jedem 
aufrecht  erhalten  werden,  so  kann  auch  Jeder,  wel- 
cher sie  nicht  als  Pflichten  anerkennt,  die  ihm  schon 
seine  Würde  als  Mensch  auferlegt,  nur  als  ein  Gefahr 
drohendes,  zur  Geselligkeit  nicht  geeignetes  Wesen  be- 
trachtet werden.  So  lange  aber  die  That  keinen  Be- 
weis dafür  geliefert  hat,  darf  bei  Niemanden,  ohne  der 
Menschheit  selbst  zu  nahe  zu  treten,  vorausgesetzt 
werden,  dass  er  nicht  das,  was  recht  und  gut  ist, 
wolle,  und  es  gehört  daher  die  Achtung  des  sittlich 
freien  Wesens  in  jedem  Menschen,  welcher  sich  der- 
selben nicht  durch  unsittliche  Handlungen  verlustig  ge- 
macht hat,  nicht  blos  zu  den  Tugendpflichten,  sondern 
es  darf  die  Anerkennung  derselben  auch  nicht  verwei- 
gert werden.  In  dieser  Anerkennung,  auf  welche  alle 
Menschen  wechselseitig  rechtmässige  Ansprüche  haben, 
besteht  die  Elire,  und  das  Recht  auf  Ehre,  wel- 
ches sich  auf  diese  schuldige  Achtung  eben- 
so, wie  auf  die  persönliche  Würde  des  Men- 
schen gründet,  ist  daher  das  erste,  das  vor- 
züglichste Recht  desselben,  denn  es  ist  das 
Fundament  der  ganzen  Geselligkeit  und  beruht  auf  der 
zu  ihrer  Möglichkeit  nothwendigen  Voraussetzung,  nur 
dass  Jeder,  als  Mensch,  dem  höchsten  und  letzten 
Zwecke  gemäss  leben  und  handeln  wolle.  Da  aber 
diesem  allgemeinen  Zwecke  besondere  vorliegen,  wel- 
che nach  Alter,  Geschlecht,  Stand  und  Beruf  verschie- 
dene sind,  so  giebt  es  ausser  der  allgemeinen  noch  eine 
besondere  Standes-,  Berufs  -  u.  s.  w.  Ehre,  deren  Er- 
fordernisse ebenso  verschiedene  sind,  als  die  specia- 
len Zwecke,  aus  welchen  sie  hervorgeht.  So  hängt 
die  Ehre  des  Studirenden  von  seinem  Fleisse  und  sei- 
nem wissenschaftlichen  Fortschreiten,  dagegen  die  des 
Militairs  davon  ab,  dass  er  mit  Muth  und  Tapferkeit 
den  Degen  zu  führen  weiss. 
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Der  Anspruch  auf  Ehre ,  welcher  aus  der  den  For- 
derungen  der   Vernunft  entsprechenden  Selbstbestim- 
mung hervorgeht ,  setzt  daher  die  Möglichkeit  der  letz- 
tern voraus,  die  wieder  nur  vorhanden  sein  kann,  wenn 
der  Mensch  über  seine  Person  nur  allein  zu  verfü- 
gen hat.     Rechte  auf  die  Person  eines  Andern 
sind  daher  unvereinbar  mit  der  Natur  eines 
sich  selbst  bestimmenden  und  zurechnungs- 
fähigen Wesens;  sie  können  mithin  weder  erlangt, 
noch  eingeräumt  werden,   denn  schon  mit  der  Geneigt- 
heit, seine  Person  mehr  oder  minder  der  Disposition  ei- 
nes Andern   zu   überlassen,   würde   der  Mensch  dem 
Vorzuge,  Zweck  an  sich  selbst  zu  sein,  entsagen  und, 
indem  er  sich  zum  Mittel  für  fremde  Zwecke  hingiebt, 
aufhören  Mensch  zu  sein.    Jedes  Verhältniss,  welches 
die  persönliche  Freiheit  ausschliesst  oder  beeinträchtigt, 
mag   es   auch   nicht  Sklaverei  genannt  und  mit  noch 
so  milden  Namen  beschönigt  werden,  mag  es  sich  auch 
nur,  wie  in  den  meisten  Fällen,    auf  eine  Befugniss, 
über  die  persönlichen  Güter  des  Andern  zu  verfügen, 
beschränken,   widerstreitet  stets  der  Menschheit,  weil 
jedes  persönliche   Gut    einen   Theil   derjenigen  Person 
ausmacht,  welcher  es  angehört,    und  jede  Verfügung 
über  ein  solches,   und  weil  die  Person  eine  Einheit  ist, 
eine  Verfügung  über  dieselbe  in  sich  schltesst. 

Ebenso  wenig,  als  auf  die  Kräfte  des  Menschen, 
welche  wir  als  seine  persönlichen  Güter  kennen  gelernt 
haben,  können  auf  die  Benutzung  derselben  —  auf  sein 
Mandeln  —  Rechte  Anderer  ursprünglich  statt  fin- 
den, denn  wäre  dieses  der  Fall,  so  würde  er  nicht  als 
freies  Wesen,  sondern  als  Mittel  für  dieselben  geschah 
fen  sein;  aber  wohl  kann  er,  weil  er  frei  ist,  für  An- 
dere handeln  und,  ohne  Beeinträchtigung  des  eignen 
Zwecks,  die  Zwecke  derselben  befördern,  oder  An- 
dern Dienste  leisten  und  in  dieser  Beziehung:  ihnen  auch 
Rechte  einräumen.     Das  Handeln  des  Menschen  kann 
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daher  theils  für  sich,  theils  für  Andere  geschehen-,  das 
letztere  aber  nur  mit  Einwilligung  derselben ,  wenig- 
stens mit  der  Gewissheit,  dass  diese  erfolgen  werde, 
wenn  es  nicht  zu  einem  Eingriff  in  die  Freiheit  dersel- 
ben werden  soll.  Da  überhaupt  bei  jedem  Handeln  kein 
Nebenmensch  als  blosses  Mittel  gebraucht  werden  darf, 
so  dehnen  sich  auch  nur  soweit,  als  sich  dieses  ver- 
meiden lässt,  die  Grenzen  der  Handelsfreiheit  aus  ,  und 
jede  Uebcrschreitung  derselben  wird  zu  einer  Verletzung 
dessen,  welcher  nur  als  Mittel  benutzt  wurde,  deren 
Folge  seine  Beeinträchtigung  als  eines  freien  Wesens, 
also  die  Verschlimmerung  seines  Zustandes,  oder  ein 
Schaden  ist.  Ein  solcher  Schaden,  welchen  Niemand 
zu  erleiden  verpflichtet  ist,  kann  entweder  unmittelbar 
oder  mittelbar  zugefügt  werden.  Das  erste  geschieht 
durch  jede  Handlung,  deren  unmittelbare  Wirkung  die 
Benachtheiligung  des  Andern  ist,  mittelbar  aber  ge- 
schieht dasselbe  durch  jede  Verleitung  zu  einem  Irr- 
thum ;  denn,  da  alle  Handlungen  nur  nach  Vorstellun- 
gen geschehen  und  aus  denselben  hervorgehen,  so 
wird  Jeder,  in  welchem  falsche  Vorstellungen  erweckt 
worden  sind,  durch  dieselben  nicht  allein  in  seiner  gei- 
stigen Freiheit  beschränkt,  sondern  auch  zu  einem 
Handeln  bestimmt,  welches  nicht  das  richtige  ist,  also 
statt  seinen  Zustand  zu  verbessern,  was  der  Zweck 
jedes  Handelns  ist,  gegentheils  zu  einer  Verschlimme- 
rung desselben  führen  kann.  Daher  ist,  obwohl  die 
Wahrhaftigkeit  nur  zu  den  Pflichten  gegen  sich  selbst 
gehört,  also  ausser  dem  Gebiete  des  Rechts  liegt,  doch, 
Niemanden  zu  einem  Irrthum  zu  verleiten, 
eine  Zwangspflicht,  von  deren  Beobachtung  ebenso 
die  Aufrechthaltung  der  allgemeinen  Freiheit,  wie  aus 
derselben  die  rechtliche  Verbindlichkeit  ge- 
machte Zusagen  zu  erfüllen  und  die  Gültig- 
keit der  Verträge  oder  der  angenommenen 
Versprechen  folgt.  Jedes  Versprechen  kann  sich 
nur  auf  eine  Leistung  beziehen,  und  es  machen  da- 
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her  Dienste  die  Gegenstände  aller  Verträge 
aus;  aus  denselben  geht  die  DieilStbarkeit  her- 
vor ,  welche  von  der  Sklaverei  gänzlich  verschieden 
ist,  indem  bei  derselben  der  Mensch,  ohne  seinen 
Zweck  aufzugeben ,  nur  die  Zwecke  Anderer  unter- 
stützt, ja  sogar,  wenn  im  Wege  des  Tausches  Dienste 
ausgewechselt  werden ,  mittelst  der  Gegendienste  seine 
Zwecke  wirksamer  zu  verfolgen  in  den  Stand  gesetzt 
wird.  Jeder  Anspruch  auf  einen  Dienst  kann  daher 
nur  auf  einem  Vertrage  beruhen,  ohne  die  Befugniss, 
ihn  einzuräumen,  würde  der  Mensch  in  der  Benutzung 
seiner  Kräfte  und  Handlungsfreiheit  beschränkt  sein; 
die  letztere  kann  aber  neben  solchen  Ansprüchen  und 
überhaupt  neben  der  Gültigkeit  der  Verträge  nur  beste- 
hen, wenn  die  Einräumung  der  erstem,  sowie  der  Ab- 
schluss  der  andern  aus  freiem  Willen,  ohne  Aufopfe- 
rung der  Persönlichkeit,  und  innerhalb  der  Grenzen  der 
Jedem  zuständigen  Handelsbefugnisse  geschieht.  Wi- 
derrechtliche Handlungen  und  ebenso  wenig  solche, 
bei  welchen  die  Persönlichkeit  aufgegeben  wird,  dürfen 
daher  weder  als  Dienste  verrichtet,  noch  zu  Gegenstän- 
den von  Verträgen  gemacht  werden. 

Da  die  Kräfte  des  Menschen,  als  Eigenschaften 
seiner  Person,  nur  derselben  und  folglich  nur  ihm  an- 
gehören, so  können  Andere  ebenso  wenige  als  sie  ur- 
sprüngliche Anrechte  auf  die  Benutzung  dieser  Kräfte 
besitzen,  solche  auf  die  Erzeugnisse  haben ,  welche 
aus  der  Wirksamkeit  derselben  hervorgegangen  sind. 
Alle  Resultate  der  Kräfte  können  daher  nur 
derPerson,  durch  deren  Kräfte  sie  entstanden 
sind,  angehören  und  sindmit  derselben  recht- 
lich und  ausschliesslich  verbunden;  jede  Ver- 
fügung über  dieselben  steht  nur  dieser  Person  zu,  denn 
wer  ohne  deren  Bewilligung  über  dieselben  verfügen 
wollte,  würde  sich  dadurch  mittelbar  eine  Verfügung 
über  jene  Kräfte  selbst  und  deren  Benutzung  anmaassen, 
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also  eine  Person  zum  blossen  Mittel  für  seine  Zwecke 
machen.  Kräfte  können  aber  von  dem  Menschen  nur 
entweder  auf  Personen  oder  auf  Sachen  angewendet 
werden.  Geschieht  das  erstere,  so  werden  die  Resul- 
tate dieser  Kräfte ,  wie  z.  B.  erlangte  Fertigkeiten  , 
Kenntnisse  u.  s.  w.,  wieder  zu  Eigenschaften  der  Per- 
sonen, gehören  also  diesen  an;  und  ist  die  Person,  auf 
welche  die  Kräfte  angewendet  wurden,  nicht  die  eigne, 
sondern  eine  andere,  so  ist  dadurch  dieser  letztern  ein 
Dienst  geleistet.  Mit  der  allgemeinen  Benen- 
nung $ acfie  bezeichnen  wir  Alles,  was  nicht 
Person  ist,  und  was  also,  weil  ihm  der  freie 
Wille  mangelt,  Gegenstand  der  freien  Will- 
kür ist.  Als  dem  Wesen  nach  getrennt  von  der 
Person  des  Menschen,  findet  keine  Verbindung,  am 
wenigsten  eine  rechtliche,  von  Sachen  mit  dem  Men- 
schen ursprünglich  statt;  sie  gehören  weder  einem 
Menschen,  noch  der  Menschheit,  sondern  nur,  weil 
sie  Gegenstände  der  freien  Willkür  sind,  kann  Jeder, 
soweit  seine  Kräfte  reichen ,  dieselben  in  seinen  Besitz 
bringen  und  sich  derselben  bedienen.  Die  Befugniss 
zum  Gebrauch  und  dem  Besitz  der  Sachen  beruht  da- 
her allein  auf  der  Macht  des  Menschen;  Rechte  an 
Sachen  kann  es  überhaupt  nicht  geben,  denn  Rechte 
können  nur  unter  freien  Wesen,  also  nur  unter  Perso- 
nen statt  finden,  aber  wohl  können  sie  unter  die- 
sen in  Bezug  auf  Sachen  entstehen,  sobald 
diese  aufgehört  haben,  reine  Naturerzeug- 
nisse zu  sein.  Dieses  geschieht  durch  jede  Verän- 
derung ihres  Zustandes  von  Seiten  des  Menschen;  mag 
sie  auch  noch  so  gering  sein,  sich  auch  nur  auf  den 
Act  der  Besitzergreifung  beschränken,  so  wird  dadurch, 
Avie  schon  Locke  lehrte,  mit  dem  Producte  der  Natur 
stets  auf  eine  unzertrennliche  Weise  ein  Product 
menschlicher  Kraft  verbunden,  und  zwar  der  Kraft  ei- 
ner bestimmten  Person,  desjenigen  Menschen,  welcher 
die  Handlung  unternahm,  durch  welche  der  Zustand  der 
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Sache  mehr  oder  weniger  verändert  wurde.  Jeder 
Andere,  der  alsdann  noch  über  die  schon  in 
Besitz  genommene  Sache  verfügen  ivollte, 
würde  sich  dadurch  auch  eine  Verfügung  über 
ein  Resultat  der  Kräfte  des  Besitzers  erlau- 
ben, was,  wenn  sie  nicht  von  diesem  zuge- 
standen ist,  sich  ebenso  wenig  mit  der  Frei- 
heit vereinigen  lässt,  als  eine  Verfügung 
über  die  Kräfte  desselben.  Jede  auf  ein  reines 
Naturproduct  verwendete  Arbeit  hat  daher  zur  unmittel- 
baren Folge,  dass  nur  der,  welcher  sie  unternahm,  fer- 
ner über  jenes  ausschliesslich  verfügen  darf,  oder  dass 
sie  in  den  eigenthümlichen  Besitz,  in  das  I*rivat- 
eigentlllim  desselben,  übergeht. 

So  stützt  sich  also ,  da  die  Kräfte  des  Menschen 
zu  seinen  persönlichen  Gütern  gehören,  wie  der  Be- 
sitz, so  auch  das  Eigenthum  aller  Sachen,  oder  der 
dinglichen  Güter,  auf  den  der  persönlichen,  und  so  geht 
mit  Laufe  der  Zeit  alles,  was  die  Natur  Nützliches  und 
Nutzbares  darbietet,  ohne  früher  zu  einem  gemein- 
schaftlichen der  Menschheit  gehört  zu  haben,  und  ohne 
eine  vorhergegangene  Vertheilung,  sogleich  in  das  Pri- 
vateigenthum über,  welches,  wenn  es  sich  auch  auf 
den  Grund  und  Boden  erstreckt,  dessen  Zustand  gleich- 
falls der  Veränderungen  durch  den  Menschen  unterliegt, 
die  Gelegenheit  zur  fernem  Erwerbung  von  Sachen 
durch  blosse  Besitzergeifung  mit  sehr  geringen  Ausnah- 
men ausschliesst.  Die  Erwerbung  von  Sachen  oder 
dinglichen  Gütern  kann  alsdann  nur  aus  dem  Privat- 
eigenthum Anderer  und  zwar  nur  mit  deren  Bewilligung 
durch  Abtretung  geschehen,  zu  welcher  jeder  Eigen- 
thümer  ebenso  befugt  ist,  wie  zur  Leistung  eines  Dien- 
stes, weil  durch  die  Abtretung  einer  Sache  auch  nur 
mittelbar  ein  Dienst  mit  der  auf  dieselbe  verwandten 
Arbeit  geleistet  wird.  Die  Abtretung  selbst  kann  theils 
eine  völlige  sein,   also  des  Eigenthums,  mit  welcher 
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die  Sache  ganz  aus  der  Willkür  des  bisherigen  Eigen- 
thümers  ausscheidet,  theils  nur  eine  beschränkte 
zum  einstweiligen  Besitz  oder  zu  einer  bestimmten  Be- 
nutzung; sie  kann  ferner  in  beiden  Fällen  entweder 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  erfolgen.  Die 
erstere,  die  ausdrückliche,  setzt  stets  einen  Vertrag 
voraus,  der,  wenn  dagegen  eine  Abtretung  anderer  Sa- 
chen, also  eine  Auswechselung  derselben  verlangt  wird 
(in  der  beschränktem  Bedeutung  des  Wortes  Tausch), 
zum  TailSChvertragfe,  und,  wenn  die  Gegenlei- 
stung in  Geld  bestehen  soll,  zum  Kaufverträge 
wird;  stillschweigend  geschieht  sie  dagegen  durch  je- 
des Verfahren,  aus  welchem  der  Wille,  auf  die  Sache 
mehr  oder  weniger  zu  verzichten,  oder  sie  einem  An- 
dern einzuräumen,  nach  den  Vorstellungen  im  Volke 
hervorgeht;  mit  welchen  Umständen  ein  solches  Ver- 
fahren begleitet  sein,  wie  lange  es  gedauert  haben 
muss,  um  eine  solche  Voraussetzung  und  mit  dersel- 
ben eine  Veränderung  der  Rechte,  oder  die  Verjäh- 
rung1 zu  begründen,  hängt  von  den  Sitten,  überhaupt 
von  dem  jedesmaligen  Zustande  der  Geselligkeit  ab, 
sie  ist  aber  nothwendig,  weil  der  Wille,  Etwas  im  Be- 
sitze zu  haben  und  zu  behalten,  sich  äussern  muss, 
wenn  nicht  mit  der  Ungewissheit  des  Eigenthums  die 
Freiheit  in  der  Benutzung  der  Gegenstände  desselhen 
gefährdet  sein  soll. 

Was  nun  die  Disposition  oder  die  Befug- 
niss  zur  Verfügung  über  das  dingliche  Ei- 
genthum anbetrifft,  so  kommt  hier  wieder  in  Betracht, 
was  wir  schon  oben  gesehen  haben,  dass  jedes  zu  dem- 
selben gehörige  Gut,  auf  dessen  Besitz  wir  einen  Werth 
legen,  was  also  ein  Capitalsgegcnstand  ist,  eine  zwie- 
fache Benutzung  gestattet;  wir  können  dasselbe  ent- 
weder zu  unser n  Zwecken  ge-  und  verbrau- 
chen, oder  es  vertauschen,  um  uns  für  das- 
selbe solche  Güter,  welche  unsern  Zwecken 
entsprechen,  zu  verschaffen.     Im  erstem  Falle 
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ist  der  Nutzen  des  Guts  ein  unmittelbarer  und  beruht 
auf  dessen  Gebrauchswerth,  im  zweiten  dagegen  ein 
mittelbarer,  welchen  uns  der  Tauschwerth  desselben 
gewährt;  im  erstem  wird  durch  dasselbe  ein  bestimm- 
ter Zweck  erreicht ,  im  andern  erhalten  wir  durch  das- 
selbe das  Vermögen,  Zwecke  erfüllen  zu  können.  Bei 
jedem  dinglichen  Eigenthume  müssen  wir  daher  auch 
in  rechtlicher  Beziehung  unterscheiden  die  Sachen 
selbst,  welche  es  bilden,  und  das  Vermögen, 
welches  wir  in  denselben  besitzen  und  welches 
zu  unserm  Reichthume  beiträgt.  Da  nach  den  vorher- 
gegangenen Untersuchungen  der  Reichthum  jedes  Ein- 
zelnen die  Andern  weder  in  ihrem  Reichthume,  noch 
in  dem  Streben  nach  Vermehrung  desselben  beschränkt, 
und  Keiner  in  der  Erwerbung  von  Vermögen ,  durch  die 
Verfügungen  der  Andern  über  ihr  Vermögen  begrenzt 
werden  kann ,  so  können  auch  in  Rücksicht  der 
Disposition  über  dasselbe  keine  mehreren 
Beschränkungen  obwalten,  als  über  die  Be- 
nutzung der  persönlichen  Kräfte,  in  welchen 
das  anderweitige  Vermögen  des  Menschen  besteht. 
Ganz  anders  verhält  es  sich  aber  mit  den  Sachen  selbst, 
als  mit  dem  Vermögen  und  Reichthume,  welche  ihr  Be- 
sitz gewährt.  Ihre  Menge  ist  nicht,  wie  das  Vermö- 
gen, unbegrenzt  vermchrbar,  denn  das  Materielle,  aus 
welchem  alle  Sachen  und  die  dinglichen  Güter  gebildet 
sind,  ist  ein  an  und  für  sich  abgeschlossenes  Ganzes, 
und  der  Theil  desselben,  welcher  sich  überhaupt  indem 
Reiche  der  menschlichen  Wirksamkeit  befindet,  und 
ebenso  derjenige,  welcher  einer  bestimmten  Gesellig- 
keit zusteht,  sind  auch  mehr  oder  weniger  begrenzte 
Grössen.  Bei  der  innigen  Verbindung,  in  welcher  der 
Mensch  mit  der  Körperwelt  ausser  ihm  steht,  ist  aber 
sein  Leben  und  seine  Wirksamkeit,  also  auch  seine 
Handlungsfreiheit,  von  derselben  abhängig,  und  das 
Wohl,  sowie  die  Benutzung  des  Vermögens 
und  der  Grad,  in  welchem  Jeder  nach  Maass- 
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gäbe  des  s einigten  in  der  Geselligkeit  der 
äussern  Freiheit  theilhaftig  werden  kann, 
wird  daher  theils  durch  die  Menge,  theils 
durch  die  Benutzung  der  den  Mitgliedern 
derselben  zustehenden  dinglichen  Güter  be- 
dingt. Je  beschränkter  diese  sind,  je  mehr  bei  der 
unbeschränkten  Benutzung  derselben  das  Wohl  Aller 
gefährdet  werden  könnte,  desto  mehr  tritt  die  Not- 
wendigkeit einer  Beschränkung  ein,  die*  indessen  nur 
so  weit  gehen  darf,  als  die  Freiheit  Aller  sie  fordert. 
Bei  beweglichen  Gütern  wird  sie  um  so  seltener  eintre- 
ten, je  ausgebreiteter  der  Verkehr  ist,  und  je  vielfa- 
cher er  die  Gelegenheit  zur  Versorgung  mit  solchen 
Gütern  darbietet  5  desto  häufiger  aber  bei  den  unbeweg- 
lichen und  hauptsächlich  bei  dem  wichtigsten  derselben, 
dem  Grund  und  Boden ,  von  dessen  gehöriger  Benutzung 
sogar  das  Dasein  der  Menschen  abhängt.  Keine  die- 
ser Beschränkungen  darf  aber  mit  einer  Ver- 
minderung des  Vermögens,  welches  dem 
Menschen  unbedingt  zusteht,  verbunden  sein; 
ist  es  der  Fall,  so  müssen  Diejenigen,  deren  äussere 
Freiheit  dadurch  erhalten  wird,  den  Ersatz  der  Ein- 
busse  am  Vermögen,  also  die  jEntSChädigTilig,  über- 
nehmen. 

Aus  der  nachgewiesenen  rechtlichen  Möglichkeit 
dass  dingliche  Güter  aus  einem  Eigenthume  in  das  an- 
dere durch  Abtretung  übergehen  können,  ergiebt  sich 
noch  die  wichtige,  in  dem  Eigen  thumsrechte 
liegende,  allgemeine  Befug niss  des  Eigen- 
thümers  zu  Verfügungen  über  sein  Eigen- 
thum, deren  Gültigkeit  nicht  an  die  Dauer 
seines  Lebens^gebunden  ist.  Denn,  fände  diese 
nicht  statt,  so  würde  dem  neuen  Eigenthümer  die  ab- 
getretene Sache  nicht  länger,  als  bis  zum  Tode  des 
frühern,  welcher  sie  abtrat,  gehören,  und  sein  Besitz 
derselben  weder  ein  ausschliesslicher,  noch  mit  der  Be- 
fugniss,  über  die  Substanz  zu  verfügen,  verbundener, 
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also  überhaupt  kein  Eigenthum  sein.  Kann  der  Eigen- 
thümer  aber,  was  ihm  ohne  Beeinträchtigung  seiner 
Freiheit  nicht  versagt  werden  darf,  beliebig  bestimmen, 
wenn  und  zu  welcher  Zeit  Gegenstände  seines  Eigen- 
thums in  das  eines  Andern,  unter  Voraussetzung  der 
Aunahme  von  dessen  Seite,  übergehen  sollen,  und  tre- 
ten seine  Bestimmungen  mit  seinem  Tode  nicht  ausser 
Kraft,  so  schliessen  diese  Befugnisse  zugleich  auch  das 
Recht,  festzusetzen,  wie  es  mit  seinem  Ei- 
genthume  nach  seinem  Tode  gehalten  Aver  den 
soll,  in  sich.  Die  Befugniss,  letztwillige  Ver- 
ordnungen oder  Testamente  zu  machen,  be- 
ruht daher  keinesweges  blos  auf  Klugheits  -  und  Bil- 
ligkeitsgründen, sondern  auf  der  Freiheit  der  Dispo- 
sition über  das  Eigenthum,  und  diese  und  mit  ihr  die 
Handlungsfreiheit  würde  unzuständig  beschränkt  sein, 
wenn  es  dem  Eigenthümer  versagt  sein  sollte,  über 
sein  Eigenthum,  auf  welches  Niemand  ausser  ihm  An- 
rechte haben  kann,  und  dessen  Vernichtung  ihm  sogar, 
soweit  seine  Disposition  eine  unbedingte  ist,  zusteht, 
für  den  Fall  seines  Ablebens  zu  bestimmen,  um  so 
mehr,  wenn  dieses  nicht  einstens  für  alle  andere  Fälle 
ihm  in  Abrede  gestellt  wird.  Mit  dem  Tode  des  Ei- 
gentümers hört  allerdings  die  Möglichkeit  seines  Ei- 
genthums auf,  aber  ebenso  wenig  die  Gültigkeit  seiner 
letztwilligen  Verfügung  über  dasselbe,  denn  diese  war 
auch  ein  Act  seines  Lebens,  als  die  Gültigkeit  der  dar- 
über während  des  Lebens  getroffenen  anderweitigen 
Verfügungen  und  geschlossenen  Verträge,  welche  doch 
auch  nur  auf  Willenserklärungen  von  seiner  Seite  be- 
ruhen, und  deren  Annahme  von  der  andern  Seite  ihnen 
keine  grössere  Gültigkeit  geben  kann,  als  sie  an  und 
für  sich  haben.  Durch  jede  Testirung  —  insofern  bei 
derselben  die  später  zu  erwähnenden,  aus  dem  Fami- 
lienbande entspringenden  Ansprüche  beachtet  werden, 
und  sie  nicht  über  die  angegebenen  Grenzen  der  freien 
Disposition  über  die  Sachen  selbst  hinausgeht  —  kann 
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auch  Niemand  beeinträchtigt  werden,  denn  die  soge- 
nannten allgemeinen  Rechte  aller  Menschen  auf  die  Sa- 
chen, deren  Verkürzung  durch  Verfügungen  von  Todes 
wegen  man  besorgt,  giebt  es  ebenso  wenig,  als  Rechte 
auf  Sachen  überhaupt,  da  ursprünglich  nur  Personen, 
als  Individuen,  Rechte  in  Bezug  auf  Sachen  und 
das  Eigenthum  derselben  erwerben  können,  und  jedes 
gemeinschaftliche  Anrecht  nicht  dem  Privateigenthume 
vorhergehen,  sondern  nur  aus  demselben  und  aus  einer 
Vereinigung  der  Berechtigten  entstehen  kann. 

Der  specielle  Theil  des  Rechts  bezieht 
sich  auf  die  Verbindungen,  welche  bei  dem  Zusammen- 
leben der  Menschen  von  denselben  eingegangen  wer- 
den, und  welche  sich  in  die  vier  Klassen,  der  häus- 
lichen, der  örtlichen,  der  Berufs-  oder  der  stän- 
dischen Verbindungen,  füglich  eintheilen  lassen. 

Die  ersten,  die  häuslichen  Verbindun- 
gen? zerfallen  wieder  in  drei  Abtheilungen,  in  die 
Ehe,  die  Familie  und  die  Verbindung  zwischen 
Herrschaft  und  Gesinde. 

Schon  indem  die  Natur  die  Geschäfte  des  mensch- 
lichen Lebens  und  Handelns  auf  zwei  Geschlechter  ver- 
theilte und  jedes  derselben  dem  ihm  zugewiesenen  An- 
theile  an  denselben  entsprechend  geistig  und  körperlich 
organisirte  und  ausbildete,  sprach  sie  die  Notwendig- 
keit und  das  Gebot  der  innigsten  Vereinigung  beider 
zur  Wiederherstellung  des  Ganzen  aus.  Diese  Verei- 
nigung, in  welcher  das  Leben  der  Vereinten  ein  Le- 
ben sein  soll,  ist  der  Zweck  der  Ehe,  der  wichtigsten 
und  heiligsten  Verbindung,  aus  welcher  nicht  blos  das 
menschliche  Wesen,  sondern  vielmehr  die  Menschheit 
und  deren  Cultur  hervorgehen,  auf  welcher  daher  beide 
beruhen,  und  deren  hohe  Würde  herabgesetzt  wird, 
wenn  man  ihr,  statt  des  allgemeinen,  vereinzelte  Zwecke, 
wie,  der  niedrigem  nicht  zu  gedenken,  die  Fortpflan- 
zung des  Menschen,  die  Erziehung  der  Kinder  und  die 
gegenseitige  Unterstützung  unterlegt,  welche  sich  auch 
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ausser  der  Ehe  erreichen  lassen ,  und,  wenn  sie  in  der- 
selben schon  erreicht  sind,  ihre  weitere  Fortdauer  zweck- 
los machen  würden.  Aus  solchen  Vorstellungen  sind 
auch  die  Annahmen  von  Rechten  auf  die  Person,  wel- 
che, obgleich  solche  mit  dem  Wesen  des  Menschen 
unvereinbar  sind,  doch  mit  der  Ehe  von  den  Ehegat- 
ten gegenseitig  erlangt  werden  sollen,  und  von  so  ge- 
nannten ehelichen  Pflichten,  welche  aus  diesen  Rech- 
ten abgeleitet  wurden,  gefolgt,  so  wie  die  Nothwen- 
digkeit,  zu  erkünstelten,  oft  nicht  einst  mit  der  Sitt- 
lichkeit vereinbaren  Beweisversuchen  Zuflucht  zu  neh- 
men, um  des  Menschen  Freiheit  und  Würde  neben 
solchen  Rechten  nicht  ganz  verschwinden  zu  lassen. 
In  keinem  Verhältniss  ist  aber  die  Erhaltung  beider 
mehr  noth wendig,  als  in  dem  der  Ehe,  welche,  von 
den  Geschlechtsverbindungen  anderer  Wesen  verschie- 
den, auch  eine  Seelenverbindung  sein  soll,  also  die 
freieste  geistige  Thätigkeit  der  mit  einander  Verbunde- 
nen und  eine  so  innige  Vereinigung,  wie  sie  ohne  die 
gegenseitige  Anerkennung  von  Würde  weder  geschlos- 
sen, noch  erhalten  werden  kann,  erfordert,  wenn  sich 
in  derselben  die,  wie  ich  oben  gezeigt  habe,  verschie- 
dene Wirksamkeit  beider  Geschlechter  in  der  gregen- 
seitigen  Unterstützung,  wie  sie  zum  Fortschreiten  der 
Menschheit  nothwendig  ist,  mit  einander  verschmelzen 
und  die  Ehe,  ihrer  hohen  Bestimmung  gemäss,  zum 
Fundament  der  Cultur  der  Geselligkeit  werden  soll. 
Eine  solche  Verschmelzung  kann  aber  nur  von  zwei 
Personen  stattfinden,  weil  das  innigste  Verhältniss, 
welches  Personen  verschiedenen  Geschlechts  mit  ein- 
ander eingehen,  für  keine  derselben  ein  getheiltes  sein 
darf,  und  es  auch  nicht  für  jede  derselben  das  innigste 
sein  würde,  wenn  ihr  noch  ein  gleiches  mit  einer  drit- 
ten Person  möglich  sein  sollte.  Daher  entspricht 
nur  die  monogamische  Geschlechts  Verbin- 
dung dem  Wesen  und  der  sittlich  freien  Stel- 
lung des  Menschen,  welche  beide  fordern,  dass  der 
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heilige  Vertrag,  durch  welchen  sie  geschlossen  wird, 
für  die  Dauer  des  Lebens  eingegangen  werde,  in- 
dem jede  Beschränkung  auf  eine  gewisse  Zeit  und  mit 
ihr  der  Gedanke  an  die  dann  eintretende  Trennung 
durchaus  unverträglich  ist  mit  dem  Versprechen  der 
innigsten  Vereinigung,  auf  deren  Erhaltung  sich  alle 
wirklichen  Rechte  und  Pflichten  der  Ehe  beziehen  und 
der  Erfolg  sowie  das  Glück  derselben  sich  gründen. 

Wenn  aus  der  Ehe  Kinder  hervorgehen,  so  ent- 
steht aus  derselben  die  Familie,  die  Verbindung 
zunächst  zwischen  Eltern  und  Kindern  und  dann  die 
der  Kinder  unter  einander,  aus  welchen  die  Verhält- 
nisse der  Verwandte Cliaft  folgen.  Das  Leben  der 
Kinder  ist  aus  dem  der  Eltern  entsprossen  und  bildet 
eine  Fortsetzung  desselben,  welche  sich  durch  alle  dem 
gleichen  Stamme  Angehörigen  verzweigt,  und  die  Bluts- 
verwandte ebenso  als  Theile  eines  Ganzen  erschei- 
nen lässt,  als  sie  dadurch  von  denen,  welche  aus  ei- 
nem andern  Stamme  hervorgegangen  sind  und  wieder 
unter  sich  gleiche  Ganze  bilden ,  abgeschieden  werden. 
Da  jeder  Mensch  einer  Familie  angehören  muss,  so  ist 
jede  Geselligkeit  ein  Aggregat  von  Familien, 
welche,  insofern  sie  sich  durch  Ehen  nicht  wieder  mit 
einander  verzweigt  haben,  abgesondert  neben  einander 
bestehen,  und  deren  Mitglieder,  je  nachdem  sie  in  der 
Verwandtschaftskette  durch  mehr  oder  weniger  oder 
ohne  Zwischenglieder  mit  einander  verbunden  sind,  sich 
in  entferntem  oder  nähern  Verhältnissen  zu  einander 
befinden.  In  den  nächsten  stehen  den  Eltern  die  Kin- 
der, welche  ohne  Zwischenglieder  mit  denselben  ver- 
bunden sind ,  und  daher  denselben  ganz  angehören  ;  aber 
das  Angehören  verhält  sich  hier  nicht  so,  wie  bei 
Sachen  oder  Gegenständen  unserer  Willkür,  denn  schon 
im  mütterlichen  Schoosse  ist  das  neu  entstandene  We- 
sen ein  zur  Vernunft  und  Freiheit  berufenes,  und  darf 
also  niemals  als  blosses  Mittel  zum  Zweck  betrachtet 
werden.     Ist  daher  auch  durch  seine  Entstehung  der 
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Zustand  der  Eltern  verschlechtert  worden,  so  dürfen 
sie  nie  durch  irgend  welche  Beeinträchtigung  desselben 
ihren  Zustand  wieder  zu  verbessern  suchen.  Ihre 
Pflicht  der  Erhaltung  des  Kindes  hört  auch  mit  der 
Geburt  desselben  nicht  auf,  denn,  ist  dasselbe  auch  von 
dem  mütterlichen  Körper  abgetrennt ,  so  gehört  es  ihnen 
doch  immer  an,  und  weil  es  nicht  Kräfte,  sondern  nur 
Anlagen  zu  denselben  mitbringt,  und  nicht  im  Stande 
ist,  für  und  durch  sich  zu  bestehen,  so  würden  sie 
wieder  es  nur  als  Mittel  behandeln,  wenn  sie  ihm  um 
ihretwillen  die  zu  seiner  Entwickelung  als  Mensch 
nothwendige  körperliche  und  geistige  Ernährung  ent- 
ziehen wollten.  Die  Geburt  des  Menschen  ist 
erst  mit  seiner  Erziehung  vollendet,  und  diese, 
sowie  die  Erhaltung  während  derselben,  sind  daher 
nicht  nur  Pflichten  der  Eltern,  welche  das  Wesen,  in 
dem  ihr  Blut  fliesst,  aus  sich  entstehen  liessen,  nicht 
blos  Pflichten  gegen  sich  selbst,  nicht  blos  ethische 
Pflichten,  sondern  Zwangspflichten,  Aveil  das  Wesen, 
welches,  wenn  es  auch  einen  Theil  ihrer  Selbst  aus- 
macht, doch  als  Person  ein  Dasein  für  sich  hat  und 
die  Bestimmung  des  Menschen  in  sich  trägt,  als  ein 
solches  auch  in  dem  Zustande,  in  welchem  es  Hechte 
wahrzunehmen  noch  nicht  vermag,  dennoch  mit  sol- 
chen ausgestattet  ist.  Um  das  Kind  aber  erziehen  zu 
können,  müssen  die  Eltern  die  Handlungen  desselben 
zu  bestimmen  befugt  sein,  welche  Befugniss  die  vä- 
terliche Gewalt  ausmacht,  die  sich  auf  keine  Benut- 
zung der  Kinder  erstrecken  darf,  und  überhaupt  nicht 
der  Eltern,    sondern   nur   der  Kinder  wegen  besteht, 

damit  die  Vernunft  der  erstem   die  noch  nicht  ausge- 

— 

bildete  der  letztern  vertreten  könne ;  sie  hört  daher  auch 
auf,  sobald  die  Kinder  in  dieser  Beziehung  keiner  wei- 
tern Vertretung  bedürfen,  oder  sobald  deren  Erziehung 
vollendet  ist,  und  es  bleiben  dann  zwischen  Eltern  und 
Kindern  nur  noch  die  aus  der  Blutsverb ind un g, 
weil  diese  eine  unauflösliche  ist,  hervorge- 
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h enden  Rechte  und  Pflichten  der  gegenseiti- 
gen Aushülfe,  wo  diese  erforderlich  ist  und  ohne 
Verletzung  der  Pflichten  gegen  sich  selbst  zu  leisten 
ist,  übrig,  welche  sich  aus  demselben  Grunde  zwar 
über  die  ganze  Verwandtschaft  erstrecken,  jedoch  eben- 
so, wie  diese  mit  den  Graden  immer  entfernter  wird, 
auch  mit  denselben  immer  mehr  bis  zum  endlichen  Ver- 
schwinden abnehmen. 

Aus  der  Verbindung,  in  welche  nach  den  frühern 
Bemerkungen  alle  aus  einem  Stamme  Entsprossenen 
mit  einander  durch  die  Natur  gesetzt  und  von  allen  An- 
dern, die  nicht  zu  demselben  Stamme  gehören,  abge- 
schieden sind,  sowie  aus  der  rechtlichen  (welche  eine 
solche  auch  nur  sein  kann,  weil  sie  eine  naturgemässe 
ist)  jeder  Person  mit  ihrem  Eigenthume,  folgt  aber  un- 
mittelbar ,  dass  alle  Mitglieder  einer  Verwandt- 
schaft oder  einer  Familie,  im  weitern  Sinne 
dieses  W orts,  zu  dem  Eigenthume  des  einzel- 
nen Mitgliedes  derselben  auch  in  einem  Ver- 
hältnisse stehen,  was  bei  allen  andern  nicht  zu 
derselben  Familie  Gehörigen  nicht  der  Fall  ist,  und 
dass  sie  daher  auf  den  Nachlass  der  Mitglieder,  inso- 
fern über  denselben  nicht  testirt  ist,  als  Intestat- 
erben, Ansprüche  zu  machen  befugt  sind,  und  zwar,  dass 
die  nähern  Verwandten  des  Verstorbenen,  eben  ihres 
nähern  Verhältnisses  wegen,  Vorrechte  vo-r  den  ent- 
ferntem haben.  Dazu  kommt  noch,  dass  das  eben  an- 
geführte Recht  des  Anspruchs  auf  Unterstü- 
tzung von  Seiten  der  Verwandten  dem  Rechte  zu  te- 
stiren  mehr  oder  weniger  entgegentritt,  je  näher  oder 
entfernter  dem  Verwandtschaftsverhältnisse  nach  dem 
Erblasser  die  Intestaterben  stehen,  und  dass  bei  dem 
möglichst  nächsten  diese  letztern  sogar  als  Noth- 
erben erscheinen. 

Zu  den  Mitgliedern  der  häuslichen  Verbindung  ge- 
hören ausser  den  Ehegatten  und  Kindern  auch  noch 
diejenigen  Personen,  welche  durch  Verträge 
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sich  der  Familie  anschliessend  entweder  um  an 
den  Vortheilen  ihrer  Häuslichkeit  Theil  zu 
nehmen,,  also  Dienste  von  ihr  zu  empfangen,  oder 
durch  unmittelbare  Dienstleistungen  das  Hauswesen 
zu  unterstützen.  Im  erstem  Falle  müssen  diese 
Personen ,  für  das,  was  Ihnen  in  dem  Hause  zu  Theil 
wird,  und  für  die  Mühwaltungen ,  die  sie  verursachen, 
als  Kostgänger  ein  Kostgeld  zahlen,  im  andern 
Falle  dagegen  erhalten  sie  für  die  Arbeiten,  welche  sie 
als  Dienst  boteil  übernehmen,  in  dem  Dienstlohn 
ihre  Vergütung;  in  beiden  Fällen  finden  daher  Tausch- 
verträge statt,  welche  die  Kostgänger  nur  eingehen 
können,  wenn  sie  schon  ein  Einkommen  besitzen,  und 
die  Dienstboten  nur  in  der  Absicht  eingehen  werden, 
sich  dadurch  ein  Einkommen  zu  erwerben.  Die  Ver- 
bindung der  erstem  mit  dem  Hausstande  ist  eine  mehr 
zufällige,  demselben  weniger  wesentliche ,  als  es  für 
diesen  die  mit  den  letztem  ist,  bei  welchen  der 
Vorstand  des  Hauses  als  Herrschaft  in  ein 
den  Dienstboten  vorgeordnetes  Verhältniss 
kommt.  Allein  die  Unterwerfung  derselben  besteht  nur 
in  dem  Halten  des  eingegangenen  Lohnvertrages  und  die 
Befehle,  denen  sie  sich  unterwerfen,  nur  in  dem  For- 
dern der  vertragsmässigen  Dienste,  und,  wenn  diese 
unbestimmt  sind,  der  Anwendung  ihrer  Arbeitskräfte  zu 
den  Zwecken  der  Herrschaft.  Dadurch  entsagen 
sie  aberkeinesweges,  wie  bei  der  Dienstbar- 
keit überhaupt,  ihrem  eignen  Zwecke,  son- 
dern verfolgen  ihn  vielmehr,  weil  sie  nur  insofern  ei- 
nen Dienstvertrag  eingehen  werden,  als  sie  durch  den 
für  ihre  Arbeiten  ausbedungenen  Lohn  zu  grössern  Vor- 
theilen gelangen,  als  ihnen  ihre  Arbeiten  selbst  gewäh- 
ren können.  Indem  die  Dienstboten  ihre  Kräfte  für 
ihre  Herrschaft  anwenden,  thun  sie  dieses  stets  mittel- 
bar für  sich  selbst,  und  weiter,  als  die  Dienstbarkeit 
damit  vereinbar  ist,  kann  sie  ohne  Aufhebung  der  Per- 
sönlichkeit und   ohne  Verletzung  des  Menschen  nicht 
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gehen.  Eine  Dienstverpflichtung  für  die  Le- 
bensdauer ist  daher  ebenso  unmöglich,  als 
zur  Aufopferung  der  Kräfte  oder  zur  Anwen- 
dung derselben  zu  Handlungen,  welche  an 
und  für  sich  unzulässig  sind.  Der  Unterschied, 
welcher  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  mit  dem 
Dienstverhältniss  eintritt  und  diesem  überhaupt  sei- 
ne Entstehung  giebt,  gründet  sich  allein  auf  die  An- 
sammlung und  Vertheilung  des  dinglichen  Vermögens; 
diejenigen,  welche  dieses  besitzen,  können  die  Arbei- 
ten, welche  sie  nicht  selbst  übernehmen  mögen,  denen, 
welche  keines  besitzen,  gegen  Lohn  übertragen,  und  je 
grösser  ihr  Vermögen  ist,  desto  weniger  sind  sie  in 
der  Wahl  ihrer  Geschäfte  beschränkt.  Mit  dem  Fort- 
gange der  Bereicherung  und  je  mehr  der  Reichthum 
schon  angewachsen  ist,  desto  nothwendiger  und  desto 
ausgebreiteter  wird  das  Verhältniss  der  Dienstbarkeit. 

Sobald  die  Familien  feste  Wohnsitze  ergreifen  und 
von  dem  Boden  Besitz  nehmen,  sobald  sie  zum  Anbau 
desselben  vorgeschritten  sind,  entstehen  aus  den  nach- 
barlichen Verhältnissen  die  örtlichen  oder  Com- 
iminal  -  Verbindungen.  Je  grösser  die  Armuth 
noch  ist  und  je  weniger  in  Folge  derselben  der  Bo- 
den Werth  hat,  desto  mehr  bedürfen  die  Familien  der 
gegenseitigen  Unterstützung  ,  welche  sie  sich  zum 
Schutz  und  Gewerbebetrieb  nur  gewähren  können,  wenn 
sie  ihre  Wohnungen  zusammen  bauen.  Bei  jeder  neuen 
Ansiedelung  entstehen  daher  sogleich  Communen,  wel- 
che in  der  Form  von  Dorf 'Schäften  anfänglich 
alle  mit  einander  übereinstimmen,  sich  aber,  sobald  die 
Bereicherung  vorschreitet,  in  zwei  Klassen,  in  die 
ländlichen  und  in  die  städtischen  Com- 
munen, trennen,  welche  desto  verschiedener  von 
einander  werden,  je  grössere  Fortschritte  der  Reich- 
thum wirklich  gemacht  hat.  Mit  demselben  und  dem 
dadurch  erhöhten  Bodenwerthe  tritt  die  Notwendigkeit 
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der  sorgfältigem  Benutzung  des  Bodens  ein,  zu  wel- 
cher es  erforderlich  ist  ,  dass  diejenigen ,  welche  sich 
ihr  widmen,  sie  zu  ihrer  alleinigen  Beschäftigung  ma- 
chen, also  alle  andere  Geschäfte,  welche  sich  nicht 
unmittelbar  auf  die  Gewinnung  der  Bodenproducte  be- 
zichen, Andern  überlassen.  Dadurch  scheiden  sich  die 
Beschäftigungen  in  solche,  bei  welchen  durch  des 
Menschen  Arbeit  die  Wirksamkeit  der  Na- 
turkräfte ausser  ihm  unterstützt  wird,  und  in 
solche,  bei  welchen  diese  Naturkräftc  nur  der 
Wirksamkeit  der  menschlichen  Arbeit  zu 
Hülfe  kommen.  Bei  den  erstem  ist  der  Boden  stets 
die  Hauptsache,  und  alles  bezieht  sich  nur  auf  seine 
Benutzung  und  Verbesserung;  bei  den  andern  gewährt 
er  in  der  Regel  wenig  mehr,  als  den  Raum,  auf  wel- 
chem sie  getrieben  werden,  und  tritt  daher  mehr  oder 
minder  in  den  Hintergrund.  Hiernach  bilden  sich  die 
beiden  Klassen  der  örtlichen  Verbindungen  verschieden 
von  einander  aus.  Je  nothwendiger  es  wird,  den  gan- 
zen Fleiss  und  die  ganze  Aufmerksamkeit  auf  den  Bo- 
den zu  verwenden,  um  ihn  bei  seinem  gestiegenen 
Werthe  belohnend  bewirthschaften  zu  können,  desto 
weniger  dürfen  die  Landwirthe  von  allen  Theilen  ihrer 
Ländereien  entfernt  sein,  und  desto  dringender  wird  es 
einem  Jeden  derselben,  sobald  nur  das  angesammelte 
Capital  seinen  Wirthschaftsbetrieb  von  der  gegenseiti- 
gen Unterstützung  weniger  abhängig  macht,  den  bis- 
herigen gemeinschaftlichen  Wohnort  zu  verlassen,  und, 
um  die  abgegrenzten  Ländereien  vollständiger  über- 
sehen zu  können,  in  der  Mitte  derselben  seine 
Wohnung  zu  wählen.  Bei  allen  andern  Beschäf- 
tigungen hängt  aber  der  Erfolg  hauptsächlich  von  der 
bei  der  Landwirthschaft  weniger  zulässigen  Verthei- 
lung  der  Geschäfte  ab,  und  davon,  dass  Einer  dem 
Andern  in  die  Hand  arbeitet,  was  nur  in  näherm 
Beisammensein  geschehen  kann,  und  dieses  da- 
her, je  weiter  die  Vertheilung  geht,  desto  nothwendi- 
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o-er  macht.  So  lösen  sich  daher  die  mit  der  Ansiede- 
Jung  entstandenen  mit  einander  übereinstimmenden  ört- 
lichen und  nachbarlichen  Verbindungen  in  die  beiden 
Klassen  derselben  auf,  welche  sich  wesentlich  von 
einander  unterscheiden ,  und  deren  Gestaltung  sich  mit 
dem  Fortgange  der  Bereicherung  und  Cultur  auf  eine 
ganz  entgegengesetzte  Weise  ausbildet.  Die  ländlichen 
Verbindungen  werden  mit  der  Entfernung  der  Wohnun- 
gen der  Landbesitzer  von  einander  immer  lockerer  und 
bestehen  zuletzt  nur  aus  Verbindungen  von  Herrschaft 
und  Dienstleuten,  statt  dass  die  städtischen  Verbin- 
dungen, deren  Mitglieder  sich  theils  mit  der  Verarbei- 
tung der  Naturerzeugnisse,  theils  mit  dem  Anbau  des 
Geistes,  der  bei  ihnen  die  Stelle  des  Bodens  vertritt, 
und  mit  der  Vertauschung  dessen,  was  Natur,  Geist 
und  Hand  geliefert  haben,  beschäftigen,  sich  immer 
enger  schliessen  und  ihren  Verband  befestigen.  Durch 
diesen  Einfluss  der  Bereicherung  und  Cultur,  welcher 
auf  die  städtischen  Verbindungen  convergirend,  auf 
die  ländlichen  dagegen  divergirend  wirkt  und  die 
Städte  von  dem  Lande  scheidet,  würden  die  Bewohner 
des  letztern  ausser  allen  über  den  Hausstand  hinaus- 
gehenden Verbindungen  gesetzt  werden,  wenn  nicht 
der  Flor  der  städtischen  Gewerbe  von  dem  der  ländli- 
chen abhängig  wäre,  und  diese  wiederum  in  den  Städten, 
als  den  Mittelpuncten  des  Verkehrs,  ihre  Vereinigungs- 
punete  fänden.  Ebenso  noth wendig,  wie  den 
Städten  das  Land  ist,  sind  daher  dem  Lande 
die  Städte;  hat  das  Bedürfniss  sie  hervorgerufen,  so 
äussert  sich  auch  die  aus  dem  Verkehr  hervorgehende 
Anziehungskraft,  welche,  indem  sie  die  Mitglieder  ei- 
nes städtischen  Gemeinwesens  zu  einem  solchen  verei- 
nigte, dasselbe  entstehen  liess,  nicht  blos  innerhalb 
der  Grenzen  desselben,  sondern  erstreckt  ihre  Wirk- 
samkeit nach  Maassgrabe  ihrer  Stärke  in  mehr  oder 
minder  grossen  Umkreisen  gleichfalls  über  das  platte 
Land,  wodurch  jede  Stadt  das  zu  ihrem  Bestehen 
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nothwendigc  Gebiet  ihres  Verkehrs  erhält, 
und  die  ganze  Landfläche  in  die  oft  einander  durch- 
kreuzenden Gebiete  der  verschiedenen  Städte  aufgenom- 
men wird,  welche  wieder  in  den  Haupt-  und  Handels- 
städten den  Vereinigungspunct  ihres  Verkehrs  haben, 
und  so  alle  Bewohner  eines  Landes  auf  eine  wirksa- 
mere und  umfassendere  Weise  mit  einander  verbinden, 
als  es  durch  das  Band  der  ersten  Verbindung,  aus  de- 
ren Trennung  die  von  einander  verschiedenen  Corpora- 
tionen  hervorgingen,  geschehen  konnte. 

Die  dritte  Klasse  der  Verbindungen ,  die  Bernf'S- 
verbindllllg'eil 9  entstehen  da,  wo  Personen 
verschiedenen  Berufs  zusammenleben,  also 
vorzugsweise  in  den  Städten^  und  verbinden  die- 
jenigen mit  einander,  welche  einen  und  denselben  Be- 
ruf haben,  wenn  sie  ihr  übereinstimmendes  In- 
teresse zu  einem  gern einschaf  tlich  en  machen, 
was  stets  geschehen  würde,  wenn  nicht  der  aus  dem 
gleichen  Ideenkreise  erfolgenden  gegenseitigen  Annähe- 
rung der  Berufsgenossen,  insofern,  als  ihr  Einkom- 
men, wie  bei  allen  Gewerben,  von  der  Kundschaft, 
welche  die  Berufsarbeiten,  und  von  dem  Absatz,  wel- 
chen die  Erzeugnisse  derselben  finden,  abhängt,  Eifer- 
sucht und  Eigennutz  entgegenwirkten.  Dem  Bestre- 
ben jedes  Gewerbtreibenden,  seinen  Mitgenossen  Kund- 
schaft und  Absatz  abzugewinnen,  wodurch  sie  von 
einander  entfernt  gehalten  werden,  tritt  aber  bei  be- 
schränktem Capital  und  Gewerbbetriebe  die  Notwen- 
digkeit der  gegenseitigen  Unterstützung  entgegen,  um 
sich  gemeinschaftlich  theils  der  Dienstbarkeit 
der  Arbeiter  mehr  zu  vergewissern,  theils 
die  grössern  zum  Ge werbbetriebe  erforder- 
lichen Anlagen  zu  verschaffen,  welche  jeder 
Einzelne  weder  aus  eignen  Mitteln  hinstellen,  noch 
fortdauernd  benutzen  kann.  Aus  dieser  Notwendig- 
keit  gehen  die  Zünfte  und  Innungen  hervor, 
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welche  sich  dadurch  von  einander  unterscheiden,  dass 
bei  den  erstem  die  Abhängigkeit  der  Arbeiter 
durch  die  an  gewisse  Bedingungen  geknüpf- 
te Erlernung  des  Gewerbes,  bei  den  andern  da- 
gegen die  Errichtung  der  Gewerbsanlagen  auf 
gemeinschaftliche  Kosten  und  zur  gemein- 
schaftlichen Benutzung  bezweckt  wird.  Beide 
sind  daher  Gesellschaften,  welche  sich  ursprünglich 
auf  Verträge  gründen,  aus  denen  später  die  Gewerbs- 
statuten hervorgegangen  sind,  und  den  Zunft-  und 
Innungsmitgliedern  den  ausschliesslichen  Gewerbbe- 
trieb ohne  höhere  Gewalt  schon  dadurch  sichern,  dass, 
so  lange  des  beschränkten  Capitals  wegen  jeder  Ge- 
werbtreibende  der  Unterstützung  seiner  Genossen  be- 
darf, keiner  derselben  sich  von  der  Verbindung  aus- 
schliessen  kann.  Hört  diese  Nothwendigkeit  aber  auf, 
weiden  die  Gewerbtreibenden  dadurch,  dass  bedeuten- 
dere Capitale  sich  auf  die  Gewerbe  hinwenden,  in  eine 
selbstständigere  Lage  versetzt,  so  bedürfen  sie  der  ge- 
genseitigen Beihülfe  zur  Einrichtung  und  Unterhaltung 
der  Gewerbsanlagen  auch  nicht  mehr,  können  sie  bei 
dem  weitern  Umfange  ihres  Gewerbbetriebs  allein  fort- 
dauernd benutzen,  und  was  die  Arbeiter  anbetrifft,  so 
wird  das  Verhältniss  derselben  zu  dem  reichen  Fabrik- 
herrn von  selbst  ein  abhängigeres,  als  das  zu  einem 
armen  Handwerksmeister,  welchen  jede  Unterbrechung 
der  Arbeit  gleich  in  Nahrungssorgen  versetzt.  So  nütz- 
lich und  nothwendig  daher  die  Zünfte  und  Innungen 
sind,  so  lange  Armuth  vorwaltet,  so  sehr  schwindet 
ihre  Bedeutsamkeit  mit  dem  Fortgange  der  Bereiche- 
rung, und  sie  lösen  sich  dann  von  selbst  auf;  ist  dieser 
Zeitpunct  eingetreten,  so  wird  ihre  zwangsweise  Er- 
haltung ebenso  nachtheilig ,  als  vor  demselben  ihre 
zwangsweise  Unterdrückung. 

Endlich  entstehen  noch  in  jedem  geselligen  Zusam- 
menleben der  Menschen  Unterschiede  unter  denselben, 
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welche  aus  dem  edelsten  Triebe  des  menschlichen  Cha- 
rakters^ aus  derDankbarkeit,  hervorgehen.  Grosses 
Vermögen  an  persönlichen  oder  dinglichen  Gütern  giebt 
dem  Besitzer  desselben  stets  die  Macht,  über  die  Kräfte 
Anderer  zu  gebieten,  und  verschafft  ihm  dadurch  vor 
diesen  einen  Vorzug,   den  sie  ihm  einräumen  müssen; 
wendet  er  aber  sein  Vermögen  zum  Besten  der  Andern 
an,  so  dass  diesen  daraus  Vortheile  entstehen,  so  er- 
wirbt er  sich  Ansprüche  auf  ihre  Dankbarkeit,  welche 
sie  ihm,   wenn  Gegendienste  nicht  stattlinden  können, 
nur  dadurch  zu  bezeigen  im  Stande  sind,  dass  sie,  in. 
Anerkennung   seiner  Verdienste,    ihm  einen 
Vorrang    zugestehen.      So    entsteht    der  Ver- 
dieiiStadelj  der  von  selbst  in  den  £rb-  oder  C*e- 
blirtsadel  übergeht,  weil  Jeder,  der  sich  aus- 
zeichnet,  auch  seine  Kinder  zu  Gegenstän- 
den der  Aufmerksamkeit  macht,  und  wenn  es 
durch  Verdienste  geschehen  ist,   die  Aufmerksamkeit, 
welche  man  seinen  Nachkommen  widmet,  zugleich  ein 
Mittel  wird,  um  den  Anforderungen  des  Dankgefühls 
genügen  zu  können.     Der  Vater  wird  dann  im  Sohne 
geehrt,  und  indem  man  dem  letztern  den  von  dem  er- 
stem erworbenen  Vorrang  einräumt,  wird  er  zum  Re- 
präsentanten desselben  erhoben  und  steigt  desto  höher 
im  Range,  je  mehrere  solcher  Vorfahren,  denen  schon 
der  Vorrang  zu  Theil  wurde,  er  so  zu  repräsentiren 
hat.     Daher  der  Werth,  wTelchen  Ahnen  und 
Vorzeit  für  den  Adel  haben.    Mit  der  Entstehung 
des  Adels,  welcher,  wenn  auch  der  Name  fehlt,  in  je- 
dem Volke  sich  bildet,   theilt   sich   dasselbe  in  zwei 
Stände,  den  Adel  und  den  Nichtadel,  welche  durch 
ihr  verschiedenes  Interesse  ebenso  von  einander  ge- 
trennt, als  die  Mitglieder  jedes  Standes  durch  das  über- 
einstimmende mit  einander  vereint  werden.     Da  jeder 
erfreuliche  Besitz  mit  dem  Wunsche  ihn  zu  erhalten 
verbunden  ist,  so  hat  der  Adel  das  Bestreben ,  dass 
der  bestehende  Zustand,  in  welchem  er  den  Vorrang- 
IS* 
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geniesst,  fortdauere,  weil  mit  jeder  Veränderung  des- 
selben mehr  oder  weniger  die  Erinnerung  an  die  Ver- 
gangenheit ,  aus  welcher  die  Gegenwart  hervorging,  er- 
löschen kann.  Der  Nichtadel  dagegen  ist  an  diese  nicht 
so  gebunden ,  sein  Bestreben  ist  mehr  auf  die  Zukunft, 
und  auf  die  Hoffnungen ,  welche  sie  ihm  eröffnet  ,  ge- 
richtet, und  gleichwie  das  Interesse  des  Adels  daher 
an  das  Beharren,  ist  das  des  Nichtadels  an  das 
Verändern  geknüpft.  Das  blosse  Beharren  bei  dem 
Bestehenden  schliesst  indessen  mit  jeder  Veränderung 
auch  jede  Verbesserung  aus,  wogegen  selbst  jede  Ver- 
besserung, wenn  sie  nicht  auf  das  Bestehende  gegrün- 
det ist,  zu  einer  Zerstörung  desselben  wird;  soll  da- 
her jede  Zeit  der  Vortheile,  welche  ihr  die  vorherge- 
gangene dargeboten,  nicht  verlustig  gehen,  sollen,  da 
Stillstände  im  Laufe  der  Welt  unmöglich  sind  und  das 
Beharren  im  Leben  wie  im  Zusammenleben  der  Tod 
ist,  Rückschritte  vermieden  werden,  und  der  Zustand 
ein  stetes  Fortschreiten  zum  Bessern  sein,  so  darf  das 
Interesse  des  einen  Standes  nicht  das  des  andern  un- 
terdrücken, sondern  beide  müssen  sich  in  gleichmässi- 
ger  Wirksamkeit  behaupten.  Ebenso  wenig  das  Dasein 
des  Adels  ohne  den  Nichtadel  denkbar  ist,  ebenso 
nothwendig  ist  der  erstere  dem  letztern,  und  wenn 
ausser  der  sittlichen  Würde,  durch  welche  der  Adel 
sein  Ansehn  und  seine  Wirksamkeit  sich  selbst  sichert, 
noch  Aeusseres  dazu  beitragen  kann ,  so  ist  es  diese 
Notwendigkeit.  Da  die  Mitglieder  beider  Stände  nur 
in  dem  übereinstimmenden  Interesse  mit  einander  ver- 
eint sind,  aber  weder  Verbiif düngen  und  noch 
weniger  Gesellschaften  bilden,  so  finden  nur  in 
Hinsicht  des  Adels  eigentümliche  -Rechtsverhältnisse 
insofern  statt,  als  aus  der  Anerkennung  desselben  folgt, 
das  jede  Beleidigung  eines  Mitgliedes  dieses  Standes 
nicht  blos  seine  persönliche  Ehre,  sondern  auch  die 
seiner  Vorfahren,  als  deren  Repräsentant  er  anerkannt 
wird,  antastet,  sowie  bei  dem  Anspruch  auf  den  Vor- 
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rang  des  Adels  jede  auf  sich  geladene  Schuld  auch  den 
Namen  und  die  Ehre  der  repräsentirten  Vorfahren  be- 
fleckt, also  in  beiden  Fällen  ein  doppeltes  Vergehen 
begangen  wird. 

So  wohlthätig  und  nothwendig  die  häuslichen  Kreise, 
die  Orts-  und  Berufskörperschaften  und  die  Stände  der 
menschlichen  Geselligkeit  sind,  so  wenig  sind  sie 
zureichend,  dieselbe  möglich  zu  machen  und 
zu  erhalten  und  durch  dieselbe  die  Zwecke 
des  Menschen  zu  erfüllen.  Nach  den  vorherge- 
gangenen Untersuchungen  hängt  die  Möglichkeit  der 
Verbesserung  seines  Zustandes  und  seiner  Selbst,  sein 
Streben  zum  Ideale,  theils  von  dein  Umfange  der  ihm 
zu  seinem  Leben  und  zu  seiner  Vervollkommnung  zu- 
stehenden Mittel,  theils  von  der  wirksamsten  Benutzung 
derselben,  und  jedes  dieser  beiden  Erfordernisse  wie- 
der von  der  durch  die  möglichst  grösste  Vcrtheilung 
der  Geschäfte  ausgebreitetsten  Vereinigung  der  mensch- 
lichen Kräfte,  also  von  einer  Verbindung  der 
Menschen  mit  einander  ab,  durch  welche 
diese  Vereinigung  möglich  wird,  und  in  wel- 
cher Alle  durch  die  G e s a m m t h e i t  ihrer  ver- 
einten Kräfte  das  für  Jeden  Unerreichbare 
erlangen  können.  Eine  solche  Verbindung,  welche 
der  Zweck  des  Menschen  verlangt,  ist  aber  keine  der 
so  eben  betrachteten,  denn  an  diesen  nimmt  er  nur  als 
Familienglied,  als  Ortseinwohner,  als  Berufs-  oder 
Standesgenossc,  mithin  nur  stets  in  beschränkten  Be- 
ziehungen Antheil,  und  nicht  in  der  allgemeinen  als 
Mensch,  als  das  zur  Selbstbestimmung  und  Vervoll- 
kommnung berufene  Wesen;  bei  einigen  dieser  Verbin- 
dungen ist  es  auch  nicht  einstens  nothwendig,  dass  Je- 
der an  denselben  Thcil  nehme,  bei  andern,  dass  sie 
unter  allen  Umständen  statt  finden,  keine  derselben  kann 
für  sich  allein  bestehen,  und  alle,  indem  sie  die  Ver- 
bundenen einander  näher  bringen,  entfernen  sie  dadurch 
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von  den  Andern.  Um  so  unentbehrlicher  ist  daher  dem 
Menschen  noch  eine  Verbindung,  welche  zur  Aus- 
gleichung der  so  verschiedenen  besondern 
Interessen  alle  seine  Interessen  umfasst, 
an  welcher  der  Mensch  nur  als  Mensch  ohne  Rücksicht 
auf  Geschlecht,  Alter,  Stand  und  Beschäftigung  Theil- 
nehmer  ist,  und  in  welcher,  weil  nur  aus  dem  verein- 
ten Leben  und  der  Wirkung  der  Kräfte  seiner  Mitmen- 
schen auf  ihn  und  mit  ihm  seine  Menschwerdung  her- 
vorgeht, erst  seine  Geselligkeit  möglich  wird,  und  jene 
speciellen  Verbindungen,  welche  diese  schon  voraus- 
setzen, entstehen  können. 

Wie  wrird  aber  eine  solche  der  Natur  und 
dem  Zwecke  des  sittlich  freien  und  vervoll- 
kommnungsfähigen Menschen  nicht  blos  an- 
gehörig e,  sondern  vielmehr  not  h  wendige 
Verbindung  beschaffen  sein  müssen V 

Sollen  Kräfte  mit  einander  wirken  und  sich  gegen- 
seitig dabei  unterstützen,  so  muss  das  Wirken 
derselben  ein  planmäSSigeS  sein,  und  es  ist 
daher  die  erste  Bedingung  des  Bestehens  jeder  Verbin- 
dung, dass  die  Wirksamkeit  aller  Mitglieder,  soweit 
sie  sich  auf  die  Mitgliedschaft  bezieht,  nach  einem  be- 
stimmten Plane  geschehe,  welcher  also  auch  derjeni- 
gen Verbindung  nicht  fehlen  darf,  in  welcher  der  Mensch 
hei  der  ihm  zur  Nothwendigkeit  gemachten  Geselligkeit 
unter  allen  Verhältnissen  leben  soll.  Obgleich  der  Plan 
für  diese  Verbindung  schon  aus  der  menschlichen  Na- 
tur und  aus  den  jedesmaligen  Umständen  des  Lebens 
sich  ergiebt,  also  nicht  vorgeschrieben  zu  werden 
braucht,  so  erheischt  seine  Ableitung  doch  schwierige 
Untersuchungen,  und  er  muss  deshalb  ausgespro- 
chen werden  und  zwar  von  einer  Macllt,  wel- 
che zugleich  eine  Gewalt  sein  muss,  weil  zur 
Entfernung  jeder  Ungewissheit  im  Handeln  ihn  anzu- 
befehlen nothwendig  wird,  und  damit  er  im  Fall  von 
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Uebertretungen  zwangsweise  aufrecht  erhalten 
werden  kann.  Da  die  Verbindung  alle  Interessen 
des  Menschen  umfassen  soll,  so  muss  dieses  auch  von 
der  Macht  und  Gewalt  geschehen,  welche,  wenn  sie 
für  dieselbe  eine  leitende  und  lenkende  ist  und  ihr  den 
einer  jeden  noth  wendigen  Vereinigungs- 
punct  bildet,  eine  Regierung'  ist,  und  für  diese 
Verbindung  weder  eine  Gewalt  neben  sich  und 
noch  viel  weniger  eine  höhere  über  sich  ha- 
ben kann.  Die  Möglichkeit  mehrerer  Vereinigungs- 
puncte  ist  schon  mit  dem  Begriff  derselben  unverträg- 
lich, weil  jeder  als  solcher  für  sich  vereinigen  wird, 
und  sie  daher  die  Verbindung,  für  welche  sie  sich  ne- 
ben einander  befinden,  statt  zu  schliessen,  auflösen 
würden;  für  jede  Verbindung  kann  daher  im- 
mer nureinVereiiiigungspunctsein,  und  wenn 
derselbe  eine  Gewalt  ist,  nur  eine  Gewalt, 
auch  wenn  nicht  mehrere  Gewalten  ebenso  leicht  ge- 
gen einander,  als  mit  einander  wirken  können.  Am  we- 
nigsten ist  aber  über  einer  alle  Interessen  des  Men- 
schen umfassenden  Gewalt  eine  höhere  denkbar,  nicht 
blos,  weil  eine  Gewalt  an  und  für  sich,  welche  einer 
andern  Gewalt  unterworfen  ist,  aufhört  eine  solche  zu 
sein,  sondern  weil  noch  dazu,  wenn  sie  alle  Interes- 
sen des  Menschen  umfasst,  keine  von  einem  weitern 
sie  einschliessenden  Wirkungskreise  —  denn  dadurch 
würde  sie  nur  zu  einer  höheren  werden  —  möglich  sein 
kann;  wäre  eine  solche  über  ihr  möglich  und  wirklich 
da,  so  würde  sie  auch  nicht,  wie  es  die  jedesmaligen 
Umstände  und  Bedürfnisse  der  Verbindung  erfordern, 
vielmehr,  wie  es  ihr  von  jener  vorgeschrieben  wird, 
also  auch  wohl  dem  Interesse  der  Verbindung  entgegen 
verfügen  und  dieselbe  als  ein  Mittel  zu  ausser  dersel- 
ben liegenden,  mithin  fremden  Zwecken  behandeln  müs- 
sen. Die  regierende  Macht  einer,  alle  Inter- 
essen des  Menschen  umfassenden  Verbindung 
muss    daher    eine  selbststäntfige ,  folglich 


184 


—    III.  — 


unabhängige  oder  souveraine  sein,  aber  sie 
muss  auch  der  Verbindung  selbst  angehören, 
weil  sonst  ihr  Interesse  von  dem  derselben  ein  getrenn- 
tes, folglich  nicht  nothwendig  übereinstimmendes  sein 
würde.  Ist  dieses  der  Fall,  so  wird  die  Verbindung 
selbst  dadurch  zu  einer  selbstständigen. 

Da  unter  Macht  das  Vermögen,  was  wir  wollen, 
in  Ausführung  zu  bringen ,  verstanden  wird ,  ein  Wille 
aber  nur  einer  Person  angehören  kann,  so  kann  auch 
eine  regierende  Macht  nur  als  eine  Person 
in  die  Wirklichkeit  treten.  Man  unterscheidet  ge- 
wöhnlich physische  und  moralische  Perso- 
nen und  bezeichnet  mit  dem  letztern  Namen  eine 
Mehrzahl  von  Personen,  welche,  zu  einem  bestimmten 
dauernden  Zweck  vereinigt,  eine  Einheit  in  rechtlicher 
Beziehung  bilden  und  deshalb  zusammengenommen  ge- 
wisse Rechte  und  Pflichten  haben;  indessen  leuchtet 
es  von  selbst  ein,  dass  dieses  nur  die  angenommene 
Bezeichnung  eines  Begriffs  ist,  denn,  da  jede  Person 
ihrem  Wesen  nach  ein  Individuum  ist,  so  kann  auch 
eine  Person  weder  aus  mehreren  bestehen,  noch  meh- 
rere sich  in  eine  verschmelzen.  Alles  Persönliche 
kann  daher  nie  zu  einem  Gemeinschaftlichen 
werden,  und  ein  gemeinschaftlicher  W  i  1 1  e 
oder  ein  Gesammtwille  liegt  also  ausser  den 
Grenzen  der  Möglichkeit.  Das,  was  man  so  bei 
einer  Gesammtheit  oder  bei  einer  moralischen  Person 
benennt,  ist  nur  der  übereinstimmende  Wille  der 
Mitglieder,  und,  da  sich  ein  solcher  bei  allen  nicht 
noth wendigerweise  voraussetzen  lässt,  der  überein- 
stimmende W i  1 1  e  der  Mehrzahl  derer,  wel- 
che bei  eintretender  Verschiedenheit  der 
Meinungen  gleicher  sind;  diese  Mehrzahl  kann 
indessen  nicht  immer  aus  denselben  Personen  bestehen, 
weil  sonst  die  andern  entbehrlich  sein  würden,  und  es 
tritt  daher  in  dein  sogenannten  Gcsammtwillcn  einer 
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moralischen  Person  der  Wille  bald  der  einen,  bald  der 
andern  Mitglieder  als  bestimmend  hervor,  so,  dass, 
wenn  die  selbstständige  Macht  nicht  monarchisch, 
einer  physischen   Person,    sondern  polyarchistfl, 

einer  moralischen  zusteht,  dieselbe  nur  stets  unter  den 
physischen  Personen  wechselt,  welche  diese  moralische 
ausmachen.  Das  Interesse  der  nothwendigen  Verbin- 
dung ist  aber,  weil  es  ein  allgemeines  und  sie  eine 
nothwendige  ist,  ein  über  alle  Grenzen  dauern- 
des, und  demselben  wird  also  eine  Macht,  welche  es 
befördern  soll,  nur  um  so  mehr  entsprechen  können, 
je  mehr  sie  selbst  eine  dauernde  ist,  zumal  da  schon 
die  Möglichkeit  eines  Wechsels  Eintrag  der  Selbststän- 
digkeit thut.  Selbstständig  und  am  dauerndsten  kann 
daher  die  regierende  Macht  nur  werden ,  wenn  sie 
nicht  auf  bestimmte  Zeit,  sondern  für  die  Le- 
bensdauer einer  physischen  Person  zusteht, 
und  das  Interesse  derselben  wird  sich  mit  dem  der  Ver- 
bindung nur  völlig  verschmelzen,  wenn  die  Regie- 
rung der  Familie  derselben  verbleibt  und  im 
Wege  der  Erbfolge  auf  die  Familienglieder  übergeht. 
Eine  moralische  Person  ist  auch  nicht  so  geeignet,  den 
Vereinigungspunct,  der  die  regierende  Macht  im  Staate 
sein  soll,  zu  bilden,  denn  sie  bedarf,  wie  alles  Zu- 
sammengesetzte, selbst  eines  solchen  zur  Zusammenhal- 
tung ihrer  Glieder,  der  nur  in  einem  Einfachen,  also 
wieder  nur  in  einer  Einheit,  bestehen  kann. 

Das  Regieren  setzt  ferner  die  Aufsicht  über 
die  Regierten  voraus,  und  die  Möglichkeit  der  letz- 
tern ist  daher  eine  gleichfalls  nothwendige  Bedingung 
des  erstem.  Diese  Möglichkeit  ist  aber  nur  in  einem 
Umfange  vorhanden,  welcher  die  Uebersicht  verstattet, 
und  eine  selbst  ständige  Verbindung  kann  sich 
mithin  nicht  über  die  ganze  Menschheit  er- 
strecken, sondern  nur  einen  Thcil  derselben  in  sich 
schliessen;    hieraus  folgt  unmittelbar,  dass,   da  jeder 
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Mensch  Mitglied  einer  solchen  Verbindnng  sein  muss, 
mehrere  derselben  neben  einander  bestehen 
müssen,  und  also  die  Notwendigkeit  der  Verthei- 
lung  der  Menschheit  in  Verbindungen  der  Art,  welche 
abgesondert  von  einander,  jede  unter  einer  selbstständi- 
gen Regierung,  in  sich  abgeschlossene  Vereine  bilden, 
und ,  sobald  die  mit  einander  Verbundenen  feste  Wohn- 
plätze ergriffen  haben,  bestimmte  Oebiete  einnehmen 
und  sich  auch  durch  die  Grenzen  derselben  von  einan- 
der abscheiden.  Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  äus- 
sern Verhältnisse,  unter  welchen  die  Menschen  auf  der 
ausgedehnten,  überall  verschiedenen  Oberfläche  der  Erde 
leben,  dieselben,  welche  die  Racen  -  Unterschiede  ent- 
stehen liessen,  und  ebenso  die  abweichenden  Schick- 
sale ,  welche  jede  Race  und  jedes  V olk  in  jeder  der- 
selben erlitten  haben,  machen  aber  die  Zustände 
der  Vereinten  in  jeder  dieser  Verbindungen 
verschieden,  und  da  diese,  ihrer  Beschaffenheit  nach, 
den  jedesmaligen  Zuständen  stets  entsprechend  sein 
müssen,  so  können  sie  ungeachtet  des  gleichen  Ziels 
nicht  in  derselben  und  in  ihrer  Einrichtung  mit  einander 
übereinstimmen,  sondern  müssen  not h wendiger- 
weise in  verschiedenen  und  nach  Maassgabe 
der  Veränderlichkeit  der  Zustände  auch  ver- 
änderlichen Formen  erscheinen. 

Lassen  Sie  uns  jetzt  einen  Rückblick  auf  den  Weg- 
machen, den  wir  gemeinschaftlich  in  diesen  Untersu- 
chungen nunmehr  zurückgelegt  haben. 

Da  der  Staat  zu  den  Erfahrungsgegenständen  ge- 
hört, so  konnten  wir  uns  zur  Beantwortung  der  Fra- 
ge: Was  er  sei?  nur  an  die  Erfahrung  wenden.  Diese 
konnte  uns  aber  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der 
Staaten  keine  weitern  Aufschlüsse  über  das  Wesentli- 
che derselben  darbieten,  als,  dass  es  Verbindungen 
von  Menschen  unter  einer  höchsten  sclbstständigen 
Macht  sind,   und  der  hieraus  für  die  Untersuchung  zu 
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ziehende  Gewinn  beschränkte  sich  nur  darauf,  dass  ihr 
durch  diese  aufgefundenen  Merkmale  der  Staaten  eine 
bestimmte  Richtung  gegeben  wurde.  Da  Verbindungen, 
welche  verschiedene  und  wechselnde  Formen  haben, 
und  in  welchen  eine  Herrschaft  die  Beherrschten  re- 
giert ,  sonst  bei  keiner  Art  der  belebten  Wesen  ange- 
troffen werden,  so  liess  sich  daraus  schliessen,  dass 
die  Staaten,  welche  solche  Verbindungen  sind,  nicht 
nur  der  Menschheit  allein  angehören,  sondern,  dass  sie 
auch,  weil,  der  Unterwerfung  ungeachtet,  jeder  Mensch 
in  denselben  lebt,  ihr  ein  nothwendiges  Erforderniss 
sein  müssen.  Welchem  Bedürfnisse  sie  abhelfen  sol- 
len, liess  sich  nur  hoffen  durch  eine  nähere  Betrach- 
tung der  Natur  des  Menschen  auf  die  Spur  zu  kommen, 
wreil  dasselbe  ,  wenn  der  Staat  allein  Sache  der  Mensch- 
heit ist,  nur  aus  der  eigenthümlichcn  Beschaffenheit 
dieser  hervorgehen  kann,  und  so  wurden  wir  dann  zur 
Anthropologie  geführt ,  um  in  derselben  die  Fundamente 
der  Staatslehre  zu  suchen.  Sie  lehrte  uns  den  Menschen, 
ungeachtet  seiner  grossen  körperlichen  und  geistigen  Ver- 
schiedenheit, als  eine  völlig  abgesonderte  Einheit  im 
Reiche  der  Wesen  erkennen,  dass  die  ihm  ausschliess- 
lich verliehene  Vernunft  der  Grund  alles  Eigenthümlichen 
in  ihm  ist,  und  dass  er  vermöge  und  behufs  derselben 
zur  Selbstbestimmung  und  unbegrenzten  Vervollkomm- 
nungsfälligkeit organisirt  ist,  dass  er  aber  endlich,  weil 
er  ein  Glied  in  der  Reihe  jener  Wesen  ausmacht,  mit 
denselben  so  verkettet  ist,  dass  er  sich  mit  denselben 
in  einer  steten  Wechselwirkung  befindet,  und  dass  in 
dieser  sein  Handeln  und  Wirken  durch  die  Mittel  be- 
dingt wird,  welche  er  zur  Erreichung  seiner  Zwecke 
in  und  ausser  seiner  Person  sich  zu  verschaffen  ver- 
mag. Die  Untersuchung  über  diese  Mittel  oder  über 
die  Güter  ergab  ferner,  dass  sowohl  die  Entstehung 
derselben,  als  die  Versorgung  mit  denselben  von  der 
Verbindung  der  Menschen  mit  einander  und  der  Verei- 
nigung ihrer  Kräfte  abhängig  ist  5  die  erstere  zeigte  sich 
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nur  möglich  bei  der  Beschränkung  der  Handlungsfrei- 
heit eines  Jeden  zur  Aufrechthaltung  der  höchst  mög- 
lichsten allgemeinen  ,  oder  unter  den  Bedingungen,  wel- 
che das  Recht  aufstellt ,  die  letztere  aber  nur  vortheil- 
haft  bei  einem  planmässigen  Wirken  der  vereinten 
Kräfte,  und  beides  kann  nur  stattfinden  in  einer  Ver- 
bindung, welche  von  einer  selbstständigen  Macht  regiert 
wird  und  die  dem  jedesmaligen  Zustande  der  Verbun- 
denen anpassende  Gestaltung  angenommen  hat.  Bei 
der  Unmöglichkeit,  dass  eine  solche  Verbindung  alle 
Menschen  umfassen  könne,  fordert  daher  die  eigen- 
thümliche  Natur  und  die  Vervollkommnung  der  Mensch- 
heit ihre  Theilung  in  eine  Mehrzahl  selbstständiger 
Verbindungen,  von  welcher  jede  wegen  der  verschie- 
denen persönlichen  und  äussern  Verhältnisse  in  einer 
verschiedenen  und  wegen  der  nie  gleichbleibenden  Zu- 
stände veränderlichen  Form  erscheinen  muss.  Fassen 
wir  jetzt  diese  Bedingungen  der  für  nothwendig  zum 
Zwecke  des  Menschen  anzuerkennenden  Vereinigungen 
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zusammen,  so  entdecken  wir  gleich,  dass  dieselben 
mit  den  Merkmalen  übereinstimmen,  welche  wir,  als 
die  allgemeinen,  bei  den  mit  dem  Namen  der  Staa- 
ten bezeichneten  Verbindungen  ermittelt  haben,  dass 
die  Untersuchung  uns  also  zu  dem  Puncte,  von  wel- 
chem wir  ausgingen ,  zurückgeführt  und  uns  die  Staa- 
ten als  jene  der  Natur  des  Menschen  nothwendigen 
und  in  derselben  begründeten  Verbindungen  kennen  ge- 
lernt hat.  Dass  das  Ergebniss  dieser  Untersuchung  in 
der  Erfahrung  seine  Bestätigung  findet,  ist  zugleich  ein 
neuer  Beweis,  dass  wir  bei  der  Feststellung  des  Zwck- 
kes  der  Menschheit,  auf  welche  sie  sich  stützt,  nicht 
gefehlt  haben. 

So  sind  wir  denn  auf  einen  Standpunkt  gelangt, 
welcher  uns  einen  tiefern  Blick  in  das  AVesen  des 
Staates  verstattet,  und  können  nach  den  auf  dem  lan- 
gen Wege  der  Untersuchung  gewonnenen  Kenntnissen 
den  Begriff  desselben  aufstellen.    Der  Staat  ist  eine 
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Verbindung  von  Menschen  durch  eine  selbst- 
ständige regierende  Macht.  Da  er  der  Natur 
des  Menschen  angehört,  so  bestätigt  sich  dadurch  die 
frühere  Behauptung ,  dass  er  keine  Erfindung  desselben 
ist,  und  da  jeder  Mensch  in  einem  Staate  sein  muss  und 
keiner  von  der  Staatsverbindung  ausgeschlossen  sein 
kann,  so  kann  auch  der  Staat  nicht  auf  Verträgen  be- 
ruhen, denn  jeder  Vertrag  setzt  die  Möglichkeit  einer 
Willkür  der  den  Vertrag  Schliessenden  voraus,  die  hier 
nur  höchstens  in  Hinsicht  der  Wahl  des  Staates  vorhan- 
den ist.  Er  ist  nicht  einstens  eine  Gesellschaft,  wenn 
man  mit  diesem  Namen  eine  vermöge  eines  Vertrages 
zu  einem  bestimmten  Zweck  eingegangene  Verbindung 
bezeichnet,  denn  die  meisten  Staatsmitglieder  kennen 
nicht  den  Zweck  —  der  noch  dazu  verschieden  ange- 
geben  wird  —  und  alle  haben  sich  nicht  zu  dem  Staate 
verbunden,  sondern  sind  in  denselben  von  der  Natur 
selbst  eingeführt.  Ein  sogenannter  Naturzustand  vor 
und  ausserhalb  dem  Staate,  sowie  eine  bürgerliche 
Gesellschaft  ohne  regierende  Gewalt,  kann  es  daher 
nie  gegeben  haben ;  in  der  Wirklichkeit  ist  der  Mensch 
und  der  Staatsbürger  eins  und  dasselbe  und  die  Ab- 
scheidimg des  einen  von  dem  andern  der  Untergang  für 
beide. 

Die  Untersuchung  giebt  uns  ferner  einen  Aufschluss 
über  den  Staatszweck*  der  bei  dem  Staate,  wie 
der  Zweck  bei  jedem  Erfahrungsgegenstande,  in  den 
Begriff  nicht  aufgenommen  werden  kann,  ohne  densel- 
ben schwankend  zu  machen;  denn,  mag  z.  B.  eine  Sache 
zu  einem  oder  dem  andern  Zwecke  benutzt  werden, 
mag  sie  ihn  erfüllen  oder  nicht,  so  bleibt  sie  ihrer  Be- 
schaffenheit nach  doch  immer  dieselbe.  Da  der  Staat 
zur  Erreichung  der  menschlichen  Zwecke  nothwendig 
ist,  diese  daher  durch  ihn  bedingt  werden,  so  kann 
er  keinen  letzten  Zweck  an  und  für  sich 
selbst  haben,  sondern  seinen  um  so  mehr  nur 
in  den  Zwecken  des  Menschen  finden,   als  er 
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nur  in  einer  Gestaltung  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens besteht.  Er  kann  sich  auch  nicht,  weil  seine 
Nothwendigkeit  aus  der  gesammten  Natur  des  Menschen 
hervorgeht  und  er  alle  Interessen  desselben  umfassen 
soll,  nicht  auf  einen  einzelnen  Zweck  desselben  bezie- 
hen, und  ist  daher  weder  ein  blosses  Rechtsinstitut, 
noch  eine  Wohlfarthsanstalt.  Ist  gleich  die  Anwendung 
und  Aufrechthaltung  des  Rechts  nur  in  dem  Staate 
möglich,  so  geht  dasselbe  doch  nicht  aus  diesem,  son- 
dern aus  dem  Verhältniss  des  Menschen  zum  Menschen 
hervor,  und  waltet  in  jedem  Menschen  ohne  Bezug  auf 
den  Staat,  von  welchem  wir  auch  mehr  verlangen,  als 
die  Aufrechthaltung  des  Rechts,  die  ihn,  wenn  sie 
sein  alleiniger  Zweck  sein  sollte,  zu  einer  blossen 
Zwangsanstalt  machen  würde.  Ebenso  wenig  kann 
Wohlfarth  das  dem  Staate  vorgesteckte  alleinige  Ziel 
seines  Strebens  sein,  denn  Glückseligkeit  überhaupt  ist 
nur  das  Höchste  für  blos  empfindende,  aber  nicht  für 
handelnde  Wesen,  als  welche  der  Staat,  weil  sein 
Wirken  nur  ein  Zusammenwirken  seiner  Mitglieder  ist, 
diese  stets  voraussetzen  muss.  Noch  weniger  entspre- 
chen beschränktere  Zwecke,  wie  der  des  Nationalreich- 
thums, der  Aufklärung  u.  s.  w.,  der  umfassenden  Na- 
tur des  Staates,  denn  in  dem  Menschen  giebt  es  nichts 
Abgesondertes,  alles  findet  sich  in  gegenseitigem  Zu- 
sammenhange, und  der  Staat,  welchem  daher,  weil  er 
nicht  einzelne  Seiten  des  Menschen  auffassen  soll,  alle 
Angelegenheiten  desselben  angehören,  kann  daher  nur 
einen  allgemeinen  und  keinen  andern  Zweck  haben,  a  1  s 
die  Beförderung  der  gesammten  Zwecke  der 
Menschheit,  und  da  alle  Zwecke,  wenn  sie  einan- 
der nicht  entgegen  sein  sollen,  sich  auf  einen  letzten 
und  höchsten  beziehen  müssen,  so  ist  dieser  letzte  und 
höchste ,  und  wenn  derselbe  in  der  Vervoll- 
kommnung des  Menschen  gefunden  wird, 
endlich  diese  auch  der  letzte  und  höchste 
Zweck  des  Staates.     Da  alle  Anlagen,  mit  wel- 
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chen  wir  versehen  sind,  nur  in  dem  vereinten  und  ge- 
selligen Leben  zu  Kräften  ausgebildet  werden,  da  die 
Kraft  jedes  Einzelnen  nur,  wenn  sie  mit  den  Kräften 
Anderer  verbunden  ist,  zu  einer  wirksamen  wird,  da 
die  Wirksamkeit  in  sogar  steigendem  Verhältniss  mit 
dem  Umfange  zunimmt,  den  das  gesellige  Leben  der 
Verbindung  der  Kräfte  verstattet,  da  ferner  diese  Ver- 
bindung und  überhaupt  ein  geselliges  Leben  nur  in  dem 
Staate  möglich  wird,  so  werden  durch  ihn  auch  nur 
erst  alle  Resultate  unserer  Kräfte  möglich,  und  wir 
haben  sie  also  dem  Staate  zu  verdanken.  Ohne  zuviel 
zu  behaupten,  können  wir  daher  sagen:  Nur  in  und 
durch  den  Staat  leben,  weben  und  sind  wir;  und  weil 
die  Vervollkommnung,  welche  der  Staat  befördern  soll, 
das  Streben  zum  Heiligsten  ist,  so  ist  daher  auch 
der  Zweck  des  Staats  ein  heiliger  und  er 
selbst  eine  heilige  Sache  des  Menschen. 


Vierter  Aufsatz 


chon  bei  der  Aufsuchung  der  gemeinsamen  Merkmale 
der  Staaten  zeigte  es  sich,  dass  diese  in  der  Form 
derselben  nicht  zu  finden  sind,  weil  alle  Staaten  in  ih- 
ren Gestaltungen  und  Einrichtungen  nicht  nur  von  einan- 
der abweichen,  sondern  auch  nie  in  einen  und  densel- 
ben verbleiben,  und  die  weitern  Untersuchungen,  um 
zur  nähern  Kenntniss  des  Wesens  dieser  der  Mensch- 
heit so  nothwendigen  Verbindungen  zu  gelangen,  er- 
gab es  auch,  dass,  wenn  sie  dem  Zwecke  entsprechen 
sollen,  sie  bei  der  grossen  Verschiedenheit  und  dem 
steten  Wechsel  der  Zustände  weder  in  ihrer  Beschaf- 
fenheit übereinstimmen,  noch  die  einmal  angenommene 
immer  beibehalten  können.  Die  Form  der  Staaten  ist, 
so  wenig  auch  ihr  Vorhandensein  aus  dem  Willen  her- 
vorgeht, demselben  anheim  gegeben,  und  es  können 
daher  über  dieselbe  sowie  über  die  jedesmaligen  Ein- 
richtungen Verfügungen  getroffen  und  Verträge  abge- 
schlossen werden;  aber  der  Wille,  weit  entfernt  hier 
zur  Willkür  zu  werden,  darf  sich,  ohne  nachtheilige 
Folgen  zu  veranlassen,  nicht  von  dem  Staatszwecke 
entfernen,  welchem  jeder  Staat  nur  bei  einer  sich  nach 
seinen  jedesmal  vorhandenen  Verhältnissen  bestimmen- 
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den  Beschaffenheit ,  am  meisten  entsprechen  kann. 
Welche  diese  ist,  und  überhaupt  wie  der  Staat  sein 
soll,  ist  die  Aufgabe,  welche  die  Staatslehre  zu 
beantworten  hat.  Als  eine  praktische  Wissenschaft  soll 
sie  die  nach  Maassgabe  der  persönlichen  und  geselligen 
Zustände  zur  Erfüllung  des  Staatszwecks  erforderlichen 
Bedingungen  der  Staatsorganisation  sowohl  ermitteln, 
als  auch  als  Normen  aufstellen,  und  sie  kann  dieses 
nur  mit  einem  gewissen  Vertrauen  wagen ,  wenn  sie 
ihre  Untersuchungen ,  weil  der  Staat  nicht  einen  für 
sich  bestehenden  Zweck  hat,  sondern  nur  dem  Men- 
schen die  Verfolgung  seines  Zwecks  möglich  machen 
soll,  an  die  der  Anthropologie  entlehnten  Prolegomenen 
anknüpft,  mit  welchen  ich  Sie  in  den  vorhergegange- 
nen Aufsätzen  bekannt  gemacht  habe.  Wenn  Sie  Sich 
dieselben  stets  gegenwärtig  erhalten,  so  wird  alles  das 
Mysteriöse  vor  Ihnen  verschwinden,  was  man  in  die 
Staatslehre  gebracht  hat,  welche  nur  in  ihrer  Einfach- 
heit wahr  sein  kann  und  in  welcher  leider  so  viele 
Künste  gesucht  werden.  Ohne  vorher  mit  des  Men- 
schen Bedürfnissen  und  Hoffnungen  bekannt  geworden 
und  über  dieselben  zu  einer  Ueberzeugung  gelangt  zu 
sein,  dürfen  Sie  aber  nicht  erwarten,  über  die  An- 
sprüche, welche  an  den  Staat  zu  machen  sind,  und 
über  Ihren  künftigen  Beruf,  auch  nur  zu  einiger  Klar- 
heit zu  kommen. 

Da  die  Frage:  Wie  kann  durch  den  Staat 
sein  Zweck  erreicht  werden?  sich  in  die  beiden 
Fragen:  Wasvsoll  der  Staat  leisten?  und:  Wie 
muss  er  beschaffen  sein,  um  dieses  leisten 
zu  können?  auflösen  lässt,  so  zerfällt,  die  Staats- 
lehre in  zwei  Theile,  in  die  Lehre  von  den  erfor- 
derlichen Leistungen  des  Staats,  und  in  die 
Lehre  von  der  erforderlichen  Beschaffenheit 
desselben. 

Die  lielire  von  den  freistunden  des 
Staats  hat  die  Bedingungen  zu  untersuchen,  unter 
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welchen  derselbe,  oder  vielmehr  die  Regierung,  als  die 
Quelle  aller  Wirksamkeit  in  demselben,  beaufsichti- 
gend, vorsorgend  oder  thätig,  also  überhaupt  han- 
delnd auftreten  soll.  Schon  das  Dasein  des  Staats 
und  das  Leben  in  demselben  setzen  den  Menschen  in 
den  Stand  zu  vielfachem  Handeln,  ohne  dazu  von  Sei- 
ten der  Regierung  einer  Leitung  oder  eines  thätigen 
Beistandes  zu  bedürfen,  und  die  eine  wie  der  andere 
würden,  statt  Gewinn  zu  bringen,  nur  die  Selbstbe- 
stimmung ohne  Grund  beeinträchtigen  und  die  Staats- 
mitglieder zu  willenlosen  Wesen  machen,  wenn  sie 
weiter,  als  es  nothwendig  ist,  ausgedehnt  werden  soll- 
ten. Nach  der  Natur  des  Staats,  als  einer  geselligen 
Verbindung,  darf  der  Beruf  der  Regierung  nur  dann  sich 
äussern,  wenn  mit  den  Handlungen  der  Einzel- 
nen Folgen  für  die  Geselligkeit  in  Verbin- 
dung stehen,  und  wenn  die  plan  massige  Ver- 
einigung der  Kräfte  der  Geselligkeit  erfor- 
derlich ist,  um  das  Handeln  der  Einzelnen 
zu  befördern.  Handlungen,  deren  Vortheile  und 
Nachtheile  nur  die  Handelnden  treffen,  gelvören  daher 
ebenso  Avenig  zur  Beachtung  der  Regierung,  als  Ver- 
anstaltungen, deren  Zwecke  schon  ohnehin  erreicht 
werden  würden.  Nur  wo  dieses  nicht  zureichend  der 
Fall  sein  würde,  hat  die  Regierung  dafür  zu  sorgen, 
dass  es  geschehe,  und  hiernach  bestimmen  sich  auch 
die  Leistungen  der  Regierung  und  des  Staats  durch 
dieselbe.  Sie  lassen  sich  abzählen  nach  den  Erforder- 
nissen, unter  welchen  die  Erreichung  eines  gemeinsa- 
men Zwecks  in  einer  und  durch  eine  Geselligkeit  mög- 
lich wird  ,  und  sind  folgende : 

erstens,  dass  Jeder  der  Theilnehmer  von  dem 
gemeinsamen  Zwecke  des  Strebens  erfüllt  werde ; 

zweitens,  dass  die  Bedingungen  des  Zusammen- 
lebens und  Handelns  eine  bestimmte  Festsetzung  er- 
halten haben; 
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drittens,  dass  in  dem  und  durch  das  Zusammen- 
leben sich  die  Kräfte  zum  Handeln  entwickeln  und  ver- 
stärken, und  endlich 

viertens,  dass  die  zuständige  Benutzung  der- 
selben nicht  gestört  werde. 

Hiernach  zerfällt  die  erste  Abtheilung  der  Staats- 
lehre in  vier  Theile;  in  die  Lehren  vom  Kirchen we- 
sen,  von  der  Gesetzgebung,  von  der  Beförde- 
rung des  Wohlstandes  und  von  der  Erhaltung 
der  Sicherheit  im  Staate. 

Da  nach  den  Untersuchungen,  mit  welchen  wir 
uns  beschäftigt  haben,  der  Staat  alle  Angelegenheiten 
des  Menschen  umfassen  soll,  so  kann  nur  das  Ziel, 
auf  welches  sich  alle  beziehen,  also  das  letzte  und 
höchte  des  Menschen,  seine  Vervollkommnung,  im 
Staate  und  für  den  Staat  das  gemeinsame  Ziel  des  Stre- 
bens sein,  und  da  das  Ideal  dazu  und  die  Erweckung 
sich  demselben  zu  nähern,  nur  aus  der  Religion  her- 
vorgehen, so  muss  sich  auch  die  Vorsorge  der  Regie- 
rung zuerst  auf  dieselbe  beziehen,  um  so  mehr,  als 
sie  die  festeste  Stütze  aller  geselligen  Verhältnisse  ist, 
und  dem  Staate  einen  bestimmten  Charakter  giebt. 
„Dieses  ist  nichts",  schrieb  Friedrich  Wilhelm  I. 
am  31.  Jan.  1732  eigenhändig  an  das  damalige  in  Kö- 
nigsberg unter  dem  Namen  der  Regierung  aus  den 
Etatsministern  bestehende  Collegium  auf  dessen  Vor- 
stellung gegen  die  angeordnete  Vermehrung  der  Land- 
schulen, wegen  der  zu  vielen  Kosten,  „die  Regierung 
„will  das  Land  in  Barbarei  behalten.  Denn  wenn  ich 
„baue  und  verbessere  das  Land,  und  mache  keine 
„Christen;  so  hilft  mir  alles  nichts/' 

Die  Gemeinschaft  der  Bekenner  einer  Religion,  oder 
die  Gemeinschaft  der  Gläubigen,  macht  die  Kirctie 
derselben  aus,  welche  weder  eine  Verbindung  und  noch 
weniger   ein  Gemeinwesen  ist,  weil  jede  Verbindung 

13* 


196 


—   IV.  — 


zwar  ein  Gemeinsames  als  nothwcndige  Bedingung  ha- 
ben muss,  aber  nicht  durch  dasselbe,  sondern  erst 
durch  ein  Zusammentreten  entsteht,  was  auch  in  der 
Kirche  geschieht,  in  welcher  die  mit  einander  zur  ge- 
meinschaftlichen Gottesverehrung  Verbundenen  die  Kir- 
chengesellschaften  oder  Kirchengemein- 
den  bilden;  in  allen  dem  Zwecke  dieser  Verbindun- 
gen notwendigen  und  ihn  befördernden  Anstalten  und 
überhaupt  in  allen  Einrichtungen,  welche  das  Religiöse 
betreffen,  besteht  das  Kirchen  Wesen.  Die  Ge- 
schäfte desselben  lassen  sich  füglich  in  die  unmittel- 
bar und  mittelbar  zur  Religiosität  führenden  einthei- 
len.  Die  erster»  bestehen ,  weil  nur  die  Bekanntschaft 
mit  den  religiösen  Kenntnissen,  welche  sich  aus  der 
Natur  und  der  Offenbarung  ergeben,  und  die  Anregung 
der  religiösen  Gefühle  zur  Religiosität  führen  können, 
in  dem  Religionsunterrichte  und  in  der  Lei- 
tung der  Öffentlichen  Andacht  oder  Got- 
tesverehrung, welche  man  nie  mit  dem  Namen  des 
Gottesdienstes  belegen  sollte,  weil  das  höchste  Wesen 
über  jedes  Bedürfniss  eines  Dienstes  erhaben  ist.  Beide 
Geschäfte,  welche  zusammen  gewöhnlich  die  $eel- 
Sörge  genannt  werden,  erfordern  nicht  nur  Frömmig- 
keit, dass  die  Werke  stets  mit  dem  Glauben  und  den 
Lehren  übereinstimmen,  und  eine  besondere  das  Jüng- 
lingsalter völlig  in  Anspruch  nehmende  wissenschaftli- 
che Ausbildung,  sondern  auch  zu  ihrer  erfolgreichen 
Ausübung  die  ungetheilte  Kraft  des  Mannes,  und  müssen 
daher  zu  einem  besondern  Beruf,  dem  der  Geistli- 
chen 9  gemacht  werden,  welche  als  Lehrer  die  Reli- 
gionswahrheiten zu  verkünden,  als  Rather  und  Ermah- 
ner  Beistand  zu  leisten  und  als  geweihte  Diener  der 
Religion  der  Gottesverehrung  vorzustehen  und  die  hei- 
ligen Verrichtungen  zu  übernehmen  haben.  Die  mit- 
telbaren Geschäfte  des  Kirchenwesens  beziehen 
sich  darauf,  dass  die  unmittelbaren  so  geschehen  kön- 
nen und  auch  geschehen,  wie  es  die  Religion  fordert, 
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und  begreifen  in  sich  die  Vorsorge  ,  theils  für  die  den 
Vorschriften  der  Offenbarung  entsprechende  und  zur 
wirksamen  Erweckung  der  Andacht  angemessene 
Einrichtung  der  öffentlichen  Gottesvereh- 
rung, theils  für  die  äusserlichen  zu  derselben  noth- 
wendigen  Anstalten,  theils  für  die  Ausbildung  der 
Geistlichen,  und  dass  kein  durch  Mangel  an  Kennt- 
nissen, oder  an  Lehrgabe,  oder  gar  an  sittlicher  Füh- 
rung Unwürdiger  zum  geistlichen  Amte  gelange,  oder 
ein  solcher,  welcher  seinen  Pflichten  nicht  nachkommt, 
in  demselben  verbleibe. 

Da  der  Staat  durch  die  Religion  seinen  Charakter 
erhält,  es  der  Religionen  aber  verschiedene  giebt,  so 
muss  er  noth wendigerweise,  mag  er  sich  auch  nicht 
ausdrücklich  darüber  ausgesprochen  haben,  stets  einer 
angehören,  und  für  deren  Kirchen wesen  hat  die  Regie- 
rung zu  sorgen ;  dieses  schlicsst  jedoch  keinesweges 
die  Duldung  anderer  Religionen  im  Staate  aus,  nur 
bleibt  das  Kircheuwesen  derselben  Sache  der  Gemein- 
den, der  Regierung  liegt  nicht  die  Sorge  für  dasselbe, 
sondern  nur  die  Aufsicht  über  dasselbe  ob. 

Der  zweite  Theil  hat  die  Bedingungen  des  Zu- 
sammenlebens zum  Gegenstande.  Sie  können  keine  an- 
dern sein,  als  die  Bedingungen  der  höchst  möglichsten 
Freiheit  im  geselligen  Zustande ,  also  das  Recht.  Die 
Schwierigkeit  der  Ermittelung  desselben  und  die  Zwei- 
fel, welche  in  vielen  Fällen  eintreten  würden,  machen 
den  Anspruch  desselben  durch  die  Regierung  nothwen- 
dig,  und  dieser  geschieht  durch  die  Gesetzgebung* 
Da  nur,  nach  dem  oben  Auseinandergesetzten,  das  an- 
gewandte oder  sogenannte  positive  Recht  die  Be- 
dingungen aufstellt,  unter  welchen  die  Menschen  in  ei- 
ner bestimmten  Geselligkeit,  mithin  in  einem  bestimm- 
ten Staate  zur  höchst  möglichsten  Freiheit  gelangen 
können,  so  muss  auch  die  Gesetz gebun g  der  Aus- 
spruch des  positiven  Rechts  sein. 
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Der  Staat  ist  aber  nicht  ein  blosses  Zusammen- 
leben ,  sondern  ein  Verein,  und  das  positive  Recht,  in- 
dem es  Jeden  auf  seine  Handlungssphäre  verweist,  den 
Menschen  ebenso,  wie  die  Verbindungen,  welche  er 
eingegangen  ist,  in  der  Geselligkeit  isolirt,  bedarf  da- 
her in  Bezug  auf  den  Staat,  welcher  die  Geselligkeit 
selbst  zu  einer  Verbindung  erhebt,  einer  Vervollständi- 
gung, damit  in  demselben  der  Staatsbürger  mit  seinen 
Mitbürgern,  wie  es  der  Zweck  erfordert,  verbunden 
werde.  Die  Ergänzung  hat  also  zum  Gegen- 
stände dieVereinigung  der  Kräfte  zur  Errei- 
chung des  Staatszwecks  und  die  Bestimmung 
der  Regeln,  nach  welchen  diese  geschehen 
soll 5  da  jede  Vereinigung  eine  Thätigkcit  voraussetzt^ 
so  muss  mithin  die  Gesetzgebung  des  Staats,  um  voll- 
ständig zu  sein,  nicht  blos  verordnen,  was  Jeder  zu 
unterlassen,  sondern  auch,  was  er  zu  thun 
und  nicht  zu  unterlassen  hat.  Schon  jede  Ver- 
bindung verpflichtet  zu  Handlungen  in  Bezug  auf  den 
Zweck  derselben,  im  Staate  soll  jedoch  dieses  Han- 
deln von  der  Regierung  ausgehen,  und  die  Verpflichtung 
der  Staatsmitglieder  dazu  kann  sich  daher  nur  auf  die 
Unterstützung  derselben  beziehen,  welche,  wie  die 
Thätigkeit  der  Regierung  selbst,  theils  verhindernd, 
theils  befördernd  sein  kann.  Schaden  zu  verhin- 
dern, soweit  Kräfte  und  Mittel  zureichen,  ist  der 
Staatsbürger  verpflichtet,  wenn  eine  Gefahr  zu  seiner 
Kenntniss  gelangt,  weil  auch  bei  der  grössten  Auf- 
merksamkeit der  Regierung  derselbe  oft  schon  einge- 
treten sein  würde,  bevor  die  Gefahr  ihr  bekannt  ge- 
worden ist  und  sie  die  zur  Abwendung  derselben  nö- 
thigen  Veranstaltungen  treffen  könnte,  und  weil  sie  also, 
ohne  von  den  Staatsmitgliedern  unterstützt  zu  werden, 
weder  Sicherheit  noch  Freiheit  im  Staate  fest  begrün- 
den kann.  Befördern  kann  aber  die  Regierung  den 
Staatszweck  nur,  wenn  sie  Kräfte  dazu  zu  Gebote  hat, 
und  da  diese  nur  in  den  Kräften  der  Staatsbürger  bc- 
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stehen,  so  ist  sie  ebenso  berechtigt,  die  Beihülfe  der- 
selben nach  gleichem  Maasstabe  zu  fordern,  als  diese 
verpflichtet  sind,  sie  ihr  zu  leisten.  Obgleich  diese 
Pflichten  sich  zunächst  auf  die  Regierung  beziehen,  so 
gehen  aus  denselben  mittelbar  wieder  gegenseitige 
Rechte  und  Pflichten  der  Staatsmitgliedcr  unter  einan- 
der hervor,  welche  mit  den  erstem  und  den  aus  dem 
bestehenden  geselligen  Zustande  entspringenden  zusam- 
men das  positive  Recht  in  dem  bestimmten  Staate  aus- 
machen und  von  der  Gesetzgebung  umfasst  werden 
müssen. 

Da  sich  die  Verhältnisse  in  jedem  Vereine  und  also 
auch  in  jedem  Staate  mit  dem  Laufe  der  Zeit  verän- 
dern, so  kann  die  Gesetzgebung  nie  abge- 
schlossen werden,  nie  unverändert  bleiben,  sondern 
sie  muss  stets  den  Veränderungen  folgen ,  denen  das 
positive  Recht  nach  Maassgabe  der  veränderten  Um- 
stände unterliegt.  Daher  passt  auch  die  Gesetzgebung 
eines  Staates  nicht  auf  den  andern;  sie  kann  nur  als 
Muster  dienen,  aber  nie  übertragen  werden,  ohne,  statt 
des  Volkes  Freiheit  zu  begründen,  demselben  einen 
Zwang  anzulegen,  an  welchen  es  sich  nur  mit  der  Zeit 
und  mit  Aufopferung  seines  Eigenthümlichen  gewöhnen 
kann.  Die  Gesetzgebung  muss  daher,  wie  das  positive 
Recht,  welches  sie  auszusprechen  hat,  eine  histo- 
rische Basis  haben,  das  heisst ,  sie  muss  aus  den 
Bedürfnissen  des  Volks  hervorgegangen,  sie  muss  dem- 
selben so  angepasst  sein,  wie  das  Kleid  dem  Körper, 
aber  das  heisst  nicht,  sie  soll  bei  dem  Alten  beharren, 
denn  mit  dem  Wachsthum  des  Körpers  hört  das  früher 
anpassendste  Kleid  auf  zu  passen,  oder  gar  das  Veral- 
tete hervorsuchen ,  sondern  in  ihr  soll  sich  vielmehr  im- 
mer ein  steter  Fortgang  mit  den  Verhältnissen  und  ein 
Bestreben  zum  Bessern  offenbaren,  denn  sonst  beengt 
sie  das  Leben,  statt  es  freier  werden  zu  lassen,  und 
gefährdet,  indem  sie  der  Liebe  zur  Regierung  und  dem 
Zwecke  des  Staats  entgegentritt,  die  Sicherheit  beider. 


200 


—    IV.  — 


In  dem  driten  T heile  soll  ermittelt  werden,  was 
die  Regierung  zur  Entwickelung  und  Vermeh- 
rung der 'Nationalkräfte  zu  thun  habe.  Da  die 
Kräfte  jedes  Einzelnen  in  dem,  was  er  kann,  was  er 
weiss  und  was  er  hat,  bestehen  oder  in  seinen  per- 
sönlichen, wissenschaftlichen  und  dinglichen 
Gütern,  die  Nationalkräfte  aber  nur  die  Summe  der 
Kräfte  der  einzelnen  Mitglieder  ausmachen,  so  hat  die- 
ser dritte  Theil  die  Untersuchung  zum  Gegenstande, 
was  zur  Vermehrung  jener  drei  Güterklas- 
sen im  Staate  von  Seiten  der  Regierung  ge- 
schehen müsse,  und  theilt  sich,  da  Können  und  Wis- 
sen in  die  Hauptklasse  der  persönlichen  Güter  zusam- 
mengefasst  werden ,  in  zwei  Theile,  in  die  Lehren,  nach 
der  gewöhnlichen  Benennung,  von  der  Culturpolizei 
und  von  der  Gewerbepolizei.  Die  zu  beiden  ge- 
hörigen Geschäfte  stehen,  wegen  des  oben  gezeigten 
engen  Zusammenhanges  aller  Theile  der  Güterwelt  mit 
einander,  in  einer  so  genauen  Verbindung,  dass  ihre 
Erfolge  wechselseitig  von  einander  abhängen. 

Der  Culturpolizei  gebührt  der  Vorrang,  weil 
die  persönlichen  Güter  immer  die  wichtigsten  für  den 
Menschen  und  für  den  Staat  sind.  Die  dinglichen  Gü- 
ter können  wir  zwar  nie  entbehren,  an  ihren  Besitz  ist 
unser  Dasein  und  unsere  Wirksamkeit  gebunden,  allein 
die  Möglichkeit  ihrer  Benutzung  hängt  —  worauf  ich 
nicht  öfters  genug  Sie  aufmerksam  machen  kann  —  da- 
von ab,  dass  wir  sie  zu  benutzen  wissen  und  be- 
nutzen können,  also,  dass  uns  die  Kenntnisse  und 
Geschicklichkeiten  dazu  nicht  mangeln  und,  wenn  die 
Benutzung  zu  unserm  wahren  Besten  fühven  soll,  dass 
uns  auch  nicht  der  Sinn  für  das  Höhere  fehle. 
Ohne  diese  nothwendigen  Erfordernisse  der  Benutzung 
gewährt  die  reichste  Fülle  der  dinglichen  Güter  dem 
Menschen  keine  Hülfe,  aber  in  je  grösserem  Maasse 
sie  vorhanden  sind,  desto  mehr  kann  er  selbst  mit  ein- 
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geschränkten  dinglichen  Mitteln  leisten,  desto  weniger 
ist  seine  Wirksamkeit  und  sein  Wohlbefinden  an  die 
Fülle  derselben  gebunden.  Aber  selbst  diese  ist  von 
seinem  Weissen  und  Können  abhängig,  denn  die  mei- 
sten dinglichen  Güter  lassen  sich  erst  benutzen,  wenn 
sein  Geist  und  seine  Hand  (die  doch  nur  das  Werkzeug 
des  Geistes  ist)  sie  dazu  geeignet  gemacht  haben ,  und 
die  Erfahrung  zeigt  es  auch  überall,  dass,  wenn  Gei- 
stesarmuth  in  einem  Volke  vorwaltet,  leibliche  Noth 
ihm  nicht  fern  ist,  und  dass  kein  Schutzmittel  dasselbe 
gegen  die  letztere  sicherer  bewahrt,  als  die  möglichste 
Verbreitung  von  Kenntniss  und  Bildung.  Derselbe  Bo- 
den in  Neuholland,  auf  welchem  früher  wenige  im  Zu- 
stande der  höchsten  Rohheit  und  Bedürfnisslosigkeit  le- 
bende Eingeborene  stets  hungernd  und  darbend  kaum 
ihr  elendes  Dasein  zu  fristen  vermochten ,  liefert  jetzt 
den  zahlreich  dort  wohnenden,  mit  Kenntnissen  ausge- 
statteten Britten  soviel,  dass  sie  ihren  Ueberfluss  dem 
Mutterlande  zuführen  können,  und  dieselben  Gegenden, 
welche  vormals  mit  dem  Reichthum  ihrer  Producte 
ganze  Nachbarländer  versorgen  konnten,  haben,  seit- 
dem der  Druck  die  Geistescultur  ihrer  Bewohner  er- 
stickte, mit  derselben  zugleich  die  Fruchtbarkeit  ihres 
Bodens  eingebüsst.  Die  Kräfte,  von  welchen  die  er- 
giebigen Getreideernten  und  die  grossen  Wirkungen 
der  Dampfmaschinen  ausgehen,  sind  auch  nicht  die  des 
Bodens  und  des  Dampfes;  es  sind  die  Kräfte  des  Gei- 
stes, welcher  den  Boden  unter  solche  Verhältnisse,  dass 
sich  die  eingelegte  Saat  vervielfältigt,  zu  versetzen 
wusste,  und  dem  Dampfe  den  Weg  anzuweisen  ver- 
stand, auf  welchem  er  den  Kolben  der  Maschine  auf 
und  nieder  zu  bewegen  genöthigt  wird. 

Die  persönlichen  Güter  eines  Volks  sind  daher  stets 
die  vorwaltenden  Elemente  seines  Wohlstandes,  selbst 
soweit  derselbe  in  den  dinglichen  Gütern  besteht,  aber, 
wie  ich  schon  bemerkt  habe,  auch  die  nothwendigen 
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Bedingungen,  ohne  welche  diese  nicht  benutzt  werden, 
und  viel  weniger  zur  Wohlfahrt  führen  können,  weil 
die  Kenntniss  der  Zwecke,  welche  zur  rich- 
tigen Benutzung  nothwendig  ist,  auch  zu  den 
wissenschaftlichen  Gütern  gehört.  Jede  unrich- 
tige Benutzung  kann  aber  leicht  eine  schädliche  wer- 
den ,  und  bei  einer  solchen  wird  der  Besitz  der  dingli- 
chen Güter  selbst  zu  einem  unheilbringenden;  das  lehrt 
die  tägliche  Erfahrung  bei  einzelnen  Menschen,  das 
die  Geschichte  bei  ganzen  Völkern,  und  anders  kann 
es  auch  nicht  sein.  Ausser  dem  Höhern,  dem  Geisti- 
gen, bleibt  dem  Menschen  nur  das  Sinnliche  übrig ;  kennt 
er  das  erstere  nicht  und  strebt  er  nicht  darnach,  so  kann 
er  nur  in  dem  letztern,  in  dem  sinnlichen  Genüsse,  seine 
Befriedigung  suchen,  aber  dann  beruht  sein  Glück  auf 
Empfindungen,  welche  nicht  sowohl  von  ihm,  als  von 
den  äussern  Gegenständen,  durch  welche  sie  in  ihm 
hervorgebracht  werden,  ausgehen,  und  also  sein  Wohl- 
befinden weniger  von  seiner  Persönlichkeit,  als  von  je- 
nen Gegenständen  und  zwar  von  deren  steter  Vermeh- 
rung abhängig  machen ,  weil  sinnliche  Empfindungen 
nur  so  lange  zu  demselben  führen,  als  sie  noch  neu 
sind,  mit  ihrer  Fortdauer  und  mit  der  Gewöhnung  an 
dieselben  dagegen  zu  Bedürfnissen  werden,  welche  sich 
ohne  Unbehagen  nicht  mehr  entbehren  lassen,  aber  von 
angenehmen  Gefühlen  nicht  mehr  begleitet  werden ;  sol- 
len diese  daher  sich  wieder  einstellen  und  das  Wohl- 
befinden fortdauern,  so  müssen,  ohne  dass  die  schon 
angewöhnten  unterbleiben  dürfen,  stets  neue  Empfin- 
dungen geweckt  und  neue  Gegenstände,  von  welchen 
sich  dieses  erwarten  lässt,  geschafft  werden.  Der  Be- 
sitz dinglicher  Güter  —  in  welchen  diese  äussern  Ge- 
genstände hauptsächlich  bestehen  —  sowie  er  die 
nothwendige  Bedingung  des  Wohllebens  ist,  macht 
also,  je  mehr  dasselbe  Eingang  gefunden  und  zum  Ziel 
des  Strebens  geworden,  seine  Vermehrung  desto  drin- 
gender, und  je  mehr  Genüsse  schon  zur  Gewohnheit 


—   IV.  — 


203 


und  zum  Bedürfniss  geworden  sind,  desto  unbegrenzter, 
und  der  Werth,  welcher  den  dinglichen  Gütern  beige- 
legt wird,  ist  daher  bei  dieser  Richtung  des  Strebens 
nach  Glückseligkeit  ein  fortdauernd  steigender,  gegen 
den  der  Werth  der  Person,  welche  sich  bei  derselben 
in  einem  mehr  leidenden  Zustande  befindet,  ebenso 
fortdauernd  herabsinkt.  Alle  persönlichen  Güter,  Kennt- 
nisse, Talente  und  Fertigkeiten  werden  dann  bald  nur 
insofern  werth  gehalten,  als  sie  zu  dinglichen  Gütern 
verhelfen,  und  bei  dem  Verlangen  nach  demselben  zu- 
letzt Recht  und  Sittlichkeit  um  so  leichter  geopfert, 
als  der  Mensch,  je  mehr  er  sich  dem  leidenden  Zu- 
stande hingiebt  und  sein  Glück  an  das  Aeussere  und 
Zufällige  knüpft,  aufhört,  das  sich  selbst  bestimmende 
Wesen  zu  sein ,  und  seine  daran  geknüpfte  Würde  auf- 
hiebt. Bemeistert  sich  ein  solches  Streben  eines  gan- 
zen  Volkes,  und  das  wird  geschehen,  sobald  es 
in  der  geistigen,  sittlichen  und  religiösen 
Bildung  zurückbleibt,  so  wird  seine  Lage  desto 
gefahrdrohender,  je  weiter  es  in  der  dinglichen  Berei- 
cherung schon  vorgeschritten  ist. 

Würdiger  konnte  wohl  nicht  der  verdiente  Pölitz 
sein  rastlos  thätiges  Leben  als  Lehrer  und  Schriftstel- 
ler beschliessen,  als  mit  der  ernsten  Warnung 
vor  der  Herrschaft  der  materiellen  Interes- 
sen. Des  tiefen  Eindrucks  sich  bewusst,  welchen  das 
Spottwort:  » diese  Stadt  ist  feil,  wenn  sich  nur  ein 
» Käufer  fände",  mit  welchem  Jugurtha  den  wahren 
Zustand  des  damals  im  höchsten  Glänze  der  Macht  und 
des  Reichthums  sich  befindenden  Roms  bezeichnete, 
auf  den  Knaben  gemacht  hatte,  rief  der  Greis  schon  im 
Vorgefühl  des  nahen  Abtretens  mit  treffender  Wahrheit 
aus:  Nie  bleiben  die  Opfer  in  den  Tempeln  der  ma- 
teriellen Interessen  ungestraft.  Der  Cultus  der  letz- 
??tern,  wenn  er  einmal  über  die  verschiedenen  Klassen 
?,und  Stände  eines  Volks  sich  verbreitet,   steigt  in 
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»reissender  Eil;  kein  tröstendes  und  erquickendes  Band 
7? des  Lebens,  der  Ehe,  der  Häuslichkeit  gilt  mehr  als 
;7 heilig;  jede  grossartige  Idee  geht  unter  in  dem  Ha- 
»  sehen  nach  Genuss ;  das  Wort  des  Mannes  wird  zwei- 
deutig und  gebrochen,  sobald  es  das  Interesse  ver- 
klangt; an  die  Zukunft  jenseits  des  Grabes  wird  nicht 
»gedacht,  weil  man  über  den  Forderungen  des  Augen- 
blicks oft  nicht  einmal  an  die  Zukunft  der  nächsten 
»Woche,  des  nächsten  Jahres  denken  kann!"  Er  hat 
nicht  zu  viel  gesagt,  denn  je  allgemeiner  in  einem  rei- 
chen Volke,  sei  es  durch  Unterdrückung  der  Aufklä- 
rung oder  durch  Anreizung  der  Vergnügungssucht,  ver- 
kannt wird,  dass  der  Leib  zum  Dienste  der  Seele 
bestimmt  ist,  und  das  Dingliche  dem  Geistigen  unter- 
geordnet sein  soll,  desto  weniger  werden  Künste  und 
Wissenschaften  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  nur 
als  Erwerbmittel  und  Luxusartikel  geachtet,  desto  mehr 
sinken  sie  bei  dieser  unwürdigen  Behandlung  selbst 
herab,  und  mit  ihnen  in  dem  Volke  der  Sinn,  den  sie 
nicht  blos  zu  befriedigen,  sondern  auch  zu  erwecken 
bestimmt  sind,  der  Sinn  für  das  Wahre,  Schöne  und 
Gute.  Ohne  diesen  kann  sich  aber  jeder  Genuss  aus 
dem  Gebrauch  nur  entweder  nach  dem  Verbrauch  oder 
nach  den  körperlichen  Gefühlen  bei  demselben  abmes- 
sen ,  und  sowie  die  Verschwendung,  die  Folge  des  er- 
stem, wenn  sie  überhand  nimmt,  das  dingliche  Vermö- 
gen des  Volks  zerrüttet,  und  die  Ueppigkeit,  das  nur 
sich  Gefallen  in  den  letztern,  das  persönliche  desselben 
zerstört,  verbreiten  beide  mit  der  Verarmung  und  Ge- 
nussbegierde unbezähmbare  Habsucht  und  mit  der  Ueber- 
reizung  und  der  Abhängigkeit  des  Wohlseins  von  dem 
Aeussern,  Weichlichkeit,  Schwäche  und  einen  Cha- 
rakter im  Volke,  in  welchem  sich,  wenn  der  Werth 
der  Person,  der  eignen  wie  jeder  andern,  in  den  Hin- 
tergrund getreten  ist,  und  es  mit  dem  Suchen  des  Heils 
in  den  Dingen  nur  auf  die  Erlangung  derselben  an- 
kommt,  niedrige  Kriecherei  mit  Nichtachtung  seiner 
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selbst  und  Treulosigkeit  verbinden.  Damit  treten  aber 
zugleich  für  den  Staat  und  besonders  für  die  Regie- 
rung die  besorglichsten  Zustände  ein;  denn,  hat  mit  der 
Nichtachtung  der  Religion  und  dem  dahin  geschwunde- 
nen Sinne  für  das  Wahre ,  Schöne  und  Gute  die  Ge- 
sellschaft ihre  Stützen  in  sich  verloren ,  so  kann  das 
Gesetz  nur  noch  durch  Gewalt  und  Strafe  von  der  Re- 
gierung aufrecht  erhalten  werden,  welche  dadurch  auf- 
hört als  väterliche  Macht  zu  erscheinen  und  sich  in  dem 
Volke ,  dessen  zunehmende  Unkräftigkeit  schon  ihre 
Mittel  znm  Schutze  des  Staats  gegen  äussere  Feinde 
vermindert,  den  furchtbarsten  im  Innern  desselben  zu- 
zieht; die  aufgehobene  Einheit  des  Ganzen  und  die 
Entfremdung  des  Volks  von  der  Regierung  kann  die 
letztere  dann  zum  Despotismus  nicht  blos  veranlassen, 
sondern  diesen  sogar  zur  Notwendigkeit  machen,  wenn 
das  in  seinen  Grundfesten  unsicher  und  wankend  ge- 
wordene Staatsgebäude  gegen  den  unter  solchen  Um- 
ständen unvermeidlichen  Umsturz  noch  zur  Zeit  be- 
wahrt werden  soll. 

Bei  Gefahren  von  solcher  Furchtbarkeit,  welche 
aus  dem  Mangel  an  persönlichen  Gütern  und  an  der  Auf- 
klärung mittelst  derselben  über  den  Staat  kommen 
können,  und  bei  den  unendlichen  Vortheilen,  welche 
demselben  durch  Wissenschaft  und  Kunst  gewährt 
und  gesichert  werden,  erfordern  beide  daher  die 
höchste  Beachtung  von  Seiten  der  Regierung 
und  deren  kräftigste  Vorsorge  für  ihre  Verbreitung 
und  Vermehrung.  Die  letztere  hängt  sehr  von  der 
erstem  ab,  denn  so  lange  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
nur  Wenigen  eigen  sind,  gelangen  sie  selten  zu  grös- 
serer Vollkommenheit;  aber  die  erstere  ist  auch  inso- 
fern von  der  Verwaltung  vorzugsweise  zu  berücksich- 
tigen, weil  die  persönlichen  Güter  nur  in  dem  Grade, 
als  sie  verbreitet  sind,  auf  das  Staatsleben  ihren  se- 
gensreichen Einfluss  äussern  können.  Nach  Maassgabe 
des  Unterschiedes  der  persönlichen  Güter  in  die  rein- 
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persönlichen  und  in  die  wissenschaftlichen  theilt  sich  die 
Culturpolizei  in  zwei  Zweige  ^  in  die  Sorge  für  die 
Ausbildung  der  persönlichen  Vermögen  und 
in  die  Sorge  für  die  Ausstattung  mit  Kennt- 
nissen. Da  die  Empfänglichkeit  und  die  Bildungsfä- 
higkeit in  der  Entwickelungsperiode  des  Menschen  am 
grossesten  sind  ,  so  bezieht  sich  auch  die  eine  Vorsorge 
wie  die  andere  hauptsächlich  auf  das  jugendliche  Alter, 
und  beide  machen  zusammen  die  Erziehung  aus,  zu 
welcher,  weil  sie  zu  den  elterlichen  Pflichten  gehört? 
die  Regierung  nur  zuzutreten  hat,  um  theils  dem  Un- 
terbleiben derselben  vorzubeugen,  theils  den  Eltern  die 
Erfüllung  dieser  Pflicht  im  weitern  Umfange  sowohl 
möglich  zu  machen,  als  zu  erleichtern.  Leider  sind 
die  Fälle,  in  welchen  Eltern,  um  ihre  Kinder  als  Mit- 
tel zu  ihren  Zwecken  desto  leichter  missbrauchen  zu 
können,  die  Erziehung  derselben  absichtlich  unterlas- 
sen, ja  sogar  sie  zum  Schlechten  und  Bösen  abrichten, 
nicht  so  selten,  als  dass  eine  Aufsicht  der  Regierung 
in  dieser  Beziehung  auf  solche  Personen,  deren  Betra- 
gen oder  Lebensart  Abscheulichkeiten  der  Art  vermu- 
then  lassen,  und  nächstdem  Vorkehrungen  überflüssig 
sein  könnten,  damit  solche  verwahrlosete  und  ausser 
diesen  auch  die  verwaiseten  und  verlassenen  Kinder 
der  Erziehung  nicht  gänzlich  entbehren  dürfen.  Von 
allgemeinerer  Notwendigkeit,  als  die  EfrzielllllljGfS- 
aiistalteil,  welche,  da  sie  die  häusliche  Erziehung  nie 
ersetzen  können,  nur  wenn  diese  mangelt,  als  Noth- 
behelfe  sich  nicht  entbehren  lassen,  sind  aber  die  Un- 
terriclltsanstalteii*  weil  die  Gelegenheit,  welche 
sie  der  Jugend  und  wohl  auch  dem  reifern  Alter  zur 
Erlangung  von  Kenntnissen  gewähren,  durch  den  Pri- 
vatunterricht weder  so  vollkommen,  noch  so  wohlfeil 
geschafft  werden  kann  und  sie  dadurch  die  wissen- 
schaftliche Bildung  nicht  blos  Jedem  zugänglicher  ma- 
chen, sondern  auch  wirksamer  befördern.  Soll  das 
Volk  daher  im  Wissen  fortschreiten,  soll  die  Quelle 
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aller  Uebel,  der  Irrthum,  bei  ihm  immer  mehr  versiegen 
und  ihm  dagegen  das  unschätzbare  Gut  der  Einsicht  in 
höherm  Grade  zu  Theil  werden  ,  so  darf  es  weder  an 
Unterrichtsanstalten  fehlen ,  noch  bei  der  hohen  Wich- 
tigkeit derselben  und  ihrer  zweckmässigen  Einrichtung 
sich  die  Regierung  der  emsigsten  Vorsorge  für  diesel- 
ben um  so  weniger  entziehen,  als  bei  nicht  zahlreichen 
Gemeinden  diese  Anstalten  schon  der  Kosten  wegen 
sonst  zu  mangelhaft  bleiben  würden,  und  die  schädli- 
chen Folgen  des  Beharrens  in  der  Unwissenheit  sich 
nicht  auf  die  Districte  derselben  beschränken,  sondern 
mehr  oder  weniger  auf  das  Staatsganze  übergehen.  Die 
verschiedenen  Unterrichtsanstalten  stehen  mit  einan- 
der in  einer  zusammenhängenden  Reihenfolge,  deren 
beide  Endpuncte,  die  Elementarschulen  9  wel- 
che den  Anfang  machen  und  stets  die  wichtigsten  von 
allen  sind  ,  und  die  Universitäten,  welche  als  die 
beschliessenden  das  gesammte  Wissen  umfassen  und 
lehren  sollen,  zwar  immer  dieselben  bleiben,  deren  Ab- 
theilungen aber,  welche  den  Bürgerschulen, 
höhern  Schulen ,  Gymnasien  und  I^yceen 
zugewiesen  sind,  sich  mit  dem  Fortgange  der  Cultur 
verändern,  weil  mit  demselben  theils  die  Anforderungen 
höher  werden,  theils  die  Meinungen  über  die  Wissen- 
schaften selbst  sich  berichtigen  und  es  ebenso  wichtig 
ist,  als  dass  das  Nützliche  gelehrt,  dass  auf  das  Un- 
nütze nicht  Zeit  verschwendet  werde.  Den  höchsten 
Standpunct  unter  den  wissenschaftlichen  Anstalten  neh- 
men die  Academlen  ein,  welche  nicht  zu  den  Un- 
terrichtsanstalten gehören,  weil  ihr  Zweck  nicht  die 
Verbreitung,  sondern  die  Erweiterung  des  Wissens  ist. 

Nächst  der  Wissenschaft  hat  die  Regierung  ihre 
Pflege  aber  auch  der  Kunst  zu  widmen,  denn  dem 
Menschen  reicht  die  erstere,  welche  nur  Begriffe  und 
Erkenntnisse  giebt,  nicht  zu,  sondern  er  verlangt  auch 
Anschauungen,  welche  ausser  der  Natur  nur  die  letz- 
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tere  ihm  zu  gewähren  vermag;  das  Wesentliche 
der  Kunst  besteht  daher  in  Darstcllun  sren, 
und,  wie  die  Wissenschaft  auf  das  Erkennen,  so  geht 
sie  auf  das  Thun  und  Machen  hin,  aber  nicht  sowohl 
auf  das  Hervorbringen,  wenngleich  auch  alle  Gewerbe 
häufig  Künste  genannt  werden,  als  vielmehr  auf  das 
Empfindungen  erweckende  und  auf  die  Sinne  einwir- 
kende Darstellen,  welches  in  Vorstellungen,  Worten, 
Tönen,  Umrissen  und  Farben  und  Gestaltungen  gesche- 
hen und  entweder  Gegenstände  der  Wirklichkeit  oder 
Schöpfungen  der  Phantasie  zur  Anschauung  bringen 
kann.  Zu  diesen  letztern  gehören  die  Ideale,  deren 
Darstellung  der  Beruf  der  schönen  Künste  —  im 
Gegensatze  der  gemeinen,  wie  man  jene  hervorbrin- 
genden gewöhnlich  benennt  —  oder  der  Kunst  im 
eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes  ist,  welche  durch 
das  Sinnliche  das  Vollkomm  ne  oder  das 
Wirkliche  vollkommen  darstellen  und  den  Men- 
schen, indem  sie  sein  Gemüth  in  Anspruch  nimmt,  zu 
dem  Vollkommnen  führen  soll;  das  Sinnliche  muss  da- 
her bei  ihr  in  der  Darstellung  den  Forderungen  der 
Vernunft  entsprechen,  und  die  Schönheit,  welche 
diese  Uebereinstimmung  bezeichnet,  ist  mithin  das 
Gebiet,  von  welchem  sich  die  Kunst  ebenso 
wenig  entfernen  darf,  als  die  Wissenschaft  von 
der  Wahrheit,  wenn  sie  ihren  Zweck  erfüllen,  und, 
wie  Schiller  so  herrlich  von  der  Schönheit  sagt:  „den 
»sinnlichen  Menschen  zur  ruhigen  Form  hinleiten,  das 
„wilde  Leben  besänftigen  und  von  Empfindungen  zu 
„Gedanken  den  Uebergang  bahnen,  dem  geistigen  Men- 
„ sehen  dagegen  im  lebenden  Bilde  die  abgezogene  Form 
„mit  sinnlicher  Kraft  ausrüsten,  den  Begrilf  zur  An- 
schauung und  das  Gesetz  zum  Gefühl  zurückführen 
„  soll. *  Bei  dem  grossen  Einfluss  der  Kunst  auf  die 
Sitten  und  den  Charakter  des  Volks,  welche  sie  beide 
verschönern  soll,  und  ebenso  auf  alle  Werke  des  Men- 
schen,   welche    nicht    blos    durch    Nützlichkeit  den 
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Zwecken,  sondern  in  ihrer  Darstellung  auch  den  For- 
derungen der  Vernunft  entsprechen  und  dadurch  das 
Sinnliche,  weil  jedes  Schöne,  indem  es  ein  Vollkomm- 
nes  in  sich  schliesst,  nicht  blos  Gefühle,  wie  das 
Angenehme  erregt,  sondern  auch  dem  Denken  Nah- 
rung gieht,  zum  Geistigen  erheben  sollen,  hat  da- 
her die  Regierung  nicht  nur  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  Künste  gedeihen,  sondern  ebenso  sehr  auch, 
dass  sie  ihrer  erhabenen  Bestimmung  ge- 
treu bleiben.  Lehr-  und  Bildungsanstalten  sind 
dazu  zwar  nothwendig,  denn  das  zur  Ausübung  der 
Kunst  erforderliche  Wissen  muss  erlernt  und  die 
dazu  nothwendigen  Fertigkeiten  müssen  eingeübt  wer- 
den, aber  die  Kunst  selbst  lässt  sich  nicht  erlernen, 
nicht  einüben,  sondern  nur  durch  Werke  der  Meister- 
schaft erwecken,  und  diese  zur  öffentlichen  Anschauung 
zu  bringen  bedingt  daher  die  Erfolge  jener  Anstal- 
ten und  ist  das  alleinige  Mittel  den  Kunstsinn  all- 
gemeiner werden  zu  lassen,  damit  das  Gefallende 
nur  in  dem  Schönen  gesucht  und  gefunden  und  der 
€*eSClimack  oder  das  Vermögen  das  Schöne 
richtig  zu  beurt heilen,  in  welchem  sich  die  sinn- 
lichen und  geistigen  Kräfte  des  Menschen  mit  einander 
vereinigen,  immer  mehr  zu  einem  Gemeingut  werde. 
Dadurch  wird  zugleich  die  Kunst  selbst  am  sichersten 
in  der  gerechten  Richtung  erhalten,  in  welcher  sie 
durch  die  Schönheit  zur  Sittlichkeit  führt  und  vor  den 
Abwegen  bewahrt,  auf  welche  sie  sonst  leicht  geräth, 
weil  jede  Thätigkeit  nur  entweder  auf  das  Nützliche 
oder  auf  das  Gefallende  gehen  kann,  und  über  die  Aus- 
wahl des  letztern,  wo  der  Geschmack  fehlt,  nur  die 
Gewöhnung  entscheidet,  welche  den  Menschen,  sobald 
sie  ihn  von  dem  Genüsse  am  Geistigen  und  Vollkomm- 
nen,  den  nur  das  Schöne  darbietet,  entwöhnt,  immer 
tiefer  sinken  lässt,  und  die  Kunst,  wenn  sie  nur  dem 
Brodte  nachgehen  muss,  zwingt,  in  ihren  Werken  dem 
Geschmacklosen  und  zuletzt  sogar  dem  Unsittlichen  zu 
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fröhnen.  Um  dieses  zu  vermeiden,  um  gegenthcils  die 
Gewöhnung;  an  das  Schöne  zu  befördern  und  stark 
werden  zu  lassen,  bleibt  der  Regierung,  weil  die  Kunst 
wie  die  Wissenschaft  ausser  dem  Bereich  der  Staats- 
gesetzgebung sich  befinden,  die  erstere  aber  durch  das 
Bestreben  zu  gefallen,  mehr,  als  die  letztere,  durch 
das  Bestreben  zu  unterhalten,  der  Gefahr  zu  verderben 
ausgesetzt  ist,  nur  übrig,  die  Künstler  durch  belohnende 
Anerkenntnisse  und  Abnahme  von  wahren  Kunstwer- 
ken dahin  zu  ermuntern,  nur  Schönes  zu  schaffen  und 
demnächst  dafür  ebenso  sehr  zu  sorgen,  dass  Schönes, 
als  darauf  zu  wachen,  dass  nur  Schönes  öffentlich 
der  Anschauung  dargeboten  werde.  Kann  die  Aufstel- 
lung und  Aufführung  der  Kunstwerke  auch  nur  in  den 
grossen  Städten  stattfinden,  so  beschränkt  sich  doch 
der  Nutzen  der  darauf  verwendeten  Kosten  keinesweges 
auf  dieselben,  weil  der  Geschmack  sich  stets  von  den 
Hauptstädten  aus  über  das  Land  verbreitet,  noch  we- 
niger sind  sie  nur  der  Prachtliebe  geopfert;  denn  je 
mehr  der  Geschmack  zur  Herrschaft  gelangt,  desto 
mehr  werden  alle  Gewerbtreibenden  mit  dem  Nützli- 
lichen  das  Schöne  zu  verbinden,  und  alle  Verbraucher 
dieses  zu  fordern,  angeregt,  und  desto  mehr  » breitet 
»er'1  nach  Schillers  Worten  »über  das  physische 
»Bedürfniss;  das  in  seiner  nackten  Gestalt  die  Würde 
»freier  Geister  beleidigt,  seinen  mildernden  Schleier 
»aus  und  verbirgt  uns  die  entehrende  Verwandtschaft 
»mit  dem  Stoff  in  einem  lieblichen  Blendwerk  von  Frei- 
»heit.  —  Alle  jene  materielle  Neigungen  und  rohe 
»Begierden,  die  sich  der  Ausübung  des  Guten  oft  so 
»hartnäckig  und  stürmisch  entgegensetzen,  sind  durch 
»den  Geschmack  aus  dem  Gemüthe  gewiesen  und  an 
»ihrer  Statt  edlere  und  sanftere  Neigungen  darin  an- 
» gepflanzt  worden,  die  sich  auf  Ordnung,  Harmonie 
»und  Vollkommenheit  beziehen,  und  wenn  sie  gleich 
»selbst  keine  Tugenden  sind,  doch  ein  Object  mit  der 
»Tugend  theilen.     Der  Geschmack  giebt  also  dem  Ge- 
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»müthe  eine  für  die  Tugend  zweckmässige  Stimmung 
»und  ist  der  Legalität  unseres  Betragens  im  höchsten 
»Grade  beförderlich." 

Obgleich  das  Streben  der  Regierung  stets  vorzugs- 
weise auf  das  Persönliche  und  Geistige,  auf,  wie  man 
sich  jetzt  gewöhnlich  ausdrückt,  auf  die  immateriel- 
len Interessen,  gerichtet  sein  soll,  so  dürfen  des- 
halb doch  auch  die  materiellen  nicht  vernachlässigt 
werden;  die  immateriellen  fordern  sogar  eine  achtsame 
Berücksichtigung  derselben,  weil,  wie  ich  es  Ihnen 
früher  gezeigt  habe,  sonst  die  leibliche  Noth  die  hö- 
hern Bedürfnisse  nicht  aufkommen  lässt,  und  weil  bei 
der  Verkettung  des  Menschen  mit  der  Körperwelt  er 
der  dinglichen  Güter  zu  seinem  Wirken  und  Handeln 
nicht  entbehren  kann.  Die  Vorsorge  der  Regie- 
rung zur  Vermehrung  derselben  im  Volke 
macht  den  Gegenstand  der  Oewerbepolizei  aus,  weil 
man  die  Benennung  Gtewerbe  welche  eigentlich  jede 
zum  Beruf  gemachte,  also  fortdauernde,  die 
Gewinnung  eines  Einkommens  bezweckende 
Beschäftigung  bezeichnet,  gewöhnlich  nur  für  die 
auf  die  dinglichen  Güter  sich  beziehenden  gelten 
lässt.  Da  die  Verbesserung  der  äussern  Verhältnisse, 
die  in  den  Wünschen  eines  Jeden  liegt,  nur  durch  eine 
Vermehrung  des  Einkommens  geschehen  kann,  so  strebt 
nach  dieser  schon  jeder  Gewerbtreibende,  und  wenn 
Gewerbzweige  entweder  gar  nicht,  oder  nicht  so  voll- 
kommen, als  es  möglich  scheint,  benutzt  werden,  so 
fehlt  es  gewiss  nicht  an  dem  Bestreben  zum  vorteil- 
haftesten Betriebe  derselben,  sondern  Hindernisse  ver- 
bieten ihn,  welche  demselben  der  Mangel  theils  an 
Befugnissen,  theils  an  Capital,  theils  an  Ge- 
winn, theils  an  Kenntnissen  entgegensetzt.  Jeder 
wird  selbst  diejenige  Art  des  Geschäftsbetriebs  sich  er- 
wählen, die  ihm  das  grösste  Einkommen  abwirft,  und 
auch,  da  die  Wahl  nach  seinen  persönlichen  und  den 
jedesmaligen  örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnissen  stets 
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verschieden  ausfallen  muss,   und  nur  bei  der  genaue- 
sten Bekanntschaft  mit  denselben  richtig  ausfallen  kann, 
am  richtigsten  für  sich  wählen ,  so,  dass  jede  Bestim- 
mung darüber,  die  nicht  von  ihm  ausgeht,  nur  zur  Folge 
haben  kann,  dass  er  in  seiner  Wahl  beschränkt  wird, 
und  diese  nicht  unbedingt  so  zu  treffen  vermag,  wie 
es  sein  jedesmaliger  Vortheil  verlangt.    Das  Natio- 
nal-Gewe  r bei n  kommen,  welches  aus  der  Summe 
der  Einkommen  der  einzelnen  Gewerbtreibenden  besteht, 
kann  daher  nur  bei  der  grösstmöglichsten  Freiheit  der 
letztern  selbst  zum  grössten  und  also  durch  jeden  Ver- 
such einer  Leitung  der  Gewerbsamkeit  nur  beeinträch- 
tigt werden,  deren  es  auch  weder  zur  Sicherung  der 
Einzelnen,    noch  des  Ganzen  bedarf,    weil,  nach  dem 
oben  in  den  staatswirthschaftlichen  Untersuchungen  be- 
wiesenen  Satze,    jede   dem  allgemeinen  Wohlstande 
nachtheilige  Richtung  des  Strebens  nach  Reichthum  sich 
im  freien  Verkehr  gehemmt  findet  und  nur  eine  densel- 
ben befördernde  zu  einer  dauernden  werden  kann.  Es 
gestaltet  sich   mithin  die   Gewerbsamkeit   immer  von 
selbst  so,  wie  es  zum  höchsten  Ertrage  derselben  nach 
den  jedesmaligen  Umständen  erforderlich  ist,  und  jeder 
Versuch,  sie  zu  gestalten,  versetzt  sie  nur  in  Missver- 
hältnisse,   bei  welchen  zwar  das  Einkommen  mancher 
Gewerbklassen  sich  bedeutend  vermehren  kann,  aber 
stets  nur  auf  Kosten  anderer  und  mit  dem  Nachtheil  des 
Ganzen.    Den  Gewerbfleiss  leiten  zu  sollen,  darf  daher 
nie  der  Regierung  zugemuthet  werden;  sie  kann  höch- 
stens  ihn   anregen,    aber  auch  selbst  dieses  nur  mit 
grosser  Vorsicht,    denn    zu  Verbesserungsvorschlägen 
ist  eine  so  genaue,  in  die  Einzelnheiten  gehende  Kennt- 
niss  des  Gewerbbetriebs  nothwendig,  wie  sie  sich  in 
der  Regel  nur  der  Gewerbtreibende  verschaffen  kann, 
und  wenn  die  gemachten  sich  unausführbar  oder  nicht 
vortheilbringend  zeigen,   so  befördern  sie  zum  wenig- 
sten nicht  das  Vertrauen  in  die  Sachkenntnisse  der  Re- 
gierung, auf  dessen  Erhaltung  auch  Bedacht  genommen 
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werden  muss.  Dagegen  ist  die  Hinwegräumung  der 
Hindernisse  des  Gewerbbetriebs ,  so  weit  dazu  die 
Staatskräfte  aufgeboten  werden  dürfen,  das,  was  der 
Regierung  obliegt,  und  dieses,  in  wieweit  es  gesche- 
hen kann  und  soll,  ist  die  Sache  der  Gewerbepolizei. 

Die  Hindernisse,  welche  die  beschränkten  Be- 
fugnisse dem  möglichst  vortheilhaften  Geweibbetrieb 
entgegensetzen,  können  nur  von  der  Gesetzgebung  aus- 
gehen und  also  auch  nur  durch  dieselbe  wieder  geho- 
ben werden;  die  Polizei  hat  sie  aber  zu  ermitteln  und 
die  Abänderungen  derjenigen  Anordnungen,  welche  sich 
als  beeinträchtigend  zeigen,  zu  veranlassen.  Derje- 
nige Zustand,  in  welchem  die  Ge werbtrei- 
benden in  Rücksicht  ihrer  Gewerbverhält- 
nisse  nur  den  allgemeinen  Rechtsbestimmun- 
gen unterworfen  sind,  wird  die  C*ewerbfrei- 
lieft  genannt,  und  bei  dem  Anspruch,  den  alle  Staatsmit- 
glieder auf  einen  gleichen  Genuss  der  Freiheit  haben, 
können  besondere  Beschränkungen  derselben  für  die  Ge- 
werbt reibenden,  welche  ihnen  die  Benutzung  der  ihnen 
zustehenden  Mittel  zum  Erwerb,  sowie  es  ihr  Vortheil 
erheischt ,  versagen  und  also  Beschränkungen  ihrer  per- 
sönlichen Freiheit  und  ihres  Eigenthums  sind,  nur 
durch  einen  nacht  hei  Ii  gen  Einfluss  des  freien 
Gewerbbetriebs  auf  das  Staatswohl  und,  da 
die  Gefährdung  durch  denselben  möglicher  Weise  nur 
entweder  die  allgemeine  Sicherheit,  oder  den 
allgemeinen  Wohlstand  treffen  kann,  nur  durch 
die  Vorsorge  für  die  eine,  oder  für  den  andern  gerecht- 
fertigt sein.  Wo  die  Sicherheit  solche  beschränkende 
Bestimmungen  verlangt,  sind  sie  stets  gerechtfertigt 
und,  weil  die  allgemeine  Freiheit  ohne  Sicherheit  nicht 
bestehen  kann,  auch  nicht  Beschränkungen  derselben. 
Das  Verbot  Münzen  zu  prägen  ist  daher  ebenso  we- 
nig eine  Beeinträchtigung  der  Gewerbfreiheit,  als  es 
Verordnungen  sind,  nach  welchen  z.  B.  Privatwaldun- 
gen, wenn  sie  eine  Gegend  gegen  das  Durchbrechen 
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der  Gewässer  oder  gegen  Versandungen  schützen,  nicht 
abgeholzt,  oder  Ländereien  nicht  auf  eine  die  Gesund- 
heit der  Anwohner   bedrohende  Weise  benutzt,  oder 
Fabriken,    deren  Getöse  betäubend  ist,    nicht  in  stark 
bewohnten  Strassen  angelegt,  oder  Seeschiffe,  welche 
sich  nicht  in  einem  seehaltigen  Zustande  befinden,  nicht 
aus  den  Häfen  gelassen  werden  dürfen.     Der  allge- 
meine Wohlstand   gehört  zwar  auch  zur  Begründung 
der  Freiheit,  allein  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des- 
selben ist  nicht  so,  wie  die  Sicherheit,  von  den  Maass- 
regeln der  Regierung,  sondern  von  dem  freien  Ver- 
kehr abhängig,   und  die  erstem  sind  nur  nothwendig, 
wo  der  letztere  und  mit  ihm  die  Bedingung  fehlt,  un- 
ter wrelchcr  das  Streben   der  Einzelnen  nach  Rcich- 
thum  nur  mit  dem  allgemeinen  Wohlstande  verträglich 
ist.    Die  Vorsorge  der  Regierung  in  dieser  Rücksicht 
muss  daher  vornehmlich  auf  die  Hinvvegräumung  und 
Ueberwindung   derjenigen   Hindernisse    gerichtet  sein, 
welche  nach  der  Beschaffenheit  des  Landes  der  Frei- 
heit und   der  möglichsten  Ausbreitung   des  Verkehrs 
entgegenstehen;    je   mehr  ihr  dieses   gelingt,  desto 
weniger  wird  sie  sonst  für  den  Wohlstand  und  die  Be- 
reicherung des  Volks  zu  thun  haben,    und  nur,  wenn 
der  Verkehr    sich    im   gehemmten   Zustande  befindet 
und  deshalb  ein  mit  dem  allgemeinen  Wohlstande  un- 
vereinbares Streben  nach  Reichthum   nicht  zu  zügeln 
vermag,    bleiben  Maassregeln  dagegen  unvermeidlich. 
Die  Notwendigkeit  derselben  entspringt  also  aus  den 
Hemmungen  des  Verkehrs,  und  je  grösser  diese  sind, 
je  mehr  die  Gesetzgebung  sie  sogar  aufrecht  erhält  und 
durch   beschränkende   Bestimmungen  vermehrt,  desto 
unvermeidlicher  werden  wieder  andere  Beschränkungen, 
um  die  Gewerbsamkeit  und  den  Verbrauch  gegen  die 
nachtheiligcn  Folgen  der  erstem  möglichst  zu  schützen. 
Soll  sich  daher  die  Gesetzgebung  nicht  stets  selbst  zu 
bekämpfen  haben  und  die  Unsicherheit,  statt  zu  heben, 
vergrössern,  so  muss  sie  sich  der  Bestimmungen,  wel- 
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che  die  Verhältnisse  des  Verkehrs ,  kies  Gewerbbetriebs 
und  der  Gewerbtreibenden  festsetzen,  soviel,  als  es 
nur  angeht,  zu  enthalten  suchen,  denn  ganz  vermeiden 
lassen  sie  sich  nicht,  weil  der  Verkehr  nie  ein 
unbedingt  freier  ist,  und  wenn  auch  noch  soviel 
durch  Verbesserung  der  Land  -  und  Wasserstrassen 
u.  s.  w.  geschieht,  doch  noch  immer  viele  Hemmnisse 
bleiben  werden,  deren  Hinwegräumung  ausser  den 
Grenzen  der  Staatsgewalt  liegt.  Um  diese  nicht  noch 
zu  vermehren,  darf  daher  die  Regierung  bei  der  Ge- 
werbepolizei nicht  über  die  zur  Abstellung  der  sich  zei- 
genden Uebelstände  nothwendigen  Maassregeln  hinaus- 
gehen und  am  wenigsten  Zustände,  welche  sich  zur 
Zeit  als  noch  so  erspriesslich  bewähren,  durch  gesetz- 
liche Festsetzungen  dauernd  machen,  weil  die  Verhält- 
nisse in  keiner  Beziehung  einem  solchen  Wechsel,  als 
wie  bei  dem  Gewerbbetriebe  unterworfen  sind.  Ist  in 
einem  Lande  die  Bevölkerung  noch  schwach,  so  kann 
der  Verkehr  ohne  Jahrmärkte  nicht  bestehen,  aber  jede 
gesetzliche  Anordnung  zu  ihrer  Erhaltung  und  Hebung 
wird  demselben,  so  erspriesslich  und  förderlich  sie  zur 
Zeit  erscheint,  im  höchsten  Grade  störend  und  belästi- 
gend sein,  wenn  die  Volkszahl,  der  Gewerbfleiss  und 
der  Reichthum  schon  so  gestiegen  sind,  dass  es  zum 
Absatz  und  zur  Anschaffung  der  Waarcn  besonderer 
Zusammenkünfte  nicht  mehr  bedarf,  und  mit  der  Noth- 
wendigkeit  der  Jahrmärkte  auch  ihr  Vortheil  aufgehört 
hat.  Eben  solche  und  wohl  noch  grössere  Uebelstände 
müssen  erfolgen,  wenn  um  der  Vortheile  willen,  wel- 
che in  einem  armen  Volke  ausgedehnte  Landwirtschaf- 
ten dem  Bodenertrage  und  Zunftverbindungen  dem  Ge- 
winn der  Handwerker  gewähren,  die  Untheilbarkeit  des 
Grundbesitzes  und  die  Unauflöslichkeit  der  Zünfte  fest- 
gesetzt wird,  weil  jede  höhere  Stufe  der  Cultur,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  es  erfordert,  dass  der  Umfang  der 
Wirtschaften  kleiner  und  das  Band  der  Zünfte  lok- 
kerer  werde,  wenn  nicht  das  Fortschreiten  der  länd- 
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liehen  und  städtischen  Gewerbe  und  dadurch  auch  der 
Bereicherung  gehemmt  sein  soll.  Aber  nicht  minder 
schädliche  Folgen  entstehen,  wenn  aus  Vorsorge  für 
die  Vervollkommnung  des  Betriebs  der  Gewerbe  dem- 
selben Bedingungen  höherer  Gewerbzustände,  für  wel- 
che das  Volk  noch  nicht  geeignet  ist,  zwangsweise 
auferlegt  werden,  wenn,  statt  die  Theilbarkeit  des  Bo- 
dens zu  gestatten,  die  Vertheilung  desselben  herbeige- 
führt, die  Zünfte,  statt  ihnen  den  Zwang  zu  beneh- 
men, aufgelöst,  und  die  Jahrmärkte,  ohne  dass  der 
örtliche  Verkehr  sie  schon  ersetzt  hat,  abgestellt  wer- 
den, weil,  so  lange  Cultur  und  Capital  den  vollkomm  - 
nern  Gewerbbetrieb  noch  nicht  verstatten,  die  Bedin- 
gungen des  minder  vollkommnern ,  aber  nach  den  vor- 
handenen Mitteln  nur  möglichen,  nicht  fehlen  dürfen, 
wenn  sein  Ertrag  nicht  verringert  werden  soll.  Auch 
in  allen  andern  Fällen  sind  die  äussern  Erfordernisse 
des  möglichst  vortheilhaftesten  Betriebs  unter  den  so 
verschiedenen,  nie  mit  einander  übereinstimmenden  und 
sich  stets  verändernden  Zuständen  der  Gewerbe  so  we- 
nig einander  gleich,  dass  nicht  einstens  die  Erfahrung 
über  die  Wahl  der  Maassregeln  zur  Herbeiführung  der- 
selben entscheiden  kann,  weil  sich  aus  dem  günstigen 
Erfolg,  den  diese  oder  jene  in  der  Vergangenheit  oder 
an  andern  Orten  gehabt  haben,  nicht  im  entferntesten 
schliessen  lässt,  welchen  sie  bei  einer  Einführung  ha- 
ben werden.  Die  Regierung  setzt  sich  daher  nicht 
blos  der  Gefahr,  sondern  der  Gewissheit  steter  Miss- 
griffe aus,  wenn  sie  bei  der  Gewerbegesetzge- 
bung  und  Gewerbepolizei  nicht  die  Gewerb- 
freiheit als  den  obersten  Grundsatz  aner- 
kennt, wenn  sie  durch  Modelung  der  Gewcrbbefug- 
nisse  die  Gewerbsamkeit  zu  gängeln  versucht,  und  da- 
durch das  Recht  des  Menschen  auf  die  beliebige  Be- 
nutzung seiner  Kräfte  und  Mittel,  soweit  mit  derselben 
die  allgemeine  Handlungsfreiheit  bestehen  kann,  dem 
Gewerbtreibenden  verkümmert;  aber  diese  Gewerbfrei- 
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heit  hebt  weder  die  Möglichkeit  gesellschaftlicher  Ver- 
bindungen der  Gewerbgenossen,  noch  fordert  sie  eine 
Gesetzlosigkeit  oder  macht  alle  und  jede  polizeilichen 
Anordnungen  überflüssig,  denn  mit  derselben  können 
und  müssen  sogar,  so  lange  es  die  Zustände  verlangen, 
Zünfte  und  Innungen,  Bestimmungen  über  den  Nach- 
weis der  Qualification  der  Gewerbtreibenden,  Anstalten 
zur  öffentlichen  Beglaubigung  der  Beschaffenheit  der 
Waaren  u.  s.  w.  bestehen;  sie  verlangt  nur,  dass  der 
Ge werbtreibende  durch  sich  und  seine  Mittel 
lebt,  und  nicht  seinen  Erwerb  auf  Kosten  An- 
derer und  zum  Nacht  heil  des  allgemeinen 
Wohlstandes  bezieht. 

Wenn  es  an  der  Befugniss  zum  vortheilhaftern  Gc- 
werbbetriebe  nicht  fehlt  und  dieser  doch  nicht  statt- 
findet, so  liegt  es  häufig  an  dem  Mangel  des  dazu 
erforderlichen  Capitals,  und  die  Gewerbtreiben- 
den damit  zu  unterstützen,  hat  man  auch  zu  den  Sor- 
gen und  Pflichten  der  Regierung  gezählt.  Dieses  kann 
nur  auf  zwei  Wegen  geschehen,  entweder  indem 
Staatsfonds  dazu  benutzt  oder  Privatperso- 
nen veranlasst  werden,  Capitale  darlehns- 
weise  den  Gewerbtreibenden  zu  geben.  Da 
um  den  Betrag  der  Capitale ,  welche  aus  der  Staatskasse 
dem  Gewerbbetriebe  zufliessen,  wenn  dieses  nicht  gesche- 
he ,  die  Abgaben  vermindert  werden  könnten ,  so  sind  alle 
solche  Unterstützungen  Zwangscollecten  für  die  Gewerbe, 
und  also  nur  unter  Umständen  zulässig,  unter  welchen 
sich  CoJlecten  der  Art  und  die  zwangsweise  Erhebung 
von  Beiträgen  rechtfertigen  lassen,  welches  nicht  der  Fall 
sein  kann,  wenn  d;e  Verwendungen  zum  Besten  der 
Gewerbtreibenden  selbst  bestimmt  sein  sollen ,  weil  diese 
in  persönlicher  Rücksicht  an  die  andern  Staatsmitglie- 
der keine  Anforderungen  haben,  auch  vor  diesen  nichts 
voraus  haben  können,  sondern  mit  Allen,  welche  dem 
Staate  angehören ,  in  gleichen  persönlichen  Beziehungen 
zu  demselben  stehen.    Für  den  Gewerbbetrieb  im  All- 
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gemeinen  oder  dauernd  für  einzelne  Zweige  desselben 
auch  nicht,  weil  derselbe  einbringen,  aber  nicht  kosten 
soll;  daher  können  nur  besondere  Verhältnisse  solche 
Staatsausgaben  zulässig  und  erforderlich  machen,  und 
diese  sind  vorhanden,  wenn  dadurch  dem  Staats- 
ganzen Vortheile  zugewendet  und  Na  cht  heile 
von  demselben  abgewendet  werden  können, 
wie  z.  B.  zur  Anregung  neuer  Gewerbzweige,  wenn 
die  Besorgniss,  ein  zu  grosses  Lehrgeld  möglicher  Weise 
tragen  zu  müssen,  ohne  öffentliche  Unterstützung  zu 
abschreckend  ist,  wenn  Staatscalamitäten  besonders 
einzelne  Gewerbe  getroffen  haben,  u.  s.  w.  Weniger 
unzulässig,  jedoch  auch  nicht  ohne  besorgliche  Nach- 
theile und  Gefahren,  sind  Veranstaltungen,  um  den 
Credit  der  Ge  werbt  reiben  den  zu  vermehren 
und  ihnen  dadurch  Capitale  im  Wege  des  Darlehns 
leichter  zu"  verschaffen,    was   durch   die  sogenannten 

Creditinstitute  oder  Creditsysteme  geschieht. 
Da  sie  sich  immer  nur  auf  einzelne  Gewerbeklassen 
beziehen  können,  so  kommt  schon  in  Betracht,  dass, 
wenn  der  Staat  eine  Garantie  dabei  übernimmt,  in  der- 
selben eine  unfreiwillige  Verpflichtung  aller  andern 
Staatsmitglieder  enthalten  ist ;  aber  auch  abgesehen  da- 
von können  solche  Anstalten,  wenn  sie  den  Gewerbe- 
klassen, für  welche  sie  errichtet  sind,  mehr  Capitale, 
als  sie  sonst  angeliehen  erhalten  würden,  verschaffen 
und  diese  nicht  aus  dem  Auslande  zufliessen,  sie  nur 
andern  Gewerben  entziehen  und  dadurch  eine  der  Be- 
reicherung nachtheilige  Störung  in  der  Anwendung  der 
Capitale  hervorbringen,  weil  diese,  wie  die  Untersu- 
chungen im  zweiten  Aufsatze  auswiesen ,  sich  stets  da- 
hin wenden,  wo  sie  am  nöthigsten  sind  und  den  gröss- 
ten  Gewinn  gewähren,  und  eine  künstliche  Ablenkung 
für  die  ganze  Gewerbsamkeit  um  so  empfindlichere  Fol- 
gen hat,  wenn  die  Erleichterung  der  Anlehne  zum 
Schuldenmachen  und,  statt  zu  Gewerbeverbesserungen, 
zu   gewagten  Unternehmungen    und  Verschwendungen 
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verleitet.  Daher  müssen  solche  Anstalten  die  Erleich- 
terung' nicht  zu  gross  machen  und  überhaupt  mit  sorg- 
samer Vorsicht  geleitet  werden,  aber  wenn  beides  ge- 
schieht, so  können  sie  besonders  dadurch,  dass  sie 
die  Ansammlung  und  Anlegung  kleiner  Capi- 
tal e  befördern,  bedeutende  Vortheile  bringen. 

Der  Vervollkommnung  und  Ausbreitung   des  Ge- 
werbbetriebs   kann   auch    das   nicht  Belohnende 
beider  sehr  entgegenstehen,    und  deshalb  will 
man,  dass  die  Regierung  auf  die  Vermehrung  des  Ge- 
winns der  Gewerbtreibenden  Bedacht  nehmen  soll.  Da 
derselbe  in  der  Differenz  der  Preise  der  Producte  und 
der   Productionskosten   besteht   und   die    letztern  die 
Summe  der  Preise  aller  Erfordernisse  zur  Production 
ausmachen,  die  Preise  oder  vielmehr  die  Tauschwer- 
te aber  von  den  Verhältnissen  der  Nachfrage  zur  An- 
erbietung abhängen,  auf  welche  beide  der  Verkehr  ei- 
nen bestimmenden  Einfluss  hat,   so  beziehen  sich  alle 
Mittel,  durch  welche  der  Gewerbegewinn  gehoben  wer- 
den kann,    auf  Veränderungen   des  Verkehrs, 
und  zwar  sowohl  auf  die  Erweiterung,  als  auf  die 
Beschränkung  desselben,    weil  durch  die  eine 
wie  durch  die  andere  das  Verhältniss  für  die  Gewerb- 
treibenden vortheilbringender  werden  kann.     Je  weni- 
ger beschränkt  der  Umfang  des  Verkehrs  ist,  desto 
mehr  finden  die  Gewerbtreibenden  sich  in   den  Stand 
gesetzt,  den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  da  zu  suchen, 
wo  die  Preise  derselben  am  höchsten  stehen,  und  die 
Materialien  und  Werkzeuge  da  anzukaufen,  wo  sie  am 
wohlfeilsten  zu  haben  sind;    die  Hinwegräumung 
aller  Hindernisse  des  Verkehrs  und  alle  Ver- 
anstaltungen  zu   seiner  Erleichterung  in  den  Grenzen 
und  über  die  Grenzen  des  Staates  hinaus  durch  Ver- 
besserung der  Land-  und  Wasserstrassen,   der  Häfen, 
des  Frachtwesens,   der  Posten  u.  s.  w.  und  durch  die 
freundlichsten   Verhältnisse  mit   allen   andern  Staaten 
sind  die  zuverlässigsten  und  erfolgreichsten 
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Mittel,    den    Gewe  rbtreibenden    den  höchst 
möglichsten  Gewinn  zu  verschaffen,  welcher 
ihnen  nach  den  jedesmaligen  Zuständen  der  Gewerbsam- 
keit  und  des  Verbrauchs  zukommen  kann  und  den  letz- 
tern zugleich  gegen  jeden  Mangel  zu  bewahren.  Der 
Einwand  dagegen,  dass  in  diesem  Falle  die  Einwohner 
des  Staats  die  Gewerberzeugnisse  werden  höher  bezah- 
len müssen,  ist  theils  ungegründet,  weil  der  freie  Ver- 
kehr das  wirksamste  Mittel  gegen  unangemessene  Theue- 
rung  ist,  theils,  wenn  er  auch  gegründet  wäre,  unzu- 
ständig, weil  Niemand  verlangen  darf,  dass  seine  Mit- 
bürger ihn  mit  den  Werken  ihres  Fleisses  und  zwar 
mit  Beeinträchtigung  ihres  Gewinnstes  versorgen  sol- 
len, ohne  sie  zu  Mittel  zu  seinen  Zwecken  zu  machen. 
Ebenso  wenig  können  aber  auch  die  Gewerbtreibenden 
fordern,  dass  diejenigen,   welche  ihnen  entweder  die 
Materialien  zu  ihren  Gewerben  liefern  oder  die  Erzeug- 
nisse derselben  gebrauchen,  zu  Mittel  für  ihre  Zwecke 
werden  sollen,   welches  jederzeit  geschieht,   wenn  die 
ersteren  die  Materialien  nur  an  die  inländischen  Ge- 
werbtreibenden abzusetzen  und  die   letzteren   nur  von 
diesen  ihren  Bedarf  zu  entnehmen  gezwungen  werden. 
Jede  Beschränkung  des  Verkehrs  zum  Vor- 
th eil    derselben  widerspricht  daher  dem  er- 
sten Grundsatze  des  Rechts  und  führt  auch,  wie 
alles,    was  mit  demselben  nicht  übereinstimmt,  nicht 
zum  Heil,   am  wenigsten  des  Staatsganzen;  denn  den 
Gewinn,    welchen  unter  solchen  Umständen  Gewerbe 
geben,  bringen  sie  nicht  hervor,  sondern  beziehen  ihn 
nur  von  andern  Staatseinwohnern  und  vermehren  also 
auch  nicht  durch  ihre  Geschäftigkeit  den  allgemeinen 
Wohlstand,   sondern  wirken  sogar  auf  dessen  Vermin- 
derung hin,    weil  die  andern  Gewerbe,    welchen  der 
auswärtige  Absatz  versagt  ist,    damit  sie  die  Materia- 
lien wohlfeiler  den  begünstigten  liefern,  wegen  des  ge- 
ringem Gewinns,    den  sie  deshalb   geben,    leicht  zu 
Grunde  gehen,  und  die  Verbraucher,  wenn  sie  gezwun- 
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gen  werden,  ihren  Bedarf,  statt  zu  wohlfeilem  Preisen 
aus  dem  Auslande,  theuer  von  den  inländischen  Ge- 
werbtreibenden  anzukaufen,  denselben  in  den  höhern 
Preisen  Beisteuern  geben  müssen,  welche,  wenn  sie 
denselben  nothwendig  sind,  den  deutlichsten  Beweis 
liefern,  dass  ihre  Gewerbe,  weil  sie  sich  nicht  durch 
sich  selbst  und  ohne  Unterstützung  erhalten  können, 
nicht  hervorbringende,  sondern  verzehrende  sind.  Eine 
solche  Stellung  der  Gewerbe  macht  sie  aber  nicht  blos 
belästigend  für  die  andern  Staatseinwohner,  sondern 
auch  höchst  gefährlich  für  die  begünstigten  Gewerbtrei- 
benden,  denn  durch  die  Vermehrung  derer,  die  an  dem 
höhern  Gewinn  theilnehmen  wollen,  hört  derselbe  bald 
auf  ein  höherer  zu  sein,  und  die  Erhaltung  der  Capi- 
tale,  welche  auf  die  durch  Beschränkungen  der  Ge- 
werbbefugnisse, durch  Unterstützungen  und  durch 
Hemmungen  des  Verkehrs  ins  Dasein  gerufenen  Ge- 
werbe verwendet  sind,  hängt  dann  allein  von  den  je- 
desmaligen Ansichten  der  Regierung  ab,  und  ist  um  so 
unsicherer,  als  es  ausser  den  Grenzen  der  Möglichkeit 
liegt,  dass  mit  Bedrückungen  verbundene  Begünstigun- 
gen ewig  fortdauern  können.  Ganz  anders  ist  es  be- 
stellt mit  den  Gewerben,  welche  in  dem  freien  Ver- 
kehr gedeihen  und  aus  der  Erweiterung  desselben  ih- 
ren höhern  Gewinn  beziehen;  er  stützt  sich  bei  diesen 
nicht  auf  künstlich  herbeigeführten,  nur  auf  Ansichten 
beruhenden ,  sondern  auf  natürlichen  Verhältnissen 
welche  zwar  auch  gestört  werden  können,  allein,  weil 
sie  die  natürlichen  sind,  weder  für  die  Dauer,  noch 
dass  dabei  das  Bestreben  in  diese  wieder  zurückzukeh- 
ren, je  unterdrückt  werden  könnte;  nur  solche  Gewer- 
be, welche  zu  ihrer  Belebung  und  Pflege,  nach  dem 
gewöhnlichen  und  recht  passenden  Vergleiche,  nicht 
der  künstlichen  Treibhauswärme  bedürfen,  sind  die  an- 
gemessenen, welche  einen  wirklichen  Ertrag  geben  und 
dadurch  ihren  Zweck  erfüllen.  ?7Traurig  ist  die  Folge" 
sagt  Chaptal,  dessen  Belehrungen  der  Gewerbfleiss 
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soviel  verdankt  und  dessen  Vorsorge  als  Minister  des  In- 
nern die  ganze  Gewerbsamkeit  Frankreichs  anvertraut  war, 
„  wenn  Regierungen  alle  Arten  der  Industrie  bei  sich  ein- 
zuführen suchen  und  nicht  daran  denken,  dass  jedes 
77 Land  durch  seine  Lage,  sein  Klima,  die  Natur  seines 
„Bodens  und  den  Charakter  seiner  Einwohner  eigentüm- 
liche Arten  der  Industrie  hat,  die,  so  zu  sagen,  seinErb- 
„  theil  ausmachen  5  wenn  sie  ferner  übersehen ,  dass  eine 
#  Nation ,  welche  alles  selbst  verfertigen  und  haben  Avil!, 
„sich  von  den  übrigen  Nationen  trennt  und  isolirt,  und 
„dass  die  wahren  Handelsverbindungen  doch  nur  auf  den 
„wechselseitigen  Austausch  der  Producte  des  Bodens 
„und  der  Industrie  gegründet  werden  können." 

Das  kräftigste  Mittel  zur  Beförderung  der  Gewerbe 
ist  die  Vermehrung  und  Verbreitung  der  Ge- 
werbkenntnisse, weil  „die  Wissenschaft",  wie 
Chaptal  sich  ferner  ausdrückt,  „ihr  Licht  über  jeg- 
„ liehe  Operation  verbreitend,  alle  Resultate  erklärt  und 
„dem  Gewerbtreibendcn  die  Fähigkeit  giebt,  sein  Ver- 
fahren zu  beherrschen,  es  zu  verändern,  zu  vereinfa- 
chen, zu  vervollkommnen  und  jeden  Erfolg  desselben 
„  vorauszusehen  und  zu  berechnen.-"  Nie  kann  die  Vor- 
sorge in  dieser  Beziehung  zu  weit  gehen,  denn  Nach- 
wehen keinerlei  Art  können  je  aus  einer  Vermehrung 
der  Kenntnisse  entstehen,  aber  wohl  erhebt  jedes  hin- 
zugekommene Wissen  die  vorhandene  Kraft  zu  einer 
— 

höhern  Macht,  weil  nur  die  richtig  und  zweckmässig 
geleitete  zum  Ziele  führt  und  jede  Kraft  überhaupt  nur 
erst  durch  das  Wissen  zu  einer  Macht  wird.  Daher 
gehört  es  zu  den  Pflichten  der  Regierung,  nicht  blos 
durch  die  gewöhnlichen  Unterrichtsanstalten  für  die  all- 
gemeine Ausbildung  der  Gewerbtreibendcn  zu  sorgen, 
sondern  ihnen  auch  durch  besondere  Lehrinsti- 
tute  die  Gelegenheit  zur  Erwerbung  techni- 
scher Kenntnisse  zu  verschaffen;  geschieht  dieses, 
gelingt  es,  sie  dadurch  nicht  blos  von  Vorurtheilen  zu 
befreien,  sondern  auch  mit  einem  klaren  Blick  in  die 
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Gewerb- Operationen  und  Verhältnisse  auszustatten,  so 
werden  sie  bei  der  Auswahl  ihrer  Gewerbe  gegen  Miss- 
griffe schon  geschützt  und  bei  dem  Betriebe  derselben, 
ohne  einen  äussern  Schutz  noch  nöthig  zu  haben,  durch 
sich  selbst  gesichert  sein,  und  es  bedarf  dann  nur  noch 
des  freien  Verkehrs,  um  den  Flor  der  Gewerbsamkeit 
und  ihren  gewinnreichen,  Keinen  belästigenden  Ertrag- 
fest  zu  begründen. 

Der  vierte  Theil  der  Lehre  von  den  Leistungen 
des  Staats  soll  endlich  von  den  Maassregeln  der 
Regierung  zur  Sieherstell  1111g  der  Staats« 
mitglieder  handeln,  welche  nur  durch  Verhü- 
tung der  Unsicherheit  und,  soweit  diese  unzurei- 
chend gewesen,  durch  Ausgleichung  der  durch 
die  verletzte  Sicherheit  entstandenen  Schä- 
den erlangt  werden  kann.  Die  Quellen  der  Unsi- 
cherheit sind  theils  der  Mensch,  theils  die  Natur. 

Zur  Vorbeugung  der  Unsicherheit  giebt  es  nur 
zwei  Mittel,  die  Abwendung  der  Gefahren  und 
der  Schutz  der  Gefährdeten;  beides  zu  thun  ist 
die  Sache  der  Sicherheitspolizei. 

Die  Gefahren,  welche  den  Menschen  von  Sei- 
ten seiner  Mitmenschen  bedrohen,  sind  immer  die 
bedeutendsten  und  vielfachsten  und  können  nur  aus 
rechtswidrigen  Handlungen  derselben,  also  aus  Ueber- 
tretungen  der  Gesetze  entstehen  und  daher  nur  vermin- 
dert werden,  wenn 

erstens,  die  Vorschriften  der  Gesetze  zur  allge- 
meinsten Kenntniss  gelangen, 

zweitens,  die  Nothwendigkeit  und  das  Heilsame 
der  Gesetzgebung  einleuchtet, 

drittens,  physische  Noth  nicht  zur  Uebertretung 
der  Gesetze  führte 

viertens,  auf  die  Befolgung  der  Gesetze  durch 
Aufsicht  gehalten  wird,  und  endlich 

fünftens,  wenn  Uebel  den  Uebertreter  der  Ge- 
setze treffen. 
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Da  die  meisten  Rechtsverletzungen  nicht  aus  bö- 
sem Willen,  sondern  aus  Unbekanntschaft  mit  den  Ge- 
setzen geschehen,  so  ist  das  erste  Erforderniss  zur 
Verhütung  derselben  eine  möglichst  vollständige 
Publication  der  Gesetze.  Je  mehr  aber  die  Ue- 
berzeugung  allgemein  wird ,  wie  sehr  Freiheit  und  Wohl 
von  der  Aufrechthaltung  der  Gesetze  abhängig  ist,  de- 
sto mehr  wird  Jeder  sich  dazu  gedrungen  fühlen ,  und 
diese  Ueberzeugung  kann  nur  durch  die  Geistesbil- 
dung, welche  den  Menschen  über  seinen  Standpunct 
im  Staate  aufklärt,  herbeigeführt,  und  durch  die  Re- 
ligion, weil  sie  die  festeste  Stütze  aller  geselligen 
Verhältnisse  ist,  gesichert  werden.  Wo  die  eine  oder 
die  andere  fehlt,  oder  entartet  ist,  da  zeigen  sich  stets 
die  Verbrechen  in  zahlreicher  Menge,  an  welchen  es 
auch  nicht  mangelt  ,  Avenn  das  Volk  ein  an  Freuden 
leeres  Leben  in  dumpfer  Undankbarkeit  gegen  den  Ge- 
ber derselben  hinbrütet.  Der  frohe  Mensch  ist  Vorzugs- 
weise  zur  Verträglichkeit  und  zu  jedem  Guten  geneigt, 
und  die  Regierung  findet  sich  in  ihren  Sorgen  unend- 
lich erleichtert,  sobald  der  Frohsinn  im  Volke  vor- 
herrschend geworden  ist.  Diese  Stimmung  des  Ge- 
müths  zur  Freudigkeit  geht  zwar  zunächst  von  dem 
Wohlbefinden  aus,  welches  die  Regierung  auch  bei 
dem  wohlwollendsten  Streben  nicht  immer  zu  schaffen 
vermag,  aber  ist  nicht  unbedingt  an  dasselbe  gebunden, 
und  wird  auch,  wenn  sie  einmal  im  Volke  vorwaltet, 
durch  Trübsale,  welche  den  Staat  und  die  Einzelnen 
treffen,  nicht  sogleich  aufgehoben;  deshalb  lässt  sie 
diese,  wenn  sie  eintreten,  auch  leichter  ertragen,  und 
daher  darf  nichts  verabsäumt  werden,  was  die  Ervvek- 
kung  derselben  befördern  und  ihrer  Unterdrückung  vor- 
beugen kann.  Volksfeste  und  öffentliche  Lust- 
barkeiten haben  auf  dieselbe  den  günstigsten  Ein- 
fluss,  und  die  schon  vorhandenen  sollten  um  so  mehr, 
als  die  Einführung  neuer  zu  den  schwierigsten  und 
missglückendsten  Versuchen  gehört,    sofern   sie  nicht 
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den  guten  Sitten  und  dem  Geschmack  widerstreiten, 
sorgfältig  bewahrt  und,  da  jede  Umgestaltung  dersel- 
ben leicht  die  Freude  stört,  nur,  wenn  es  darauf  an- 
kommt das  Volk  daran  zu  gewöhnen,  seine  Freude 
mehr  in  dem  Geschmackvollen  und  Schönen  zu  suchen, 
sehr  allmälig  und  mit  grosser  Vorsicht  verändert  werden. 

Derjenige  Zustand,  in  welchen  die  physische  Noth 
den  Menschen  versetzt,  und  in  welchem  ihm  die  zur 
Stillung  seiner  Bedürfnisse  nothwendigen  Mittel  fehlen, 
ist  im  Verkehr  die  unmittelbare  Folge  der  Armuth,  und 
die  Vorsorge  zur  Abwendung  desselben  wird  die  Avm 
nienpfleg'e  genannt.  Der  Noth  des  Andern  zu 
Hülfe  zu  kommen  und  seinen  Zustand  überhaupt  zu 
verbessern,  ist  zwar  Pflicht,  aber  eine  moralische,  de- 
ren Erfüllung  nicht  gefordert  werden  kann,  ohne  den, 
von  welchem  sie  verlangt  wird ,  zu  einem  Mittel  der 
Zwecke  Anderer  zu  machen,  und  mit  Ausnahme  der  aus 
der  Familienverbindung  entspringenden  Rechte  auf  Un- 
terstützung und  dem  aus  dem  Staatsverbande  hervor- 
gehenden Ansprüche  auf  den  Schutz  der  Existenz  kann 
sie  daher  des  Nothleidenden  wegen  von  Keinem,  also 
auch  weder  von  dem  Staate,  als  der  Gesammtheit  der 
in  demselben  Verbundenen ,  noch  von  einem  Theile  der- 
selben gefordert  werden.  Wo  dieses  geschieht,  zeigen 
sich,  wie  überall,  wenn  eine  moralische  Pflicht  zur 
Zwangspflicht  herabgesetzt  wird,  die  nachtheiligsten 
Folgen.  Lieblosigkeit  tritt  an  die  Stelle  der  Mildthä- 
tigkeit,  der  als  Last  aufgebürdete  Arme  wird  an  die 
Scholle  gefesselt,  und  indem  ihm  dadurch  die  ihm  viel- 
leicht noch  ausserhalb  derselben  zuständigen  Mittel  der 
Selbsterhaltung  entzogen  werden,  wird  er  der  Thätig- 
keit  entwöhnt  und  das  Ehrgefühl  der  Selbstständigkeit 
ihm  entfremdet.  Ist  dieses  einmal  untergraben,  wird 
die  Lage  des  Armen  sorgenlos  und  wünschenswerth, 
so  nimmt  die  Verarmung  mit  furchtbaren  Fortschritten 
zu  und  kann  in  ihrem  Fortgange  sogar  den  Staat  selbst, 
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indem  sie  ihn  der  Mittel  beraubt  ihr  abhelfen  zu  kön- 
nen, grosser  Gefahr  aussetzen.  Daher  verfehlt  die  Ar- 
menpflege ihren  Zweck,  wenn  sie  zu  einem  Zwangs- 
institute des  Wohlthuns  gemacht  wird  und  über  den 
Schutz  der  Geselligkeit  gegen  die  schädlichen  Folgen 
der  Armuth  hinausgeht.  In  dieser  Beziehung  hat  sie 
theils  der  Verarmung,  theils  den  aus  derselben 
zu  befürchtenden  Gefahren  vorzubeugen. 

Zu  dem  ersten  führen  alle  Maassregeln  zur 
Bereicherung  des  Volks  und  zur  Beförderung 
der  Sparsamkeit,  zu  welcher  letztern  nächst  der 
Geistesbildung  und  der  Gelegenheit  kleine 
Capitale  zinsbar  anzulegen,  wenn  die  Armuth 
nicht  wünschenswerth  gemacht  ist,  die  Furcht  in 
dieselbe  zu  gerathen  am  meisten  beiträgt.  So- 
genannte Luxusverbote,  wenn  sie  nicht  etwa 
von  drückenden  Fesseln  der  Mode  befreien  sollen,  sind 
weder  rechtlich  zulässig,  noch  werden  sie  helfen,  weil 
der  Neigung  den  Verbrauch  mit  einer  Ostentation  zu 
verbinden,  wenn  ihr  ein  Weg  dazu  abgeschnitten  wird, 
andere  in  zahlloser  Menge  offen  stehen,  und,  wenn 
es  gelingen  sollte,  das  Bestreben  sich  bemerklich  zu 
machen  und  beachtenswerth  zu  zeigen,  zu  unterdrük- 
ken,  damit  zugleich  eine  der  wirksamsten  Triebfedern 
der  menschlichen  Thätigkeit  gelähmt  werden  würde. 

Was  die  Abwendung  der  aus  der  schon  ein- 
getretenen Armuth  zu  befürchtenden  Gefah- 
ren anbetrifft,  so  kann  sie  nur  durch  Maassregeln  ge- 
schehen, welche  entweder  die  Armuth  selbst  oder  die 
aus  derselben  hervorgehende  Noth  beseitigen,  je  nach- 
dem die  Armen,  welche  noch  Arbeitskräfte  besitzen, 
sie  theils  aus  Mangel  an  Verlag  nicht  gebrauchen  kön- 
nen, theils  aus  Trägheit  nicht  gebrauchen  wollen.  Den 
erstem  kann  die  Armenpflege  nur  durch  die  verschaffte 
Gelegenheit  zur  Benutzung  eines  Capitals  zu  Hülfe 
kommen,  und  bei  den  Andern  hat  sie,  sobald  sie  eine 
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Unterstützung  in  Anspruch  nehmen,  das  Recht  und 
die  Pflicht,  sie  durch  Zwang  zur  Arbeit  anzuhalten.  Zu- 
letzt kommen  noch  diejenigen  Personen  in  Betracht, 
denen  es  an  Kräften  fehlt,  die  eben  deshalb  zwar  nicht 
schaden,  aber  sich  auch  nicht  erhalten  können, 
und  denen,  weil  sie  zum  Staate  gehören,  der- 
selbe gegen  die  Gefahr  ihr  Leben  einzubüssen,  seinen 
Schutz  nicht  nur  nicht  entziehen  darf,  sondern  ihn  auch, 
wenn  sie  sich  noch  in  dem  Alter  der  Entwicklung  be- 
finden, auf  den  Schutz  ihrer  Ausbildung  zu  sich  selbst 
bestimmenden  kräftigen  Menschen  auszudehnen  hat.  Je 
weniger  das  Gesetz  Wohlthun  zu  erzwingen  sucht, 
desto  mehr  verpflichten  Verwandtschaft  und  Bekannt- 
schaft dazu,  und  desto  seltener  wird  die  Nothwendig- 
keit  eines  solchen  Schutzes  von  Seiten  des  Staats  ein- 
treten. 

Dem  bösen  Willen,  bevor  aus  demselben  die 
widerrechtliche  That  hervorgegangen  ist,  entgegenzu- 
treten und  die  dazu  erforderliche  Aufsicht  zu 
führen,  ist  die  schwierigste  Aufgabe  der  Sicherheits- 
polizei, weil  einerseits  schon  die  Voraussetzung  der 
Notwendigkeit  die  Handlungen  der  Staatsmitglieder 
unter  eine  beständige  Controlle  zu  setzen,  dem  An- 
spruch, den  jeder  Mensch  auf  ein  Vertrauen  zu  seiner 
Rechtlichkeit  hat,  widerstreitet,  andrerseits  aber  ein 
unersetzlicher  Schade  in  vielen  Fällen  nicht  mehr  ver- 
mieden werden  kann,  wenn  erst  das  Eintreten  der  Ge- 
fahr abgewartet  werden  soll.  Unter  diesen  Umständen 
muss  eine  unmittelbare  Aufsicht  zwar  stattfinden,  sich  aber 
mehr  beschränken  auf  solche  Personen,  die  sich  theils 
schon  durch  Rechtsverletzungen  als  unsicher  ausgewie- 
sen haben,  theils  sich  einer  solchen  Lebensart  und 
solchen  Beschäftigungen  hingeben,  welche  sie  leicht 
dazu  verführen  können;  wachsam  muss  aber  die  Poli- 
zei vorzüglich  sein,  wenn  Zustände  eintreten,  in  wel- 
chen aufgeregte  Gefühle  die  Ueberlegung  unterdrücken 
und  Affecte  zum  Ausbruch  kommen  können,  welche 
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weil  sie  zu  den  ansteckendsten  Seelenkrankheiten 
gehören  \  jede  grosse  Versammlung  leicht  zu  einer 
Gefahr  drohenden  werden  lassen. 

Zur  eignen  Wachsamkeit  über  seine  Handlungen 
führt  endlich  auch  die  Bestrafung",  durch  welche 
die  Herrschaft  des  Rechts  und  der  durch  Gesetzes 
Uebertretungen  verletzten  Freiheit  im  Staate  wieder  her- 
gestellt werden  soll,  indem  dem  Uebelthäter  ein  der  von 
ihm  verübten  Rechtsverletzung  angemessenes,  in  dem 
Gesetze  bestimmtes  Uebel  zugefügt  wird.  Daher  muss 
neben  der  Gesetzgebung,  welche  als  Civilgesetz- 
gebuilg*  die  Bedingungen  vorschreibt,  von  welchen  die 
Handlungsfreiheit  abhängt,  noch  eine  zweite  zur  Erhal- 
tung und  Sicherung  derselben,  der  Criminalgesetz- 
ge  billig,  in  jedem  Staate  stattfinden,  welche,  was 
Verbrechen  sei,  auszusprechen  und  mit  welchen  Stra- 
fen dasselbe  abgebüsst  werden  soll ,  zu  bestimmen 
hat. 

Die  Gefahren,  mit  welchen  die  IVatlir  den 

Menschen  bedroht,  entstehen,  wenn  er  das  Wal- 
ten derselben  in  seiner  Umgebung  nicht  mehr  nach  sei- 
nen Zwecken  zu  lenken  vermag,  und  durch  die  Ver- 
änderungen, welche  daraus  hervorgehen,  seine  Per- 
son und  seine  Güter  der  Beschädigung  und 
Vernichtung  ausgesetzt  werden.  Gegen  die  grossen 
zerstörenden  Wirkungen  der  Natur  schwindet  zwar  jede 
Möglichkeit  des  Widerstandes,  aber  wo  dieser  noch 
gegen  die  minder  grossen,  nicht  von  dem  Einzelnen, 
aber  wohl  durch  die  im  Staate  vereinten  Kräfte  ohne 
einen  zu  besorgenden  Verlust  übersteigenden  Aufwand 
mit  günstigem  Erfolge  geschehen  kann,  fällt  der  Re- 
gierung die  Vorsorge  dafür  anheim.  Nachtheilige 
Veränderungen  des  Bodens  durch  Versandungen, 
Versumpfungen  u.  s.  w.,  der  Flussbette  und  der  Mee- 
resufer lassen  sich  auch  nur  durch  umfassende  Maass- 
regeln vermeiden,  und  ebenso  ist  es  in  den  meisten  Fäl- 
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len  nur  durch  vereinte  Bemühungen  und  Unterstützun- 
gen möglich,  schädliche  T liiere  zu  vertilgen  und 
besonders  den  Zerstörungen  des  Feuers  und  Was- 
sers Einhalt  zu  thun,  welche  letztere  zu  verhüten  und 
ihnen  Einhalt  zu  thun,  besondere  Zweige  der  Polizei, 
die  Feuer-  und  Wasserpolizei,  bestimmt  sind. 

Ausser  der  Abwendung  der  Gefahren  liegt  der  Po- 
lizei noch  der  Schutz  der  Gefährdeten  ob, 

und  zwar  sowohl  der  Person,  als  desEigenthums 
derselben. 

Der  Schutz  der  Person  soll  das  Leben, 
die  Gesundheit  und  die  Kräfte  des  Menschen 
sichern,  soweit  dieses  durch  polizeiliche  Vorkehrungen 
geschehen  kann.  Die  Gesundheit  und  mit  ihr  Kräfte 
und  Leben  werden  theils  durch  Störungen  des  Organis- 
mus, welche  Krankheiten  zur  Folge  haben,  theils 
durch  Verletzungen  desselben  gefährdet.  Den  er- 
stem, soweit  sie  aus  allgemeinen  Ursachen  entstehen, 
vorzubeugen,  ist  der  Gegenstand  der  Sanitätspoli- 
zei, die  andern  soll  die  allgemeine  Sicherheits- 
polizei zu  verhindern  suchen,  und  wenn  beide  nicht 
haben  schützen  können,  so  soll  die  Medicinalpo- 
lizei  für  die  Herstellung  der  Gesundheit  sorgen. 

Da  gesunde  Luft,  gesunde  Kleidung,  hinreichende 
und  gesunde  Lebensmittel  und  endlich  Ruhe  und  Be- 
wegung die  zur  Erhaltung  der  Gesundheit  notwendi- 
gen Erfordernisse  sind  und  der  Mensch  schon  aus  Pflicht 
gegen  sich  selbst  sich  dieselben  zu  verschaffen  suchen 
muss,  die  Regierung  auch  nicht  einstens  befugt  ist,  ihn 
dazu  anzuhalten,  so  beschränkt  sich  die  Aufgabe  der 
Sanitätspolizei  nur  darauf,  ihm  die  Erfüllung  die- 
ser Pflichten  möglich  zu  machen  und  zu  erleichtern,  in- 
dem sie  der  Verunreinigung  der  Luft,  dem 
Wassermangel  und  dem  offen tlichenVer kauf 
schädlicher  Speisen  und  Getränke  vorzubeu- 
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gen  sucht,  weil  ein  freier  und  erleichterter  Verkehr 
schon  die  sicherste  Schutzwehr  gegen  jeden  Mangel  an 
Lebensbedürfnissen  ist,  Taxen  durch  Vertheuerung  nur 
das  Uebel  vergrössern  und  endlich  Theuerung  und  Huri- 
gersnoth  am  öftersten  nicht  aus  zu  hohen  Preisen  und 
aus  wirklichem  Mangel,  sondern  aus  Verdienstlosig- 
keit  und  den  deshalb  fehlenden  Mitteln ,  Lebensbedürf- 
nisse zu  jeden  Preisen  anschaffen  zu  können,  hervor- 
gehen. Nächst  der  Verhütung,  dass  Krankheiten  ent- 
stehen, hat  die  Gesundheitspolizei  auch  der  Uebertra- 
gung  und  Verbreitung  derselben,  und  vorzüglich  bei 
ansteckenden  Seuchen  dem  Umsichgreifen  und  ihren 
Verheerungen  entgegenzuwirken. 

Körperliche  Verl  etzungen  können  theils  durch 
Unglücksfälle  herbeigeführt,  theils  durch  Beschä- 
digungen mehr  oder  weniger  absichtlich  von  Seiten 
der  Beschädiger  veranlasst  werden.  Die  erstem  lassen 
sich  nur  dadurch  vermeiden,  dass  man  die  Veranlas- 
sungen zu  denselben  zu  vermindern  sucht,  und  die  Po- 
lizei kann  in  dieser  Beziehung  durch  sorgfältige  Auf- 
sicht auf  die  Sicherheit  der  Gebäude,  Landstrassen, 
Brücken,  Fahrzeuge  u.  s.  w.  sehr  wohlthätig  wirken 
und  ebenso  auch  durch  Wachsamkeit  oft  Schutz  gegen 
Raufereien  und  Mordanfälle  gewähren;  bei  schon  ein- 
getretenen Gefahren  kann  aber  nur  noch  Hülfe  geschafft 
Averden,  wenn  schon  Anstalten  dazu  vorhanden  sind, 
und  diese  sogenannten  Rettuugsanstalten  so  ein- 
zurichten, dass  sie  augenblicklich  und  mit  Erfolg  be- 
nutzt werden  können,  ist  daher  nothwendig. 

Obgleich  der  Schutz  der  Gesundheit  des  Menschen 
zwar  schon  den  seiner  persönlichen  Vermögen 
n  sich  schliesst,  so  bedürfen  dieselben  doch  noch  einer 
besondern  Beachtung,  um  in  ungeschwächter  Kraft  er- 
halten zu  werden.  Theilt  man  sie  in  die  körperli- 
chen und  geistigen  ein,  so  kann  man  bei  den  einen 
wie  bei  den  andern  die  der  Empfänglichkeit  von 
denen  der  Wirksamkeit  unterscheiden. 
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Die  körperliche  Empfänglichkeit  für  äussere 
Eindrücke  hängt  von  den  Sinnorganen  ab /welche,  in- 
dem sie  dieselben  aufnehmen,  auch  durch  solche  abge- 
stumpft werden  können.  Bei  dem  Gefühl  und  Ge- 
schmack, die  nur  bei  unmittelbarer  Berührung  Eindrücke 
empfangen,  kann  sich  der  Mensch  schon  durch  eigne 
Vorsicht  gegen  die  abstumpfenden  bewahren;  bei  dem 
Gesicht  nur,  wenn  er  durch  Schliessung  des  Auges 
dasselbe  ganz  ausser  Gebrauch  setzt  ,  aber  bei  dem  Ge- 
hör und  Geruch  ist  auch  dieses  unmöglich,  und  der 
Mensch  wird  durch  widerliche  Eindrücke,  welche  er 
gezwungen  aufnehmen  muss,  in  ein  Uebclbefinden  ver- 
setzt, welches  seine  Thätigkeit  hemmen  und  sogar 
seine  Gesundheit  stören  kann.  Lassen  sich  diese  Ein- 
drücke vermeiden  oder  vermindern,  so  muss  dieses  vor- 
züglich in  den  Städten  geschehen,  wo  wegen  des  be- 
schränkten Raums  und  dichtem  Zusammenlebens  sich 
ihnen  Niemand  •  zu  entziehen  vermag,  und  Beschrän- 
kungen der  Freiheit  in  der  Wahl  des  Farbenanstrichs 
der  Gebäude,  geräuschvoller  Beschäftigungen  und  sol- 
cher, die  mit  der  Entwickelung  starker  Gerüche  ver- 
bunden sind,  sind  daher  unter  diesen  Umständen  schon 
zur  Erhaltung  der  allgemeinen  Freiheit  nothwendig. 

Das  Vermögen  der  körperlichen  Wirksam- 
keit geht  aus  den  Organen  der  Bewegung  hervor,  und 
wenn  diese  gleich  auch  durch  nachtheilige  Gebräuche 
und  Gewohnheiten  geschwächt  werden  können,  sojiegt 
die  Sorge  für  die  Abstellung  derselben  nur  in  dem  Be- 
reich der  Pflichten  gegen  sich  selbst  und  also  ausser- 
halb dem  der  Regierung. 

Da  zum  Handeln  Gefühle  und  Vorstellungen  be- 
stimmen, und  das  erstere  nur  insofern  ein  richtiges  sein 
kann,  als  die  beiden  letztern  es  sind,  so  hängt  auch 
das  Wohl  in  der  Geselligkeit  davon  ab,  dass  die  mit 
einander  Lebenden  richtig  fühlen  und  rich- 
tig denken.   Fehlt  das  eine  oder  das  andere,  so  sind 
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Seelenkrankheiten  eingetreten,  gegen  welche  sich 
der  Mensch  zwar  nur  durch  stete  Wachsamkeit  auf 
sich  selbst  zu  sichern  vermag,  gegen  welche  aber,  in- 
sofern sie  aus  äussern  Einwirkungen  entstehen,  durch 
die  möglichste  Entfernung  aller  nachtheiligen,  besonders 
der  anhaltend  fortdauernden,  welche  Gewöhnungen  zur 
Folge  haben  können,  die  Regierung  einen  bedeutenden 
Schutz  zu  gewähren  im  Stande  ist.  Wohl  die  meisten 
dieser  Einwirkungen  geschehen  absichtslos,  viele  aber 
mit  Vorbedacht  und  werden  dadurch  zu  den  gefährlich- 
sten 5  gegen  die  erstem  kann  sie  nicht  schützen,  so 
lange  sie  nicht  in  das  Oeffentliche  treten,  theils  weil 
sich  das  Unangemessene  nicht,  wie  das  Unrechte,  un- 
ter allen  Umständen  verbieten  lässt,  theils  weil  sich 
Jeder  den  Einwirkungen  des  Unangemessenen,  was 
nicht  zu  einem  öffentlichen  geworden  ist,  durch  eigne 
Aufmerksamkeit  zu  entziehen  vermag;  jede  Einwirkung 
in  der  Absicht  nachtheiligc  Gewöhnungen  und  Neigun- 
gen in  Andern  hervorzubringen,  ist  aber  das,  was  wir 
Verführung  nennen,  ein  Verbrechen,  welches,  wenn 
es  die  Sittlichkeit  untergräbt,  schwärzer,  als  der  Mord 
werden  kann,  weil  durch  dasselbe  nicht  blos  dem  Da- 
sein eines  sittlich  freien  Wesens  ein  Ende  gesetzt, 
sondern  zugleich  auch  das  Dasein  eines  der  Sittlichkeit 
entfremdeten,  als  unfrei  entwürdigten  und  deshalb  Ge- 
fahr drohenden  hervorgerufen  wird.  Die  Polizei  ist  da- 
her ebenso  berechtigt,  als  verpflichtet,  wie  andern  Ver- 
brechen, so  auch  der  Verführung  nachzuspüren  und 
ihr  Treiben  möglichst  einzustellen. 

Der  Mensch  befindet  sich  aber  in  Hinsicht  seiner 
geistigen  Empfänglichkeit  nur  in  einem  gesunden  und, 
wegen  der  ungehemmten  Vernunft,  freien  Zustande, 
wenn  nur  das  Wahre,  Schöne  und  Gute  ihn 
mit  Lust  erfüllt.  Sein  Sinn  dafür  kann  ebenso  sehr 
durch  Gewöhnung  daran  gestärkt,  als  durch  Gewöh- 
nung an  das  Unwahre,    Nichtschönc  und  Böse  Iis  zur 
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Vernichtung  gestört  werden,  und  da  im  Staate  die  Re- 
gierung es  ist,  welche  sich  überall  und  als  das  Höch- 
ste der  Wahrnehmung  darbietet,  so  kann  sie  am  mei- 
sten das  erstere  befördern  und  das  letztere  vermeiden, 
wenn  sie  nur  in  dem  Geiste  der  Wahrheit,  der 
Schönheit  und  des  Guten  handelt.  Nur  dieser 
Geist  darf  daher  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  be- 
leben, weil  Gesetze  und  Verwaltungsmaassregeln  auf  die 
Gewöhnung  den  entschiedensten  Einfluss  ausüben,  und 
jede  unnöthige  oder  unangemessene  Verordnung,  wel- 
cher das  Fundament  der  Wahrheit  fehlt,  besonders  wenn 
auf  deren  Befolgung  auch  nicht  einstens  gehalten  wer- 
den kann,  den  Sinn  für  Wahrheit,  ohne  welchen  we- 
der der  Sinn  für  das  Schöne,  noch  der  für  das  Gute 
möglich  ist,  leicht  zu  untergraben  vermag.  Dass  Jeder 
im  Staate  dem  Wahren ,  Schönen  und  Guten  huldige, 
liegt  zwar  ausser  den  Grenzen  jedes  Zwanges,  aber 
der  Schutz,  den  Jeder  für  seine  Persönlichkeit  zu  ver- 
langen berechtigt  ist,  macht  es  der  Polizei  nothwendig, 
dafür  zu  sorgen,  dass  nichts  zur  Schau  gestellt  werde, 
was  derselben  widerspricht.  Vorzüglich  muss  diesem 
in  Hinsicht  der  Laster  vorgebeugt  werden,  denn  mit 
der  Gewöhnung  an  den  Anblick  derselben  wird  der  Ver- 
führung zur  Unmässigkeit,  zur  Ausschweifung,  zum 
Spiele  und  zur  Grausamkeit  vorgearbeitet,  und  der  edel- 
ste Sinn  in  dem  Menschen,  der  Sinn  für  das  Gute,  er- 
stickt. Daher  ist  das  Mittel,  öffentliche  Freistätten  dem 
Laster  zu  eröffnen,  um  seiner  Verbreitung  und  seinen 
Folgen  mehr  entgegenwirken  zu  können,  nicht  nur  ein 
unwürdiges,  sondern  auch  durchaus  verfehltes;  weit 
entfernt,  dasselbe  in  ihren  Mauern  einzuschliessen,  wer- 
den sie  nur  zu  Pflanzstätten,  von  welchen  aus  sich  das 
Laster,  dem  die  Genehmigung  des  Staats,  inner- 
halb derselben  in  seiner  ganzen  Schamlosigkeit  auf- 
treten zu  dürfen,  auch  ausserhalb  den  Eingang  er- 
leichert,  mit  noch  grösserer  Dreistigkeit  und  Stärke 
verbreitet. 
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Je  fester  der  Sinn  für  Wahrheit  geworden  ist,  de- 
sto mehr  ist  der  Mensch  auch  in  Hinsieht  seines 
Erkenntnissvermögens  gesichert,  desto  weni- 
ger ist  er  der  Gefahr  ausgesetzt ,  Einbildungen  für 
Wahrnehmungen  zu  halten,  und  dieselben  so  stark 
werden  zu  lassen ,  dass  sich  mit  der  Unterdrückung  der 
Vernunft  der  Wahnsinn  einstellt,  welcher  den  Men- 
schen in  eine  der  Wirklichkeit  widerstreitende  Gedan- 
kenwelt versetzt.  Dieser  bedauernswertheste  aller  Zu- 
stände, in  welchem  die  Einbildungskraft  zur  Alleinherr- 
schaft gelangt  ist,  kann  desto  leichter  eintreten,  je  ge- 
ringer wegen  Mangel  an  Aufklärung  die  Kenntnisse  von 
der  Wirklichkeit  und  ihren  Erscheinungen  sind,  und  je 
mehr  die  Einbildungskraft  aufgeregt  wird.  Solche  Auf- 
regungen haben  alle  Ereignisse  zur  Folge,  welche  dem 
Menschen  über  die  Zukunft  die  Gegenwart  vergessen 
lassen,  besonders  wenn  die  letztere  nicht  mit  gebiete- 
rischer Nothwendigkeit  die  Thätigkeit  seiner  Geistes- 
kräfte in  Anspruch  nimmt,  und  sie  können  auch  in  An- 
dern durch  mannigfache  Mittel,  am  stärksten  durch  sol- 
che, welche  dem  Menschen  das  Vertrauen  zu  sich  selbst 
schwächen  und  seinen  Frohsinn  unterdrücken,  hervor- 
gebracht werden,  und  diesen  Umtrieben,  vor  allen  de- 
nen der  Schwärmerei,  welche,  je  ehrwürdiger  ihr 
Gewand,  desto  gefährlicher  ist,  und,  gleich  einer  an- 
steckenden Krankheit  um  sich  greifend,  oft  über  Tau- 
sende Unheil  verbreitet,  wie  der  Verführung  nachzu- 
spüren und  ihr  zuvorzukommen,  gehört  zu  den  drin- 
gendsten Pflichten  der  Polizei. 

Das  Unzureichende  des  Schutzes,  welchen  auch 
bei  der  grössten  Aufmerksamkeit  die  Sanitätspolizei  zu 
gewähren  vermag,  macht  die  Medieiitalpolizea 
nothwendig,  welche  die  Vorsorge  für  die  Wiederher- 
stellung der  schon  gefährdeten  Gesundheit  zum  Zweck 
und  die  Aufsicht  über  die  Ausübung  der  MeiJUkllllSt 
zum  Gegenstande  hat.      Ihre  Geschäfte  betreffen  thcils 
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die  Anstellung  und  Beaufsichtigung  der  Medicinal- 
personen, theils  die  Einrichtung  und  Erhaltung  der 
Medicinalanstalten.  Unter  den  Medicinalpersonen 
nehmen  die  Aerzte,  als  die  eigentlichen  Heilkünstler, 
die  erste  Stelle  ein,  und  ihnen  stehen  als  Gehülfen  zur 
Seite  die  Apotheker  zur  Zubereitung  der  Arzeneien  und 
die  Chirurgen  zur  Ausführung  der  Operationen,  soAvie 
die  Hebammen  zu  den  Hilfsleistungen  bei  den  Gebur- 
ten und  bei  der  Behandlung  der  Neugebornen.  Da  von 
der  Sachkenntniss,  Geschicklichkeit  und  Pflichttreue 
dieser  Personen  Leben  und  Genesung  abhängen,  so 
hat  die  Polizei  darauf  zu  wachen,  dass  Niemand 
ohne  den  Nachweis  der  vollständigsten  Qua- 
lification  zum  Beruf  derselben  gelange,  oder 
unbefugt  sich  mit  den  Verrichtungen  derselben  befasse, 
aber  sie  hat  auch  dafür  zu  sorgen,  dass  es  an  qua- 
lificirten  Medicinalpersonen  und  an  Gelegen- 
heit zur  Ausbildung  derselben  nicht  fehle.  Die 
ausserdem  noch  erforderlichen  Medicinalanstalten  sind 
theils  Krankenhäuser  zur  Aufnahme  von  Kranken,  wel- 
che in  ihren  Wohnungen  entweder  keine  und  nicht  die 
zu  ihrer  Herstellung  erforderliche  kunstgemässe  Pflege 
finden  können,  oder  besondere  Heilinstitute,  wie  Bäder, 
Brunnen  u.  s.  w. 

Was  den  Schutz  der  Ehre  anbetrifft,  so 

lassen  sich  Kränkungen  derselben  zwar  nicht  verhin- 
dern, sondern  nur  bestrafen,  indessen  kann  und  muss 
doch  die  Polizei  der  Verbreitung  derselben  vorzubeugen 
suchen. 

Die  Vorkehrungen  zum  Schutz  der  Frei- 
heit sind  in  der  Regel  nur  gegen  die  gewaltsame 
Beraubung  derselben  gerichtet,  welche,  wie  Men- 
schenraub und  Einsperrung,  zwar  die  schrecklichere, 
aber  da,  wo  Sklaverei  nicht  mehr  stattfindet,  die  selt- 
nere ist;  desto  häufiger  und  überall  kommt  aber,  man 
könnte  sie  nennen,  die  heimliche  vor,  denn  was  ist 
jede  Nöthigung,  Zeit  und  Kraft  zur  Erfüllung  entbehr- 
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licher,  sogar  unnützer  Forderungen  zu  verwenden,  an- 
ders ,  als  auch  eine  Beraubung  der  Freiheit. 

Die  meisten  Geschäfte  veranlasst  der  Schutz 
des  EigentlilliriS  oder  vielmehr  desVermö- 
gens und  zwar  des  in  dinglichen  Gütern  be- 
stehenden, denn  die  persönlichen  finden  denselben 
schon  in  dem  Schutz  der  Person.  Ohne  Sicherheit  des 
Eigenthums  hört  alle  Betriebsamkeit  in  dem  Volke  auf, 
denn  wie  lässt  sich  eine  Anstrengung  der  Kräfte  er- 
warten, wenn  die  Gewissheit  fehlt,  auch  die  Früchte 
des  Fleisses  gemessen  zu  können.  Ehrfurcht  vor  jedem 
Eigenthum  zu  erwecken  und  zu  bestärken,  erfordert 
daher  das  Glück,  die  innere  Ruhe  und  das  Fortschreiten 
des  Volkes.  Da  die  Grösse  oder  der  Capitalsbetrag  des 
Ementhums  sich  durch  den  Tauschwerth  der  Güter  be- 
stimmt,  welche  dasselbe  ausmachen  oder  in  welchen 
dasselbe  festgesetzt  ist,  der  Tauschwerth  aber,  wie  ich 
oben  gezeigt  habe,  von  den  jedesmaligen  Verhältnissen 
des  Bedarfs  zum  Vorrathe  abhängt,  so  liegt  auch  eine 
Sicherstellung  gegen  Veränderungen  desselben  und  also 
auch  gegen  den  nachtheiligen  Wechsel,  den  die  Grösse 
des  Vermögens,  welches  der  Besitz  der  Güter  gewährt 
erleiden  kann,  ausser  den  Grenzen  der  Regierungsge- 
walt. Der  Schutz  des  Eigenthums  kann  daher  sich  nur 
auf  den  Besitz  der  Güter  selbst  beziehen,  und 
zwar  thcils  auf  die  Erlangung,  theils  auf  die  Er- 
haltung desselben. 

Berechtigungen,  Güter  von  Andern  zu  erlangen, 
können  nur  durch  Tausch  Verträge  erworben  werden,  und 
damit  bei  der  Erfüllung  derselben  Beeinträchtigungen 
weniger  vorfallen  und  bei  dem  Kauf  und  Verkauf  und 
überhaupt  im  Verkehr  in  Hinsicht  der  Quantität  und 
Qualität  der  Waaren  und  der  Gültigkeit  der  Zahlungs- 
mittel Sicherheit  stattfinde,  ist  eine  feste  Bestim- 
mung und  Uebercinstimmung  der  Maasse  und 
Gewichte  durch  Ajustirungs-  und  Eichungs- 
behörden  und  eine  genaue  Aufsicht,  dass  nur  rieh- 
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tige  benutzt  und  diese  richtig  angewendet  werden,  so- 
wie eine  stete  Controlle  der  zur  Bestimmung  der 
Qualität  gewisser  Waaren  etwa  eingerichteten  Schau- 
und  Braakanstalten  und  ebenso,  dass  nicht  fal- 
sches Geld  in  den  Umlauf  komme,  nothwendig.  Der 
angemessenste  Preis  der  Waaren  regelt  sich  von  selbst 
im  freien  Verkehr,  und  nur  da,  wo  dieser  aus  beson- 
dern Rücksichten  beschränkt  werden  muss,  tritt  das 
Bedürfniss  einer  Preisbestimmung  oder  Taxe  ein, 
welche  aber  stets  ein  höchst  unsicheres  Auskunftsmittel 
bleibt,  weil,  wenn  es  auch  möglich  sein  sollte,  sie 
richtig  anzufertigen,  sie  doch  immer  nur  für  den  Au- 
genblick der  Anfertigung  eine  richtige  sein  kann. 

Was  den  Schutz  der  Erhaltung  des  Eigen- 
thums anbetrifft,  so  tritt  das  Erforderniss  einer  Bei- 
hülfe dazu  von  Seiten  der  Regierung  ein,  wenn  der  Be- 
sitzer dieselbe  sich  ohne  diese  nicht  zu  sichern  vermag, 
entweder  aus  persönlicher  Unfähigkeit  oder  der 
Umstände  wegen,  unter  welchen  sich  das  Ei- 
genthum  befindet.  Die  erstere  ist  bei  allen  vorhan- 
den, welche  die  Folgen  ihrer  Handlungen  entweder  noch 
nicht,  oder  nicht  mehr  übersehen  können,  und  deren 
Vermögen  daher  die  Regierung  durch  das  Pupillen- 
Wesen  unter  ihre  besondere  Vorsorge  stellt.  Die 
Umstände,  unter  welchen  der  Schutz  seines  Eigen- 
thums dem  Eigenthümer  erschwert  wird,  treten  aber 
mit  jeder  Erschwerung  der  Aufsicht  auf  dasselbe  ein; 
bei  Nacht  ist  sie  schwieriger,  als  am  Tage,  auf  das 
Eigenthum  im  Hause  leichter,  als  ausser  demselben,  und 
eine  Mitwirkung  der  Polizei  bei  der  Bewachung  wird 
in  allen  diesen  und  andern  Fällen  desto  nothwendisrer, 

—  7 

jemehr  die  Gewalt,  von  welcher  die  Gefahr  ausgeht, 
den  Kräften  des  Eigenthümers  überlegen  ist.  *  Am 
schwierigsten  wird  sie  aber,  wenn  das  Vermögen 
aus  dem  Besitz  geschieden,  wenn  es,  wie  bei 
allen  Darlehnen,  unter  dem  Schutz  bestehender  Gesetze 
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Andern  zur  Benutzung  hingegeben  und  der  Wachsam- 
keit des  Eigenthümers  dadurch  entzogen  ist.  Wie  je- 
der Wehrlose  höhere  Ansprüche  auf  Unverletzlichkeit 
gewonnen  hat,  muss  diese  auch  von  der  Regierung  den 
auf  Darlehnen  gegebenen  Capitalen  geschafft  werden, 
und  zwar  nicht  blos  um  das  Vertrauen  zum  Gesetz 
aufrecht  zu  erhalten,  nicht  blos  der  Gläubiger  wegen, 
welche  dasselbe  bewiesen  und  daher  auch  den  Schutz 
fordern  können,  sondern  ebenso  sehr  auch  der  Schuld- 
ner wegen,  welchen  in  diesem  Schutze  der 
Gläubiger  zugleich  ihrCredit  geschützt  wird, 
ohne  welchen  ihnen  die  Aushülfe  durch  Darlehne  theils 
benommen,  theils  erschwert  werden  und  dem  Erwerb 
des  Volkes  das  Einkommen  aus  dem  sehr  bedeutenden 
Theile  des  gesammten  Capitals,  den  die  Eigenthümer 
desselben  selbst  anzuwenden  nicht  vermögen,  entge- 
hen würde.  Dieser  Schutz  der  Darlehne  und  des  Cre- 
dits  durch  den  Staat  wird  aber  noch  dringender,  wenn 
die  Sicherheit  für  die  erstem  durch  Besitzthümer  ge- 
stellt wird,  welche  in  dem  Besitz  der  Schuldner  blei- 
ben ,  und  also  auch  nur  kraft  der  Gesetze  Sicherheit 
gewähren.  In  doppelter  Beziehung  ist  daher  die  Re- 
gierung verbunden ,  den  auf  diese  Weise  gegebenen 
Darlehnen  ihren  vollen  Schutz  durch  ein  wohlgeordne- 
tes Hypotliekenweseii  angedeihen  zu  lassen, 
zumal,  da  je  mehr  zu  dauernden  Anlagen  Darlehne  er- 
forderlich werden,  der  Realcredit  desto  nothwendiger 
und  der  Personalcredit  desto  unzureichender  wird,  auf 
welchen  —  wenn  ihm  nicht  ein  dingliches  Vermögen 
zum  Grunde  liegt  —  immer  nur  Darlehne  auf  eine  kurze 
und  bestimmte  Dauer  gegeben  werden  können. 

Gegen  die  zerstörenden  Wirkungen  der  Na- 
tur wird  das  Eigenthum  schon  durch  die  Maassregeln 
zur  Abwendung  der  von  dieser  drohenden  Gefahren  ge- 
schützt. Indessen  bedarf  doch  noch  der  in  den  Haus- 
thieren  bestehende  Theil  desselben  der  besondern  Vor- 
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sorge  für  die  Erhaltung  ihres  Gesundheitszustandes, 
oder  der  Veter iltairpolizei*  welche  vorzüglich 
die  Entstehung  und  Verbreitung  der  Viehseuchen  zu 
verhindern  hat. 

So  viel  auch  die  Maassregeln  zur  Verhütung  der 
Unsicherheit  derselben  vorzubeugen  vermögen,  so  wer- 
den den  sorgfältigsten  Vorkehrungen  ungeachtet  den- 
noch Gefährdungen  nur  zu  oft  eintreten,  und  die  Her- 
stellung der  Sicherheit  nur  noch  durch  den  Ersatz  der 
erlittenen  Verluste  möglich  machen. 

Die  Ausgleichung  der  durch  die  verletzte 
Sicherheit  entstandenen  Schäden,  soweit 
diese  durch  Menschen  im  Bereich  der  Gesetze 
veranlasst  sind,  ist  der  Gegenstand  der  Rechts- 
pflege oder  der  Justiz.  Das  ganze  Wirken  der- 
selben bezieht  sich  auf  die  Restitutio  in  integrum,  auf 
die  Herstellung  des  frühern  und  gesetzmässigen  Zustan- 
des;  ihr  Arm  soll  jeden  zu  demselben,  zu  seinem 
Recht  verhelfen.  Da  aber  Niemand  wider  seinen  Wil- 
len in  seinen  frühern  Zustand  zurückzutreten  angehal- 
ten, oder  sich  eines  abtretbaren  Rechtes  zu  begeben 
verhindert  werden  darf,  so  hat  die  Justiz  stets  die 
Klage  dessen,  der  sich  verletzt  fühlt,  ab- 
zuwarten, und  alle  ihre  Geschäfte  beziehen  sich  da- 
her auf  dieselbe,  auf  die  Untersuchung  und  Er- 
mittelung des  Thatbestandes,  welcher  den  Ge- 
genstand der  Klage  ausmacht,  auf  die  Verglei- 
ch ung  desselben  mit  dem  Gesetz  zur  Fällung 
des  Unheils  und  endlich  auf  die  Vollstreckung 
des  letztern.  Vollständige  Gesetzkenntniss  ist  des- 
halb das  erste  Erforderniss  des  Richters;  allein  sie 
reicht  nicht  aus,  zur  sichern  Feststellung  des  Thatbe- 
standes gehört  oft  ein  scharfer  Blick  in  die  Verhältnisse 
des  Lebens,  der  eine  genaue  Kenntniss  derselben  vor- 
aussetzt und  ein  geübtes  Auge  erfordert.  Schrecklicher, 
als  eine  Justiz,  gehandhabt  von  Personen,  denen  es  an 
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diesen  Erfordernissen  fehlt,  kann  nur  noch  eine  solche 
sein,  bei  welcher  den  Richtern  auch  der  Sinn  für 
Rechtlichkeit  abgeht;  in  beiden  Fällen  wird  dadurch  das 
hohe  Institut ,  welches  das  Fundament  der  Sicherheit 
im  Staate  ausmachen  und  Ehrfurcht  vor  dem  Gesetze 
aufrecht  erhalten  soll ,  gegentheils  zur  Quelle  der  höch- 
sten Unsicherheit  und  zum  Mittel  jeder  Rechtsver- 
letzung. Aber  auch  bei  der  höchsten  Pflichttreue  und 
Befähigung  des  von  der  Würde  seines  Amtes  ganz  er- 
füllten Richters  kann  derselbe  nur  aussprechen ,  Avas  er 
nach  dem  Ergebniss  der  geschehenen  Ermittelung  des 
Thatbestandes  und  nach  der  Vergleichung  mit  dem  Ge- 
setze für  recht  hält,  sein  Urtheil  ist  daher  stets  nur 
eine  Meinung  und  allen  den  Mängeln  unterworfen,  wel- 
chen Meinungen  überhaupt  unterliegen.  Um  grössere 
Zuverlässigkeit  den  Erkenntnissen  zu  schaffen,  muss 
deshalb  das  ganze  Prozessverfahren  an  bestimmte 
Formen  strenge  gebunden,  den  Richtern  in  der  col- 
legialischen  Stellung  der  Gerichtshöfe  Gelegen- 
heit gegeben  werden,  durch  Austausch  der  Ansichten 
ihre  Meinungen  berichtigen  zu  können,  und  dem  im 
Rechtsstreite  unterliegenden  Theile  es  verstattet  bleiben, 
vor  der  Vollstreckung  des  Urtheils  in  der  festge- 
setzten Ordnung  der  Instanzen  noch  bei  einem 
zweiten  oder  dritten  Gerichtshofe  auf  eine  wiederholte 
Beurtheilung  anzutragen. 

Ist  ein  Verbrechen  begangen ,  so  ist  durch  das- 
selbe nicht  blos  der,  welcher  dadurch  gelitten,  son- 
dern auch  der  Rechtszustand  des  ganzen  Staates  ver- 
letzt, und  die  Criminaljlistiz*  durch  welche  die 
Bestrafung  der  Verbrechen  geschieht,  darf  daher  nicht, 
wie  die  Civiljustiz  die  Klage  abwarten,  sondern  muss 
gleich  zutreten,  sobald  ein  Verbrechen  zu  ihrer  Kennt- 
niss  gelangt. 

Da  bei  den  Gerichtsbehörden  die  vollständigste 
Kenntniss  der  Gesetze  und  die  genaueste  Beobachtung 
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der  Formen  vorausgesetzt  werden  kann,  so  hat  man 
ihnen  unter  dem  Namen  der  freiwilligen  Justiz 
eine  Menge  von  Geschäften  ,  wie  die  Aufnahme  von 
Testamenten,  Verträgen  u.  s.  w.  übertragen,  welche, 
weil  sie  nur  zur  Vorbeugung  künftiger  Streitigkeiten 
dienen  sollen,  zwar  nicht  der  Justiz  angehören,  aber, 
weil  es  bei  denselben  auf  die  höchste  Sicherheit  an- 
kommt, ebenso,  wie  das  Pupillen-  und  Hypotheken- 
wesen, am  zweckmässigsten  von  den  Justizbehörden 
ausgeführt  werden  können. 

Eine  Ausgleichung  der  durch  die  Natur  verursach- 
ten Schäden  ist  nur  möglich  durch  eine  Vertheilung 
derselben  auf  alle  Diejenigen,  welche  denselben  aus- 
gesetzt sind.  Sie  geschieht  durch  die  Asseciiranz- 
institute  oder  Versicherungsanstalten,  die 
entweder  auf  Gescllschaftsverträgen  beruhen,  nach  wel- 
chen die  mit  einander  Verbundenen  die  vorgefallenen 
Verluste  jedes  Einzelnen  derselben  gemeinschaftlich 
-tragen,  oder  werden  zu  kaufmännischen  Unternehmun- 
gen, wenn  die  Unternehmer  sich  den  Betheiligten,  ge- 
gen Zahlung  der  zur  Deckung  der  möglichen  Schaden- 
stände wahrscheinlichen  Beiträge,  zur  Uebernahme  der 
eintretenden  verpflichten. 

Nach  dieser  Auseinandersetzung  der  Leistungen, 
welche  von  dem  Staate  zu  fordern  sind,  bleibt  nur  noch 
die  andere  Frage  zu  beantworten  übrig:  Wie  muss 
der  Staat  beschaffen  sein,  um  dieses  leisten 
zu  können?  Da  die  Beschaffenheit  des  Staats 

von  seinem  äussern  und  inner n  Verhält niss  ab- 
hängt, so  theilt  sich  die  Untersuchung  zur  Beantwor- 
tung dieser  Frage  hienach  in  zwei  Theile. 

Das  Erforderniss  des  äussern  Verhältnis- 
ses lässt  sich  in  die  wenigen  Worte  zusammenfassen: 
der  Staat  soll  Selbstständig*  sein  und  blei- 
ben. Da  er  keine  Macht  über  sich  anerkennen  kann, 
so  kann  er  den  Schutz  seiner  Selbstständigkeit  auch 

Hagen  Staatslehre,  16 
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nur  in  seiner  Macht  und  in  seiner  Stellung  zu 
den  andern  Staaten  finden. 

Die  Grösse  der  Staatsmacht  hängt  erstens 
von  der  Zahl  seiner  Mitglieder,  zweitens  von 
den  Kräften  derselben,  und  drittens  von  ihrer 
Liebe  zur  Regierung  ab. 

Was  die  Bevölkerung1  anbetrifft,  in  welcher 
man  theils  das  Glück,  theils  das  Unglück  der  Staaten 
gesucht  hat,  so  sind  erst  durch  Malthus  scharfsin- 
nige Untersuchungen  die  Vorstellungen  über  die  Ursa- 
chen und  Erfolge  derselben  aufgeklärt  und  der  an  und 
für  sich  einleuchtende  Satz,  dass  zu  jeder  Zeit  und 
in  jedem  Staate  nicht  mehr  Menschen  leben 
können,  als  die  vorhandenen  Mittel  des  Un- 
terhalts es  verstatten,  zur  Anerkenntniss  gelangt. 
In  dem  ganzen  organischen  Reiche  hat  aber  die  Natur 
es  zur  Erhaltung  der  Arten  so  eingerichtet,  dass  stets 
mehr  Wesen  geboren  werden,  als  leben  bleiben  kön- 
nen, und  unzählige  Pflanzen  und  Thiere  finden  daher 
schon  vor  ihrer  Entwickelung  und  Ausbildung  aus  Man- 
gel an  zureichender  Nahrung  und  an  den  Bedingungen 
des  Lebens  ihren  Untergang.  Bei  dem  Menschen  ist 
es  nicht  anders;  zwar  beschränkt  bei  ihm  die  Sorge 
für  die  Zukunft,  welche  kein  Wesen  ausser  ihm  kennt, 
schon  sehr  die  Geburten,  deren  Zahl  ebenso,  wie  sie 
abnimmt,  wenn  theure  und  böse  Zeiten  drohen,  sich 
gleich  mit  jeder  Aussicht  auf  bessern  Erwerb  und  leich- 
tern Unterhalt  vermehrt,  allein  dessen  ungeachtet  über- 
steigt sie  doch  auch  bei  ihm  die  Zahl  derer,  die  fürs 
Leben  erhalten  werden  können,  und  schon  im  ersten 
Jahre  stirbt  in  der  Regel  ein  Viertel  der  Gebornen,  zu 
welchem,  weil  Mangel  an  Pflege  und  Verkümmerung 
—  auch  wenn  sie  nicht  zum  Hunger  wird  —  beson- 
ders im  zarten  Alter  Kränklichkeit  und  Tod  bald  her- 
beiführen, überall  die  dürftigen  Eltern  den  stärksten 
Beitrag  liefern.  Die  Volkszahl  bestimmt  sich 
daher  nicht  sowohl  durch  die  Zahl  der  Geb ur- 
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ten,  als  vielmehr  nach  den  Mitteln  des  Unter- 
halts, und  es  werden  3  abgesehen  von  besondern  Er- 
eignissen, an  jedem  bewohnten  Orte  stets  so  viele  Men- 
schen leben ,  als  nach  Maassgabe  ihrer  Bedürfnisse  le- 
ben können.  Auf  die  Nahrungsmittel  kommt  es  allein 
nicht  an,  denn  besonders  in  den  kältern  Climaten  hängt 
die  Möglichkeit  des  Lebens  ebenso  sehr  von  den  Mit- 
teln der  Bekleidung  und  Erwärmung  ab,  und  die  Schwan- 
kungen in  der  Bevölkerung  beziehen  sich  also  nicht 
blos  auf  die  erstem,  sondern  entstehen  durch  jedes 
Missverhältniss  der  Volksmenge  zu  den  gesammten 
Mitteln  des  Unterhalts  und  sind  die  Folge  des  Bestre- 
bens der  Natur,  beide  mit  einander  auszugleichen.  Je 
mehr  der  Erwerb  des  Volkes  steigt  und  je  weniger  ihm 
von  demselben  durch  Abgaben  entzogen  werden  darf, 
desto  grösser  sind  die  Mittel  des  Unterhalts  und  desto 
mehr  wird  die  Bevölkerung  zunehmen,  deren  Beförde- 
rung nur  durch  die  Beförderung  des  Wohl- 
standes geschehen  kann.  Alle  künstlichen  Mit- 
tel zur  Vermehrung  der  Ehen  werden  ohne  Zunahme 
des  Wohlstandes  nur  die  Zahl  der  zum  frühen  Tode 
bestimmten  Gebornen  vermehren,  sowie  alle  Maassre- 
geln,  um  durch  Verhinderung  der  Ehen  dem  Unglück 
einer  darbenden  Volksmenge  vorzubeugen,  selbst  auf 
Kosten  der  Sittlichkeit  und  Menschenwürde  dem  Uebel 
nicht  Einhalt  thun  können;  nur  durch  Geistesbildung  und 
Aufklärung  kann  der  Mensch  dahin  gebracht  werden, 
die  Folgen  seiner  Handlungen  sorgfältiger  zu  überlegen 
und  selbst  die  stärksten  Begierden  der  Herrschaft  der 
Vernunft  mehr  zu  unterwerfen;  Volksbildung  ist  mit- 
hin das  einzige,  aber  auch  wirksame  Mittel,  die  unzei- 
tigen Ehen  zu  verhindern. 

Da  die  Stärke  jedes  Staate  in  der  Summe 
der  Kräfte  seiner  Mitglieder  besteht,  so  kommt  es  nicht 
blos  auf  die  Zahl  der  letztern  an,  sondern  ebenso  sehr 
auch  darauf,  was  Jeder  derselben  vermag.  Die 

16* 


244  -   IV.  - 


kleinere  Volkszahl  kann  daher  durch  die  grössere  Kraft 
der  Einzelnen  aufgewogen  werden,  und  der  Staat  kann 
sogar  sicherer ,  als  durch  Ausdehnung  des  Gebiets  und 
Vermehrung  der  Volksmenge,  durch  Entwickelung  der 
im  Volke  liegenden  Kräfte,  zur  grössern  Macht  gelan- 
gen. Bei  dem  Menschen  ist  aber  die  physische  Macht 
stets  seiner  geistigen  unterworfen,  und  da,  wo  die 
letzte  gering  ist,  befindet  er  sich  selbst  unter  den  gün- 
stigsten Verhältnissen  der  umgebenden  Natur  und  in 
dem  elendesten  Zustande;  nur  seinem  Geiste  und 
vorzüglich  seinem  Wissen  hat  er  es  zu  verdanken, 
wenn  er  die  Kräfte  des  seiner  Körperstärke  überlege- 
nen Thiers,  der  Erde,  des  Wassers,  der  Luft,  des 
Dampfs  u.  s.  w.  die  seinigen  nennen  darf,  und  mit  dem 
Fortgange  der  Wissenschaften  bieten  sich  ihm  immer 
neue  Kräfte  zur  Unterstützung  seiner  auch  nur  durch 
den  Geist  auszubildenden  Körperkraft  dar.  So  haben  wir 
also,  wie  ich  es  bereits  gezeigt,  in  der  Entwicke- 
lung der  geistigen  Kraft,  in  dem  Fortschrei- 
ten und  in  der  Verbreitung  des  Wissens  das 
nie  trügende  Mittel  zu  suchen,  durch  welches  sich  die 
Macht  der  Staaten  verstärken  lässt  und  durch  welches 
selbst  die  kleinern  die  Erhaltung  ihrer  Selbstständigkeit 
sichern  können. 

So  gross  aber  auch  die  Kräfte  der  Einzelnen  sein 
mögen,  so  kann  aus  denselben  doch  nur  dann  erst  eine 
Gesammtkraft,  und  aus  dieser  wieder  die  Stärke 
des  Staats  hervorgehen,  wenn  sie  durch  einen  ge- 
meinschaftlichen Vereinigungspunct  zu  einer 
Summe  von  Kräften  gebildet  werden,  welcher 
in  jedem  Staate  kein  anderer  sein  kann,  als  die  Liebe 
znr  Regierung".  Waltet  diese  in  dem  Volke, 
dann  werden  demselben  keine  Anstrengungen  und  Auf- 
opferungen zu  schwer  und  keine  noch  so  drückenden 
Lasten,  wenn  sie  die  Nothwendigkeit  herbeiführt,  un- 
erträglich.     Diese  Liebe,   die  so  Grosses  vermag,  ist 
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aber  nicht  die  Anhänglichkeit  an  den  Platz  der  Geburt 
oder  der  Jugend ,  welche  aus  der  Uebereinstimmung  der 
Persönlichkeit  mit  den  örtlichen  Verhältnissen  und  aus 
der  Gewöhnung  hervorgeht,  und  welche  auch  dem 
Thiere  nicht  fremd  ist,  es  ist  eine  höhere  Liebe,  der 
nur  der  Mensch  fähig  ist  und  die  aus  der  Dankbarkeit 
und  Verehrung  gegen  die  Regierung  entspringt,  welche 
sich  beide  auf  die  Gerechtigkeit  derselben  stützen  und 
durch  ihre  väterliche  Vorsorge  mächtig  werden.  Wo 
die  Gerechtigkeit  fehlt,  da  kann  auch  die 
Liebe  nicht  sein,  und  da  entbehrt  der  Staat  ebenso 
sehr  der  Stärke,  als  die  Regierung  der  Sicherheit,  welche, 
wenn  sie  nur  durch  Zwang  besteht,  auch  durch  den 
möglichen  Wechsel  des  Verhältnisses  der  denselben 
ausübenden  zu  den  ihm  unterworfenen  Kräften  stets  der 
Gefährdung  ausgesetzt  ist;  wenn  sie  aber  auf  Gerech- 
tigkeit beruht,  unantastbar  durch  äussere  Umstände  in 
der  Regierung  selbst  ihre  feste  Begründung  findet. 
Diese  Gerechtigkeit,  wenn  sie  zur  unerschütterlichen 
Stütze  der  Thronen  werden  soll,  darf  sich  aber  nicht 
auf  die  Rechtspflege  beschränken ,  sie  muss  in  der  gan- 
zen Behandlung  des  Volks  hervorleuchten  und  darf  so- 
gar in  der  väterlichen  Vorsorge  nicht  vermisst  werden, 
denn  umfasst  diese  nicht  alle  Klassen  in  gleichem  Gra- 
de, so  trennt  sie  dieselben,  statt  sie  mit  einander  zu 
verbinden,  und  giebt  der  Unzufriedenheit  Nahrung,  oft 
sogar  bei  den  Begünstigten  und  Bevorzugten  mehr,  als 
bei  den  Andern,  weil  es  für  Begünstigungen  keine 
Grenze  giebt  und  mit  der  Einräumung  von  Ansprüchen 
darauf  gewöhnlich  auch  die  Steigerung  der  Forderungen 
unbegrenzt  und  die  Zufriedenstellung  unmöglich  wird. 
Die  gleiche  von  der  Gerechtigkeit  ausge- 
hende Berücksichtigung  aller  Staatsmitglie- 
der vereint  dagegen  dieselben  nicht  nur  mit  der  Re- 
gierung, sondern  auch  mit  einander,  und  es  bildet  sich 
die  Liebe  zum  Staatsganzen  aus,  die  wir  zu  gering  mit 
dem  Namen  der  Vaterlandsliebe  bezeichnen,  wel- 
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che  ihr  Glück  in  treuer,  ehrfurchtsvoller  Anhänglich- 
keit an  die  Regierung  und  in  Beförderung  des  allge- 
meinen Wohls  findet,  und  desto  stärker  und  kräftiger 
wird,  je  mehr  durch  die  Verbreitung  der  Auf- 
klärung das  väterliche  und  wohlthuende  Be- 
streben der  Regierung  vom  Volke  erkannt 
und  ge würdigt  werden  kann. 

Das  der  Staat  in  sich  mächtig  sei,  ist  aber  noch 
nicht  zureichend  zu  seinem  Schutz,  sondern  setzt  ihn 
nur  in  den  Stand,  sich  diesen  verschaffen  zu  können; 
denn,  wenngleich  jeder  Staatsbürger  verpflichtet  ist, 
den  Staat  mit  seinem  Blut  und  Leben  zu  vertheidigen, 
weil  die  Vertheidigung  desselben  die  Vertheidigung  sei- 
ner selbst  ist,  so  ist  doch  nicht  jeder  dazu  geeignet; 
seitdem  der  Krieg  zum  Gegenstande  einer  Kunst  ge- 
worden ist,  welche  nächst  ausgezeichneten  Talenten 
eine  eigne  und  schwierige  Vorbildung  und  häufige  Waf- 
fenübungen erfordert,  seitdem  Schlachten  mehr  durch 
den  Geist,  als  durch  den  Arm  gewonnen  werden,  ge- 
hört die  Aufstellung  und  Erhaltung  einer 
förmlichen  Kriegsmacht  zu  den  not* wen- 
digsten und  wichtigsten  Angelegenheiten 
des  Staats.  Von  ihrer  zweckgemässen  Einrichtung 
und  Ausstattung,  von  dem  Geiste,  welcher  sie  beseelt, 
und  von  dem  Ansehen,  in  welchem  sie  sich  befindet, 
hängt  ihre  Wirksamkeit  und  von  derselben  die  Wohl- 
fahrt des  Staats  in  einem  hohen  Grade  ab,  denn  sie 
soll  der  Regierung  das  Organ  der  Macht  in 
jeder  Beziehung  sein,  sie  soll  den  Maassregeln 
derselben,  wo  es  Noth  thut,  den  erforderlichen  Nach- 
druck geben  und  dem  Staate,  je  mehr  er  seine  Selbst- 
ständigkeit nur  in  seinen  eignen  Kräften  zu  suchen  hat, 
die  Erhaltung  derselben  sichern. 

Diese  Sicherung  der  Unabhängigkeit  durch  die  eigne 
Kriegesmacht  kann  indessen  auch  bei  der  vorzüglichsten 
Organisation  derselben  nie  eine  unbedingte,  nicht 
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einstens  eine  zureichende  sein.  Denn  soll  von  ihr 
allein  der  Schutz  jedes  Staats  gegen  die  andern  aus- 
gehen, so  würde,  selbst  wenn  alle  von  gleicher  Macht 
wären,  die  Sicherheit  eines  jeden  bedenklich  und  das 
Bestehen  kleinerer  Staaten  neben  den  grössern  ganz 
unmöglich  werden;  sie  würde  aber  sogar  für  jeden  der 
gleich  mächtigen  durch  die  Möglichkeit  eines  vereinten 
Angriffs  von  mehreren  Staaten  verschwinden  und  nur 
unter  der  unmöglichen  Voraussetzung  stattfinden  kön- 
nen, dass  jeder  Staat  mächtiger  wäre,  als  alle  andern 
zusammen.  Die  oben  nachgewiesene  Nothwendigkeit 
des  Nebeneinanderbestehens  mehrerer  Staaten,  und  dass 
sie  nicht  von  gleicher  Macht  und  Grösse  sein  können, 
macht  daher  zur  Sicherung  der  Selbstständigkeit  eines 
jeden  ausser  der  eignen  Macht  noch  ein  zweites  Erfor- 
derniss  noth wendig,  welches  nur  in  ihrer  gegensei- 
tigen Stellung  gefunden  werden  kann. 

Die  Stellung  der  Staaten  zu  und  gegen 

einander  geht  ursprünglich  auch  aus  ihrer  Macht  her- 
vor. Da  jede  Macht,  als  solche,  das  Bestreben 
hat  ihren  Wirkungskreis  auszudehnen,  so  ist 
dieses  auch  das  natürliche  Streben  der  Staaten,  und  sie 
breiten  sich  soweit  aus,  bis  die  Macht  des  einen  in  der 
Macht  des  andern  einen  gleich  starken  Widerstand  fin- 
det; wäre  das  Verhältniss  der  so  gegen  einander  wir- 
kenden Kräfte  dauernd  gleichbleibend,  so  würde  auch 
die  aus  dem  Gleichgewicht  derselben  hervorgehende 
Ruhe  eine  dauernde  sein,  da  es  aber  mit  dem  Wech- 
sel der  Kräfte  sich  stets  verändert,  so  kann  die  Ruhe 
und  in  Folge  derselben  eine  feste  Stellung  der  Staaten 
gegen  einander  nur  durch  ein  gegenseitiges  Ueberein- 
kommen,  also  nur  im  Wege  der  Verträge  erfolgen. 
Aus  jedem  Vertrage  geht  aber  ein  Rechtsverhältniss 
hervor,  und  so  bildet  sich  dann  aus  den  von  den 
Staaten  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
eingegangenen  Verträgen  ein   Inbegriff  von 
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Rechten,  den  man  mit  dem  Namen  des  Völker- 
rechts belegt,  und  der,  wie  die  Persönlichkeit  über- 
haupt, jedem  Rechte  zum  Grunde  liegt,  sich  auf  die 
Persönlichkeit  der  Staaten  bezieht.  Diese  erstreckt  sich 
aber  sowohl  auf  den  Staat,  als  das  Ganze,  als  auch, 
weil  er  die  Gesammtheit  der  Staatsbürger  ausmacht,  auf 
diese,  als  die  Theile  des  Ganzen,  und  die  Verträge  un- 
ter den  Staaten,   so  mannigfaltig  sie  auch  sein  mögen, 
können  daher  nur  theils  die  wechselseitige  Aner- 
kennung   derselben,    als    solche,    nämlich  als 
selbstständige  Ganze,  mithin  auch  der  räumlichen 
Ausdehnung  eines  jeden,   also  ihrer  Gebiete,  theils 
die  Befugnisse  d erStaatsbürger  ausserhalb  dem 
Bereiche  ihres  Staats  zum  Gegenstande  haben.   Auf  die 
möglichste  Ausdehnung  der  letztern  kommt  es  um  so 
mehr  an,  als  von  derselben  der  Umfang  des  Verkehrs 
abhängt,  den  wir  schon  als  die  nothwendige  Bedingung 
und  das  vorzüglichste  Mittel  zur  Bereicherung  und  zum 
Wohlstände  kennen  gelernt  haben,  aber  sie  bedarf  jetzt 
weniger,  als  früher,  der  Auswirkung  durch  besondere 
Verträge,   seitdem  die  grosse  Wahrheit  immer  mehr 
Eingang  findet,   dass  das  Wohl  der  Staaten  von 
dem  der  Nachbarstaaten   abhängt,    dass,  um 
reicher  zu  werden,  nicht  denselben  die  Reichthümer  ent- 
zogen, sondern  nur  die  eignen  Erwerbsquellen  mehr  be- 
nutzt werden  dürfen,  und  dass  nur  durch  den  freiesten 
Verkehr  mit  den  andern  Völkern  sich  die  Erwerbskräfte 
eines  jeden  am  wirksamsten  entwickeln.    Durch  Aufhe- 
bung der  dem  Verkehr  entgegenstehenden  Schranken 
sorgt  jede  Regierung  für  ihren  Staat,  aber  auch  für  die 
Welt,   und  schafft  sich  in  den  allgemeinen  Vortheilen, 
welche  die  darauf  Bezug  habenden  Verträge  gewähren, 
zugleich  eine  Garantie  derselben. 

Die  auf  Macht  gegründete  Sicherheit  der  geschlos- 
senen Verträge  und  überhaupt  der  Existenz  und  der 
Integrität  der  Staaten  kann  aber  nur  eintreten,  wenn 
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jedem  derselben  durch  ihre  gegenseitige 
Stellung  und  Wechselwirkung  mittelbar  die 
U ebermacht  zu  T  heil  wird,  zu  welcher  sie  un- 
mittelbar nicht  gelangen  können.  Diese  erfolgt  von 
selbst,  wenn  unter  den  mächtigsten  Staaten,  die  in 
wechselseitigem  Einfluss  auf  einander  stehen,  sich  we- 
nigstens drei  an  Macht  einander  die  Wage  halten  kön- 
nen ;  denn  ist  dieses  der  Fall,  so  findet  das  sogenannte 
politische  Gleichgewicht  statt,  und  so  sind 
auch  die  kleineren  Staaten  gesichert,  weil  die  mächti- 
gern es  schon  ihrer  eignen  Sicherheit  wegen  nicht  dul- 
den dürfen,  dass  einer  von  ihnen  einen  minder  mäch- 
tigen antaste  und  durch  Unterdrückung  oder  Eroberung 
desselben  sich  ein  jedem  von  ihnen  gefahrdrohendes 
Uebergewicht  an  Macht  verschaffe.  Um  eine  solche 
Stellung  der  Staaten,  in  welcher  jeder  derselben 
in  der  Erhaltung  auch  des  kleinsten  unter 
ihnen  seine  eigne  ungekränkte  Erhaltung 
gesichert  sieht,  und  in  welcher  jeder  Staat,  der  seine 
Macht  ausbreitet,  dadurch  zum  Feinde  aller  andern  wird 
und  diese  zum  Beistande  des  in  Gefahr  gesetzten  auf- 
fordert, aufrecht  zu  erhalten,  muss  jede  Regierung  sich 
mit  den  Regierungen  der  andern  Staaten  in  einer  be- 
ständigen Verbindung  befinden,  um,  sobald  Missver- 
hältnisse eintreten,  diese  im  Entstehen  auf  dem  Wege 
der  Verhandlungen  auszugleichen  und  der  traurigen 
Nothwendigkeit,  die  Ruhe  durch  die  Waffen  wieder- 
herstellen zu  müssen,  möglichst  vorzubeugen.  Diese 
Verhandlungen,  die  dazu  nothwendigen  Ge san dt- 
sc haften,  sowie  alle  auf  die  auswärtigen  Ver- 
hältnisse Bezug  habenden  Geschäfte,  sind  der  Ge- 
genstand der  Diplomatie  und  ihre  Ausführung  die 
Sache  des  auswärtigen  Departements.  Je 
treuer  eine  Regierung  ihre  Verbindlichkeiten  gegen  die 
andern  Staaten  erfüllt,  wenn  nur  hoher  Sinn  für  das 
Rechte  und  Gute  aus  allen  ihren  Maassregeln  hervor- 
leuchtet,  desto  mehr    herrscht  sie  durch  Vertrauen, 
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Achtung  und  Ehrfurcht  auch  über  die  Grenzen  ihres 
Staates  hinaus,  und  eine  desto  willigere  Aufnahme  wer- 
den ihre  Wünsche  und  ihre  Anträge  bei  nahen  und  fer- 
nen Staaten  finden.  Eine  Politik,  welche  sich  von  der 
Moral  entfernt,  ist  stets  eine  schwache;  mögen  die 
augenblicklichen  Erfolge  der  Schlauheil  noch  so  glän- 
zende sein:  dauernde  werden  sie  nie  bleiben.  „Ich  muss 
„es  hier,  um  einem  ziemlich  verbreiteten  Vorurtheile 
„entgegenzutreten,  laut  erklären",  war  das  Geständ- 
niss  Talleyrands  in  dem  letzten  öffentlichen  Acte 
seines  langen  in  Staatsangelegenheiten  einfluss  -  und  er- 
fahrungsreichen Lebens,  und  deshalb  ein  um  so  ge- 
wichtigeres, „nein,  die  Diplomatie  ist  keine  Wissen- 
schaft der  List  und  Doppelzüngigkeit.  Sind  Treue  und 
„Glaube  irgendwo  nöthig,  so  ist  es  vorzüglich  bei  po- 
litischen Verträgen,  da  diese  durch  sie  allein  stark 
„und  dauerhaft  werden.  Man  hat  die  Behutsamkeit  mit 
„der  List  verwechseln  wollen.  Treue  und  Glaube  ge- 
statten nie  die  List,  lassen  aber  die  Behutsamkeit  zu, 
„und  diese  hat  das  Eigenthümliche ,  dass  sie  das  Ver- 
trauen mehrt." 

Das  innere  Verhältnis^  der  Staaten  bestimmt 
sich  theils  durch  ihre  Verfassung,  theils  durch  ihre 
Verwaltung. 

Die  Verfassung"  hängt  ab  von  der  Gestal- 
tung des  Volkslebens,  von  dem  Verhältniss 
des  Volks  zur  Regierung  und  von  der  Form 
der  letztern. 

Bei  der  grossen  Mannigfaltigkeit  und  Verschieden- 
heit der  Umstände,  welche  auf  die  Entwickelung  des 
Volkslebens  Einfluss  haben,  bilden  sich  die  Ver- 
bindungen, welche  aus  demselben  hervorgehen  und 
die  Gestaltung  desselben  zeigen,  bei  jedem  Volke  ver- 
schieden, sowohl  in  ihren  Formen,  als  in  ihrer  Stel- 
lung gegen  einander  und  zum  Staate.  Sobald  sie  über 
das  Gebiet  des  Hauses  und  der  Familie  hinausgehen, 
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werden  sie  zu  Korporationen  9  von  welchen  be- 
sonders die  örtlichen,  die  Gemeinden*  einen  sehr 
bedeutenden  Einfluss  auf  die  Verfassung  des  Staates 
haben,  ungeachtet  sie  von  demselben  ihrer  ganzen  Na- 
tur nach  völlig  verschieden  sind;  wie  wir  oben  gese- 
hen haben ,  ist  der  Staat  für  jeden  Menschen  unbedingt 
nothwendig,  Gemeindeglied  darf  aber  nicht  jeder  wer- 
den, der  abgesondert  wohnende  Gutsbesitzer  ist  es  auch 
nicht,  sondern  macht  mit  seinem  Gesinde  nur  eine  Fa- 
milie aus,  denn  in  seinem  Dominium  ist  alles  nur  von 
ihm  abhängig,  und  die,  welche  in  demselben  leben, 
befinden  sich  nur  in  einem  gemeinschaftlichen  Verhält- 
nisse zu  ihm,  aber  nicht  mit  einander  in  einer  gegen- 
seitigen Verbindung,  also  nicht  in  einer  Corporation 
oder  Gemeinde.  Wegen  der  fehlenden  Nothwendigkeit, 
besonders  des  Zutritts  zu  den  Gemeinden,  muss  da- 
her das  Dasein  und  die  Mitgliedschaft  der- 
selben stets  auf  Verträgen  beruhen,  und  nur 
die  erkünstelte  Annahme  von  den  Verträgen,  welche 
dem  Staatswesen  zum  Grunde  liegen  sollten,  konnte  zu 
der  Ansicht  verleiten,  das  Wesen  des  Staats  und  das 
der  Gemeinden  gleichzustellen,  ihn  zu  einem  Verein 
von  Gemeinden,  also  zu  einer  Gemeinde  höherer  Ord- 
nung und,  was  daraus  unmittelbar  folgt,  die  Gemein- 
den zu  Staaten  niederer  Ordnung  zu  machen.  Ebenso 
weuig,  als  aus  den  Ehen,  ist  der  Staat  aus  den  Ge- 
meinden zusammengesetzt,  sondern  beide  befinden  sich 
nur  im  Staate,  aber  für  denselben  ist  die  Organisation 
der  Gemeinden  stets  von  hoher  Wichtigkeit,  weil  ih- 
nen, damit  sie  die  speciellen,  auf  die  Erleichterung  der 
Betriebsamkeit  sich  am  häufigsten  beziehenden  Zwek- 
ke,  für  welche  sie  sich  gebildet  haben,  auch  erreichen 
können,  eine  Persönlichkeit  eingeräumt  werden 
muss,  denn  jedes  Leben  und  Handeln,  und  also  auch 
das  der  Gemeinde,  setzt  die  Selbstbestimmung  voraus; 
damit  dieses  Leben  aber  mit  dem  des  Staats  überein- 
stimme   und   nicht   störend    demselben  entgegentrete, 
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darf  die  Selbstbestimmung  sich  nur  auf  den 
Zweck  der  Gemeinde  und  die  Mittel  zur  Er- 
reichung desselben  beziehen  und  nie  zur  Selbst- 
ständigkeit werden. 

Die  Lehre  von  dem  Verhältniss  der  Regierung  zu 
den  Regierten  wird,  weil  dasselbe  nur  ein  rechtliches 
sein  kann,  mit  dem  Namen  des  Staatsrechts  be- 
legt. Der  Fundamentalsatz  desselben  ist,  dass  jedes 
Staatsmitglied  in  einem  unmittelbaren  Ver- 
hältniss zur  Regierung  steht,  denn  jedes  mit- 
telbare Verhältniss  würde  den  Betreffenden  zu  einem 
Unterthan  eines  Unterthans  machen  und  die  Souverai- 
nität  der  Regierung,  der  er  allein  Unterthan  sein  kann, 
aufheben,  weil  eine  beschränkte  Souveränität  ein  Wi- 
derspruch in  sich  selbst  ist.  Weder  eine  physi- 
sche, noch  eine  moralische  Person,  also  auch 
nicht  eine  Gemeinde,  kann  eine  Zwischen- 
instanz zwischen  der  Regierung  und  dem 
Staatsmitgiiede  bilden;  jedes  Gemeindemitglied 
verbleibt  als  Staatsbürger  in  dem  unmittelbaren  Ver- 
hältniss zur  Regierung  und  steht  nur  noch  ausserdem 
in  einem  zweiten,  einem  mittelbaren  zu  derselben  we- 
gen des  Verhältnisses,  in  welchem  sich  die  Gemeinde, 
als  moralische  Person,  zur  Regierung  befindet.  Da 
ähnliche  mittelbare  Verhältnisse  aus  allen  Verbindungen 
und  Stellungen  entstehen,  so  wird  bei  der  grossen  Man- 
nigfaltigkeit derselben  das  gesammte  Verhältniss  jedes 
Staatsmitgliedcs  vielfach  modificirt,  obgleich  das  unmit- 
telbare an  und  für  sich  schon  seiner  Entstehung  wegen 
bei  allen  übereinstimmend  nur  ein  und  dasselbe  ist. 
Denn,  wie  die  frühern  Untersuchungen  es  zeigten,  ge- 
hört eine  selbstständige  Regierung  der  Natur  des  Staa- 
tes an,  ihr  Beruf  ist  daher  ein  nothwendiger,  und  nur 
aus  demselben,  weil  sie  eine  selbstständige  "ist,  können 
ihre  Pflichten  und  aus  diesen  wieder  ihre  Rechte 
hervorgehen,  aus  denen  sich  die  mit  denselben  über- 
einstimmenden Pflichten  der  Unterthanen  ergeben,  wel- 
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che  das  unmittelbare  Verhältniss  derselben  zur  Regie- 
rung bestimmen.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Regie- 
rung werden  gewöhnlich  mit  dem  Namen  Regierimg'S- 
gfewalteil  belegt,  und  so  lange  der  Staat  für  ein  blos- 
ses Rechtsinstitut  galt  und  das  Regieren  einem  Pro- 
cessverfahren  gleichgestellt  wurde ,  passte  auch  die 
Classification  derselben  in  die  gesetzgebende,  rich- 
tende und  vollziehende;  erkennt  man  aber  an^ 
dass  der  Staat  mehr  sein,  dass  er  alle  Interessen  des 
Menschen  umfassen  soll,  so  reicht  sie  nicht  zu,  und 
lässt  sich,  wenn  das  Richteramt  als  besondere  Gewalt 
gelten  soll,  nur  dadurch  vervollständigen,  dass  man 
neben  demselben  auch  alle  andern  Zweige  der  Regie- 
rungsthätigkeit  als  besondere  Gewalten  aufzählt  ; 
classificiren  lassen  sich  dieselben  nur  nach  dem  Beruf 
der  Regierung,  das,  was  zur  Erreichung  des 
Staatszwecks  geschehen  soll,  zu  bestimmen 
und  dahin  zu  wirken,  dass  diese  Bestimmun- 
gen zur  Ausführung  kommen,  in  die  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalten,  wenn 
man  diesen  Ausdrücken  die  den  Begriffen  entsprechende 
allgemeine  Bedeutung  giebt.  Beide  beruhen  ebenso 
wenig,  als  der  Staat  selbst,  auf  Verträgen,  denn  sie 
sind  als  Hoheitsrechte  Attribute  der  Regierung,  wenn- 
gleich über  die  Art  ihrer  Ausübung  Verträge  geschlos- 
sen und  Bestimmungen  festgesetzt  werden  können, 
welche  mit  dem  Namen  Constitutionen  bezeich- 
net werden.  Die  Pflichten  der  Unterthanen  beziehen 
sich  auf  den  der  Regierung  schuldigen  Gehorsam,  aber 
weil  derselbe  nach  der  Natur  des  Staats  ein  notwen- 
diger ist,  und  die  Anordnungen  der  Regierung  nicht 
ihretwegen,  sondern  der  Unterthanen  wegen  gesche- 
hen, so  wird  er  nur  insofern  zu  einem  verdienstli- 
chen ,  zur  Bürgertngend9  als  sich  in  demselben  die 
Ehrfurcht  vor  dem  Staatsgesetze,  das  Bestreben  zur 
Beförderung  des  Staatswohls  und  die  Dankbarkeit  ge- 
gen die  Regierung  ausspricht. 
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Schon  bei  der  Untersuchung  der  Natur  des  Staats 
ergab  es  sich,  dass  die  Regierung  nur  als  Person  in 
die  Wirklichkeit  treten  könne;  in  welcher  Form  dieses 
geschieht,  bestimmt  die  Verfassung"  des  Staats. 
Gewöhnlich  theilt  man  die  Regierung  S  formeil  in 
drei  Klassen,  in  die  mo  n  archis  chen,  aristocrati- 
schen  und  demo  cratischen,  je  nachdem  die  Re- 
gierung von  einer  physischen  Person,  oder  von  meh- 
reren oder  von  dem  gesammten  Volke  geführt  wird; 
die  letztere  Regierungsform  ist  aber  eine  unmögliche, 
denn  die  bei  weitem  grösste  Menge  des  Volks  ist 
unfähig  an  den  Geschäften  der  Regierung  Theil  zu  neh- 
men, und  wenn  Alle  herrschen,  kann  es  Beherrschte 
nicht  geben.  Jede  sogenannte  Democratie,  auch  wenn 
alle  männlichen  mündigen  Staatsbürger  zum  Regieren 
berufen  sind,  ist  daher  immer  nur  die  Regierung  einer 
Mehrzahl  und  die  Eintheilung  der  Regierungsformen  in 
monarchische  und  polyarchische,  je  nachdem 
der  Regent  eine  physische  oder  moralische  Person  ist, 
daher  die  richtigere.  Da  bei  der  letztern  stets  die  Mehr- 
heit der  Stimmen  unter  den  verschiedenen  Meinungen 
entscheidet,  also  eigentlich  diejenige  von  den  die  mo- 
ralische Person  bildenden  physischen  Personen,  welche 
die  Stimmenmehrheit  in  einem  gegebenen  Falle  für  sich 
hat,  in  diesem  Falle  der  Regent  ist,  und  in  andern  Fäl- 
len wieder  eine  andere,  so  unterscheiden  sich  diese  Re- 
gierungsformen eigentlich  dadurch,  dass  bei  der  monar- 
chischen stets  dieselbe,  also  eine  bestimmte  Person, 
bei  der  polyarchischen  aber  eine  unbestimmte  aus  einer 
bestimmten  Mehrheit  regiert.  SoavoIiI  bei  der  einen 
wie  bei  der  andern  können  die  Verschiedenheiten  sehr 
vielfach  sein,  je  nachdem  Erblichkeit  oder  Wahl  die 
Regenten  lebenslänglich  oder  auf  festgesetzte  Dauer 
bestimmt ,  je  nachdem  an  der  Gesetzgebung  und  Con- 
trolle  der  Verwaltung  das  Volk  durch  Repräsentan- 
ten Antheil  nimmt,  oder  nicht,  und  im  Fall  der  reprä- 
sentativen Verfassung,  je  nachdem  die  Repräsentanten 
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entweder  nur  an  der  Berathung  oder  auch  an  der  Be- 
stimmung Theil  nehmen,  entweder  eine  oder  mehrere 
Abtheilungen  oder  Kammern  bilden.  Je  zusammen- 
gesetzter die  Verfassungen  sind,  desto  mannigfaltiger 
gehen  sie  bei  den  verschiedenen  Staaten  aus  der  Ver- 
schiedenheit ihrer  Schicksale  und  der  eigenthümlichen 
Bildung  der  Völker  hervor,  und  desto  weniger  lassen 
sie  sich  von  einem  Staate  auf  den  andern  übertragen, 
ohne  unnatürliche  Verhältnisse  und  nachtheilige  Wir- 
kungen leicht  zur  Folge  zu  haben.  Wie  die  positiven 
Rechte  des  historischen  Ursprungs  bei  jedem  Volke  be- 
dürfen, ist  dieses  auch  mit  den  Verfassungen  der  Fall. 

Bei  der  Verwaltung"  ?  unter  welchem  Namen 
man  d i e  W i r k s a m k e i t  d  e  r  R  e  g  i  e  r  u  n  g  im  Staate 
versteht,  kommen  in  Betracht  sowohl  die  Grund- 
sätze, nach  welchen,  als  die  Mittel,  vermöge  wel- 
cher sie  geschieht. 

Da  es  in  dem  Leben  keinen  Stillstand  giebt,  so 
kann  auch  in  dem  Zusammenleben  ein  solcher  nie  ein- 
treten ,  und  die  Ruhe  des  Staats  ist  daher  nicht  ein  Be- 
harren in  demselben  Zustande,  sondern  ein  ungestör- 
tes Fortleben,  in  welchem  die  aus  demselben  hervor- 
gehenden Veränderungen,  weil  sie  ununterbrochen  und 
allmälig  auf  einander  folgen,  unserer  unmittelbaren  Wahr- 
nehmung entgehen  und  nur  durch  die  Vergleichung  der 
Zustände  des  Staats  in  von  einander  entfernten  Zeiten 
erkannt  werden  können.  Dass  dieses  Staatsleben 
ein  stetes  Fortschreiten  zum  Bessern  sei,  ist 
die  grosse  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  welche  eben 
so,  wie  der  Staatszweck,  aus  welchem  sie  hervorgeht, 
bei  allen  Staaten  nur  eine  und  dieselbe  sein,  deren 
Lösung  aber  weder  überall,  noch  stets  auf  gleiche 
Weise  geschehen  kann,  weil  die  mehrmals  schon  aus- 
einandergesetzten Ursachen,  welche  in  der  Mensch- 
heit die  vielfachen  Verschiedenheiten  hervorbringen  und 
die  Völker  entstehen  lassen,  nicht  minder  abweichend, 
als  ihre  Gestaltungen ,  auch  ihre  Lebensverhältnisse  und 
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ihre  Bildungsstufen  bestimmen ,  nach  welchen  und  nach 
den  aus  denselben  hervorgehenden  Bedürfnissen  und 
Forderungen  sich  die  jedesmaligen  Verwaltungsmaass- 
regeln  richten  müssen.  Noch  weniger  als  die  Ge- 
setzgebung lässt  sich  daher  die  Verwaltung 
von  einem  Staate  auf  den  andern,  von  einer 
Zeit  auf  die  andere  übertragen;  die  erstere,  wenn 
sie  gleich  die  Grundlage  der  letztern  ist,  kann  dieser 
nur  die  Befugnisse  bestimmen,  muss  ihr  aber  die  Be- 
nutzung derselben  in  der  Wahl  der  geeigneten  Maass- 
regeln aus  den  zulässigen  überlassen.  Die  vorkommen- 
den Fälle,  in  denen  die  Verwaltung  zutreten  muss, 
lassen  sich  auch  nicht  abzählen ;  vieles  muss  ihrem  Er- 
messen anheimgestellt  werden,  und  soll  sie  nicht  zu  ei- 
ner ohnmächtigen,  häufig  ganz  unzureichenden  herab- 
sinken, so  dürfen  die  gesetzlichen  Schranken  ihre  Thä- 
tigkeit  nicht  zu  sehr  beengen;  deshalb  kann  das  Ver- 
fahren der  Verwaltung  nicht  an  so  feste  Formen  ge- 
bunden sein,  wie  das  der  Justiz,  specielle  Hegeln  las- 
sen sich  ihr  nicht  vorschreiben,  sondern  nur  CjfriflllfE- 
Sätze  als  Normen  aufstellen. 

Der  erste  von  allen  ist  wohl,  den  Staat  nie  als 
eine  todte  Masse  zu  behandeln,  sondern  ihn 
stets  als  ein  lebendiges  Ganze  zu  betrachten,  welches, 
wie  alles  Belebte,  sich  durch  die  Thätigkeit  eigenthüm- 
licher,  in  ihm  waltender  Kräfte,  also  durch  sich  selbst 
bildet,  und  auf  dessen  Fortbildung  nur  insofern  einge- 
wirkt werden  kann,  als  es  möglich  ist,  der  stets  fort- 
gehenden Thätigkeit  dieser  Kräfte  bestimmte  Richtun- 
gen zu  geben.  Die  darauf  Bezug  habenden  Maassregeln 
dürfen  aber  nie  zu  Störungen  des  Lebens  werden ,  denn 
sonst  haben  sie,  wie  jede  andere  Störung  desselben, 
zur  Folge,  dass  sogleich  die  gehemmten  Kräfte  im 
Widerstreit  mit  den  hemmenden  wahrnehmbar  hervor- 
treten, und  dass,  da  der  Fortgang  des  Lebens  sich  we- 
der beeilen,  noch  aufhalten  lässt,  wie  bei  dem  körper- 
lichen Wesen  Missbildungen,  so  in  dem  Staate  unna- 
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türliche  und  dem  Slaatszwcck  widerwärtige  Verhältnisse 
entstehen.  Daher  darf  die  Staatsverwaltung  nie 
den  zukünftigen  Zustand,  welchen  sie  her- 
beiführen will,  allein  ins  Auge  fassen,  ohne 
auch  die  Gegenwart  stets  in  demselben  zu  be- 
halten, oder  gar  den  Glauben  hegen,  als  Hesse  sich 
derselbe  durch  Maassregeln,  welche  ihm  entsprechen, 
sogleich  hervorrufen;  Maassregeln  können  nur  Erfolge 
haben,  wenn  sie  Eingang  finden,  und  diesen  werden  sie 
nur  finden,  wenn  sie  mit  den  Bedürfnissen  und  Forde- 
rungen der  Gegenwart  übereinstimmen ,  welche  der  Zu- 
kunft ebenso  zur  Vorbereitung  dienen  muss,  wie  ihr 
die  Vergangenheit  eine  solche  war  und  wenn  die  Staats- 
verwaltung das  Vertrauen  des  Volks  zu  ihrer  redlichen 
und  einsichtsvollen  Vorsorge,  wenn  sie  die  öffent- 
liche Meinung  für  sich  hat.  Auf  die  Gewinnung  und 
günstige  Erhaltung  derselben  kommt  sehr  viel  an,  sie 
ist  der  gute  Geist  ,  welcher  der  Verwaltung  ihre  Wirk- 
samkeit erleichtert  und  befördert,  ohne  welchen  sie  we- 
der auf  Anerkennung,  noch  auf  Unterstützung  zu  hof- 
fen, aber  wohl  bei  jeder  neuen  Einrichtung,  weil  die  Em- 
pfänglichkeit selbst  für  die  wohlgemeintesten  und  wohl- 
thätigsten  fehlt,  die  nachtheiligen  Folgen  zu  befürchten  hat, 
welche,  wenn  der  Widerwille  sich  ihr  entgegensetzt,  aus 
der  zwangsweisen  Einführung  entstehen  können.  So  we- 
nig aber  die  Staatsverwaltung  dem  Bestreben  zum  Bes- 
sern jemals  entsagen  oder  durch  zu  beseitigende  Hin- 
dernisse sich  in  ihrem  Verfahren  aufhalten  lassen  darf, 
so  behutsam  und  nur  in  allmäh  Ii  gen  Ueber- 
gänge n  muss  sie  bei  dem  Vorschreiten  zu 
Werke  gehen;  eben  so  unbemerkbar,  wie  der  Fort- 
gang des  Lebens  ist,  muss,  soweit  als  es  nur  mög- 
lich ist,  auch  der  der  Reformen  sein.  Jede  sogenannte 
grosse  Reform,  durch  wTelche  der  bestehende  Zustand 
bedeutend  und  plötzlich  verändert  werden  soll,  bleibt 
immer  eine  mehr,  als  bedenkliche,  stets  eine  harte,  und 
häufig  sogar  eine  gefährliche  Maassregel ;  wird  sie  nicht 
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durch  besondere  Ereignisse  hervorgerufen,  so  gehören 
Riesenkräfte  zu  ihrer  Durchführung,  und  je  weiter  die 
Cultur  vorgeschritten  ist,  desto  später  wird  das  Ein- 
leben in  den  aufgedrungenen  Zustand  gelingen. 

Aber  noch  weniger ,  als  dem  Gange  des  Staats- 
lebens voran  eilen ,  darf  die  Verwaltung  hinter 
demselben  zurückbleiben  und  die  Forderungen 
desselben  unbeachtet  lassen.  Bei  der  Unmöglichkeit 
eines  Stillstandes  hat  jede  Hemmung  des  Vorschrei- 
tens  nur  ein  Ablenken  vom  natürlichen  und  rechten 
Wege  zur  Folge;  das  unaufhaltsame  Fortströmen  der 
Zeit  verstattet  weder  der  Vergangenheit  wiederzukeh- 
ren, noch  der  Gegenwart  dauernd  zu  bleiben ,  nur  die 
Früchte  beider  können  und  sollen  der  Zukunft  erhalten 
werden,  aber  nur  zu  leicht  gehen  sie  ihr  verloren, 
wenn  durch  ein  starres  Beharren  bei  dem  Bestehenden, 
wohl  gar  durch  ein  Bestreben  das  Gewesene  wieder- 
herzustellen, die  Staatsverwaltung  verabsäumt,  ihre 
Einrichtungen  gegen  Verwaltung  zu  bewahren  und  sie 
den  sich  mit  dem  Fortgange  des  Lebens  stets  verän- 
dernden Bedürfnissen  desselben  entsprechend  zu  ge- 
stalten. Die  Vergangenheit  und  Gegenwart  können  und 
dürfen  auch  nie  zur  Zukunft  werden,  denn  diese  soll 
stets  besser  als  jene  sein,  und  von  dem,  was  da  ist 
und  war,  soll  ihr  daher  nur  das  verbleiben,  was  sich 
als  gut  zeigt  und  nur  so  lange  es  sich  so  zeigt,  aber 
nie  deshalb,  weil  es,  wenn  auch  noch  so  lange  be- 
steht, oder  einstens  bestanden  hat,  sondern  nur  weil 
von  dessen  fernerm  Bestehen  sich  eine  bessere  Zu- 
kunft erwarten  lässt;  denn  da  alles  Thun  und  Handeln 
des  Menschen  auf  die  V erbesserung  derselben  gerich- 
tet sind,  so  müssen  auch  alle  Maassregeln  des  Staats 
sich  darauf  beziehen,  jedoch  immer  auf  die  Vergan- 
genheit und  die  Gegenwart  gebaut  werden.  Geschieht 
dieses,  gehen  dahin  alle  Schritte  der  Verwaltung,  so 
erfreut  sich  der  Staat  eines  Zustandes  der  sogenann- 
ten Ruhe,  aber  eigentlich  der  Gesundheit,  in  wel- 
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chem  ,  wie  bei  dem  gesunden  Menschen ,  weil  alle  Glie- 
der leicht  und  unbehindert  ihre  in  einander  greifenden 
Functionen  verrichten,  keines  sich  dem  Ganzen  fühl- 
bar macht,  in  welchem  sich  die  bessere  Zukunft  eben 
so  unbemerkt  aus  der  Gegenwart  entwickelt,  wie  diese 
sich  aus  und  über  die  Vergangenheit  erhob,  des  Zu- 
standes,  der,  weil  nur  in  ihm  die  Dauer  des  Staats  und 
die  Verfolgung  seines  Zwecks  gesichert  ist,  mit  Recht 
der  conservative  genannt  wird.  Auf  die  Erhaltung 
dieses  Zustandes  muss  das  ganze  Bestreben  der  Ver- 
waltung um  so  mehr  gerichtet  sein,  als  das  Staats- 
leben  in  sich  die  Fähigkeit  zur  unbegrenzten 
Dauer  hat,  die  Notwendigkeit  des  natürlichen  To- 
des, der  jedes  individuelle  Leben  schliesst,  ihm  eine 
fremde  ist,  und  ein  Ende  desselben  nur  durch  Gewalt 
oder  durch  Krankheit  herbeigeführt  werden  kann. 

Gegen  die  erstere  soll  die  Staatsmacht  schützen, 
vor  der  letztern  aber  die  Staatsverwaltung  bewahren; 
der  gesunde  Zustand  ist  aber  gewichen  und  ein  kran- 
ker eingetreten,  wenn  entweder  das  Staatsleben  eine 
Richtung  angenommen  hat,  die  von  der  zum  Staats- 
zweck, also  von  der  zum  Bessern  führenden  abweicht, 
oder,  wenn  Theile  des  Staats,  indem  sich  in  ihnen 
ein  eigenthümliches  Leben  ausbildet,  sich  von  ihm  ab- 
sondern, und  er  nicht  mehr  ein  organisches  Ganze  aus- 
macht, oder  endlich,  wenn  das  Gleichgewicht  der  ge- 
genseitigen Wechselwirkung  der  Theile  gestört  ist  und 
das  Leben  in  einem  oder  mehreren  derselben  vorherr- 
schend und  unterdrückend  für  das  Leben  in  den  an- 
dern wird.  Im  erstem  Falle  verdrängen  Finster- 
niss,  Rohheit  und  Lasterhaftigkeit  die  Aufklärung, 
Bildung  und  Sittlichkeit  und  lassen  den  Werth  dersel- 
ben in  der  Volksmeinung  sinken,  im  andern  entste- 
hen Staaten  im  Staate  und  lähmen  die  Macht  und  Wirk- 
samkeit der  Regierung,  und  im  dritten  leben  alle 
Klassen  nicht  mit  einander,  sondern  einige  auf  Kosten 
der  andern,  welche  ihnen  als  Mittel  zu  ihren  Zwecken 
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dienen  und  die  mit  jeder  Unterdrückung  verbundenen 
Nachtheile  erleiden  müssen.  Vielfache  Krankheiten 
können  in  jeder  dieser  Beziehungen  entstehen,  und  da 
die  Veranlassungen  dazu  eben  so  unzählige  sind,  als 
die  Berührungspuncte ,  welche  der  Staat  ihnen  darbie- 
tet, so  kann  es  selbst  bei  der  höchsten  Vorsorge  nicht 
gelingen,  sie  unbedingt  zu  verhindern,  und  wie  bei  dem 
Menschen,  so  bei  dem  Staate,  wird  daher  die  ab- 
solute Gesundheit  immer  nur  ein  idealer  Zu- 
stand sein.  Hieraus  folgt  aber  die  Nothwcndigkcit, 
dass  das  Verfahren  der  Staatsverwaltung  auch  stets 
ein  Heilverfahren  sein  muss,  und  dadurch  eben  wird 
sie  zu  einer  so  höchst  schwierigen  Kunst.  Sogar  das 
Glänzende  verbirgt  oft  nur  die  Symptome  herannahen- 
der Krankheiten,  und  es  erfordert  nicht  selten  neben 
der  genauesten  Bekanntschaft  mit  allen  Verhältnissen 
einen  durch  wissenschaftliche  Aufklärung  und  Uebung 
sehr  geschärften  Blick,  um  einen  Zustand  als  leidend 
zu  erkennen ,  sowie  die  bedachtsamste  Wahl  der  Maass- 
regeln, um  durch  ihre  Anwendung  nur  den  Ausbruch 
der  sonst  bevorstehenden  Krankheit  zu  verhüten,  ohne 
durch  die  Hervorbringung  einer  andern  blos  die  Arten 
derselben  zu  wechseln.  Je  bedeutender  die  Kri- 
sis  ist,  welche  sich  von  einem  Heilmittel  er- 
warten lässt,  desto  bedenklicher  ist  dessen 
Gebrauch,  denn  selbst  bei  günstiger  Wendung  füh- 
ren plötzliche  Umwandelungen  der  Zustände  stets  Lei- 
den mit  sich,  welche  oft  schwer  zu  verschmerzen  sind. 
Daher  muss  die  Staatsverwaltung  als  Heilkunst  das 
Herbeiführen  von  Krisen  möglichst  vermeiden ,  und  wo 
nicht  die  Notwendigkeit  das  Ergreifen  schnell-wirken- 
der  Mittel  gebietet,  nie  von  dem  Grundsätze  des  ortho- 
pädischen Verfahrens  weichen,  dass  die  Binde,  durch 
welche  einer  Missbildung  abgeholfen  werden  soll,  da- 
mit sie  ihren  Zweck  erfüllt,  keinen  schmerzhaften  Druck 
hervorbringen  muss.  Noch  ein  anderer  Umstand  macht 
dieses  aber  dringend  nothwendig.     Bei  dem  engen  Zu- 
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sammenhange ,  in  welchem  alle  Theile  des  Staats  sich 
mit  einander  befinden,  beschränkt  keine  Maass- 
regel ihren  Erfolg  auf  den  Theil,  welchen 
sie  unmittelbar  treffen  soll,  sondern  indem  sich 
derselbe  von  einem  Theile  zum  andern  fortpflanzt,  trifft 
sie  mehr  oder  minder  bemerkbar  das  Ganze  ;  dieses 
Ganze  ist  aber  ein  lebendes,  in  welchem  die  innere 
Kraft  jedem  äussern  Druck  einen  Gegendruck  entgegen- 
setzt, so  dass  der  aus  der  Ausgleichung  beider  her- 
vorgegangene Zustand  kein  natürlicher,  sondern  nur 
ein  künstlicher  ist,  welcher,  weil  er  nur  durch  die 
Maassregel  entstanden  ist,  auch  nur  so  lange  dauert, 
als  sie  besteht,  und  die  Regierung  sogar  zu  ihrer  Bei- 
behaltung zwingen  kann,  damit  nicht  aus  der  plötzli- 
chen Aufhebung  des  unnatürlichen  Zustandes  noch  grös- 
sere Nachtheile,  als  er  bringt,  erwachsen.  Sind  z.  B. 
durch  Verbote  oder  Erschwerungen  der  Einfuhr  Ge- 
werbe hervorgerufen,  und  hat  durch  ihre  Entstehung 
das  auf  dieselbe  angelegte  Capital  eine  Anwendung  ge- 
funden, welche  es  bei  freiem  Verkehr  natürlicher- 
weise nicht  erhalten  hätte,  oder  haben  Gesetze,  wel- 
che den  Verarmten  Rechtsansprüche  auf  Unterstützun- 
gen von  ihren  Communen  zusichern ,  mit  Unterdrückung 
der  Wohlthätigkeit  die  Zahl  der  Armen  vermehrt,  so 
lassen  sich,  ohne  dass  jene  von  den  Begünstigungen  ab- 
hängig gemachten  Gewerbtreibenden  verarmen  und  die 
an  die  Unterstützung  gebundenen  Armen  verhungern, 
weder  die  Einfuhrverbote,  noch  die  Armengesetze  anders, 
als  in  sehr  allmähligen  Uebergängen  aufheben,  welche 
nur  um  so  langsamer  auf  einander  folgen  dürfen,  je 
mehr  sich  schon  das  Volk  an  den  unnatürlichen  Zu- 
stand gewöhnt  hat.  Ohne  Zwang  anzuthun,  lässt  sich 
aber  auch  so  nicht  den  Gewöhnungen  entgegentreten, 
und  die  Staatsverwaltung  muss  daher,  um  der  trauri- 
gen Nothwendigkcit  harter  Massregeln  überhoben  zu 
sein,  schon  um  ihrer  selbst  willen  mit  der  grössten 
Wachsamkeit  darauf  Bedacht  nehmen,  V  er  an  las- 
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su ii gen  vorzubeugen  und  zu  entfernen,  aus 
welchen  solche  Gewöhnungen  oder  unzustän- 
dige Ansprüche  hervorgehen  können,  welche 
eben  so  leicht,  wie  sie  bei  dem  Volke  Eingang  finden, 
im  Entstehen  unterdrückt  werden  können.  Sehr  tief 
muss  indessen  ein  Volk  schon  gesunken  sein,  wenn 
in  demselben  der  Sinn  für  das  Gute  nicht  mehr  die 
Oberhand  behauptet,  und  ist  das  Bestreben  der  Staats- 
verwaltung stets  ernst  und  auf  den  Staatszweck  ge- 
richtet, werden  Neuerungen  nur  mit  Vorsicht  und  nur 
solche  unternommen,  welche  sich  als  Besserungen  aus- 
weisen, so  wird  sie  auch  Anerkennung  und  kräftige 
Unterstützung  in  desto  höherm  Grade  finden,  je  mehr 
sie  schon  Aufklärung  verbreitet  hat,  je  mehr  sie  sich 
von  jeder  Geheimnisskrämerei  entfernt  hält,  und  je 
offner  in  jeder  Beziehung  ihr  Verfahren  und  die  Be- 
wegungsgründe desselben  sind. 

Verschieden  von  der  Staatsverwaltung  ist  die 
Comimmal Verwaltung •  über  welche  sie 
die  Aufsicht  führen  muss,  die  aber  keinen 
Theil  von  ihr  ausmachen  darf.  Die  Communen, 
Corporationen  und  Gemeinden  befinden  sich,  wie  ich 
schon  oben  gezeigt  habe,  nur  im  Staate,  bilden  aber 
nicht  denselben,  und  das,  was  der  Staat  zu  verwalten 
hat,  kann  daher  nicht  den  Communen  in  ihren  Bezir- 
ken überlassen  werden,  sondern  ihnen  kommt  nur  die 
Verwaltung  ihrer  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu,  und 
zwar  nicht  in  Bezug  auf  den  Zweck  des  Staats,  son- 
dern auf  den  speciellen  ihres  Bestehens.  Zur  Erleich- 
terung und  Vereinfachung  der  Staatsverwaltung  den 
Communen  eine  Theilnahme  an  derselben  einzuräumen 
oder  ihnen  gar  Geschäfte  derselben  aufzubürden,  ist  eine 
sehr  falsche,  sogar  gefährliche  Maassrcgel,  denn  mit 
der  Auferlegung  von  Pflichten,  welche  der  Regierung 
obliegen,  müssen  auch  Rechte  derselben  zugestanden 
werden,  deren  Aufgebung  ihre  Wirksamkeit  lähmend 
und  ihre  Stellung  beeinträchtigend  ist.    Daher  darf  sich 
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auch  die  Oberaufsicht  auf  die  Communalverwaltung  nur 
darauf  beschränken ,  dass  dieselbe  weder  dem  Be- 
stehen der  Communen,  noch  der  Staatsver- 
waltung entgegenwirke,  denn  jede  Forderung, 
dass  sie  die  letztere  unterstützen  soll,  ist  immer  das 
Zugeständniss  einer  theilweisen  Abtretung  der  Regie- 
rungsbefugnisse an  dieselbe  und  unterwirft  die  Com- 
munen einem  nicht  zu  rechtfertigenden  Zwange  in  der 
Benutzung  ihrer  Mittel;  was  von  denselben  zur  Beför- 
derung der  Staatszwecke  geschieht,  muss  freiwillig  ge- 
schehen, und  wenn  nicht  durch  eine  zu  weit  ausge- 
dehnte und  zu  sehr  einmischende  Oberaufsicht  den  Ge- 
meinden die  Verwaltung  ihres  Gemeinwesens  verleidet 
und  ihr  Eifer  selbst  für  das  Gemeindewohl  erkaltet  ist, 
so  wird  auch  der  gute  Wille  dazu  nie  fehlen.  Mit  je- 
der Forderung  von  Leistungen  für  den  Staat  treten 
aber  durch  das  Bestreben,  sich  dieselben  abzuschieben, 
die  Communen  sowohl  unter  sich,  als  mit  der  Staats- 
verwaltung in  widerwärtige  Verhältnisse  und  die  Ober- 
aufsicht wird  für  die  letztere  eine  schwer  zu  erfüllende 
Pflicht,  weil  der  Widerstreit  des  eignen  Interesses  mit 
dem  der  der  Aufsicht  unterworfenen  Communalverwal- 
tung  unaufhörlichen  Reibungen  und  eine  Reihe  nicht 
leicht  zu  beseitigender  Verlegenheiten  herbeiführt. 

Wie  das  Seelenorgan  in  dem  beseelten  Körper  zu 
seiner  Wirksamkeit  des  überall  durch  denselben  ver- 
breiteten Nervensystems  nicht  entbehren  kann,  so  be- 
darf auch  die  Regierung,  um  in  jedem  Theile  des 
Staats  gegenwärtig  zu  sein,  eines  ähnlichen,  aus  den- 
jenigen Personen  gebildeten  Systems,  welche  die  Re- 
gierungs-  und  Verwaltungsgeschäfte  zu  besorgen  ha- 
ben. Die  Verpflichtung,  diese  zu  übernehmen,  geht 
entweder  aus  der  allgemeinen  Verpflichtung 
des  Staatsbürgers  und  Unterthans  oder  aus  be- 
sondern  Verträgen  hervor.  Kraft  der  erstem 
kann  die  Regierung  an  jeden  Staatsbürger  Aufträge 
ergehen  lassen,   und  die  Verwaltung  geschieht  dann, 
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wie  man  sich  gewöhnlich  ausdrückt,  durch  das  Volk. 
Sehr  viele  Geschäfte  derselben  erfordern  aber  eine  be- 
sondere Ausbildung,  vieljährige  Vorbereitung,  um  zur 
Fertigkeit  in  denselben  zu  gelangen,  und  zu  ihrer  Aus- 
führung eine  so  ungctheilte  Aufmerksamkeit,  dass  sie 
die  ganze  Thätigkeit  in  Anspruch  nehmen  und  nicht 
zu  Gegenständen  einzelner  Aufträge  an  jedes  Staats- 
mitglied gemacht  werden  können  ,  sondern  dass  dieje- 
nigen, welche  sie  zu  übernehmen  im  Stande  sind,  sich 
und  ihre  ganze  Wirksamkeit  ihnen  widmen  müssen. 
Eine  so  ausgedehnte  Verpflichtung  dazu  lässt  sich  aus 
dem  allgemeinen  staatsbürgerlichen  Verhältniss  nicht 
herleiten,  sondern  kann  nur  auf  einem  besondern  Ver- 
trage beruhen,  und  diejenigen,  welche  einen  solchen 
eingehen,  werden  dadurch  zu  Staats  dienern  und  in 
Bezug  auf  die  ihnen  als  Amt  übertragene  Geschäfts- 
führung zu  Staatsbeamten. 

Jedes  Amt  besteht  daher  sowohl  in  den  Ge- 
schäften, welche  die  Gegenstände  desselben  ausma- 
chen, als  in  der  übernommenen  Verpflichtung 
zur  vorschriftsmässigen  Ausführung  derselben;  die  Be- 
zeichnung der  erstem,  und  wie  sie  geleistet  werden 
sollen,  geschieht  in  der  Dienstin struetion,  und  die 
letztere  erfolgt  durch  die  Anstellung  des  Beamten 
und  seine  eidliche  Versicherung,  die  Vorschriften 
der  Instruction  treu  erfüllen  zu  wollen.  Wird  dem 
Amte  eine  Persönlichkeit  beigelegt,  so  wird  es  dadurch 
zu  einer  Behörde,  und  da  die  Staatsverwaltung  also 
durch  Behörden  geschieht,  so  hängt  ihr  Erfolg  und  das 
Heil  des  Staats,  soweit  es  auf  derselben  beruht,  theils 
von  der  Beschaffenheit  der  Beamten,  theils 
von  der  Einrichtung  und  Stellung  der  Behör- 
den ab. 

Der  Staatsbeamte  soll  durch  die  vollständige 
Ausführung  der  zu  seinem  Amte  gehörenden  Geschäfte 
den  Zweck  seiner  Anstellung  erfüllen,  und  dass  er 
dieses  thun  könne,  wolle  und  werde,  sind  die  Bc- 
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dingungcn  derselben,  sowie  seiner  Wirksamkeit,  wenn 
diese  eine  erfolgreiche  sein  soll. 

Das  Können  hängt  bei  dem  Beamten  von  dem 
Besitz  derjenigen  persönlichen  und  wissen- 
schaftlichen Güter  ab,  welche  die  noth wen- 
digen Mittel  zu  der  ihm  übertragenen  Amts- 
führung sind  und  seine  Qlinlific'atioil  zu  der- 
selben begründen.  Nur  durch  Prüfungen  und  Pro- 
bejahre lässt  sich  die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass 
dem  Amtscandidatcn  weder  die  erforderlichen  Kennt- 
nisse fehlen,  noch  die  Fähigkeit  sie  anwenden  zu 
können.  Die  letztere  muss  immer  vorhanden  sein,  denn 
sonst  helfen  die  erstem  nichts,  und  wenn  gleich  durch 
Fleiss  und  Uebung  sich  besonders  bei  mehr  mechani- 
schen Dienstleistungen  eine  gewisse  öfters  zureichende 
Routine  erwerben  lässt,  so  kann  dieselbe  doch  nie  den 
Mangel  des  aus  einer  bestimmten  geistigen  Kraft  her- 
vorgehenden pr actischen  Sinnes  ersetzen.  Aber 
dieser  allein  reicht  nicht  zu,  selbst  wenn  er  durch 
Kenntnisse,  welche  die  Erfahrung  dargeboten,  unter- 
stützt wird,  weil  dieselbe  höchstens  nur  in  den  Fällen, 
welche  schon  in  gleicher  Art  vorgekommen  sind,  eine 
Anleitung  zum  Verfahren  geben  kann;  je  mehr  das 
Amt  geistiger  Beschaffenheit,  je  grösser  der  Umfang 
des  Wirkungskreises  ist,  desto  öfterer  ereignen  sich 
Fälle,  zu  denen  die  Erfahrung  keinen  Anhalt  giebt,  und 
desto  unentbehrlicher  sind  ausser  jenen  practischen 
Kenntnissen  theoretische,  und  zwar  gründliche,  weil 
bei  solchen  Aemtern  sich  die  Geschäfte  nicht  abzählen 
lassen,  und  der  Beamte,  dem  sie  weniger  anbefohlen 
als  anvertraut  werden,  daher  im  Stande  sein  muss 
nicht  blos  nach  gegebenen  liegein  verfah- 
ren, sondern  auch  die  Regeln  zum  richtigen 
Verfahren  selbst  auffinden  zu  können.  Ohne 
vollständige  wissenschaftliche  Vorbereitung  befindet  sich 
der  Beamte  in  einer  sehr  traurigen  Lage;  der  Unsicherheit 
seiner  Schritte  sich  bewusst,  aus  Mangel  an  Ucberzeu- 
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gung  misstrauend  sich  und  Andern,  und  doch  stets  der 
Unterstützung  mit  Rath  und  That  bedürftig,  schwebt 
er,  immer  Verlegenheiten  befürchtend  oder  mit  densel- 
ben kämpfend  ,  in  der  peinlichsten  Unruhe,  und  das  Amt, 
welchem  er  nicht  gewachsen  ist,  wird  ihm  eben  so 
sehr  zur  Bürde,  als  seine  Amtsführung  durch  Miss- 
griffe, verfehlte  oder  nutzlose  Thätigkeit  seinen  Unter- 
gebenen zur  Qual  und  der  Staatsverwaltung  zum  Nach- 
theil. Sorgsame  Einsammlung  der  zu  derselben  un- 
mittelbar und  mittelbar  erforderlichen  Kenntnisse,  er- 
langte Festigkeit  in  denselben  und  in  ihrer  Anwendung 
sind  daher  die  alleinigen  Mittel,  sich  gegen  die  Gefahr, 
in  dem  Amte  seine  Seelenruhe  einzubüssen,  zu  schüt- 
zen und  der  Neigung  zu  den  Geschäften  desselben,  die 
nur  allein  zu  demselben  führen  darf,  ihre  fortdauernde 
Erhaltung  zu  sichern.  Von  derselben  hängt  die  Zu- 
friedenheit im  Amte  ab  und  das  Glück,  welches  das- 
selbe gewähren  kann;  fehlt  sie,  so  wird  das  Pflicht- 
gefühl nur  zu  einer  Fessel  des  Willens  und  es  giebt 
dann  kein  Mittel,  demselben  noch  eine  solche  Richtung 
zu  geben,  dass  der  Beamte  unabhängig  und  erhoben 
über  dieses  Gefühl  nur  in  dem  Gelingen  der  übernom- 
menen Geschäfte  seine  Befriedigung  findet  und  dass 
die  Amtsgeschäfte  nur  ihres  Zwecks  und  ihrer  selbst 
wegen  geleistet  werden.  Ist  dieses  letztere  dagegen 
der  Fall,  so  wird  auch  der  Wille  in  der  erfolgreichen 
Wirksamkeit  und  mit  der  Anerkennung  derselben,  in 
dem  daraus  hervorgehenden  Vertrauen  Anregung  und 
Stärkung  finden,  und  .es  wird  stets  gleich  gut,  wie  mit 
dem  Beamten,  so  mit  dem  Amte  stehen,  denn  dem  fe- 
sten und  redlichen  Willen  gelingt  viel  zu  überwinden 
und  zu  leisten,  und  er  giebt  eine  stärkere  Garantie  für 
die  Aufbietung  der  Kräfte  zum  Fortgange  des  Geschäfts, 
als  es  selbst  Ehr  -  und  Pflichtgefühl  zu  thun  vermögen. 

Damit  aber  der  Beamte  seine  ganze  Thätigkeit  dem 
Staatsdienste  widmen  könne,  muss  er  sich  in  einer 
Lage  befinden,  dass  er  dieses  zu  thun  vermag,  er  muss 
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daher  die  Mittel  zu  seinem  Unterhalt  entweder 
besitzen,  oder  es  müssen  ihm  dieselben  ge- 
währt werden.  Geschieht  das  letztere  nicht,  so 
würde  die  Regierung'  bei  der  Auswahl  ihrer  Beamten 
nur  auf  die  Reichbegüterten  und  bei  diesen  sogar  in 
den  Forderungen,  die  sie  zu  machen  hat,  sehr  be- 
schränkt sein,  denn  wie  wenige  würden  dann  wohl 
Zeit  und  Mühe  auf  die  eigenthümliche  Vorbereitung 
verwenden,  welche  zu  manchen  Aemtern  erforderlich 
ist.  Das  Heil  des  Volks,  die  Liebe  desselben  zur  Re- 
gierung und  also  auch  die  Sicherheit  der  letztern  hängt 
aber  davon  ab,  dass  das,  was  in  ihrem  Namen  ge- 
schieht, auch  recht  und  zweckmässig  geschehe,  und 
deshalb  muss  ihr  die  grösstmöglichste  Auswahl  zuste- 
hen und  es  ihr  an  Amtscandidaten  nicht  fehlen,  damit 
sie  die  Aemter  nur  mit  solchen  besetzen  kann,  von 
deren  Kenntnissen,  Talenten  zur  Anwendung 
derselben  und  sittlichen  Führung  es  sich  mit 
Sicherheit  erwarten  lässt,  dass  sie  die  Ge- 
schäfte zweckmässig  ausführen  und  dadurch 
das  Vertrauen  zur  Regierung  aufrecht  erhal- 
ten werden.  Die  Nothwendigkeit  und  das  Interesse 
des  Staats  erheischt  es  daher,  den  Beamten  in  einer 
Besoldung"  sowohl  die  Erstattung  der  auf  ihre  Aus- 
bildung und  V orbereitung  zum  Dienst  geschehenen  Ver- 
wendungen, als  auch  einen  angemessenen  Lohn  für 
ihre  Arbeit  bei  der  Verwaltung  des  Amts  zuzusichern. 
Von  diesen  beiden  Theilen  der  Besoldung  besteht  der 
erste  in  einer  Rente,  welche  zur  Gewährung  des 
völligen  Ersatzes  der  mit  der  Vorbereitung  verbunden 
gewesenen  Ausgaben,  Anstrengungen  und  Entbehrun- 
gen desto  niedriger  sein  darf,  je  länger  sie  mit  dem 
Dienste  dauert,  und  der  andere  in  einem  Lohn,  der 
gleichfalls  desto  geringer  sein  kann,  je  länger  die  zu- 
gesicherte Dienstzeit  ist,  so  dass  bei  der  möglichst 
längsten  Dauer  derselben,  also  bei  der  lebensläng- 
lichen Anstellung  die  ganze  Besoldung  stets 
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die  am  wenigsten  kostbare  sein  wird.  Nichts 
ist  auch  nachtheiliger  für  ein  mehr  als  mechanisches 
Amt,  als  der  häufige  Wechsel  seiner  Besetzung;  der 
Vortheil,  den  Erfahrung  und  genaue  Bekanntschaft  mit 
allen  Verhältnissen  gewähren,  geht  dabei  gänzlich  ver- 
loren, dagegen  werden  die  MissgrilFe ,  welche  bei  dem 
Anfange  jeder  Verwaltung  nicht  ausbleiben,  zahlreicher, 
und  wird  erst  ein  Amt  als  ein  blos  vorübergehendes 
angesehen,  so  wird  es  auch  mehr  oder  weniger  als  ein 
fremdes  betrachtet  und  ihm  der  Reiz  entzogen,  wel- 
cher in  der  Zukunft  für  die  Gegenwart  liegt.  Je  un- 
sicherer die  Dienstanstellung  ist,  je  mehr  der  Beamte 
für  seine  Erhaltung  im  Dienste  zu  sorgen  hat,  desto 
weniger  kann  er  dieses  für  den  Dienst  thun,  desto  un- 
tergeordneter wird  dieser  seinem  persönlichen  Inter- 
esse und  desto  gefahrdrohender  ihm  jeder  Versuch  zu 
verbessern;  Verbesserungen  unterbleiben  daher,  wenn 
nicht  äussere  Veranlassungen  sie  erzwingen,  und  in- 
dem die  Dienste  zu  Handarbeiten  herabsinken,  entfernt 
sich  der  Geist,  in  welchem  sie  geleistet  werden,  im- 
mer mehr  von  dem  stets  vorwärts  strebenden,  welcher 
die  Staatsverwaltung  beseelen  soll. 

Aber  diese  schon  an  und  für  sich  grossen  Nach- 
theile sind  noch  nicht  die  bedeutendsten,  wel- 
che aus  der  Unsicherheit  des  Staatsdienstes 
hervorgehen  können;  mit  derselben  sind  drohende 
Gefahren  für  die  Sicherheit  des  Volks  und  der  Regie- 
rung verbunden,  denn  keine  Meinung  kann  wohl  fal- 
scher sein,  als  dass  den  Bedrückungen  des  erstem  vorge- 
beugt und  der  letztern  ihr  Beruf  erleichtert  werde,  wenn 
sie  die  Beamten  und  die  höhern  Staatsdiener  ihre  unter- 
gebenen nach  Gutbefinden  wechseln  und  entlassen  kön- 
nen. Grade  das  Gegentheil  findet  statt.  Der  unsicher 
gestellte  Staatsbeamte ,  der  nicht  weiss,  wie  lange  er 
durch  die  Gunst  seiner  Vorgesetzten  im  Dienste  blei- 
ben wird,  muss  sich  dieselbe  auf  jede  Weise  zu  er- 
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werben,  aber  auch,  so  lange  er  sich  in  derselben  und 
im  Dienste  befindet,  diesen,  soviel  es  nur  angeht,  für 
sich  zu  benutzen  suchen;  sein  Interesse  stimmt  nicht 
mit  dem  des  Dienstes,  sondern  widerstreitet  ihm  viel- 
mehr, denn  geschweige  sich  einem  willkürlichen  Ver- 
fahren seiner  Obern  entgegensetzen  zu  können ,  muss 
ihm  ein  solches,  sobald  erst  sein  Gewissen  zum 
Schweigen  gebracht  ist,  sogar  wünschenswerth  sein, 
weil  die  Mitwissenschaft  seine  Stellung  weniger  abhän- 
gig macht  und  ihm  die  Theilnahme  an  den  eigennützi- 
gen Vortheilen,  welche  Willkür  und  Unterschleife 
bringen,  verstattet.  Aber  wenn  auch  vor  dem  knech- 
tischen Sinn  und  der  Habgier  die  Amtspflicht  und  das 
Ehrgefühl  noch  vorwalten,  so  ist  es  doch  die  Unsi- 
cherheit der  Dienstlage,  welche  die  Entste- 
hung von  Partheien  am  meisten  begünstigt, 
und  ebenso  sehr  sie  zu  bilden,  als  sich  ihnen  anzu- 
schliessen,  verleitet.  Das  eine  wie  das  andere  ist 
gleich  unwürdig  und  gefährlich  für  den  Beamten.  Der 
Vorgesetzte ,  der  von  seinem  Untergeordneten  verlangt, 
dass  er  ihm  dienen  und  sein  Partheimann  sein  soll, 
macht  denselben  zum  Mittel  für  seinen  Zweck,  und  wer 
einer  Parthei  huldigt,  giebt  sich  wieder  zum  Mittel  für 
fremde  Zwecke  hin  und  erkauft  die  Hoffnung  Vortheile 
dadurch  zu  erreichen,  mit  der  Einbusse,  welche  er  an 
seiner  Ehre  und  Achtung  dadurch  erleidet;  daher  wird 
jeder  Partheimann  auch  nur  so  lange  werth  gehalten, 
als  er  gebraucht  wird,  aber  er  bleibt  auch  nur  so  lange 
treu,  als  er  der  Begünstigungen  bedarf,  und  hält  sich 
nie,  weil  er  sie  als  theuer  erstandene  betrachtet,  zum 
Dank  für  dieselben  verpflichtet,  und  das  Band,  welches 
die  Partheigänger  durch  das  Zusammentreffen  ihrer  per- 
sönlichen Interessen  der  Eigenliebe  oder  gar  des  Eigen- 
nutzes zusammenhält,  ist  daher  ein  sehr  unzuverlässi- 
ges. Aber  weil  jeder  Parthei  kein  allgemeiner,  son- 
dern vielmehr  ein  demselben  entgegenstehender  und 
zwar  persönlicher  zum  Grunde  liegt,  so  entfremdet 
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auch  jede  von  der  Regierung  und  dem  Staate 
und  versetzt  durch  ihre  Auflösung  alle,  welche  ihr  an- 
gehörten, in  einen  sehr  verlassenen  Zustand,  und  durch 
ihr  Bestehen  die  Regierung  in  einen  gefahrdrohenden ; 
denn  so  wenig,  als  der  einzelne  Beamte  mit  der  ihm 
anvertrauten  Macht  gegen  dieselbe  vermag,  so  kann 
dieses  doch  einer  Parthei  gelingen,  wenn  die  in  ihr 
vereinten  Kräfte  zahlreich  sind  und  sich  unter  einer 
schlauen  Leitung  befinden.  Daher  erfordert  es  schon 
die  Pflicht  des  Beamten  und  nicht  nur  das  Interesse 
des  Dienstes,  sondern  sein  eignes  wahres  Interesse, 
sich  von  jeder  Parthei,  als  der  gefährlich- 
sten Klippe,  entfernt  zu  halten,  und  am  we- 
nigsten eine  bilden  zu  wollen  und  das  Interesse 
der  Regierung  den  Veranlassungen  zur  Entstehung  von 
Partheien  im  Beamtenstande  möglichst  vorzubeugen, 
wozu  es  kein  sichereres  und  wirksameres  Mittel  giebt, 
als  die  feste  Stellung  der  Beamten ,  so  dass 

ihre  Entlassung  nicht  in  der  Willkür  der  Vorgesetzten 
steht,  sondern  nur,  wenn  sie  ihrer  Pflicht  und  ihrem 
Beruf  nicht  entsprechen,  durch  Urtheil  und  Recht  ge- 
schehen kann.  Der  so  gestellte  Beamte ,  dem  der  Vor- 
gesetzte zwar  Verbesserungen  seiner  Dienstlage  ent- 
ziehen, aber  diese  über  die  Bedingungen  der  Anstel- 
lung hinaus  nicht  verschlechtern  kann,  ist  nicht  so  ab- 
hängig, um  der  Gunst  den  Dienst  aufopfern  zu  müssen, 
und  es  darf  nicht  einstens  gewagt  werden,  Vorschrif- 
ten und  Befehle,  die  mit  dem  letztern  nicht  überein- 
stimmen, an  ihn  ergehen  zu  lassen;  denn  weil  er,  so 
lange  er  seiner  Amtspflicht  genügt,  den  Verlust  des 
Amts  nicht  zu  fürchten  hat,  so  kann  er  mit  gerechten 
Beschwerden  über  seine  Vorgesetzten  dreist  hervortre- 
ten und  dieselben  dadurch  in  die  Grenzen  ihrer  Amts- 
befugnisse zurückweisen,  aber  auch  nicht  von  ihnen 
Schutz  erwarten,  wenn  er  die  seinigen  zu  übertreten 
sich  beikommen  lassen  sollte.  Bei  dieser  Stellung  der 
Beamten  findet  keiner  in  dem  andern,  sondern  alle,  die 
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niedern  wie  die  höhern  ,  und  zwar  jeder  für  sich  unab- 
hängig von  den  andern,  nur  in  der  Regierung  ihren 
Schutz,  und  bei  dem  Interesse  aller,  die  Macht  derselben, 
der  sie  ihre  Sicherheit  verdanken,  gegen  jede  Anta- 
stung aufrecht  zu  erhalten,  schwindet  nicht  nur  jede  Be- 
sorgniss  für  dieselbe,  sondern  auch  für  das  Volk,  durch 
Beamtendespotie  beeinträchtigt  und  bedrückt  zu  werden. 
Mit  Recht  ist  daher  gesagt:  »Die  Unabsetzbarkeit  des 
» Staatsdieners  ist  das  grosse  Palladium  der  deutschen 
»Freiheit  und  das  geheimnissvolle  glückliche  Band,  wel- 
» dies  die  Fürsten  in  Deutschland  so  fest  mit  ihren  Völ- 
»kern  verkettet/' 

Aehnlich,  wie  bei  der  Regierung,  findet  auch  bei 
der  Organisation  der  Behörden  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  statt,  je  nachdem  sie  entweder 
von  einem  oder  von  mehreren  mit  einander  verein- 
ten Beamten  gebildet  werden,  oder  je  nachdem  ihre  Ver- 
fassung entweder  eine  Bureau-  oder  eine  colle- 
giallSChe  Verfassung  ist.  Bei  der  erstem  be- 
ruht das  Handeln  auf  einem  Entschluss,  bei  der  an- 
dern auf  einem  Beschluss,  der  gewöhnlich  nach  der 
Stimmenmehrheit  gefasst  wird ,  bei  der  erstem  trifft  die 
Verantwortung  für  die  Ausführung  der  der  Behörde  zu- 
gewiesenen Geschäfte  allein  den  Beamten,  welcher  die- 
selbe ausmacht,  bei  der  andern  vertheilt  sie  sich  oft 
nach  verschiedenen  Maassstäben  auf  die  Mitglieder  des 
Collegiums;  beide  Verfassungen  sind  daher  nicht  blos 
abweichend,  sondern  eigentlich  einander  so  entgegen- 
gesetzt, dass  da,  wo  die  Mängel  sich  bei  der  einen, 
sich  die  Vorzüge  bei  der  andern  finden.  Da  jeden  Be- 
schlüssen Berathungen  vorhergehen  müssen,  so  kön- 
nen einseitige  Ansichten  und  vorgefasste  Meinungen, 
welche  der  Grund  von  vielem  Uebel  bei  der  Büreauver- 
fassung  sind,  bei  der  collegialischen  nicht  vorherrschend 
Averden;  Berathungen  kosten  aber  stets  Zeit,  und  so 
rasch  und  kräftig  der  Geschäftsgang  bei  der  ersten  Ver- 
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Fassung  ist,  so  langsam  und  schwankend  wird  er  bei 
der  andern,  denn  statt  der  Einseitigkeit,  die  der  er- 
stem zum  Vorwurf  gereicht,  ist  bei  der  andern  häufig 
ein  Mangel  an  Einheit,  weil,  wie  ich  es  in  Bezug  auf 
die  Regierung  gezeigt  habe,  eine  gemeinschaftliche 
Meinung  ausser  den  Grenzen  der  Möglichkeit  liegt,  und 
ebenso,  wie  die  Mitglieder  wechseln,  auch  die  Meinung 
des  Collegiums  sich  verändert,  welche  der  jedesmalige 
Beschluss  ausdrückt.  Unter  diesen  Umständen 
können  die  Staatsbehörden  weder  sämtlich 
büreauar  tige,  noch  sämtlich  coli  egialische 
sein,  keine  von  beiden  Verfassungen  lässt  sich  ohne 
grosse  Nachtheile  entbehren,  sondern  Behörden,  bei 
welchen  es  auf  schnelles  Handeln  vorzugsweise  an- 
kommt, müssen  die  erstere,  solche  hingegen,  deren 
Geschäfte  eine  vielseitige  Berathung  erfordert,  die  letz- 
tere Organisation  erhalten.  Damit  aber  bei  dieser  letz- 
tern  das  V erfahren  übereinstimmender  und  der  zu  grosse 
Wechsel  der  Beschlüsse  vermieden  werde,  inuss  jedes 
Collegium  einen  Vereinigungspunct  haben  in  dem  Prä- 
sidium, welches  für  die  Aufrechthaltung  der  Einheit 
in  der  Geschäftsführung  zu  sorgen  hat. 

Nächst  der  Organisation  hängt  von  der  Stellung' 
der  Behörden  die  Erfüllung  ihres  Zwecks  ab;  sie 
müssen  so  mit  einander  verbunden  sein,  dass  sie 
sich  in  ihrer  Wirksamkeit  gegenseitig  un- 
terstützen, und  dass  ihre  abgegrenzten  Verwaltungs- 
kreise in  genauester  Berührung  mit  einander  zusam- 
menhängen und  die  Theile  eines  Ganzen  ausmachen, 
deren  gemeinschaftlicher  Vereinigungspunct  sich  in  der 
Regierung  findet,  aber,  wenn  Ordnung  und  Ucbersicht 
erhalten  bleiben  sollen,  nicht  unmittelbar,  sondern 
nur  mittelbar  in  derselben.  Aus  der  Regierung  kann 
gleichsam  nur  der  Stamm  der  ganzen  Verwaltung  her- 
vorgehen, der,  je  ausgebreiteter  diese  ist,  von  seinen 
Hauptästcn  aus  sich  desto  öfterer  verzweigen  muss,  um 
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den  ganzen  Staatskörper  in  allen  Richtungen  bis  zu  sei- 
sen  äussersten  Grenzen  zu  durchdringen,  aber  ebenso 
wie  die  Zweige  nur  durch  die  Aeste ,  aus  welchen  sie 
hervorgegangen,  mit  einander  verbunden  sind,  und  die 
Aeste  durch  die  Hauptäste  und  diese  wiederum  in  dem 
Stamme  sich  und  mittelbar  auch  alle  Zweige  vereinen, 
müssen  die  Behörden  in  und  durch  Reihefol- 
gen einander  vorgesetzter  immer  grössere 
Geschäftskreise  umfassender  und  daher  der 
Zahl  nach  sich  vermindernder  Oberbehörden 
in  der  Regierung  mittelbar  den  Vereinigungs- 
punct  haben  und  durch  Subordinationsverhält- 
nisse in  übereinstimmender  Wirksamkeit  zu- 
sammengehalten werden.  Das  Beamten-  und 
Behördenwesen  wird  und  muss  daher  schon  immer  ein 
sehr  zusammengesetztes  sein;  um  so  mehr  ist  es  noth- 
wendig,  dasselbe  in  möglichster  Einfachheit  von  Künste- 
leien  entfernt  einzurichten,  damit  die  Collisionen  und 
Stockungen  sich  nicht,  was  nur  zu  leicht  geschehen 
kann,  so  vermehren,  dass  die  Staatsverwaltung  mehr 
mit  den  Beamten,  als  mit  den  Geschäften,  welche  sie 
besorgen  sollen,  zu  thun  hat,  und  dass  die  Verwal- 
tung des  Beamtenwesens  die  des  Staats  unterdrückt. 
Scharfe  Abgrenzung  der  den  verschiedenen  Behörden 
überwiesenen  Geschäftskreise  und  Erhaltung  der  Ord- 
nung in  der  Verwaltung  derselben  kann  nur  beides  ver- 
hüten. 

Die  scharfe  Abgrenzung  setzt  die  zweckmässige 
Verth  eilung  der  Geschäftsverwaltung  unter 
die  Behörden  voraus,  welche,  je  nachdem  sie 
nach  den  Districten  oder  nach  den  Geschäfts- 
zweigen geschieht,  die  Geschäftskreise  derselben  zu 
geographischen-  oder  zu  Realdepartements 
werden  lässt,  von  welchen  die  erstem  mehr  die  locale 
Uebereinstimmung  der  Verwaltung  der  verschiede- 
nen Geschäftszweige,  die  andern  aber  mehr  die  Gleich- 
förmigkeit der  Verwaltung  jedes  Geschäftszwei- 
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ges  im  ganzen  Staate  befördern.  Da  die  eine  ebenso 
nothwendig  wie  die  andere  ist,  wenn  die  Einheit  we- 
der in  der  örtlichen,  noch  in  der  Staatsverwaltung  auf- 
hören soll,  so  ist  die  Verbindung  beider  Arten  der 
Eintheilung  der  Staatsgeschäfte,  sowohl  nach  geogra- 
phischen -  als  nach  Realdepartements ,  unentbehrlich, 
wenn  nicht  entweder  die  Behörden  in  jedem  Districte 
sich  störend  entgegentreten,  oder  die  Districte  sich  so 
von  einander  absondern  sollen,  dass  der  Staat  mehr  ein 
Aggregat  verschiedener,  nur  unter  einem  Oberhaupte 
stehender  Theile,  als  ein  Ganzes  ausmacht.  Das  letz- 
tere soll  aber  der  Staat  schon  der  Idee  nach  sein,  und 
da  die  Gerechtigkeit  auch  die  gleiche  Behandlung  for- 
dert, so  muss  das  Bestreben  der  Generalisirun g  in 
der  Staatsverwaltung  vorwalten,  und  die  höchsten 
oder  Centraibehörden  müssen  daher,  weil  sie  das 
Getrennte  vereinigen  sollen,  Realdepartements  haben, 
aber  je  verschiedener  die  einzelnen  Theile  des  Staats 
sind,  je  mehr  in  jedem  derselben  die  Zustände  der  Cul- 
tur  und  Gewerbsamkeit  abweichen,  desto  verschiede- 
ner werden  die  Maassregeln  sein  müssen,  um,  ohne  das 
Volksleben  zu  stören,  Einheit  in  das  Ganze  zu  bringen. 
Diese  Abhängigkeit  des  Verfahrens  von  den  Verhält- 
nissen erfordert  wieder  ein  übereinstimmendes  Verfah- 
ren, soweit  gleiche  Verhältnisse  reichen  und  also  unter 
jenen  die  Vereinigung  bezweckenden  Centraibehörden, 
Behörden  mit  geographischen  Departements,  in  welche 
das  Staatsgebiet  so  eingetheilt  sein  muss,  dass  in  jedem 
derselben  die  Verhältnisse  möglichst  übereinstimmen.  Die- 
se Departements,  mögen  es  Provinzen  oder  Kreise 

sein,  sind  daher  nur  Abtheilungen  und  Unter- 
abtheilungen des  Gebiets  behufs  der  bessern 
und  übersichtlichen  Staatsverwaltung,  aber 
weder  Communen  höherer  Ordnung,  noch  Zwischen- 
instanzen zwischen  den  Communen  und  dem  Staate,  noch 
Verbindungen  überhaupt,  aus  welchen  der  Staat  zu- 
sammengesetzt ist;   Verbindungen   können    nur  in  und 
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aus  denselben  hervorgehen,  wenn  den  Einwohnern  der- 
selben gewisse  Pflichten  und  Rechte  gemeinschaftlich 
übertragen  werden.  Bei  der  grossen  Verschiedenheit 
der  Verwaltungszweige  kann  es  sogar  vortheilhaft 
sein,  wenn  die  Eintheilung  in  geographische  Depar- 
tements für  den  einen  nicht  dieselbe,  wie  für  den 
andern  ist  und  also  mehrere  solche  Einthcilungen  ne- 
ben einander  bestehen;  für  einige  Zweige,  bei  wel- 
chen es  auf  die  höchste  Gleichförmigkeit  ankommt, 
wie  z.  B.  bei  dem  Militairwesen,  ist  es  sogar  noth- 
wendig,  die  ganze  Verwaltung  in  Realdepartements 
durchzuführen. 

Je  mannigfaltiger  aber  die  Formen  der  Verwaltungs- 
behörden sein  müssen,  desto  grösser  wird  die  Schwie- 
rigkeit, sie  mit  einander  in  eine  übereinstim- 
mende Wechselwirkung  zu  bringen  und  sie 
in  derselben  zu  erhalten.  Das  erste  und  haupt- 
sächlichste Erforderniss  dazu  liegt  in  den  Dienst- 
instrilCtionen.  Soll  in  der  gesammten  Verwaltung 
Einheit  sein,  so  müssen  nicht  nur  alle  Instructionen  der 
ausführenden  Behörden  ein  Ganzes  ausmachen,  und  ebenso 
auch  die  der  anordnenden  und  beaufsichtigenden  Behörden, 
sondern  die  Instructionen  der  erstem  müssen  auch  wieder 
mit  denen  der  letztern  genau  zusammenpassen.  Diese 
an  und  für  sich  schon  schwierige  Aufgabe  wird  es  aber 
dadurch  noch  mehr,  dass  da,  wo  der  Dienst  mehr,  als 
mechanische  Leistungen  erfordert,  die  Dienstinstruction 
nicht  die  Geschäfte  aufzählen,  sondern  nur  die  Ge- 
sichtspunete  und  Normen  des  Verfahrens  aufstellen 
darf,  wenn  die  geistige  Arbeit  nicht  auch  zu  einer  me- 
chanischen werden  und  einer  der  nachtheilbringendsten 
Abwege,  auf  welche  die,  Verwaltung  gerathen  kann, 
der  Dienstmechanismus,  vermieden  werden  soll.  Da, 
wo  die  Instruction  nur:  Handle  nach  deinem  be- 
sten Wissen,  dem  Beamten  vorschreiben  darf,  und 
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seinen  Kenntnissen,  seinem  Ermessen  und  seinem 
Pflichteifer  die  Auswahl  der  ihm  verstatteten  Maassre- 
geln vertrauend  überlassen  muss,  treten  auch  für  die 
Beaufsichtigung,  welche  das  Mittel  zur  Erhal- 
tung der  Ordnung  ist,  ebenso  grosse  Schwierigkeiten 
ein.  Nur  mechanische  Dienstleistungen  lassen  sich  leicht 
und  sicher  controlliren ;  bei  allen  andern  zeigt  in  der 
Regel  nur  der  Erfolg,  wie  sie  gewesen  sind,  und  auch 
dieser  nicht  einstens,  weil  das  Gelingen  auch  von  den 
Umständen  abhängig  ist,  deren  zufälliges  günstiges  oder 
ungünstiges  Zusammentreffen  sich  oft,  auch  bei  dem 
angestrengtesten  Scharfblick,  nicht  vorhersehen  lässt. 
So  nothwendig  daher  die  Controlle  ist,  um  Eigenmacht, 
Ungehorsam ,  Lässigkeit ,  Untreue  und  Verbrechen 
zu  verhüten ,  so  wenig  darf  sie  den  Beamten,  von  wel- 
chem Geistesthätigkeit  gefordert  wird ,  in  derselben 
beengen;  je  grösser  der  Umfang  der  Befugnisse  ist, 
welche  das  Amt  mit  sich  bringt,  desto  freier  muss  der 
Beamte  sich  in  demselben  bewegen  können,  denn  sonst 
darf  er  oft  nicht  so  handeln,  wie  es  das  Beste  des 
Dienstes,  sondern  wie  es  die  Vorschrift  der  Controlle 
erfordert. 

Auf  gleiche  Weise  verhält  es  sich  mit  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Beamten,  oder  ihrer  Ver- 
pflichtung zur  Vertretung  der  Folgen  ihrer  Dienstfüh- 
rung, welche  als  zweites  Mittel  zur  Erhaltung  der 
Ordnung  und  des  Pflichteifers  der  Beaufsichtigung  zur 
Seite  steht.  Bei  Diensten ,  bei  welchen  sich  genau  und 
vollständig  vorschreiben  lässt,  was  und  wie  es  gesche- 
hen soll,  lässt  sich  auch  mit  Sicherheit  bestimmen,  ob 
und  wie  weit  ein  Schade,  Avelcher  sich  ereignet  hat, 
die  Folge  einer  fahrlässigen,  ungeschickten  oder  gar 
unredlichen  Dienstführung  ist;  bei  andern  Aemtem  da- 
gegen, bei  welchen  das  erste  nicht  möglich  ist,  bei 
welchen  es  auf  die  völlige  Benutznng  der  Geisteskraft 
und  nicht  blos  auf  die  Vermeidung  von  Versehen  an- 
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kommt,  lässt  sich  die  Verantwortung  auch  nur  soweit 
ausdehnen,  als  diese  letztern  nachgewiesen  werden 
können;  den  Erfolg  zu  vertreten,  vermag  der  Beamte 
nicht,  und  soll  dieses  mehr  oder  weniger  geschehen, 
so  tritt  eine  Aengstlichkeit  in  das  ganze  Verfahren  ein, 
welche  oft  das  Handeln  und,  was  zuweilen  auch  noth- 
wendig  werden  kann,  das  Wagen  in  dem  entscheiden- 
den Augenblick  verhindert. 

Das  letzte  Mittel,  welches  noch  zum  Schutz  de 
Ordnung  übrig  bleibt,  liegt  endlich  in  der  Bestra- 
fung*.  Jede  Gesetzesübertretung  macht  den  Beamten 
straffälliger ,  als  jeden  Andern,  denn  ausser  der  allge- 
meinen staatsbürgerlichen  Verpflichtung  giebt  das  Amt 
ihm  noch  die  besondere  Veranlassung,  ja  macht  es  ihm 
sogar  ausdrücklich  zur  Pflicht,  sich  mit  den  Gesetzen 
aufs  genaueste  bekannt  zu  machen,  und  die  höhere  Bil- 
dung, welche  die  Vorbereitung  zum  Staatsdienst  fordert, 
muss  ihn  von  der  Nothwendigkeu;  ihrer  Befolgung  über- 
zeugt haben,  aber  dazu  kommt  noch,  dass  mit  der 
Uebernahme  des  Amts  der  Beamte  zum  Bewahrer  der 
Gesetze  wir«  und  ihm  die  dazu  nothwendigen  Befug- 
nisse eingeräumt  werden,  und  dass  daher  jedes  Amts- 
vergehen zu  einer  doppelten  Verschuldung  wird,  weil 
es  der  Missbrauch  einer  nur  zu  bestimmten  Zwecken 
anvertrauten  Macht  und  zugleich  eine  Beleidigung  der 
Regierung  ist,  in  deren  Namen  der  Beamte  aufzutreten 
berufen  wurde.  Schon  den  trifft  eine  grosse  Schuld, 
der  das  Amt  nur  als  Versorgung  betrachtet,  und  auch, 
weil  er  keine  Befriedigung  in  demselben  finden  wird, 
die  harte,  aber  verdiente  Strafe,  dafür,  dass  er,  un- 
eingedenk  der  ehrenvollen  Stellung  eines  Repräsen- 
tanten der  Regierung,  sich  demselben  genaht,  ohne 
durch  sittlichen  Wandel  und  fleissige  Einsammlung 
von  Kenntnissen  sich  dazu  würdig  und  fähig  gemacht 
zu  haben. 
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Ausser  der  Dienste  bedarf  die  Staatsverwaltung 
noch  einer  Menge  dinglicher  Hülfsmittel,  wie  nament- 
lich Gebäude,  Geräthe  u.  s.  w. ,  welche  ihren  ver- 
schiedenen Zwecken  entsprechend  eingerichtet  sein 
müssen. 


Fünfter  Aufsatz. 


Wie  ve  r s c h a ff t  sich  die  Regierung  die  zur 
Staatsverwaltung  n ot h wendigen  Dienste  und 
Hülfsmittel  ?  ist  die  Schlussfrage ,  welche  die  Staats- 
lehre zu  beantworten  hat.  Dass  die  Verpflichtung,  sie 
der  Regierung  zu  Gebot  zu  stellen,  der  Gesammtheit 
aller  Staatsmitglieder  obliegt,  bedarf  nicht  mehr  der 
Erwähnung,  aber  die  wenigsten  derselben  sind  im  Stande 
solche  Dienste  zu  leisten  und  solche  Hülfsmittel  herzu- 
geben, und  sollten  diese  Wenigen  zwangsweise  ange- 
halten werden ,  die  Verpflichtung  Aller  auf  sich  zu  neh- 
men, so  würden  sie,  als  blosse  Mittel  zu  den  Zwek- 
ken  der  Gesammtheit,  sich  selbst  nicht  angehören.  Auf 
die  freiwillige  Uebernahme  solcher  Dienste  und  Lei- 
stungen lässt  sich  auch  nicht  mit  Bestimmtheit  rech- 
nen, und  die  Regierung  würde  bei  der  Verwaltung  stets 
der  höchsten  Unsicherheit  ausgesetzt  sein,  wenn  sie 
sich  nicht  auf  demselben  Wege,  auf  welchem  wir  über- 
haupt zur  Benutzung  der  Güter  Anderer  gelangen,  auf 
dem  Wege  des  Tausches,  die  Dienste  und  Leistungen 
verschaffte.  Daher  die  schon  erwähnte  Notwendig- 
keit der  Besoldungen ,  und  ebenso  die  des  Ankaufs  al- 
ler erforderlichen  Gegenstände,  durch  welche  aber,  weil 
zur  Bestreitung  der  Ausgaben  wieder  Einnahmen  iioth-* 
wendig  sind,  welche  von  der  Gesammtheit  aufgebracht 
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werden  müssen,  sich  die  allgemeine  Verpflich- 
tung zur  u unmittelbaren  Ueber nähme  der  Ge- 
schäfte der  Staatsverwaltung  ,g  r  ö  s  s  t  c  n  t  h  e  i  1  s 
in  eine  Zajilungsverbindlichkeit  verwandelt 
und  der  Regierung  ein  neuer  Zweig  der  Verwaltung  zu- 
wächst ,  ein  Wirthschaftswesen,  welches  mit  dem  Na- 
men der  F'ilianzverwaltling'  bezeichnet  wird  und 
von  welchem ,  ebenso ,  wie  jede  Erreichung  des  Zwecks 
von  den  Mitteln  dazu,  die  Staatsverwaltung  und  der 
günstige  Erfolg  derselben  abhängig  sind. 

Es  ist  eine  sehr  verbreitete  Meinung,  dass  nur 
die  Wir th  schaft  eines  Privatmannes  sich 
nach  den  Einnahmen,  die  der  Regierung  da- 
gegen sich  nach  den  Ausgaben  regeln  müsse; 
allein  sie  ist  minder  unrichtig,  als  die  Folgerungen,  zu 
welchen  sie  verleitet,  im  höchsten  Grade  verderblich 
werden  können.  Findet  gleich  zwischen  beiden  Wirth- 
schaften  eine  bedeutende  Verschiedenheit  statt,  so  ste- 
hen sie  doch  nicht  in  einem  '  so  völligen  Gegensatze 
einander  gegenüber.  Wie  bei  der  Finanzwirthschaft 
machen  auch  bei  jeder  Privatwirthschaft  nur  die  Aus- 
gaben die  Einnahmen  erforderlich,  die  erstem  können 
aber  bei  beiden  nur  so  weit  gehen,  als  die  letztern  zu- 
reichen, und  bei  der  einen,  wie  bei  der  andern,  ma- 
chen diese  immer  nur  eine  begrenzte  Grösse  aus. 
„Was  der  Zweck  des  Staates  erfordert",  sagt  man, 
„darf  nicht  unterbleiben  und  zu  den  dazu  nothwendigen 
„Ausgaben  müssen  die  Einnahmen  geschafft  werden"; 
allein  man  vergisst  dabei,  dass  der  Staatszweck  ein 
ideale?  ist,  der,  als  das  letzte  und  höchste  Ziel  des 
Bestrebens  der  Regierung,  ebenso  wenig  hienieden  er- 
reicht werden  kann,  als  der  Zweck  des  Menschen,  der 
ihm  zum  Grunde  liegt,  und  den  er  zu  befördern  die 
Bestimmung  hat.  Das  Fortschreiten  des  Menschen  zu 
diesem  Zwecke  hängt  aber  zunächst  von  seinen  Kräf- 
ten ab,  und  das  Unterstützen  von  Seiten  des  Staats  ge- 
schieht theils  dadurch,   dass  ihm   die  Anwendung 


seiner  Kräfte  möglich  gemacht  und  gesichert 
wird ;  theils  durch  die  erhöhte  Wirksamkeit 
dieser  Kräfte  vermöge  der  Vereinigung  mit  den 
Kräften  der  andern  Staatsmitglieder  und  vermöge  der 
Verbindung  der  Staaten  mit  den  Kräften  aller  Menschen, 
soweit  der  Verkehr  reicht.  Diese  grossen  Vortheile 
tauscht  der  Mensch  gleichsam  für  das  ein,  was  er  dem 
Staate  leistet,  für  diejenigen  Kräfte,  die  er  zur  Er- 
haltung und  zum  Gedeihen  desselben  verwendet,  und 
es  sondern  sich  so  die  Kräfte  eines  Jeden  in  zwei  Theile, 
in  diejenigen,  welche  er. unmittelbar  seinenZwek- 
ken,  und  in  diejenigen,  welche  er  dem  Staate  widmet, 
um  die  erstem  wirksamer  und  ihren  Erfolg  grösser  zu  ma- 
chen. Die  Benutzung  der  erstem  geschieht  von  Jedem  im 
Staate  unmittelbar,  der  letztere  dagegen  mittelbar,  und 
nicht  blos  das  Wohl  jedes  Einzelnen ,  folglich  auch  das 
Wohldes  Staats,  hängt  davon  ab,  dass  dieVerthei- 
1  u n g  der  Gesammtkraft  jedes  Einzelnen,  wie 
des  Ganzen,  so  geschehe,  dass  der  Erfolg  die 
s  c  r  Kräfte  der  möglichst  grosseste  werde,  son- 
dern jede  Abweichung  von  dieser  Norm  hat  auch  zur 
Folge,  dass  im  Falle  wenigere  Kräfte  dem  Staate  zu- 
stehen ,  er  auch?  nicljit  die  andern  zureichend  unter- 
stützen kann,  und  im  entgegengesetzten  Falle,  wenn 
durch  einen  grössern  Staatsbedarf  die  den  Einzelnen 
verbleibenden  Kräfte  zu  sehr  verkümmert  werden,  dass 
die  Unterstützung  unwirksamer  wird,  weil,  wo  Kräfte 
fehlen,  sie  auch  nicht  unterstützt  werden  können.  In 
beiden  Fällen  schreitet  der  Staat  nicht  in  dem  Grade 
fort,  wie  es  möglich  wäre ;  im  erstem  bleibt  die  Staats- 
verwaltung hinter  den  Bedürfnissen  des  Volks  zurück 
und  kann  sie  nicht  erfüllen,  im  andern  wird  der  Mensch 
zum  Mittel  fremder  Zwecke,  Avas  er  in  keiner  Lage, 
am  wenigsten  im  Staate  sein  darf. 

Da  wir  die  Kräfte  und  deren  Wirksamkeit  nur  in 
den  Leistungen  derselben  erkennen,  die  Grösse  der 
letztem  sich  aber  im  Verkehr  nach  dem  Einkommen 
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abmisst,   welches    sie  gewähren,    so   wird   in  jedem 
Staate  das  Fortschreiten  von  der  Grösse  der 
Summe  der  Einkommen  aller  Staatsmitglie- 
der  oder    des    Nationaleinkommens  bedingt 
sein,   und  ein  reicher  Staat  wird  daher  überhaupt  be- 
deutendere Fortschritte  machen  können,  als  sie  ein  är- 
merer zu  thun  vermag;    sie  werden  aber  für  den  einen 
wie  für  den  andern  nur  dann  die  grossesten  sein  kön- 
nen, wenn  der  Theil  des  Einkommens,   den   die  Re- 
gierung zur  Bestreitung  der  Staatsausgaben  in  Anspruch 
nimmt,  in  Verhältniss  zu  dem  Nationaleinkommen  jener 
Norm  entspricht;  denn  beträgt  er  weniger,  so  versinkt 
der  Staat,  weil  die  Verwaltung  den  Forderungen  des 
Volkslebens  nicht  entsprechen  kann,   in  ein  stumpfes 
Beharren  oder  Rückschreiten;  beträgt  er  aber  mehr,  so 
wird  das  Leben  gehemmt  und  der  äussere  Glanz  der 
Staatsverwaltung  kann  nicht  den  Druck  überschimmern, 
der  dann  auf  dem  Volke  lastet  und  das  Fortschreiten 
desselben  erschwert,  sogar  bei  der  bestgemeinten  Ver- 
wendung des  Erhobenen.    So  vergrössern  sich  z.  B.  mit 
dem  Steigen  der  Cultur  die  Anforderungen,  welche  an 
die  Volksschulen  zu  machen,  und  die  Kosten,  welche 
auf  dieselben  zu  verwenden  sind,  aber,  wollte  man  sie 
so  sehr  vervollkommen,  dass  die  zur  Aufbringung  des 
Aufwandes  ihrer  Verbesserung  erforderlichen  Beisteuern 
den  Eltern  den  Unterhalt  ihrer  Kinder  unmöglich  macht, 
nnd  sie  dieselben,  statt  zur  Schule  anzuhalten,  in  Ar- 
beit geben  müssen,  so  würden  die  vollkommenem  Schu- 
len nicht  nur  weniger  den  Fortgang  der  Aufklärung  be- 
fördern können,  als  die  schlechten  es  thaten,  sondern 
demselben  sogar  entgegen  sein.      Auf  gleiche  Weise 
findet  die  Vervollkommnung  in  allen  andern  Theilen  der 
Staatsverwaltung  ihre  Grenzen,   welche,  weil  sie  sich 
nach  den  jedesmaligen  Zuständen  bestimmen,  in  jedem 
Staate  und  zu  jeder  Zeit  verschieden  sind  und  sich  nach 
dem  jedesmaligen  Betrage  des  Nationaleinkommens  ab- 
messen. 
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Noch  weniger,  als  der  Staatszweck  überhaupt  die 
Grösse  des  Aufwandes  der  Staatsverwaltung  zu  recht- 
fertigen vermag,  kann  es  durch  die  Behauptung  ge- 
schehen,  dass  eben  die  Sorge  für  das  Natio- 
nal ein  ko  nimm  e  n  einen  solchen  Aufwand  ver- 
lange, weil  das  Volk,  jemehr  von  demselben  aufge- 
bracht werden   muss,   auch   desto   fleissiger  seine 
Kräfte  anstrengen  werde.    Das  stärkste  Reizmittel  zum 
Fleisse,  das  Bestreben  seinen  Zustand  zu  verbessern, 
trägt  der  31ensch  schon  in  sich,  und  wo  es  fehlt,  da  ist  es 
in  ihm  unterdrückt,  theils  durch  Geistesarmuth ,  welche 
ihn  nicht  einstens  die  Vorstellung  eines   bessern  Zu- 
standes  fassen  lässt,  theils  durch  Abstumpfung,  in  de- 
ren Folge  Gleichgültigkeit  sich  seiner  bemächtigt,  theils 
dadurch,  dass  ihm  sogar  die  Aussicht,  in  eine  bessere 
Lage  zu  kommen,  benommen  ist.    Mangel  an  Aufklä- 
rung ist  an  der  erstem  Schuld,  Erstickung  des  Ehr- 
gefühls an  der  andern,  und  das  dritte  tritt  ein,  wenn 
dem  Menschen  die  Früchte   seines  Fleisses'  entzogen 
werden,  und  er  sich  zum  blossen  Werkzeuge  erniedrigt 
sieht.     Die  Arbeit  der  Sklaven  fruchtet  immer  wenig, 
und  wozu  anders  wird  denn  ein  Volk  gemacht,  wenn 
es   der  Regierung  nur  als   Erwerbmittel   dienen  soll*? 
Drückende  Staatslasten  —  welche  von  hohen,  die  ein 
reiches  Volk  aufbringt,  wohl  zu  unterscheiden  sind  — 
hemmen  auch  stets,   wie  es  die  Erfahrung  zeigt,  den 
Fortgang  der  Gewerbsamkeit,    statt  ihn  zu  befördern. 
So  falsch  und  unwürdig  daher  jene  Behauptung  in  Hin- 
sicht des  Volkes  ist,  so  unvereinbar  ist  sie  mit  der  der 
Regierung  schuldigen  Achtung  und  Ehrerbietung,  ja  so 
beleidigend  ist  sie  für  dieselbe  5   denn  sucht  man  ihren 
günstigen  Einfluss   auf  das  Nationaleinkommen  nur  in 
ihrem  Verbrauch,  so  setzt  man  ihre  Wirksamkeit  in 
eine  Zerstörung,  und  mag  man  diese  auch  alseine  noch 
so  wohlthätigc  rühmen  wollen,   so  erscheint  dann  die 
Regierung    doch    immer    nur    als    eine  verzehrende 
Macht. 
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Wie  kann  wohl  eine  Ansicht  in  einem  grelleren 
Widerspruche  mit  der  hohen  Stellung  der  Regierung 
stehen  und  mehr  geeignet  sein,  ihr  die  Liebe  der  Un- 
terthanen  zu  entziehen ,  als  diese"?  aber  sie  ist  die  un- 
mittelbare Folge  des  gemachten  Unterschiedes 
zwischen  productiven  und  unproductivenBe- 
schäftigu ngen,  den  ich  Ihnen  als  irrthümlich  be- 
reits in  dem  zweiten  Aufsatze  nachgewiesen  habe,  und 
des  ebenso  trügerischen  Wahns  von  der  Bereiche- 
rung durch  den  sogenannten  Geldumlauf. 

Behält  man  jenen  Unterschied  bei,  so  ist  allerdings 
das  Thun  und  Wirken  der  Regierung  ein  unproductives, 
weil  sich  ihre  Werke,   mögen   sie   auch   noch  soviel 
Glück  und  Heil  verbreitet  haben,  doch  nicht  verkaufen 
lassen,  und  der  Aufwand,  den  sie  selbst  und  die  ganze 
Staatsverwaltung  kostet,  erscheint  also  als  ein  verlor- 
ner.   Da  den  Landwirthen,  Fabrikanten  und  Kaufleuten, 
weil  sie  allein  verkäufliche  Werke  liefern,  nur  der  Ruhm 
der  Productivität  gebühren  soll,  so  folgt  daraus,  dass 
nur  diesen  die  Regierung  und  die  Staatsverwaltung  ih- 
ren Unterhalt  zu  verdanken  haben,   und  dass  alle  der- 
selben angehorigen  Personen  nur  auf  Kosten  jener  Ge- 
weiht reib  enden  leben.      Wohl  ist  dieses  der  Fall,  aber 
nicht  anders,   als  wie  der  Schmidt,    der   dem  Land- 
wirthe  die  Pflugschar  bereitet,  auf  dessen  Kosten  lebt, 
wenn  er  aus  dem  von  diesem  erhaltenen  Schmiedelohn 
seinen  Unterhalt  bezieht,  und  der  Landwirth  auf  Ko- 
sten derer  es  thut,  welche  ihm  sein  Getreide  abkaufen; 
jeder,  wer  für  Leistungen  oder  Sachen  die  Mittel  des 
Unterhalts  empfängt,  lebt  so  auf  Kosten  derer,  welche 
sie  ihm  geben,   aber,  da  dieses  gegenseitig  geschieht, 
so  kann  man  viel  richtiger  sagen,  dass  Niemand,  wel- 
cher Nützliches  schafft  und  verrichtet,  auf  Kosten  der 
Andern  lebt,  und  dass  daher  auch  die  Regierung 
und  Staatsverwaltung,   wenn  ihre  Leistun- 
gen den  bezogenen  Einnahmen  entsprechen, 
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nicht  unterhalten  werden,  sondern  sich  selbst 
unterhalten. 

Unter  solchen  Umständen  bedarf  es  auch  nicht  des 
leidigen  Trostes,  dass  das  unproductive  Verzehren  der 
Regierung  das  Geld  in  Umlauf  bringe  und  dadurch  auf 
den  Handel  und  durch  diesen  auf  die  Gewerbsamkeit 
und  endlich  auf  das  Nationaleinkommen  den  günstig- 
sten Einfluss  habe.  Nur  eine  Verwechselung  des  Be- 
wegten mit  dem  Bewegenden,  der  Wirkung  mit  der 
Ursache,  konnte  dem  Geldumlauf  ein  solches  Ansehn 
verschaffen,  aber,  wenn  man  nur  bedenkt,  dass  man 
nicht  kauft,  weil  das  Geld  umläuft,  sondern,  dass  das 
letztere  erfolgt,  wenn  das  erstere  geschieht,  so  zeigt 
sich  sogleich  der  Geldumlauf  nicht  als  die  Ursache, 
sondern  als  eine  Wirkung  des  Handels,  und  dass,  weil 
ohne  Handel  das  Geld,  wenn  es  noch  so  oft  aus  einer 
Hand  in  die  andere  gegeben  wird,  nichts  einbringt,  die 
wohlthätigen  Folgen  nicht  die  des  Geldumlaufs,  son- 
dern die  des  Handels  sind,  welcher,  wie  ich  Ihnen  ge- 
zeigt habe,  jedes  Gut  in  diejenige  Hand  führt,  die 
dessen  am  meisten  bedarf  und  für  welche  dasselbe  den 
grössten  Gebrauchswerth  hat.  Fehlt  dieser,  so  ist  eine 
Ausgabe  für  dasselbe  eine  unnütze,  also  immer  ein 
Verlust,  und  ein  unnützer  Aufwand,  mag  er  von  Ein- 
zelnen oder  von  der  Regierung  und  mag  in  dessen  Folge 
der  Geldumlauf  auch  noch  so  gross  sein,  ist  daher  stets 
eine  Zerstörung,  wenn  auch  noch  so  viele  Hände  da- 
bei Beschäftigung  finden.  Das  Leben,  welches  ein 
solcher  Aufwand  hervorbringt,  gleicht  dem  Geklapper 
einer  Mühle,  die,  ohne  etwas  zu  leisten,  sich  durch 
den  rastlosen  Umschwung  ihrer  Flügel  selbst  aufreibt. 

Wie  in  der  Privatwirthschaft  dem  übermässigen  Auf- 
wände, der  Verschwendung,  der  Geiz  zu  dem  entgegen- 
gesetzten Uebel  führt,  so  führt  aber  auch  in  dem  Staats- 
haushalte das  blosse  Bestreben,  Ausgaben  zu  vermeiden, 
von  dem  rechten  Wege  ab,  denn  Leistungen  können  ohne 
Ausgaben  nicht  geschehen,  und  soweit  also  der  Zustand 
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und  Fortgang  des  Staatslebens  die  erstem  fordert,  dürfen  die 
letztern  und  die  dazu  nothwendigen  Einnahmen  nicht  un- 
terbleiben. 

Aus  diesem  Grunde  muss  daher  die  Lehre  von  der 
Finanzverwaltung  oder  die  FinailZWisseilSChaft 

mit  der  Bestimmung  der  Ausgaben  der  Regierung  be- 
ginnen, und  hierauf  untersuchen,  wie  die  Einnahmen 
zu  denselben  geschafft  werden  können.  Wie  die  Ein- 
nahmen mit  den  Ausgaben  in  Verbindung  gesetzt  und 
die  Geschäfte  des  Wirthschaftswesens  eingerichtet  wer- 
den sollen,  ist  die  Aufgabe  der  Finanzorganisa- 
tion, und  endlich  geht  aus  jeder  Wirthschaft  und  also 
auch  aus  der  der  Regierung  stets  ein  gewisser  Ver- 
mögenszustand hervor,  dessen  rückwirkender  Ein- 
fluss  auf  die  Finanzwirthschaft  von  der  grössten  Wich- 
tigkeit ist.  So  zerfällt  die  Finanzwissenschaft  in  vier 
Abschnitte. 

Der  erste  derselben,  die  I^elire  TOD  den  Vi- 

nanzailSgaben »  hat  theils  diese  aufzuzählen,  theils 
zu  ermitteln,  in  wieweit  dieselben  geleistet  werden 
müssen  und  von  der  Regierung  zu  übernehmen  sind;  er 
ist  der  kürzeste,  denn  die  Capitel  der  Staatslehre  ge- 
ben schon  die  Rubriken  der  Ausgaben  an,  und  ebenso 
geht  aus  denselben  hervor,  dass  Leistungen  der  Staats- 
verwaltung nur  unmittelbar  von  der  Regierung  gesche- 
hen und  nicht  übertragen  werden  dürfen,  und  dass  die 
zu  denselben  nothwendigen  Ausgaben  auch  nur  von  die- 
ser geleistet  werden  müssen.  Dessen  ungeachtet  werden 
häufig,  um  die  Ausgaben  der  Regierung  zu  vermindern, 
Zweige  der  Staatsverwaltung,  mit  den  Ausgaben,  wel- 
che sie  erfordern,  den  Communen  übertragen  oder  viel- 
mehr aufgebürdet.  Welche  allgemeine  und  grosse  Nach- 
theile aus  diesem  Verfahren  hervorgehen,  habe  ich  be- 
reits in  dem  vorhergehenden  Aufsatze  angedeutet;  in- 
dessen werden  dadurch  auch  nicht  einstens  die  beab- 
sichtigten finanziellen  Vortheile  erreicht,  denn  müssen 
die  Ausgaben  geschehen,   so  müssen  auch  die  Einnah- 


—    V.  - 


287 


inen  dazu  aufgebracht,  und  es  tritt  nur  der  Unterschied 
ein,  dass  die  letztern,   statt  von  den  Staatsbe- 
hörden, von  den  Communalbehördcn  erhoben 
und  verwaltet  werden.     Dabei  lässt  es  sich  aber 
nicht  vermeiden,  dass  die  Communen  sehr  ungleich  be- 
lastet werden,   dass  viele  Unrecht  erleiden,  und  dass, 
um  eine  solche  Verwandlung  von  Staatslasten  in  Com- 
munallasten  durchführen  zu  können,  Communen  in  der 
Idee  erschaffen  werden  müssen,  welche  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  existiren.     Diese  ungleiche  Belastung  hat 
aber,  ausser  den  unaufhörlichen  Collisionen  der  Staats- 
verwaltung mit  den  Communalverwaltungen,  zur  Folge, 
dass  jede  Commune  der  andern  die  ihr  zugemutheten 
Lasten  zuzuschieben  sucht   und   dass  Eifersucht  und 
Zwietracht  die  Communen,   gleich  feindlichen  Mächten, 
sich  einander  entgegentreten  lassen.     Der  gewöhnliche 
Glaube,  dass  Communen  besser  wirtschaften  und  dass 
dadurch  Kosten  erspart  werden,   ist  ein  Vorwurf  für 
die  Staatsverwaltung,  den  die  Erfahrung  zureichend  wi- 
derlegt; bei  zwangsweise  übertragenen  Geschäften  lässt 
es  sich  auch  am  wenigsten  erwarten  :s  dass  der  Zweck 
derselben  stets  im  Auge  behalten  wird,  und  je  weniger 
dieses  geschieht,  desto  grössere  V erluste  vereinigen  sich 
mit  den  noth wendigen  Kosten.     Daher  dürfen  die 
Verwaltung  und  die  Ausgaben  der  Communen 
sich  nur  auf  i  h  r  e  g  e  m  e  i  n  s  a  m  e  n  A  n  g  e  1  e  g  e  n  h  e  i- 
ten  beschränken;  aber  wohl  findet  sich  die  Regie- 
rung häufig  in   die  Nothwendigkeit  gesetzt,  mit  den 
Staatsfonds  den  Communen  zu  Hülfe  zu  kommen.  Bei 
der  genauen  und  organischen  Verbindung  der  sämmtli- 
chcn  Theile  des  Staatskörpers  mit  einander  wird  in  dem 
Ganzen  die  Harmonie  nur  durch  den  gleichen  Fortgang 
des  Lebens  in  allen   erhalten,  und  wenn  dasselbe  in 
einem  zurückbleibt,  oder  gestört  wird,  so  sind  die  dar- 
aus hervorgehenden  Leiden  nie  blos  örtliche,  sondern 
verbreiten  sich,  bemerkbar  und  unbemerkbar,  aber  nie 
ganz  verschwindend,  über  die  Gesammtheit  des  Staats. 
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Ist  nun  gleich  ein  durchaus  übereinstimmender  Fortgang 
des  Lebens  in  allen  Theilen  desselben  unerreichbar,  so 
gehört  er  doch  zum  Ziel  des  Strebens  der  Regierung, 
und  die  Abhülfe  solcher  Bedrängnisse  der  Communen, 
welche  sie  mit  eignen  Kräften  nicht  zu  überwinden  ver- 
mögen durch  Unterstützung  aus  Staatsfonds  ist  daher 
völlig  gerechtfertigt,  denn  sie  geschieht  nicht  sowohl 
der  Communen,  als  des  Staatsganzen  wegen,  welches, 
je  grösser  und  bedeutender  die  Communen  sind,  den 
wohlthätigen  Einfluss  derselben,  aber  ebenso  auch  ihre 
Leiden  in  desto  grösserem  Umfange  und  desto  stärker 
empfindet. 

Der  zweite  Abschnitt  der  Finanzwissenschaft,  die 
Lehre  von  den  Finanzeinnahmen^  ist  der 

schwierigste;  er  stützt  sich  auf  die  staatswirthschaftli- 
chen  Untersuchungen,  mit  welchen  ich  Sie  in  dem  zwei- 
ten Aufsatze  bekannt  gemacht  habe,  denn  nur,  wenn 
die  Einnahmen  der  Regierung  der  Entstehung 
und  Vermehrung  der  Güter  nicht  entgegen 
sind,  können  sie  fortdauern  und  —  was  ihre 
Fortdauer,  sowie  ihre  Zweckmässigkeit  bedingt  —  das 
möglichst  grosseste  Finanzeinkommen  bei 
der  möglichst  geringsten  Belästigung  der 
Staatsmitglieder  geben. 

Die  Einnahmequellen  der  Regierung  sind  theils 
nutzbare  Fonds,  theils  Beiträge  der  Staats- 
ini tglie der;  die  erstem  bestehen  theils  in  Grund- 
stücken, theils  in  Capitalen,  theils  in  Rechten, 
die  andern  dagegen  in  den  Steuern;  bei  den  erstem 
hat  die  Regierung  die  Sorge  der  Benutzung,  bei  den 
andern  nur  die  der  Vertheilung  und  Erhebung  zu  über- 
nehmen. 

Da  jede  Benutzung  eines  Fonds  ein  besonderes,  von 
der  eigentlichen  Finanzwirthschaft  ganz  verschiedenes 
Wirthschaftswesen  voraussetzt,  so  hat  die  Regierung, 
je  bedeutender  und  mannigfaltiger  ihre  nutzbaren  Fonds 
sind,   desto  mehr  fremdartige  Geschäfte  ne- 
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ben  den  eigentlichen  Staats  g  esc  haften  zu 
übernehmen,  und  ihr  Finanzwesen  wird  dadurch  zu 
einem  sehr  zusammengesetzten  und  die  Uebersicht  er- 
schwerenden. Je  grösser  daher  die  Staaten  ,  je  um- 
fangsreicher  die  Geschäfte  ihrer  Verwaltung  sind,  desto 
weniger  kann  das  Finanzeinkommen  auf  den  eignen  Er- 
werb der  Regierung  gegründet  sein,  welcher  noch  da- 
zu dem  Wechsel  des  Einnahmebetrages  und  der  Un- 
sicherheit desselben  mehr,  wie  jeder  Privaterwerb  aus- 
gesetzt ist,  weil  er  durch  eine  an  bestimmte  Vorschrif- 
ten mehr  oder  weniger  gebundene  Administration  ge- 
schehen muss,  und  die  Geschäfte  desselben  nicht  nur 
mit  den  Erwerb sgeschäften  der  Privatpersonen,  sondern 
auch  selbst  mit  der  Staatsverwaltung  in  solche  Ver- 
wickelungen kommen,  dass  unter  denselben  die  erstem 
und  noch  mehr  die  letztere,  insofern  sie  zur  Beförde- 
rung des  Erwerbs  helfen  soll,  nur  zu  sehr  leiden  kön- 
nen. Kann  die  Regierung  zum  Besitz  nutzbarer  Grund- 
stücke und  Rechte  nur  durch  Ankauf  derselben  gelan- 
gen, so  tritt  noch  der  Nachtheil  ein,  dass  sie  das  da- 
zu erforderliche  Capital  von  dem  Volke  erheben  muss, 
obgleich  sie  nur  dessen  Zinsen  zu  den  Staatsausgaben 
bedarf,  und  eigentlich,  weil  die  Staatsadministration 
minder  einträglich  ist,  noch  mehr,  als  den  Capitalbe- 
trag  derselben.  So  wenig  aber  die  Vermehrung 
der  nutzbaren  Fonds  der  Regierung  erspriess- 
1  i c h  ist,  so  unrecht  wäre  es,  sich  der  einmal 
vorhandenen  unbedingt  zu  entschlagen,  son- 
dern sie  verdienen  vielmehr  eine  sehr  sorgsame  Beach- 
tung, weil  nicht  nur  ihre  Bewirtschaftung  einen  ge- 
wissen Geist  der  Sparsamkeit  in  die  Verwaltung  bringt, 
sondern  auch  bei  ausserordentlichen  und  bedeutenden 
Ausgaben  durch  ihre  Veräusserung  dem  Volke  die  Auf- 
bringung des  Capitalbetrages  ihrer  Revenuen  erspart 
werden  kann. 

Alle  zu  den  nutzbaren  Fonds  der  Regie- 
rung gehörigen  Grundstücke  werden  mit  dem 
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Namen  der  DOIftiainen ,  im  weitesten  Sinne 
dieses  Worts,  bezeichnet;  im  engern  dagegen 
nur  diejenigen,  welche  als  Landgüter  benutzt 
werden,  und  man  scheidet  von  denselben  noch  die 
Waldungen  ab,  welche  die  $taatsforsteil  ausma- 
chen. Wo  der  Boden  werthvolle  Mineralien  enthält, 
kommt  noch  zu  der  Benutzung  seiner  Oberfläche  zur 
vegetabilischen  und  animalischen  Production  die  seiner 
Tiefen  zum  Bergbau  hinzu.  Städtische  Grund- 
stücke gehören  zwar  auch  zu  den  Domainen,  so- 
fern sie  als  Einnahmequellen  dienen  sollen, 
indessen  haben  sie  nur  selten  diese  Bestimmung,  weil 
sie  gewöhnlich  Bedürfnisse  der  Staatsverwaltung  sind. 

Die  Benutzung  der  Domanialgrundstücke  kann  theils 
durch  Verwaltung,  theils  durch  Verpachtung 
geschehen*,  um  zu  beiden  einen  Anhalt  zu  gewinnen, 
lässt  man  der  einen  wie  der  andern  gewöhnlich  eine 
Ertragsermittelung  oder  Veranschlagung  vor- 
hergehen, deren  Zuverlässigkeit  desto  wahrscheinlicher 
ist,  je  sicherer  sich  Schlüsse  aus  der  Vergangenheit 
auf  die  Zukunft  machen  lassen,  weil  die  Ertragsfähig- 
keit des  Bodens  aus  so  vielen,  zum  Theil  wechselnden, 
zum  Theil  noch  unbekannten  Ursachen  entsteht,  dass  Ab- 
schätzungen nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  nur 
Muthmaassungen  begründen,  und  daher  nur,  wenn  sie 
mit  grosser  Sachkenntniss  und  Vorsicht  gemacht  sind, 
benutzt  werden  können.  Die  Erfordernisse  der  zweck- 
mässigsten  Benutzung  der  Grundstücke:  das  höchst- 
möglichste Einkommen  aus  denselben  und 
zwar  für  die  Dauer  zu  erhalten,  treffen  aber  we- 
der bei  der  Verwaltung,  noch  bei  der  Verpachtung  zu- 
sammen, denn  die  erstere  kostet  in  der  Regel  viel  und 
ist  also  weniger  einträglich,  und  bei  der  andern  gefähr- 
det das  Interesse  des  Pächters,  sich  während  der  Pacht- 
zeit die  grösste  Einnahme  auf  jede  Weise  zu  verschaf- 
fen ,  leicht  die  fernere  Ertragsfähigkeit ;  daher  eignet 
sich  diese  letztere,  ungeachtet  sie  in  der  Regel  einen 
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sicherern  und  grössern  Ertrag  gewährt,  doch  nur  für 
die  Domainen  im  engern  Sinne  dieses  Worts  ,  weil, 
wenngleich  auch  ein  unredlicher  Betrieb  der  Land- 
wirtschaft den  Boden  durch  Aussauguug  unfruchtba- 
rer machen  kann,  die  Gefahr  immer  nicht  so  gross  ist, 
als  bei  Forsten,  die  so  leicht  zu  verwüsten  sind,  und 
bei  Bergwerken,  bei  welchen  ein  Raubbau  oft  die  Mög- 
lichkeit der  Fortsetzung  derselben  aufheben  kann.  Bei 
den  Forsten  kommt  aber  noch  dazu  in  Betracht,  dass 
ihr  Werth  oft  weniger  in  dem  Holzwerthe,  als  in  dem 
Schutze  besteht,  welchen  sie  der  Umgegend 
gewähren,  und  dass  in  solchem  Falle  sogar  polizei- 
liche Rücksichten  es  nothwendig  machen,  jeder  Verwü- 
stung derselben  vorzubeugen.  Am  meisten  würde  sich 
die  Vererbpachtung  zur  Benutzung  der  Domanialgrund- 
stücke  empfehlen,  Aveil  der  Vortheil  des  Erbpächters  so- 
gar die  Verbesserung  derselben  fordert,  wenn  es  mög- 
lich wäre,  das  als  Erbpachtscanon  für  ewige  Zeiten  fest- 
gesetzte jährliche  Einkommen  der  Regierung  gegen  die 
Veränderungen  aus  dem  Steigen  und  Fallen  des  Silber- 
werths zu  sichern,  denn  aus  dreissig  -  und  mehrjährigen 
Durchschnittspreisen  des  Getreides  lassen  sich  dieselben 
zwar  für  die  Vergangenheit  mit  ziemlicher  Bestimmtheit 
ermitteln,  aber  nicht  durch  diese  für  die  Zukunft  aus- 
gleichen, und  wäre  dieses  auch  selbst  angänglich,  was 
kann  wohl,  zumal  den  Erbpächtern,  eine  Ausgleichung 
helfen,  wenn  sie  erst  nach  Verlauf  eines  Menschen- 
alters eintritt. 

Capitale,  welche  der  Regierung  gehören,  kann 
dieselbe  als  Ertragsquellen  benutzen,  wenn  sie  entwe- 
der mit  denselben  Gewerbe  für  ihre  Rechnung 
treiben  lässt,  oder  sie  auf  Darlehne  ausgiebt. 
Da  das  erstere  nur  durch  eine  Verwaltung  geschehen 
kann,  welche  Kosten  verursacht,  so  ist  der  Ertrag  ge- 
wöhnlich gering,  und  die  Gefahr  gross,  besonders  wenn 
das  Gewerbegeschäft  entweder  sehr  kostbare  Einrich- 
tungen erfordert,  oder  Speculationen  nothwendig  macht. 
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Die  nutzbaren  Rechte  der  Regierung  ge- 
hören zu  den  sogenannten  Regalien  oder  Attributen 
der  regierenden  Macht,  und  man  unterscheidet  sie  in 
finanzieller  Hinsicht,  je  nachdem  die  Einnahmen,  wel- 
che sie  geben  sollen,  ihre  Hauptbestimmung  ist,  oder 
sie  nur  nebenbei  als  Einnahmequellen  benutzt  werden 
können,  in  eigentlicheFinanzregalien  und  nutz- 
bare Hoheitsrechtc.  Die  erstem  bestehen  in  Vor- 
behalten, und  zu  den  letztern  können  alle  Functionen  der 
Regierung  gemacht  werden ;  beide  bilden  den  Ueber- 
gang  von  den  nutzbaren  Fonds  zu  den  Steuern  und 
gehören  mehr  den  letztern  an,  denn  alles,  was  die 
Regierung  durch  dieselben  einnimmt,  erhebt  sie  von  dem 
Volke,  aber  auf  eine  so  ungleiche,  oft  so  belästigende 
und  drückende  Weise,  dass  die  Regalien  in  finanzieller 
Beziehung  mit  dem  Fortgange  der  Cultur  immer  mehr 
an  Zahl  und  Bedeutung  abnehmen,  und  in  den  meisten 
Staaten,  wenn  nicht  andere  Zwecke  durch  denselben 
erreicht  werden  sollen,  jetzt  mehr  einen  historischen, 
als  einen  practischen  Werth  haben. 

Die  Fin  anzregalien  beziehen  sich  auf  Natur- 
produete,  auf  Gewerbe,  auf  herrenlose  Sachen, 
auf  fremd  werdendes  Privateigen thum,  und 
endlich  auf  das  gemeine  S  taat  s  e ig  enthum,  wel- 
che der  freien  Benutzung  unter  der  Vorraussetzung  ent- 
zogen werden,  dass  sie  von  Privatpersonen,  entweder 
nicht  so  gut,  als  von  der  Regierung,  oder  nur  mit  Ge- 
fahr für  das  Ganze,  oder  endlich  nicht  ohne  Vereitelung 
des  Zwecks  der  Gegenstände  benutzt  werden  können, 
was  bei  mehreren  derselben  allerdings  der  Fall  ist,  aber 
nur,  wenn  sie  als  Regalien  überhaupt  der  Staatsver- 
waltung, aber  nicht  der  Finanzbenutzung  anheim  fal- 
len. Bei  Naturprodu cten  ist  die  Regalisirung  nur 
insofern  eingetreten,  als  dieselben  zum  ausschliesslichen 
Eigenthume  der  Regierung' gemacht  sind,  und  dieser 
ihre  Gewinnung  und  Benutzung  auch  auf  allen  Pri- 
vatlände reien  vorbehalten  ist,    denn  die  Befugniss 
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zur  Gewinnung  derselben  auf  den  Domanialgrundstücken 
geht  schon  aus  dem  Bodeneigenthum  des  Staats  her- 
vor. Gewöhnlich  bezieht  sie  sich  nur  auf  Thiere  und 
Mineralien,  und  es  entstehen  dadurch  die  Jagd-,  Fi- 
scherei- und  B erg we r ksregalien.  Fabrikations- 
und Handelszweige  werden  jetzt  wohl  selten  in  der 
Aussicht  auf  ein  Gewerbeeinkommen  regalisirt,  son- 
dern theils  um  hohe  Abgaben,  welche  auf  die  Gegen- 
stände derselben  gelegt  sind,  besser  controlliren  zu 
können,  theils  aus  höhern  Rücksichten  des  Staats wohls, 
wie  bei  den  Münz-,  Bank-  und  Postregalien, 
um  den  Verkehr  zu  sichern  und  zu  erleichtern.  Zu 
den  herrenlosen  Sachen,  deren  Zueignung  zu  den 
Regalien  gerechnet  wird,  gehören  vacante  Erbschaften, 
gefundene  Schätze,  neu  entstandene  Inseln,  Anspülun- 
gen und  auch  das  Strandgut,  welches  früher,  selbst 
wenn  der  Eigenthümer  bekannt  war,  wenn  er  dasselbe 
sogar  in  Anspruch  nahm,  doch  als  ein  verlassenes  und 
aufgegebenes  Eigen thum  eingezogen  wurde.  Nicht  viel 
besser  ist  es  mit  dem  Regale  bestellt,  fremd  wer- 
dendes Privateigenthum,  d.  h.  aus  dem  Lande 
gehendes  Vermögen,  entweder  einzuziehen,  oder  sei- 
nen Ausgang  nur  gegen  Abzugs-  und  Abschoss- 
g  cid  er  zu  gestatten.  Was  endlich  die  auf  das  soge- 
nannte gemeine  S-taatseigenthum  gelegten  Re- 
galien anbetrifft,  so  bestehen  dieselben  in  der  Befugniss, 
die  Landstrassen  und  Gewässer  als  Einnahmequellen  zu 
benutzen ,  theils  durch  Erhebungen  für  die  Erlaubniss, 
sie  befahren  zu  dürfen,  theils  durch  Beschlagnahme  der 
auf  und  in  denselben  gefundenen  Sachen  •  seit  der  An- 
erkennung der  Notwendigkeit  und  Wichtigkeit  des 
Verkehrs  haben  diese  Einnahmen,  welche  denselben 
beschweren,  grösstentheils  aufgehört,  und  indem  die 
Land-  und  Wasserwege  häufiger  sogar  zu  Ausgabe- 
artikeln geworden  sind,  hat  sich  das  auf  das  Regale 
gegründete  Recht  der  Staatsverwaltung  in  eine  Pflicht 
derselben  umgewandelt. 
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Bei  den  nutzbaren  Hoheitsrechten,  oder 
vielmehr  bei  der  Benutzung  dieser  Rechte,  wird  die 
Staatsverwaltung  selbst  zur  Einnahmequelle 
gemacht,  dadurch,  dass  für  die  Ertheilung  von  Be- 
rechtigungen, für  Entbindungen  von  der  Befolgung  ge- 
setzlicher Vorschriften  und  von  Strafen,  für  die  Ver- 
leihung von  Würden,  für  den  Erlass  richterlicher  Er- 
kenntnisse u.  s.  w.  Zahlungen  erhoben  werden. 

Da  mit  dem  Fortschreiten  der  Staaten  in  Reich- 
thum uud  Bildung  die  Staatsbedürfnisse  und  Aus- 
gaben immer  grösser  werden,  so  können  die  Einnah- 
men aus  den  einmal  vorhandenen  nutzbaren  Fonds  der 
Regierung  nur  einen  immer  kleiner  werdenden  Theil 
derselben  decken,  und  der  grössere  und  bedeutendere 
Theil  der  Finanzeinkünfte  muss  daher  von  dem  Volke 
durch  Auflagen  erhoben  werden ,  welche  für  die- 
jenigen, welche  sie  entrichten,  zu  Abgaben^ 
und  für  diejenigen,  welche  sie  nicht  blos 
vor  schiessen,  sondern  wirklich  zu  tragen 
haben,  zu  Steilem  werden.  Sowie  die  Lehre 
von  den  Einnahmen  den  wichtigsten  Theil  der  Finanz- 
lehre ausmacht,  ist  die  Lehre  von  den  Abgaben  und 
Steuern  der  wichtigste  Abschnitt  der  erstem,  und  also 
auch  der  letztern;  ihr  Ziel  ist  die  Aufstellung  der 
Grundsätze,  nach  welchen  ein  Steuersystem 
der  Regierung  das  zureichende  Einkommen 
gewährt,  ohne  der  Bereicherung  und  dem 
Rechte  entgegen  zu  sein,  denn  sonst  kann  es 
weder  ein  dauerndes,  noch  dem  Staatszwecke  entspre- 
chendes sein.  Jedes  Steuersystem  wird  sich  sogar 
selbst  verderblich ,  wenn  es  den  Zuwachs  des  Natio- 
nalvermögens verhindert,  oder  wohl  gar  Verarmung 
herbeiführt,  weil  nur  aus  einem  fortgehend  sich  ver- 
mehrenden Fond  fortdauernde  und,  wenn  es  sein  muss, 
steigende  Zahlungen  geleistet  werden  können;  will  da- 
her die  Regierung  sich  das  ihr  aus  den  Abgaben  her- 
vorgehende Einkommen   sichern,    so   kann  sie  dieses 
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nur  durch  die  Vorsorge  für  die  Bereicherung  des  Vol- 
kes thun.  Nichts  kann  aber  die  Mitglieder  eines  Staats 
unter  einander  und  mit  der  Regierung  mehr  entzweien, 
als  ein  ungerechtes  Steuersystem,  denn  die  Ungerech- 
tigkeit, die  der  Bedrückte  durch  ein  solches  erleidet, 
erleidet  er  nicht  einmal,  sondern  sie  wiederholt 
sich  mit  jeder  Steuererhebung,  und  ruft  ihm,  so 
lange  sein  Gefühl  noch  nicht  durch  Abstumpfung  ver- 
schwunden ist,  die  Lage,  in  welcher  er  sich  befindet^ 
jedesmal  von  Neuem  ins  Gedächtniss. 

Die  erste  Frage,  welche  die  Abgabenlehre  zu 
beantworten  hat,  ist  daher:  unter  welchen  Umstän- 
den ist  ein  Steuersystem  ein  gerechtes'?  oder, 
was  dasselbe  heisst:  nach  welchem  Maassstabe 
sollen  die  Steuern  auf  dieEinzelnen  im  Staa- 
te vertheilt. werden?  Gerecht  kann  die  Vertheilung 
nur  sein,  wenn  sie  nach  demselben  Verhält niss  erfolgt, 
nach  welchem  die  Vortheile  der  Staatsverbindung  von 
Jedem  genossen  werden,  denn  nur  in  diesem  Falle  ste- 
hen bei  Jedem  die  Lasten  in  einem  gleichen  Verhält- 
niss  zu  den  Vortheilen,  und  Keiner  geniesst  auf  Ko- 
sten des  Andern;  in  jedem  andern  Falle  wird  aber  der, 
von  welchem  mehr,  als  nach  diesem  Verhältniss  er- 
hoben wird,  zu  dem,  welchem  weniger  aufgelegt  wird, 
in  eine  unfreiwillige  Dienstbarkeit  gesetzt  und  zu  ei- 
nem Mittel  der  Zwecke  desselben  gemacht.  So  unbe- 
streitbar also  nur  eine  Besteuerung  nach  31  aas s- 
gabe  des  Mitgenusses  an  den' Vortheilen  der 
Staatsverbindung  mit  der  Erhaltung  des  Rechts 
und  der  Freiheit  vereinbar  ist,  so  setzt  die  Ausführung 
derselben  doch  wieder  einen  Maassstab  voraus,  nach 
welchem  sich  der  Grad  jenes  Mitgenusses  abmessen 
und  bestimmen  lässt.  Die  Vortheile,  welche  dem  Men- 
schen aus  der  wirklichen  Benutzung  der  Staatsinstitute 
zu  Theil  werden,  sind  die  geringsten  in  Vergleich  zu 
den  unendlich  grossen,  welche  aus  dem  Dasein  dieser 
Institute  und  des  Staates  selbst  hervorgehen,  und  kom- 
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men  auch  schon  deshalb,  weil  für  dieselben  in  der  Re- 
gel besondere  Gebühren  entrichtet  werden  müssen, 
bei  jedem  Steuersystem  wenig  in  Betracht;  hauptsäch- 
lich kommt  es  bei  demselben  auf  die  letztern  an,  wel- 
che sich  zwar  nicht  einstens  abzählen  und  noch  we- 
niger einzeln  abmessen  lassen,    für  welche  sich  aber 

im  Ganzen  der  notwendige  Maassstab  ^unmittelbar  aus 

— 

der  Natur  des  Staates  darbietet,  und  auf  welchen  uns 
unsere  früheren  Untersuchungen  bereits  hingeführt  ha- 
ben. Wir  haben  oben  gesehen,  dass  die  Wirksamkeit 
des  Menschen  nur  in  und  durch  den  Staat  möglich  wird, 
dass  also,  je  grösser  diese  bei  Jedem  ist,  die  Vortheile, 
welche  der  Staat  darbietet,  desto  mehr  von  ihm  be- 
nutzt und  genossen  werden,  und  dass  endlich,  weil  die 
Grösse  der  Wirksamkeit  nur  in  dem  Betrage  der  Lei- 
stungen, und  dieser  in  dem  Zustande  des  Verkehrs  nur 
in  dem  Einkommen  sich  erkennbar  darstellt,  die  Grös- 
se des  Einkommens  und  das  Verhältniss  des- 
selben zu  de m  Gesa mmtein kommen  den  31  aas s- 
stab  seiner  Theilnahme  an  den  Staatsvor- 
th eilen  und  also  auch  an  den  Staatslastcn 
ausmacht. 

Da  von  dem  Einkommen  auch  die  Fähigkeit  ab- 
hängt, Steuern  geben  zu  können,  so  hat  man  den  Be- 
trag derselben  mit  dem  Namen  der  S  t  eu er f ähigk e  i t 
belegt  und  in  derselben  den  Maassstab  der  Besteuerung 
gesucht.  Obgleich  dieses  keinen  Unterschied  zu  ma- 
chen  scheint,  so  ist  derselbe  doch  in  Bezug  auf  das 
Frincip  und  die  Folgerungen  sehr  bedeutend.  Ohne  ih- 
rer hohen  Würde  Eintrag  zu  thun,  darf  die  Regierung 
sich  in  keinem  Falle  ausser  dem  Rechtsstande  stellen, 
oder  dulden,  dass  dieses  in  dem  Staate  geschehe,  und 
sie  darf  also  auch  von  Jedem  nur  so  viel  an  Steuern 
verlangen,  als  er  zahlen  soll,  aber  nicht,  als  er  zah- 
len kann;  wäre  das  letztere  richtig  und  zulässig,  so 
bedürfte  es  nicht  einstens  eines  Maassstabes  und  ebenso 
wenig  einer  Vcrtheilung  der  Besteuerung,  sondern  nur, 
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dass  Jedem  so  viel  und  so  lange  immer  abgenommen 
werde,  bis  ihm  nur  das  Nöthige  zur  Fristung  seines 
Daseins  verbleibt.  So  wenig  man  ein  solches  Verfah- 
ren wohl  wird  gutheissen  wollen ,  so  ist  es  doch  dem 
Grundsatze  nach  nicht  mehr  verwerflich  ,  als  die  aus 
der  Annahme  der  Steuerfähigkeit  zum  Maasse  der  Be- 
steuerung gefolgerte  Notwendigkeit,  bei  derselben  den 
nothwendigen  Bedarf  in  Abrechnung  zu  brin- 
gen und  die  Steuerquoten  mit  dem  Betrage  des 
Einkommens  steigen  zu  lassen. 

Die  erste  Folgerung  geht  zum  Theil  aus  der  un- 
richtigen Ansicht  hervor,  dass  auch  der  Lebens- 
unterhalt von  dem  rohen  Einkommen  abgezo- 
gen werden  müsse,  um  das  reine  zu  erhal- 
ten, obgleich  das ,  was  irgend  ein  Geschäft  wirklich 
einbringt,  das  Reineinkommen,  doch  nur  den  Be- 
trag des  Roheiukommens  nach  Abzug  der  auf  die  Ge- 
winnung desselben  geschehenen  Verwendungen  aus- 
macht, und  sie  schliesst  unmittelbar  in  sich,  dass  gros* 
sere  Kosten  des  Unterhalts  geringere  Steuerquoten 
nach  sich  ziehen  müssen,  und  dass  also  ebenso,  wie 
der,  welcher  eine  grössere  Familie  zu  ernähren  hat, 
auch  der,  welchem  ein  luxuriöses  Leben  zur  andern 
Natur  geworden  ist,  eben  deshalb  weniger  zu  den 
Staatsbedürfnissen  beizutragen  habe. 

Der  Besteuerung  des  grössern  Einkommens  nach 
einem  höhern  Procentsatze  liegt  die  Absicht  zum  Grun- 
de, den  Druck  der  Steuern  gleichförmiger  zu 
verth eilen,  als  dieses  nach  gleichen  Sätzen  zu  ge- 
schehen scheint;  die  Grösse  des  Drucks,  den  Jeder, 
welchen  eine  Last  trifft,  erleidet,  ist  aber  stets  von 
seiner  persönlichen  Beschaffenheit  und  seinen  jedes- 
maligen Verhältnissen  abhängig,  und  es  lässt  sich  also 
ein  allgemeiner  Maassstab  desselben  nicht  denken;  am 
wenigsten  lässt  sich  der  ungleich  lastende  Druck  in 
Zahlen  ausgleichen,  und  wäre  es  angänglich,  so  würde 
es  nicht  eine  Regulirung  der  Abgaben  nach  dem  Ein- 
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kommen ,  sondern  eine  Regulirung  des  Einkommens 
durch  die  Abgaben  sein,  wozu  es  der  Regierung  an 
jeder  Befugniss  und  wegen  des  mangelnden  Maasssta- 
bes auch  an  der  Möglichkeit  der  angemessenen  Durch- 
führung fehlt.  Jede  Besteuerung  nach  unglei- 
chen Quoten  des  Einkommens  ist  daher  stets 
eine  willkürliche,  und  die  Festsetzung  einer  Pro- 
gression, in  welcher  die  Abgabesätze  mit  der  Steige- 
rung des  Einkommens  zunehmen,  nur  die  Verhüllung 
der  Willkür  in  den  Schleier  der  Legalität.  Progres- 
sionen, in  welchen  die  Steuerquote  mit  dem  Einkom- 
men wächst,  lassen  sich  nicht  einstens  durchführen, 
weil  bei  denselben  die  Quote  langsamer  oder  schneller 
das  ganze  Einkommen  verschlingt ,  und  wenn  dieses 
auch  bei  andern  Progressionen,  wie  z.  B.  nach  dem 
Zuwachs  des  Einkommens  nicht  der  Fall  ist,  so  giebt 
es  deren  unzählige,  von  denen  keine  aber  weder  mehr 
noch  Aveniger  für  sich  hat,  als  die  andern.  Erwägt 
man  endlich,  dass  nur  das  reine  Einkommen,  als  31aass- 
stab  der  Besteuerung  der  Natur  des  Staats  entspricht, 
so  kann  eine  Besteuerung,  desselben  nach  steigenden 
Sätzen  schon  deshalb  nicht  zulässig  sein,  weil  ein 
solcher  Maassstab  den  ersten,  den  natu r ge- 
rn äs  sen,  aufhebt  und  nicht  mit  und  neben  demsel- 
ben bestehen  kann. 

Da  das  Einkommen  nur  deshalb,  weil  es  aus  der 
gesammten  Wirksamkeit  des  Menschen  hervorgeht, 
und  diese  nur  durch  den  Staat,  weil  er  alle  Interessen 
des  Menschen  umfasst,  möglich  wird,  der  Maassstab 
der  Staatsbesteuerung  ist,  so  kann  derselbe  nur 
für  den  Staat  und  nicht  auch  für  andere  Ver- 
bindungen passen,  welche  nur  einzelne  In- 
teressen zum  Gegenstande  haben;  eine  Ueber- 
tragung  desselben  auf  Communen  und  Gesellschaften 
darf  daher  nicht  geschehen,  sondern  diese  können,  so- 
weit ihre  Bedürfnisse  nicht  durch  Gefälle  für  die  ver-~ 
stattete   oder  geschehene  Benutzung  der  Communal- 
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anstalteu  gedeckt  werden,  Beisteuern  nur  nach  Maass- 
stäben erfordern ,  welche  den  speciellen  V ortheilen  der- 
selben ?  dem  Beisamuienwohnen  ,  dem  Geschäftsbetriebe 
u.  s.  w.  angemessen  sind.  Am  wenigsten  können  aber 
solche  Verbindungen  im  Staate  demselben 
bei  der  Besteuerung  als  Zwischeninstanzen 
dienen,  und  ein  Steuersystem,  nach  welchem  der  auf- 
zubringende Betrag  auf  die  Provinzen  und  die  Steuer- 
beträge derselben  auf  die  Gemeinden  und  zuletzt  die 
der  letztern  auf  die  Einzelnen  vertheilt  wird,  kann 
schon  deshalb  nie  ein  richtiges  und  also  auch  nicht  ein 
gerechtes  sein,  weil  es  auf  einer  Verwechselung  von 
Verhältnissen  beruht.  Das  unmittelbare  Verhältniss,  in 
welchem  der  Mensch  nach  der  vorhergegangenen  Un- 
tersuchung zum  Staate  steht,  kann  nie  zu  einem  mit- 
telbaren werden,  und  da  Jeder  im  Staate  demselben 
nur  als  Staatsmitglied  und  nicht  als  Einwohner  einer 
Provinz  oder  Gemeinde  steuert,  so  gehört  auch  das  so- 
genannte Quotisations-  oder  Conti  ngentirungs- 
problem,  von  dessen  Auflösung  man  den  Maassstab 
zur  Vertheilung  der  Staatsabgaben  auf  Provinzen  und 
Communen  erwartet,  zu  den  unauflösbaren.  Will  man 
aber,  wie  bei  der  Quadratur  desCirkels,  nur  zu  einem 
der  Wahrheit  sich  annähernden  Resultate  gelangen,  so 
ist  dieses  nicht  durch  so  einfache  Methoden  möglich, 
als  man  häufig  zu  glauben  scheint,  wenn  man  aus  der 
bekannten  Menge  und  dem  Werthe  gewisser  Besitz- 
thümer  in  einer  Provinz  Schlüsse  auf  den  Betrag  des 
Gesammteinkommens  ihrer  Einwohner  zu  machen  ver- 
sucht. Der  Mangel  eines  zuverlässigen  Ouotisations- 
maassstabes  hat  aber  unvermeidlich  zur  Folge,  dass 
jede  Quotisation  eine  unzuverlässige,  und  wenn  sie  auch 
eine  unrichtige  ist,  die  Abgaben  nach  der  weitern  Ver- 
theilung der  quotisirten  Beträge  in  jeder  Provinz  nacJi 
einem  verschiedenen  Maassstabe  von   den  Betheiltotcii 

Ö 

erhoben  werden.  Die  Ungleichheit  der  Steuern, 
der  man   durch  die  Quotisation  vorzubeugen 
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gedenkt,  wird  daher  eben  durcli  dieselbe  her- 
beigeführt, und  dem  nur  bei  einer  unmittelbaren 
Vertheilung  der  Steuern  nach  gleichem  Maassstabe  auf 
die  Steuerpflichtigen  durchzuführenden  Principe  der  Ge- 
rechtigkeit in  hohem  Grade  Eintrag  gethan. 

Nächst  der  Auffindung  des  Besteuerungsmaass- 
stabes  kommt  es  auf  die  Ermittelung  der  Me- 
thode seiner  Anwendung  an.  Zur  Kenntniss  des 
Einkommens  der  Einzelnen  zu  gelangen,  giebt  es  nur 
zwei  Wege,  der  der  Selbstangabe  oder  Fassion, 
und  der  der  Schätzung  oder  Taxation.  Dem  er- 
stem steht  ausser  der  Besorgniss  ?  betrügerische  Anzei- 
gen zu  erhalten,  noch  mehr  der  Umstand  entgegen, 
dass  unter  zehn  Personen  vielleicht  nicht  eine  die  Grösse 
ihres  Einkommens  kennt  und  also  auch  bei  der  gröss- 
ten  Redlichkeit  es  nicht  anzugeben  vermag.  Um  so 
weniger  kann  sie  daher  ein  Anderer  kennen  oder  schät- 
zen,  und  da  Jeder,  dem  es  nicht  gleichgültig  ist,  Un- 
recht zu  thun,  sich  von  dem  Geschäfte  der  Schätzung 
entfernt  zu  halten  sucht,  so  kommen  bei  derselben  die 
Bessern  stets  am  schlechtesten  weg. 

Bei  dieser  Unmöglichkeit,  den  Betrag  des  Einkom- 
mens auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  zu  bestimmen, 
können  daher  Steuern  nach  dem  angenommenen  oder 
muthmaasslichen  Einkommen,  damit  die  Ungleichheit  und 
mithin  auch  die  Ungerechtigkeit  derselben  nicht  zu  drük- 
kend  hervortritt,  ,nur  nach  sehr  mässigen  Sätzen  auf- 
erlegt werden,  und  weil  sie  deshalb  wenig  einbringen, 
nur  in  seltenen  Fällen  den  ganzen  Steuerbedarf  decken. 
Je  grösser  dieser  ist,  desto  dringender  wird  es  also,  von 
dem  unmittelbaren  Maassstabe  des  Einkommens  zu 
dem  mittelbaren  desselben  überzugehen,  und  der  näch- 
ste, welcher  sich  darbietet,  ist  der  Aufwand  oder  die 
Ausgabe,  theils,  weil  man  voraussetzen  darf,  dass 
bei  einer  grössern  Einnahme  auch  die  Aus- 
gabe grösser  sein  wird,  theils,  weil  bei  diesem 
Maassstabc  auch  die  Fremden  im  Staate,  welche 
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an  den  Vortheilen  desselben  Antheil  nehmen,  nicht 
unbeste u er t  bleiben.  Aber  ebenso  wenig,  als  der 
Betrag  des  Einkommens,  lässt  sich  der  des  Aufwandes 
mit  Wahrscheinlichkeit  ermitteln,  und  es  bleibt  daher 
nur  übrig,  solche  specielle  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu  Maassstäben  der  Besteuerung  zu  wählen,  bei  wel- 
chen es  sich  annehmen  lässt,  dass  die  auf  dieselben 
gelegten  Abgaben  nicht  von  denen,  welche  sie  zah- 
len, allein  getragen,  sondern  sich  auf  alle  im  Wege 
des  Verkehrs  gleich  massig  nach  dem  Einkom- 
men verth eilen  werden. 

Auf  solche  Weise  führt  die  Unmöglichkeit,  bei  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  zu  verbleiben,  wo  sie 
eintritt,  unmittelbar  zur  Notwendigkeit  einer 
Mehrzahl  neben  einander  bestehender  Abga- 
ben, welche,  je  nachdem  sie  die  Einnahme  oder  die 
Ausgabe  zum  Maassstabe  haben,  in  zwei  Klassen,  die 
directen  und  die  indirecten,  zerfallen.  Die  Aus- 
wahl der  Abgaben,  deren  Zusammenstellung  das  Ab- 
gclbesy Stein  des  Staates  bildet,  kann  nicht  in  je- 
dem dieselbe  sein,  weil  die  Wahrscheinlichkeit ,  inwie- 
fern die  eine  oder  die  andere  Abgabe  sich  mehr  oder 
weniger  nach  dem  Einkommen  vertheilen  werde,  von 
dem  jedesmaligen  Zustande  und  den  Verhältnissen  des 
Volkslebens  abhängt. 

Aus  der  Untersuchung  über  die  Entstehung  des 
Einkommens  ergab  es  sich,  dass  dasselbe,  d.  h.  das 
wirkliche  oder  Reineinkommen,  bei  allen  Beschäftigun- 
gen, aus  welchen  es  hervorgeht,  sich  in  ein  gleiches 
Verhältniss  zu  den  Kosten  seiner  Erlangung  und 
zu  dem  Roheinkommen  zu  stellen  sucht,  und  dass 
alle  Schwankungen  und  Veränderungen  desselben  nur 
Bestrebungen  zur  Ausgleichung  sind.  Jede  auf  die  Ein- 
nahme aus  einer  gewissen  Beschäftigung  gelegte  Ab- 
gabe ist  stets  eine  Abgabe  vom  Roheinkommen,  wel- 
che, indem  sie  die  Kosten  der  Beschäftigung  um  ihren 
Betrag  vermehrt,  das  Reineinkommen  um  eben  densel- 


302 


—    V.  — 


ben  vermindert.  Ein  so  benachtheiligendes  Vcrhältniss 
des  letztern  zu  den  erstem  kann  aber  bei  einer  einzel- 
nen Beschäftigung  nicht  fortdauernd  bestehen;  sie  wird 
entweder,  weil  Jeder  dieselbe  gegen  eine  andere  ver- 
tauschen ,  und  Keiner  sich  ihr  mehr  widmen  wird, 
eingehen  müssen ,  oder  wenn  die  Erzeugnisse  der- 
selben, mögen  sie  in  Sachen  oder  in  Diensten  bestehen, 
sich  nicht  entbehren  lassen,  so  wird  das  Verhältniss  des 
Einkommens,  welches  sie  giebt,  zu  den  Kosten,  wel- 
che sie  erfordert  ,  sich  mit  dem  bei  andern  Beschäfti- 
gungen bestehenden  ausgleichen,  theils,  indem  diese 
Erzeugnisse  im  Preise  steigen,  wodurch  das  Einkom- 
men aus  der  besteuerten  Beschäftigung  sich  wieder  ver- 
mehrt, theils,  indem  der  Uebergang  von  dieser  zu  den 
unbesteuerten  und  der  Andrang  zu  den  letztern  das 
aus  diesen  fliessende  Einkommen  vermindert.  Je  län- 
ger die  Steuer  dauert,  desto  vollständiger 
kommt  die  Ausgleichung  zu  Stande,  und  ist  sie 
erfolgt,  so  hat  sich,  wenn  bei  allen  Beschäftigungen 
gleiche  Verwendungen  gleiche  Einkommen  bringen ,  die 
auf  eine  derselben  gelegte  Abgabe  auf  das  Einkommen 
aus  allen  gleichmässig  vertheilt.  Da  der  Zweck  jeder 
Abgabe  aber  nur  die  Finanzeinnahme  ist,  welche  sie 
gewährt,  so  kann  sie  ihn  nur  sofern  erreichen, 
als  ihre  Ausgleichung  und  Verth  eilung 
nicht  sowohl  durch  eine  Beschränkung  der 
besteuerten  Beschäftigung,  als  vielmehr 
durch  eine  Erhöhung  des  Preises  der  Pro- 
ducte  derselben  geschieht;  sie  darf  ihn  indessen 
nicht  zu  sehr  steigern,  weil  jede  Preiserhöhung  wieder 
die  Beschränkung  des  Bedarfs  und  der  Nachfrage  nur 
auf  die  geringere  Zahl  der  Reichern,  also  die  Vermin- 
derung der  Finanzeinnahme  in  einem  steigenden  Ver- 
hältnisse nach  sich  zieht;  daher  ist  es  rathsam,  die 
Abgabesätze  möglichst  niedrig  zu  stellen,  und 
damit  sie  mehr  einbringen,  mehrere  Beschäftigun- 
gen mitsolc  he  n  Abgaben  zu  belegen,  oder,  was 
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dasselbe  ist ^  mehrere  Abgaben  neben  einander 
bestehen  zu  lassen,  wodurch  zugleich  der  grosse 
Vortheil  erreicht  wird ,  dass  wegen  der  massigem  Preis- 
erhöhungen Ausgleichung  leichter  und  schneller  erfolgt. 
Die  Ausgleichung  ist  eigentlich  die  von  der  Natur  her- 
beigeführte Wiederherstellung  des  durch  ungleiche  Ab- 
gaben gestörten  Zustandes  der  Gerechtigkeit  mittelst 
einer  Veränderung  der  Erwerbsverhältnisse;  daher  kann 
sie  nur  bei  Abgaben,  welche  nicht  unmittelbar  nach  dem 
Einkommen  auferlegt  sind,  eintreten  und  nur  bei  sol- 
chen, welche  fortdauernd  erhoben  werden,  und  daher 
drückt  jedes  Abgabesystem  stets  bei  seiner  Einführung 
am  härtesten,  aber,  wenn  nicht  Zwangsmaassregeln  die 
Ausgleichung  hemmen,  oder  die  Abgaben  durch  diese 
den  Enverbsverhältnissen  eine  durchaus  schädliche  Rich- 
tung geben,  immer  weniger,  je  länger  dasselbe  schon 
bestanden  hat.  Eine  Abgabe ,  welche  nur  einmal  erho- 
ben wird,  kann  sich  mithin  ebenso  wenig  ausgleichen, 
als  eine,  deren  Sätze  wechseln. 

Aus  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  ergeben  sich 
zugleich  die  Erfordernisse,  welche  Abgaben  notwen- 
digerweise haben  müssen,  wenn  das  aus  denselben  zu- 
sammengesetzte Steuersystem  ein  einträgliches  und  zu- 
gleich ein  gerechtes  sein  soll. 

Um  das  letztere  zu  sein,  müssen  die  Steuern 
das  Einkommen  nach  Maassgabe  seiner  Grösse 
treffen,  also  entweder  unmittelbar  demselben  so 
auferlegt  sein,  oder,  da  dieses  im  ganzen  Umfange 
nicht  möglich  ist,  in  solchen  Abgaben  bestehen,  wel- 
che sich  durch  Ausgleichung  so  vertheilcn. 
Da  das  Einkommen,  nach  welchem  jeder  Steuerpflichtige 
beitragen  soll,  sein  Gesammteinkomm  en  ist,  so 
kommt  es  auf  die  Quelle,  aus  welcher  dasselbe  fliesst^ 
gar  nicht  an,  und  der  Unterschied  zwischen  ursprüng- 
lichem und  abgeleitetem  Einkommen,  wenn  er  sich  auf 
die  schon  widerlegte  Ansicht  von  productiven  und  un- 
productiven  Geschäften  stützt,  ist  ebenso  unrichtig,  als 
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die  daraus  hergeleitete  Folgerung ,  dass  das  sogenannte 
abgeleitete  nicht  besteuert  werden  dürfe,  um  das  schon 
besteuerte  ursprüngliche  nicht  doppelt  zu  besteuern,  denn 
die  Steuer  zu  tragen,  hat  immer  nur  der  Mensch  vom 
Einkommen,  weil  weder  das  Einkommen,  noch  eine 
Sache  steuern  kann;  mit  den  Realabgaben  hat  es 
dieselbe  Bewandtniss,  wie  mit  den  Realrechten,  es  sind 
nur  Abgaben  und  Rechte  des  Besitzers,  und  wenn  ein 
Einkommen  durch  ein  nützliches,  also  productives,  Ge- 
schäft erworben  ist,  so  ist  es  an  und  für  sich,  wie  ich 
oben  gezeigt  habe,  nie  ein  abgeleitetes,  sondern  stets 
ein  ursprüngliches.  Aber  auch  selbst  ein  wirklich  nur 
abgeleitetes,  d.  h.  ein  solches,  dessen  Erwerbung 
mit  keiner  gleichgeltenden  Gegenleistung  verbunden  ge- 
wesen, wie  Erbschaften,  Geschenke  u.  s.  w. ,  ist  immer 
für  den  Empfänger  ein  Einkommen  und,  soweit  es  der 
Betrag  desselben  zulässt,  wird  er  dadurch  steuerpflich- 
tig. Was  die  Abgaben  aber  anbetrifft,  so  ist,  wie  ich 
schon  bemerkt  habe,  die  Möglichkeit  ihrer  gerechten 
Ausgleichung  an  zwei  Bedingungen  gebunden,  an  ihre 
Bestimmtheit  und  an  ihre  Dauer.  Abgaben,  de- 
ren Sätze  nicht  allgemein  und  vor  der  Erhebung  be- 
kannt sind,  können  sich  ebenso  wenig  durch  Preiser- 
höhungen ausgleichen,  als,  wenn  bei  feststehenden,  die 
zur  Ausgleichung  erforderliche  Zeit  fehlt.  Daher  giebt 
es  kaum  etwas  drückenderes  und  verderblicheres,  als 
ein  häufiger  Wechsel  des  Abgabesystems,  denn  selbst 
bei  der  unbedingtesten  Verbesserung  desselben  bleiben 
die  oft  schwer  zu  überstehenden  Uebel  des  Uebergan- 
ges  nicht  aus. 

Die  Einträglichkeit  eines  Abgabesystems  hängt  vor- 
züglich davon  ab,  dass  es  auch  das  geringe  Ein- 
kommen der  Aermern  nicht  un besteuert  lässt, 
dass  es  den  Geschäftsbetrieb  nicht  stört,  und 
dass  es  nicht  mit  zu  grossen  Unkosten  ver- 
bunden ist. 
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Die  Steuern  der  Reichen  bringen  stets  —  auch 
selbst  wenn  sie  nach  erhöhten  Sätzen  erhoben  werden 
—  das  W enigste  ein,  weil  die  Zahl  derselben  in  Ver- 
hältniss  zu  der  der  Aermern  immer  nur  eine  geringe  ist, 
und,  wenn  die  Einwohner  nach  Maassgabe  ihres  Ein- 
kommens in  Klassen  getheilt  werden,  die  Anzahl  der 
zu  jeder  Klasse  gehörigen  in  starkem  und  immer  wach- 
sendem Verhältnissen  zunimmt,  als  der  Einkommens- 
betrag der  Klassen  abnimmt.  Ungeachtet  in  jeder  nied- 
rigen Einkommensklasse  die  Steuern  der  Einzelnen  ee- 
ringer  werden,  ist  dennoch  die  Gesammtsumme  der- 
selben grösser,  als  in  der  vorhergehenden  höhern,  und 
kleiner,  als  in  der  folgenden  niedrigem.  Abgaben 
bringen  daher  desto  mehr  ein,  je  mehr  sie 
sich  bis  auf  die  niedrigsten  Einkommensklas- 
sen vertheilen;  da  aber  solche  die  höhern  Einkom- 
mcnsklassen  nur  in  gleichem  Betrage  und  nicht  in  Ver- 
hältniss  zum  Einkommen  treffen,  so  würde  das  höhere 
Einkommen  unbesteuert  bleiben,  wenn  nicht  neben  densel- 
ben andere  Abgaben  erhoben  werden ,  deren  Aus- 
gleichung nur  inner  halb  der  begüterten  Klasse 
stattfinden  kann,  und  die  Gegenstände  der  Abgaben 
so  gewählt  werden,  dass  von  jedem  Einkommen, 
je  höher  es  ist  und  je  grössern  Aufwand  es 
verstattet,  durch  die  Ausgleichung  der  Ab- 
gaben auch  desto  mehr  Steuern  mittelbar  er- 
hoben werden.  Viele  der  auf  die  niedrigste  Klasse 
treffenden  Abgaben  werden  aber  auch  auf  die  höhere  über- 
tragen, denn  alle,  welche  die  Kosten  des  notwendigen 
Lebensunterhalts  vergrössern,  steigern  den  Arbeitslohn, 
indem  sie  die  Grenze,  unter  welche  derselbe,  ohne  einen 
Mangel  an  Arbeiter  eintreten  zu  lassen,  nicht  sinken  las- 
sen, erhöhen.  Schon  diese  Vervielfältigung  der  Abgaben 
welche  jedoch,  um  das  Steuersystem  von  der  Einfach- 
heit nicht  zu  sehr  zu  entfernen,  nur  auf  Hauptgegenstände 
des  allgemeinen  und  besondern  Bedarfs  gelegt  werden 
dürfen,  gestattet  bei  jeder  massigere  Sätze  und  ver- 
Hagen Staatslehre.  20 
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mindert  dadurch  die  aus  der  möglichen  Einschränkung 
des  Bedarfs  entstehende  Gefahr  eines  nachtheiliarcn  Ein- 
flusses  derselben  auf  die  Erwerbsthätigkeit  und  auf  das 
Finanzeinkommen. 

Dieser  Erwerbsthätigkeit,  sowie  überhaupt  dem 
Geschäfts  -  und  Gewerbebetriebe,  können  Abgaben  durch 
die  Erschwerung  der  Gütervennehrung  sehr  hinderlich 
werden,  indem  sie  dieselbe  theils  an  lästige  Bedin- 
gungen knüpfen,  theils  den  Verbesserungen 
des  Verfahrens  oder  dem  Verkehre  entgegen- 
stehen und  so  Verluste  mancherlei  Art  herbeiführen. 
Von  solchen  Verlusten  sind  die  noth wendigen  Zin- 
sen des  Vorschusses  der  Abgaben  nicht  die  unbe- 
deutendsten, und  um  diese  zu  vermindern,  müssen  da- 
her die  Abgaben  so  nahe  als  möglich  den  Steuern- 
den gebracht  und  die  Vorschüsse  auf  die  möglichst 
kürzeste  Zeit  beschränkt  werden. 

Die  meisten  Kosten  verursachen  aber  gewöhnlich 
die  E  r  h  e  b  u  n  g  und  die  C  o  n  t  r  o  1 1  e  der  Abgaben,  theils 
durch  den  Unterhalt  der  dazu  erforderlichen 
Beamten,  theils  durch  die  Unbequemlichkeit 
und  die  Belästigungen,  in  welche  die  Steuerpflich- 
tigen versetzt  werden,  theils  durch  die  Strafen, 
welche  sie  denselben  zuziehen ;  sie  steigen  stets  mit 
den  Abgabesätzen,  und  noch  dazu  in  einem  wachsen- 
den Verhältniss,  und  das  wirksamste  Mittel  sie  zu  ver- 
mindern, in  vielen  Fällen  sogar  das  Abgabesystem  ein- 
träglicher zu  machen,  ist  daher,  die  Höhe  der  Ab- 
gaben möglichst  zu  ermässigen. 

Verbliebe  die  Staatsverwaltung  stets  in  einem  gleich- 
förmigen Gange,  so  würden  die  fortgehenden  Steuern 
und  Abgaben ,  welche  das  eigentliche  Steuersystem  bil- 
den, zureichend  sein;  oft  ereignen  sich  aber  Umstände, 
welche  ausserordentliche  Abgaben  und  folglich 
auch  ausserordentliche  Steuern  unvermeidlich  machen. 
Solche  Abgaben  gehören  nicht  zu  den  Unterhaltungs- 
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kosten,  sondern,  da  sie  gleichsam  zur  Instandsetzung 
des  Staats  erfordert  werden,  so  sind  es  Capitalsaus- 
gaben,  die  also  nur  durch  Capitalszuschüsse,  folglich 
nur  aus  und  nach  dem  Vermögen  und  nicht  aus 
und  nach  dem  Einkommen  der  Einzelnen  gedeckt  wer- 
den können.  So  kommt  zu  den  beiden  Klassen,  der 
Einkommens  -  und  der  Aufwandssteuern,  noch  eine 
dritte  Klasse  hinzu,  die  Vermögenssteuern,  wel- 
che, wenn  nicht  ihr  Betrag  so  massig  ist,  dass  sie  sich 
aus  dem  Einkommen  bestreiten  lassen,  nie  zu  fortlau- 
fenden werden  können,  weil  jede  Steuer  vom  Capital 
dasselbe  angreift,  und  die  Quelle,  aus  welcher  dieselbe 
fliesst,  selbst  versiegen  macht.  Alle  Auflagen  auf  das 
Vermögen  sind  stets  Steuern  und  nie  Abgaben,  weil  ih- 
nen die  Bedingung  der  Ausgleichung,  die  Fortdauer, 
fehlt,  und  sie  daher  immer  von  denen ,  welche  sie  zah- 
len, auch  getragen  werden.  Gewöhnlich  rechnet  man 
die  Vermögenssteuern  zu  den  directen  und  lässt  dann 
sämmtliche  Steuern  in  fünf  Klassen  zerfallen,  von 
denen  die  Vermögens-  und  Einkommenssteuern 
der  ersten  Hauptklasse,  der  andern  aber,  den  indirccten 
Steuern,  die  Luxussteuern,  die  Accisen  und  die 
Zölle  angehören,  von  welchen  letztern  die  erstem  un- 
mittelbar, die  beiden  andern  dagegen  mittelbar  von 
den  Besteuerten  erhoben  werden. 

Die  Vermögenssteuern  werden  entweder 
nach  dem  ganzen  Vermögen,  oder  nach  dem  Be- 
trage gewisser  Gegenstände  desselben  aufge- 
legt. Nur  die  erstem  entsprechen  dadurch,  dass  sie 
gleichförmig  treffen,  den  Erfordernissen  der  Besteue- 
rung, die  letztern  kann  nur  die  Noth  und  nur  insofern 
rechtfertigen,  als  sie  nur  auf  entbehrliche  Gegenstände 
und  Luxusartikel,  wie  Silbergeräthe,  Geschmeide  u.  dgl. 
gelegt  werden. 

Es  giebt  indessen  noch  eine  Art  der  Vermögens- 
steuern, und  zwar  die  wichtigste  derselben,  bei  wel- 
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chen  das  auf  den  Besitz  bestimmter  Gegenstände  gelegte 
Steuerquantum  nicht  erhoben,  sondern  den  Be- 
sitzern derselben  als  Schuldcapital  zur  fort- 
dauernden Verzinsung  belassen  wird,  so,  dass 
die  aus  derselben  hervorgehende  fortdauernde  Staatsein- 
nahme in  den  Zinsen  desselben  besteht.  Da  nur  unver- 
gängliche Gegenstände  die  erforderliche  Sicherheit  gewäh- 

O  O  CT 

ren,  so  eignet  sich  dazu  vorzugsweise  der  Grund  und 
Boden,  und  die  für  die  Dauer  auferlegten  Grund- 
Steuern  und  Realabgaben  sind  nicht,  wie  es 
den  Anschein  hat,  Einkommenssteuern,  sondern  ihr 
Capitalsbetrag  ist  eine  Vermögenssteuer,  welche  dem, 
der  sich  zur  Zeit  ihrer  Einführung  im  Besitz  des  Grund- 
stücks befindet,  auferlegt  ist;  denn  kommt  dasselbe 
zum  Verkauf,  so  wird  es  der  Grundsteuer  und  der  Real- 
abgaben wegen  um  soviel  weniger  bezahlt,  als  der  Capi- 
talswerth  derselben  beträgt,  und  der  neue  Besitzer,  wie 
alle  seine  Nachfolger  zahlen  sie  daher  nur  als  die  Zin- 
sen eines  Capitals,  welches  sie  durch  die  Verminde- 
rung der  Kaufsumme  um  den  Betrag  desselben  zur 
Benutzung  erhalten  haben  und  welches  ihrem  Vorgän- 
ger im  Besitz  durch  die  Auferlegung  der  Grundsteuer 
entzogen  wurde.  Dieser  und  seine  Erben  und 
deren  Erben  wieder  sind  es  daher,  welche  die 
Grundsteuern  fortdauernd  tragen  und  nie  die 
zeitigen  Besitzer  der  mit  denselben  belegten,  schon  durch 
spätem  Ankauf  in  ihre  Hände  gekommenen  Grund- 
stücke. Daher  sind  für  diese  Besitzer  hohe  Grund- 
steuern nicht  drückender,  als  niedrige,  auch  nicht 
schädlicher,  insofern  sie  nicht,  wie  jede  zu  starke  Ver- 
schuldung, den  Erwerb-  und  Besitzstand  dadurch  un- 
sicher machen,  dass  Personen  mit  einem  zur  Wirth- 
schaftsführung  unzureichenden  Vermögen  zum  Besitz 
der  Grundstücke  gelangen.  Dass  die  Grundsteuern  nicht 
in  einem  gleichen  Verhältnisse  zu  den  Erträgen  der 
Grundstücke  stehen,  schliesst  also  ebenso  wenig  eine 
Ungerechtigkeit  in  sich,   als   wenn    die  eingetragenen 
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Schulden  sich  bei  verschiedenen  Gütern  nicht  in  dem- 
selben Verhältnisse  befinden,  und  es  lässt  sich  das 
gleiche  Verhältniss  auch  nicht  einstens,  am  wenigsten 
für  die  Dauer  erreichen  und  erhalten  ,  denn  bei  dem 
durch  Meliorationen  und  Deteriorationen  so  leicht  ver- 
änderlichen Ertrage  des  Grund  und  Bodens  sind  die  nach 
einem  und  demselben  Maassstabe  und  der  sorgfältigsten 
Catastrirung  in  einem  Staate  auferlegten  Grundsteuern 
schon  vor  der  Beendigung  derselben  nicht  mehr  gleiche 
Quoten  der  Gütereinkünfte.  Daher  lässt  sich  auch 
eine  Ausgleichung  der  Grundsteuern  nach  Maassgabe 
des  Ertrages  nicht  mehr  mit  den  Anforderungen  der  Ge- 
rechtigkeit vereinigen,  als  wenn  man  die  Zinsen  der 
auf  die  einzelnen  Grundstücke  eingetragenen  Capitale 
auf  alle  nach  dem  Ertrage  derselben  vertheilen  wollte  5 
in  Hinsicht  dieser  Steuern  stehen  überhaupt  die  Grund- 
besitzer in  keinem  wechselseitigen  Verhältnisse  zu  ein- 
ander, sondern  Jeder  derselben  nur  mit  demjenigen  sei- 
ner Vorbesitzer  und  dessen  Erben,  während  dessen 
Besitzzeit  die  Grundsteuer  auferlegt  wurde,  und  soll  eine 
Ausgleichung  eintreten,  so  könnte  sie  nur  zwischen 
diesen  beiden  Partheien  durch  Canitalszahlungcn  gesche- 
hen. Ohne  solche  Capitalszahlungen  hat  jede  Verände- 
rung der  Grundsteuer  Veränderungen  der  Vermögens- 
verhältnisse der  Grundbesitzer  zur  nothwcndiaen  Folge, 
denn  mit  jeder  Herabsetzung  wird  der  Capitalsbetrag 
des  Erlasses  geschenkt,  und  mit  jeder  Steigerung  der 
Capitalsbetrag  der  Erhöhung  dem  gegenwärtigen  Be- 
sitzer genommen.  Daher  führt  eine  Grundsteuer,  wel- 
che nicht  ihrem  Betrage  nach  bestimmt  ist,  sondern  mit 
den  jedesmaligen  Einkünften  oder  der  Menge 
der  jährlich  gewonnenen  Producte  wechselt, 
ausserdem,  dass  sie  die  Anlegung  von  Capital  zur  Bo- 
denverbesserung verhindert,  stets  eine  Unsicherheit  des 
Vermögens  herbei,  und  daher  lässt  sich,  ohne  auf 
gleiche  Weise  nachtheilig  zu  werden,  eine  Grundsteuer 
weder  verändern,  noch  ihre  Auflegung  wieder- 
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holen;  überall  ist  sie  die  älteste  Auflage ,  vielleicht 
der  erste  Beitrag  zu  den  Einriclitungskosteu  des  Staats- 
wesens, und  dazu  auch  passend,  denn  so  lange  das 
Volksvermögen  aus  wenig  mehr,  als  dem  Boden  be- 
steht, und  die  Cultur  die  Gleichförmigkeit  des  zum  An- 
bau geeigneten  noch  nicht  vollends  aufgehoben  hat,  ent- 
fernt sich  eine  Auflage  nach  der  Bodenfläche  auch  we- 
niger von  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer,  als  in 
späteren  Zeiten. 

Ebenso,  wie  die  Vermögenssteuern,  theilen  sich 
die  Einkommenssteuern  in  allgemeine  und  be- 
sondere. 

Welche  Schwierigkeiten  der  allgemeinen 
Einkommenssteuer  entgegenstehen,  haben  wir 
bereits  gesehen.  Man  hält  sie  gewöhnlich  für  eine  Auf- 
lage, welche  wenig  kostet,  allein  die  Erfahrung  be- 
stätigt dieses  keinesweges.  Sind  die  Sätze  derselben 
hoch,  und  soll  der  Druck  durch  eine  ungleiche  Besteue- 
rung nicht  fühlbar  und  nachtheilig  vermehrt  werden,  so 
erfordert  ihre  Anlage  und  Controlle  peinliche  Inquisi- 
tionen, weiche  viele  Arbeit  und  also  auch  viele  Be- 
schwerden und  Kosten  verursachen.  Je  niedriger  die 
Sätze  bestimmt  werden,  desto  weniger  kommt  es  auf 
eine  vollständig  gleiche  Vertheilung  an,  desto  weniger 
genau  darf  also  die  Ermittelung  des  Einkommens  sein, 
und  desto  eher  kann  man  sich  mit  einer  ungefähren 
Schätzung  begnügen.  Um  diese  noch  zu  erleichtern, 
nimmt  man  gewisse  Einkommcusk lassen  an, 
setzt  für  jede  einen  Satz  fest  und  lässt  so  die 
Klassen  Steuer ,  welche  bei  jeder  beliebten  Ein- 
richtung derselben  nur  eine  Einkommenssteuer  ist,  bei 
deren  Anlage  man  sich  über  die  Schwierigkeiten  hin- 
wegsetzt. Wird  die  Einkommenssteuer  zur  Kopf- 
Steuer  oder  Personensteuer,  so  fällt  bei  ihr 
zwar  alle  Veranlassung  zur  Ermittelung  des 
Einkommens  weg,  aber  sie  entfernt  sich  auch  gänz- 
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lieh  von  demselben  und  wird,  selbst  bei  den  massig- 
sten Sätzen ,  zu  einer  die  ärmsten  Klassen  ungerecht 
drückenden  und  bei  grösserm  Betrage  zu  einer  durch 
die  ungleiche  Steigerung  des  Arbeitslohns  den  Gewerb- 
fleiss  hindernden  Auflage. 

Die  besondern  Einkommenssteuern  beschränken  sich 
theils  nur  auf  gewisse  Beschäftigungen,  theils 
auf  Naturalprästationen,  theils  auf  ausseror- 
dentliche Zugänge  des  Einkommens. 

Die  erstem,  die  Geschäfts  -  und  Gewerbe- 
steuern (eigentlich  Abgaben)  entsprechen  nur  dann 
den  Erfordernissen  eines  gerechten  Steuersystems,  wenn 
sie  sich  durch  Ausgleichung  auch  auf  die  andern  Staats- 
einwohner verthcilen,  und  dazu  ist  erforderlich,  dass 
die  Dienste  und  Erzeugnisse  der  zu  Gegen- 
ständen der  Besteuerung  gemachten  Ge- 
schäfte und  Gewerbe  im  Bereiche  des  Staats 
nur  von  Besteuerten  müssen  geleistet  wer- 
den dürfen,  und  dass,  wenn  Ausländer  bei  densel- 
ben coneurriren,  sie  mit  solchen  Auflagen  belegt  wer- 
den, welche  den  inländischen  Geschäfts-  und  Gewerbe- 
abgaben entsprechen;  deshalb  dürfen  auch  diese  Abga- 
ben nicht  zu  hoch  sein,  denn  sonst  müssen  auch  die 
den  Ausländern  auferlegten  hohe  sein,  und  je  höiaer 
dieselben  bestimmt  werden,  desto  mehr  werden  sie  um- 
gangen, und  desto  mehr  leiden  die  Regierung  an  den 
Einnahmen  und  die  Geschäfts-  und  Gewerbetreibenden 
durch  den  Druck  ihrer  Abgaben,  welche  wohl  die  Ein- 
stellung der  besteuerten  Geschäftszweige  herbeiführen 
können.  Daher,  aber  nicht  blos  aus  diesen  Gründen, 
sondern  damit  auch  die  zu  hoch  gesteigerten  Preise 
nicht  Beschränkungen  des  Bedarfs  und  dadurch  gleiche 
Nachtheile  veranlassen,  muss  der  durch  die  Geschäfts- 
und Gewerbesteuern  aufzubringende  Auflagebetrag  nicht 
auf  wenige  Geschäftszweige,  sondern  vielmehr  auf 
alle  diejenigen  vertheilt  werden,  bei  welchen  aus- 
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einiger  Wahrscheinlich- 
auf  das  Einkommen  zu- 


Dienstleistungen  und  UTaturalprästa- 
tionen  gehören  stets  zu  den  besondern  Einkommens- 
steuern, weil  sie  nur  von  denen ,  welche  theils  die 
Qualification  dazu  haben,  theils  sich  in  der  er- 
forderlichen Lage  befinden,  theils  die  ver- 
langten Gegenstände  besitzen,  geleistet  werden 
können  und  das  Einkommen  derselben  vermindern.  Es 
sind  in  der  Regel  lästige  Abgaben,  nicht  blos,  weil 
ihre  Ausgleichung  sehr  schwierig  ist,  sondern  weil  sie 
auch,  wie  alle  erzwungenen  Dienste  und  Leistungen, 
schlecht  geleistet  werden,  und  dadurch  denen,  welche 
sie  leisten,  mehr  kosten,  als  der  Regierung  gewähren. 
Mit  dem  Fortgange  der  Cultur  werden  sie  auch  soweit, 
als  es  nur  angeht,  in  Geldabgaben  verwandelt. 

Die  Steuern  auf  besondere  Zugänge  des 
Einkommens  beziehen  sich  hauptsächlich  auf  Erb- 
se h  a  f  t  e  n  und  Geschenke,  und  sind  gerechte  Steuern, 
weil,  wenn  jedes  Einkommen  besteuert  werden  soll,  es 
eine  unzuständige  Begünstigung  sein  würde,  das  auf 
diese  Weise  zugehende  steuerfrei  zu  lassen;  ebenso 
gerecht  ist  es  aber  auch,  dass,  je  näher  die  Blutsver- 
wandtschaft ist,  welche  den  Erben  mit  dem  Erblasser, 
den  Beschenkten  mit  dem  Geschenkgeber  verbindet, 
desto  niedriger  die  Sätze  der  Steuer  sind,  weil,  je  grös- 
sere Ansprüche  der  Erbe  oder  Beschenkte  auf  das  über- 
kommene Vermögen  schon  hatte,  desto  weniger  der 
durch  die  Erfüllung  derselben  erlangte  Zuwachs  beträgt. 
Wenn  diese  Steuer,  bei  welcher  keine  Ausgleichung 
stattfindet  und  welche  sich  bei  Geschenken  nur  auf 
leicht  controllirbarc  Gegenstände,  also  besonders  auf 
Immobilien  beziehen  kann,  durch  die  Lösung  eines  zur 
gerichtlichen  Ausfertigung  erforderlich  gemachten  ge- 
stempelten Papiers  zu  berichtigen  ist,  so  wird  sie  zur 
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Stempelsteuer*  Gewöhnlich  dehnt  man  dieselbe 
noch  weiter  aus,  und  nicht  nur  Kaufs-  und  Ver- 
kaufsgeschäfte, soweit  sie  zur  Kenntniss  der  Be- 
hörden kommen,  sondern  auch  der  Schriftwechsel 
der  Behörden,  soweit  er  sich  auf  Privatangelegen- 
heiten bezieht,  werden  derselben  unterworfen.  Das  er- 
stere  stützt  sich  auf  die  veraltete  Ansicht,  dass  Geld 
erhalten  gewinnen  sei,  und  dass  daher  jeder  Verkauf 
einen  Zuwachs  zur  Folge  habe;  da  Verkäufe  mit  Ver- 
lust aber  nicht  zu  den  seltenen  gehören,  so  wird  die 
Steuer,  welche  stets  auf  den  Verkäufern  laste t? 
oft  zu  einer  hart  und  unbillig  drückenden,  und  steht 
den  Grundsätzen  der  Besteuerung  aus  diesem  Grunde, 
aber  nicht  deshalb  entgegen ,  wreil  sie  nach  Maassgabe 
der  Zahl  der  vorgefallenen  Verkäufe  in  einem  und  dem- 
selben Zeiträume  von  dem  einen  Grundstücke  öfterer, 
als  von  dem  andern  entrichtet  werden  muss,  denn  nicht 
die  Grundstücke,  sondern  die  Verkäufer  derselben  lei- 
sten die  Steuern,  und  mit  jedem  Verkauf  geht  in  den 
Werth  derselben  ein  anderes  Vermögen  über.  Die  bei 
dem  Schriftwechsel  mit  den  Behörden  zu  zahlenden 
Stempelauflagen  sind  Gebühren,  welche  sich  selten  aus- 
gleichen und,  wenn  sie  hoch  gestellt  werden,  oft  den 
Zugang  zu  den  Behörden  sehr  erschweren  können. 

Von  den  sogenannten  indirecten  Steuern  hat 
man  diejenigen,  welche  unmittelbar  von  denen, 
die  sie  zu  tragen  haben,  erhoben  werden,  des- 
halb mit  dem  Namen  der  IaiXUSSteiiern  belegt, 
weil  man  mit  denselben  den  Luxus  oder  überhaupt  den 
außergewöhnlichen  Aufwand  zu  besteuern  beabsichtigt ; 
sie  werden  daher  für  die  verstattete  Benutzung  solcher 
Gegenstände  erhoben,  die  nicht  für  noth wendige  ge- 
halten werden,  wie  z.  B.  grosser  Wohnungen,  Equi- 
pagen, Dienerschaften,  Pferde,  Hunde  u.  dgl.  Un- 
geachtet der  Schluss  von  der  außergewöhnlichen  Aus- 
gabe auf  eine  aussergewöhnliche  Einnahme  sich  mei- 
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stentheils  rechtfertigt,  und  diese  Steuern  daher  ange- 
messene und  billige  sind,  so  zeigen  sie  sich  doch  ge- 
meinhin als  gehässige  und  zugleich  als  wenig  einträg- 
liche. Die  Verkümmerung  der  Freuden  des  Genusses 
durch  den  Gedanken  ,  dass  er  durch  eine  Steuer  er- 
kauft ist,  hat  stets  zur  Folge,  dass  Luxussteuern  bei 
massigen,  sogar  bei  niedrigen  Sätzen,  zu  Beschrän- 
kungen führen  und,  wo  diese  möglich  werden,  sich 
selbst  aufheben,  wo  aber  vielleicht  Krankheit  oder 
grosse  Zahl  der  Familienmitglieder  mehr  Dienstboten, 
als  gewöhnlich  nothwendig  machen,  höchst  drückend 
und  unbillig  werden. 

Das  bedeutendste  Finanzeinkommen  erhalten  die 
Regierungen  in  den  meisten  Staaten  durch  die  zweite 
Klasse  der  indirecten  Steuern,  welche  theils  als 
A  c  c  i  s  e  n  oder  A  u  f  s  c  h  1  ä  g  e  bei  der  Verfertigung,  theils 
als  Zölle  oder  Mauten  bei  dem  Transporte  der  Waa- 
ren  mittelbar  von  den  Verbrauchern  derselben  erhoben 
und  von  diesen  letztern  getragen  werden  sollen.  Häu- 
fig werden  auch  Abgaben  bei  dem  Transport  im  In- 
lande,  vorzüglich  bei  der  Einfuhr  der  Waaren  in  die 
Städte,  mit  dem  Namen  der  Accise  belegt,  welche  aber 
eigentlich  zu  den  Zöllen  gehören. 

Bei  solchen  Gegenständen,  wie  Spielkarten,  Ka- 
lender ,  Hüte  u.  s.  w. ,  welche  zum  Beweise  der  für  die- 
selben gezahlten  Abgaben  gestempelt  werden  können, 
lässt  sich  die  Abgabe  bei  einer  Stempelung  erheben 
und  so  zu  einer  Stempelabgabe  machen;  bei  den  mei- 
sten Waaren  dagegen,  zumal  bei  allen,  deren  Gebrauch 
in  einem  völligen  Verbrauch  besteht,  ist  dieses  Ver- 
fahren nicht  angänglich,  und  es  muss  daher  dieEr- 
hebung  der  Abgabe  an  eine  bestimmte,  sei 
es  zur  Verfertigung  oder  bei  dem  Transport 
not  h  wendige  Handlung  geknüpft  werden. 
Hieraus  gehen  die  hauptsächlichsten  Nachtheile  dieser 
indirecten  Steuern  hervor;  denn  ist  zum  Anhaltspuncte 
der  Besteuerung  eine  Handlung  gemacht,  so  muss  sie, 
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damit  durch  den  unredlichen  Abgabepflichtigen  nicht  der 
redliche  und  die  Regierung  bei  der  Finanzeinnahme 
Schaden  erleide,  vermittelst  einer  Bewachung  control- 
lirt  werden  ,  und  die  aus  dieser  hervorgehenden  Belä- 
stigungen können  sogar  drückender,  als  die  Abgabe 
selbst  werden,  und  durch  den  Reiz,  sich  denselben  zu 
entziehen  und  so  auch  die  Abgabe  zu  umgehen,  zur 
Gesetzesübertretung  und  Immoralität  verleiten.  Die- 
sem vorzubeugen,  giebt  es  nur  zwei  Mittel:  massige 
Abffabesätze,  damit  die  mit  den  Defrauden  verbun- 
denen  Bemühungen  und  Gefahren  sich  nicht  belohnen, 
und  solche  Handlungen  auszuwählen,  welche 
sich  mit  zureichender  Sicherheit  controlliren 
lassen  und  also  nicht  leicht  mit  Umgehung  der  Ab- 
gabe geschehen.  Die  Auswahl  gehört  aber  zu  den 
schwierigsten  Aufgaben,  und  erfordert  eine  sehr  ver- 
traute Bekanntschaft  mit  dem  Technischen  der  Gewerbe, 
damit  dieselben  nicht,  was  nur  zu  häufig  der  Fall  ist, 
der  Steuerverordnungen  wegen ,  minder  zweckmässig 
und  einträglich  betrieben  werden  müssen,  und  die  Ab- 
gaben nicht  durch  solche  Schmälerungen  des  Ertrages 
noch  viel  kostbarer  werden,  als  sie  es  schon  an  und 
für  sich  dadurch  immer  sind,  dass  die  Bewachung  und 
Erhebung,  um  wirksam  zu  sein,  ein  grosses  Beamten- 
personale erfordert  und  auch  ein  gut  besoldetes,  um 
der  Verlockung,  durch  Begünstigung  der  Defrauden  an 
dem  Gewinne  derselben  Theil  zu  nehmen,  zu  wider- 
stehen. 

Dieser  allerdings  grossen  und  unvermeidlichen  Nach- 
theile ungeachtet  bleiben  die  Vortheile  der  Accise  und 
der  Zölle  doch  überwiegend,  nicht  blos  ihrer  Ein- 
träglichkeit wegen,  sondern  weil  sie  sich  auch, 
wenn  ihnen  nur  einige  Dauer  verstattet  wird,  durch  die 
von  ihnen  veranlassten  Preisveränderungen  am  gleich- 
mässigsten  vert heilen,  und  von  denen,  welche  sie 
als  Verbraucher  zu  tragen  haben,  am  leichtesten, 
oft  ohne  dass  es  ihnen  fühlbar  wird,  berich- 
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tigt  werden.  Treten  aber  Umstände  ein,  wie  z.  B. 
schneller  Wechsel  der  Abgabesätze,  oder  örtliche 
Ungleichheit  derselben  bei  gleichen  Gewerben,  so 
werden  diese  Abgaben  zu  den  drückendsten  und 
schädlichsten  Gewerbelasten,  was  auch  bei  hohen 
Sätzen  geschieht,  weil,  je  grösser  der  Vortheil  der 
Umgehung  gemacht  wird,  desto  strenger  und  peinlicher, 
also  auch  kostbarer,  die  Controlle  sein  muss,  deren 
Beschwerden  unverträglich  und  sogar  verderblich  wer- 
den können,  wenn  die  Vertheuerung  in  Folge  der  ho- 
hen Abgaben  den  Absatz  und  mit  demselben  den  Ge- 
werbegewinn vermindert.  Wo  das  letztere  nicht  zu 
befürchten  ist  und  die  Regierung  der  hohen  Abgaben 
nicht  zu  entbehren  vermag,  kann  zwar  die  bereits  er- 
wähnte Regalisirung  eines  Gewerbezweiges  eintreten, 
indessen  geben  besonders  bei  der  Accise  und  den 
Zöllen  höhere  Abgaben  in  der  Regel  nicht 
ein  höheres,  sondern  oft  ein  viel  geringeres 
Finanzeinkommen.  Mit  jeder  Preiserhöhung  der 
Waaren  hören  die  Aermern  auf  Käufer  zu  sein,  und 
da  die  Zahl  derselben  stets  um  vieles  grösser,  als  die 
der  Reichern  ist,  so  hat  jede  bedeutende  Vertheuerung 
durch  Abgaben  das  Sinken  des  Absatzes  in  zunehmen- 
dem Verhältnisse  zur  Folge.  Massige  Abgabesätze, 
bei  welchen  sich  dieser  nicht  merklich  vermindert,  zei- 
gen sich  für  die  Finanzeinnahme  stets  am  ergiebigsten. 

Die  Acciseilj  insofern  diese  Benennung  den  bei 
der  Verfertigung  der  Waaren  zu  erhebenden 
Abgaben  vorbehalten  bleibt,  können  nie  auf  alle  Gewerbe 
ausgedehnt  werden,  weil  eine  Controlle  der  gesammten 
Gewerbsamkeit  schon  der  Kosten  wegen  unausführbar 
ist,  und  bei  vielen  Gewerben  auch  nicht  ohne  die  un- 
angemessenste Belästigung  geschehen  kann.  Sie  muss 
daher  auf  wenige  beschränkt  und  dazu  solche  ausge- 
wählt werden,  bei  welchen  diese  Abgabe  eine  be- 
deutende Einnahme  gewähren,  sich  gut  aus- 
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gleichen  undmitnicht  zu  grosser  B e s c h w e r d e 
controllirt  werden  kann.  Da  Gegenstände,  je 
allgemeiner  ihr  Verbrauch  ist,  einen  desto  grössern 
Absatz  haben,  von  demselben  aber  hauptsächlich  der 
Ertrag  der  auf  die  Verfertigung  derselben  gelegten  Ab- 
gabe abhängt,  so  eignen  sich  für  die  Accise  am  meisten 
diejenigen  Gewerbe,  welche  entweder  Bedürfniss- 
mittel oder  solche  Gegenstände  des  Wohlle- 
bens hervorbringen,  deren  Verbrauch  ein  sehr 
weit  verbreiteter  ist,  weil  der  der  mittlem  und 
höhern  Stände  ,  sowohl  dem  Betrage  als  dem  Werthe 
nach,  von  dem  der  niedern  bei  weitem  übertroffen  wird. 
Dadurch  wird  sie  zu  einer  Abgabe,  welche  das  Ar- 
beitslohn erhöht  und  sich  am  gleichmässigsten  auf 
alle  Stände  nach  Maassgabe  ihres  Aufwandes  oder  der 
Arbeit,  welcher  sie  bedürfen,  vertheilt.  Damit  aber 
diese  Vertheilung  und  vermittelst  derselben  die  Ausglei- 
chung eintreten  kann,  müssen  die  mit  der  Accise  zu 
belegenden  Gewerbe  ihren  Absatz  vorzüglich  im  Inlande 
finden,  denn  über  die  Grenzen  desselben  hinaus  hebt 
die  Concurrenz  mit  den  ausländischen  Gewerbetreibenden 
die  Möglichkeit  der  Preiserhöhung  durch  die  Abgabe 
auf.  Der  Controlle  wegen  ist  es  noth wendig,  dass  die 
Verfertigung  der  accisbaren  Waaren  in  abgesonderten 
Gewerbestätten  geschehen  muss,  denn  geschieht  sie  in 
der  Wohnung,  so  wird  die  Bewachung  des  Gewerbe- 
betriebs zu  einer  Bewachung  des  Hauswesens,  und 
ihre  Kosten  steigen  mit  den  Beschwerden,  die  sie  dem 
Gewerbetreibenden  und  dessen  Hausgenossen  verursa- 
chen, ohne  dennoch  die  Abgabe  sicher  stellen  zu  kön- 
nen. Bedeutend  sind  immer  die  Kosten,  welche  die 
Erhebung  und  Controlle  der  Accise  nöthig  macht,  um 
so  mehr  muss  darauf  Bedacht  genommen  werden,  nur 
solche  Gewerbe  dieser  Abgabe  zu  unterwerfen,  bei 
welchen  beide  ein  nicht  zu  grosses  Beamtenpersonale 
erfordern,  und  dieselbe  an  diejenigen  Acte  des  Gewerbe- 
betriebs zu  legen,    deren  Veränderung  und  Verheim- 
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Heining  sich  mit  dem  wenigsten  Aufwände  von  Nach- 
forschungen und  Zwangsmitteln  vorbeugen  lässt.  Wel- 
che Gewerbe  nach  diesen  Erfordernissen  für  die  Accise 
passen,  hängt  zunächst  von  den  örtlichen  Verhältnis- 
sen und  der  Lebensweise  der  Einwohner  des  Landes 
ab  ,  aber  so  verschieden  diese  auch  sind,  so  scheinen 
doch  die  Gewerbe  der  Müller,  Schlächter,  Weinberei- 
ter, Brauer,  Branntweinbrenner  und  Tabaksfabrikanten 
sich  dazu  am  meisten  zu  eignen. 

Die  sogenannte  Fixirung  der  Accise,  bei  wel- 
cher zur  Ersparung  der  Controlle  und  deren  Kosten  der 
Gewerbebetrieb  gegen  eine  bestimmte  monatliche  oder  jähr- 
liche Abgabe  frei  gegeben  wird,  verwandelt  dieselbe  in  eine 
Gewerbesteuer  und  hebt  das  Eigenthümliche  der  Accise  auf. 

Die  Zölle,  bei  welchen  man  Einfuhr-,  Aus- 
fuhr-, Durchgangs-  oder  Transito-,  Binnen - 
und  Wege  zolle  unterscheidet,  werden  erhoben, 
wenn  die  Waaren  über  gewisse  Linien,  die 
Zolllinien,  transportirt  werden,  und  zwar  die 
vier  erstem,  wenn  der  Transport  diese  Linien  durch- 
kreuzt, und  die  fünfte,  wenn  er  längst  der  Linie 
über  gewisse  Puncte  derselben  geht.  Sie  erschweren 
alle  mit  einander  den  Verkehr,  allein  so  nachtheilig, 
wie  sie  auch  dadurch  werden ,  so  unentbehrlich  sind 
sie,  sowohl  wegen  ihrer  Einträglichkeit,  als  wegen 
der  andern  Vortheile,  welche  sie  gewähren.  Gewerbe- 
abgaben und  Accisen  können,  ohne  die  Ge- 
werbe, denen  sie  auferlegt  sind,  zu  unter- 
drücken, nicht  ohne  Zölle  bestehen,  denn  eine 
Ausgleichung  jener  Abgaben  durch  Erhöhung  der  Waa- 
renpreise  ist  nur  möglich,  wenn  alle  Verfertiger  dieser 
Waaren  gleichen  Abgaben  unterworfen  sind  und  durch 
dieselben  ihre  Gewerbeunkosten  sich  auf  gleiche  Weise 
erhöhen.  Soll  also  die  Ausgleichung  nicht  unterblei- 
ben, so  müssen  entweder  die  Districte,  in  welchen 
die  Gewerbetreibenden  jene  Abgaben  zu  zahlen  haben, 
von  denen,  in  welchen  dieses  nicht  geschieht,  ganz 
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abgesondert  und  ausser  Verkehr  mit  einander  gesetzt 
werden,  oder  es  muss  die  Einfuhr  solcher  Waaren  in 
die  ersten  Districte  mit  Zöllen  belegt  sein,  deren  Sätze 
der  Erhöhung  der  Waarenpreise  durch  die  Abgaben  der 
Gewerbetreibenden  in  diesen  Districten  gleichkommen,  da- 
mit es  bei  der  Steigerung  der  Preise  durch  die  Abga- 
ben keinen  Unterschied  macht,  ob  die  Waaren  in  die- 
sen Districten  durch  Verfertigung  oder  durch  Einfuhr 
producirt  worden  sind.  Daher  erfordern  Gewerbeabga- 
ben und  Accisen,  wenn  sie  im  ganzen  Staate  erhoben 
werden,  dass  die  Staatsgrenzen,  und  wenn  sie  auf  Di- 
stricte beschränkt  sind,  dass  die  Districtsgrenzen  zu 
Zolllinien  gemacht,  und  im  ersten  Falle  Einfuhrzölle, 
im  andern  Binnenzölle  von  der  Höhe  des  angezeigten 
Betrages  festgesetzt  werden. 

So  bestimmen  sich ,  sowohl  die  Noth wendig- 
keit, als  die  Sätze  der  Einfuhr-  und  Binnen- 
zölle von  den  auch  in  dem  Lande  verfertigt  werden- 
den Waaren  durch  die  und  nach  den  auf  den 
Gewerbebetrieb  gelegten  Abgaben.  Höhere 
Sätze,  wie  man  sie  gewöhnlich  zum  Schutze  der  Ge- 
werbe des  Inlandes  verlangt,  machen,  dass  die  Zölle 
aufhören  Steuern  und  Einnahmen  der  Regierung  zu 
sein;  denn,  sollen  sie  schützen,  so  müssen  sie  die  Ein- 
fuhr verhindern,  und  je  mehr  sie  dieses  thun,  desto 
weniger  können  sie  einbringen,  aber  desto  mehr  wer- 
den die  gesteigerten  Preise  der  inländischen  Waaren 
zu  Steuern,  welche  die  Verfertiger  derselben  von  den 
Verbrauchern  erheben,  und  desto  grösser  sind  die  Ver- 
luste, welche  die  Geschäftigkeit  der  erstem  den  letz- 
tern und  auch  dem  Staate  zufügt,  weil  jeder  Fleiss, 
welcher  noch  so  viel  Sehenswürdiges  darbietet,  dessen 
Werke  jedoch  nicht  durch  ihre  Preise  im  ungehemmten 
Verkehr  ihre  Unkosten  decken,  eine  Zerstörung  von 
Werth  ist  und,  statt  zur  Bereicherung,  nur  zur  Ver- 
armung des  Ganzen  führt.  Die  A^orzüge  der  Zölle  be- 
stehen aber  eben  in  den  grossen  Einnahmen,  welche 


320 


—    V.  — 


sie  gewähren,  weil  sie  auf  alle  Waarei*  auszudehnen 
sind,  und  ihre  überwiegenden,  dass  diese  Einnahmen 
bei  den  Zöllen  zu  den  Beschwerden  in  einem  so  gün- 
stigen Verhältnisse  stehen,  wie  bei  keiner  andern  Ab- 
gabe. 

Die  wichtigsten  aller  Zölle  sind  die  Eing'ang'S- 
ZÖlle,  d.  h.  die  auf  die  Einfuhr  ausländischer 
zum  Verbrauch  im  Inlande  bestimmter  Waa- 
ren  gelegten  Abgaben,  welche,  wenn  die  Sätze 
derselben  schon  einige  Zeit  hindurch  gedauert  haben, 
von  den  Verbrauchern  der  Waaren  getragen  werden, 
weil  die  Einfuhr  aufhören  würde ;  wenn  sie  dem  kauf- 
männischen Verdienste  oder  den  ausländischen  Produ- 
centen  zur  Last  fallen  sollten;  nur,  wenn  die  letztern 
ihre  Waaren  selbst  auf  den  inländischen  Markt  bringen, 
oder  wenn  es  ihnen  an  anderweitigem  Absatz  fehlt, 
kann  es  sich,  aber  nicht  anhaltend,  ereignen,  dass  sie 
den  Zoll  ganz  oder  theilweise  übernehmen  müssen,  und 
dass  so  das  Ausland  durch  denselben  besteuert  wird. 

Wohl  bei  keiner  andern  Abgabe  hängt  die  Erfül- 
lung des  Zwecks,  die  grösstmöglichste  Einnahme  zu 
gewähren,  mehr  von  der  Befolgung  des  allgemeinen 
Grundsatzes:  mässige  Sätze  den  höhern  vorzu- 
ziehen, ab,  als  bei  den  Eingangszöllen,  denn  Preis- 
erhöhungen vermindern  am  meisten  den  Verbrauch  der 
ausländischen  Waaren;  verschiedene  Waaren  erfordern 
daher  verschiedene  Zollsätze.  Die  Ermässigung  hat  aber 
auch  ihre  Grenze  ;  allgemein  ist  dieselbe  bei  jeder  Waare 
erreicht,  wenn  die  Herabsetzung  der  auf  dieselbe  ge- 
legten Zölle  in  einem  gewissen  Verhältnisse  nicht  mehr 
zur  Folge  hat,  dass  die  Einfuhr  der  Waaren  in  einem 
stärkern  Verhältnisse  steigt,  und  bei  Waaren,  die  im 
Inlande  verfertigt  werden,  ist  sie  durch  die  Gewerbe- 
abgaben und  die  Accise  gesteckt,  denn  bei  allen  diesen 
muss  der  Zoll,  wie  ich  bereits  gezeigt  habe,  der  Höhe 
dieser  Abgaben  entsprechen,  und  bei  solchen,  welche 
zur  weitern  Verarbeitung  dienen,   mit  den  Zollsätzen 
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der  aus  und  mit  denselben  verfertigten  W aaren  so  über- 
einstimmen ,  dass  der  Zollbetrag  der  letztern  dem  der 
dazu  gebrauchten  Materialien  und  Werkzeuge  entspricht. 

Nichts  ist  indessen  dem  kaufmännischen  Gewerbe 
nachtheiliger  und  den  Verkehr  störender,  als  eine  Un- 
gewissheit  oder  ein  häufiger,  besonders  ohne  vorherge- 
gangene Bekanntmachung  eintretender  Wechsel  der 
Zollsätze,  weil  die  eine,  wie  der  andere,  die  Möglich- 
keit einer  Ausgleichung  der  Abgabe  aufheben  und  den 
Kaufmann  ausser  Stand  setzen,  die  Kosten  seiner  Ge- 
schäfte vor  der  Unternehmung  derselben  berechnen  zu 
können.  Die  Ungewissheit  lässt  sich  nur  durch  eine 
klare  und  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Zollsätze 
in  einem  sogenannten  Zolltarif  heben,  dessen  Ent- 
werfung aber  höchst  schwierig  ist,  weil  die  sichere  Be- 
stimmung der  Zollsätze  theils  die  Festsetzung  ei- 
nes Maassstabes  für  die  Waaren  erfordert,  wel- 
cher keinen  Zweifel  zulässt,  theils  eine  solche  Be- 
zeichnung und  Classification  derselben  noth- 
wendig  macht,  bei  welcher  die  Auffindung  des  Zollbe- 
trages leicht,  und  eine  irrthümliche  Verwechselung  un- 
möglich wird;  beides  lässt  sich  nicht  vollständig,  son- 
dern nur  annähernd  erreichen.  Bei  dem  Maassstabe 
kommt  es  darauf  an,  dass  er  nicht  nur  fest  sei,  son- 
dern dass  auch  seine  Anwendung  weder  zu  viele 
Zeit  ,  noch  zu  viele  Mühe  verlangt,  damit  bei 
der  Verzollung  Unterschleife  ohne  zu  grosse  Be- 
lästigungen vermieden  werden  können;  der  so  häu- 
figen und  schnellen  Veränderungen  unterworfene,  oft 
nur  nach  willkürlichen  Schätzungun  anzunehmende 
Werth  der  Waaren  passt  daher  am  wenigsten 
zum  Zollmaassstabe,  am  meisten  dagegen  das  leicht 
zu  ermittelnde  Gewicht  derselben,  aber  auch  nicht 
für  alle  Waaren,  weil  bei  einigen  sich  die  Quantitäten 
besser  nach  dem  Rauminhalt,  bei  andern  nach  der 
Stückzahl  bestimmen  lassen.    Grössere  Schwierigkei- 
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ten.,  als  die  Noth wendigkeit  mehrerer  Maasstäbc  neben 
einander  bei  der  Auswahl  derselben  verursacht,  veran- 
lassen die  allmäligen  und  sich  stets  verändernden  Ue- 
bergänge  der  Waaren  bei  der  Classification  derselben. 
Durch  eine  Aufzählung  der  Waaren  lassen  sie  sich 
nicht  beseitigen,  denn  mit  jedem  Tage  entstehen  neue 
und  machen  auch  das  vollständigste  Verzeichniss  bald 
zu  einem  unvollständigen ,  und  je  voluminöser  durch  das 
Eingehen  in  das  Einzelne  der  Tarif  wird,  desto  weni- 
ger lässt  er  sich  übersehen  und  desto  unsicherer  macht 
er  dadurch  den  Verkehr.  Daher  verdient  eine  Einthei- 
lung  der  Waaren  in  wenige  umfassende  und  sich  desto 
mehr  von  einander  unterscheidende  Klassen  um  so  mehr 
den  Vorzug,  als  dadurch  auch  die  Zahl  der  Zollsätze, 
wTelche  von  der  der  Klassen  abhängt,  geringer  wird. 

Zur  Ausführung  eines  Zolltarifs  ist,  nächst  der 
vollständigsten  Bekanntmachung  desselben  und  seiner 
Dauer,  vor  allem  die  Bewachung  der  die  Zo  1  Hi- 
ll i e u  ausmachenden  Landesgrenzen  n  o  t  h  w  e  n- 
dig;  die  Kosten  derselben  nehmen  stets  einen  bedeu- 
tenden« Theil  der  Zolleinkünfte  hinweg  nnd  richten  sich 
theils  nach  dem  Verhältnisse  der  Länge  der 
Grenzen  zum  Flächen  räume,  welchen  sie  um- 
schliessen ,  theils  nach  der  natürlichen  Beschaf- 
fenheit der  Grenzen,  je  nachdem  dieselbe  die  Be- 
wachung entweder  erleichtert,  oder  erschwert,  und  end- 
lich nach  der  Höhe  der  Zollsätze,  weil  die  Be- 
wachung desto  strenger  sein  muss,  je  gewinnreicher  Um- 
gehungen derselben  sind.  Die  Kosten  steigen  sogar 
stärker,  als  die  Zollsätze  erhöht  werden,  und  es  giebt 
daher  auch  ein  Maximum  der  letztern  in  Hinsicht  der 
erstem,  bei  welchem  die  Zolleinnahme  nach  Abzug 
der  Erhebungsaufgaben  der  Regierung  das  grösste  Ein- 
kommen gewähren.  Obgleich  mit  der  Ueberschreitung 
der  Grenze  die  Verpflichtung  zur  Berichtigung  der  Zölle 
eintritt,  so  darf  deshalb  nicht  zugleich  die  Erhebung 
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derselben  geschehen,  sondern  es  ist  sogar  ihre  Stun- 
dung bei  gehöriger  Sicherstellung  der  Gefälle  zweck- 
mässiger, damit  die  Preise  der  Waaren  durch  die  Zin- 
sen der  Zollvorschüsse  nicht  zu  sehr  vertheuert  wer- 
den. 

Die  auf  die  Ausfuhr  einheimischer  Waa- 
ren gelegten  AllSg'ftllg'SZÖlle  stehen  den  Einfuhr- 
zöllen bei  weitem  nach.  Sie  sind  minder  einträglich, 
vcrtheilen  sich  schwerer  und  sind  dem  Gewerbeeinkom- 
men des  Volks  ungleich  gefährlicher.  Selten  erstrek- 
ken  Steuern  ihren  Einfluss  auf  die  Waarenpreise  so- 
gar bis  auf  die  Märkte  des  Auslandes,  besonders  wenn 
dieselben  von  mehreren  Ländern  aus  versorgt  werden 
und  die  Verkäufer  nicht  gleichen  Steuersystemen  un- 
terworfen sind;  jeder,  welcher  auf  denselben  Absatz 
sucht,  muss  sich  die  geltenden  Preise  gefallen  lassen, 
mag  der  Zoll,  den  er  bei  der  Ausfuhr  zu  erlegen  hatte, 
auch  noch  so  gross  gewesen  sein;  das  Ausland  trägt 
daher  selten  den  Ausgangszoll,  sondern  dieser  lastet 
auf  dem  Gewerbetreibenden,  welcher  die  Waare  aus- 
führte, und  kann  durch  Ausgleichung  auf  die  andern 
Staatsmitglieder  nicht  leicht  übertragen  werden.  Soll 
also  der  Vortheil  des  auswärtigen  Absatzes  nicht  ver- 
loren gehen,  und  sollen  die  auf  denselben  sich  stützen- 
den Gewerbe  fortdauern,  so  müssen  dieAusgangs- 
zölle  sehr  niedrig  sein;  dann  bringen  sie  aber 
so  wenig  ein,  dass  gegen  die  Gefahren,  welchen  sie 
das  Gewerbeeinkommen  aussetzen,  die  Einnahmen,  wel- 
che sie  der  Regierung  gewähren,  nicht  in  Betracht 
kommen.  Auf  den  finanziellen  Zweck  ist  es  auch  bei 
diesen  Zöllen  in  der  Regel  nicht  abgesehen,  sondern 
wieder  auf  den  Schutz  gegen  Noth  im  Allgemeinen  und 
gegen  die  Beeinträchtigung  der  Gewerbe,  welche  sich 
von  der  Ausfuhr  durch  die  Entziehung  der  Lebensmit- 
tel und  der  Materialien  zum  Gewerbebetrieb  besorgen 
lassen.  Jede  Abgabe,  welche  den  Absatz  nach  dem 
Auslande  beschränkt,  oder  unmöglich  macht,  und  da- 
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durch  die  Preise  der  Lebensmittel  und  Materialien  nie- 
derdrückt, ist  aber  eine  Steuer,  welche  die  Verfertiger 
derselben  an  die  Verbraucher  abtragen  müssen,  und 
welche ,  indem  sie ,  höchst  wenige  Fälle  ausgenommen, 
ohne  rechtliches  Fundament  die  Vortheile  des  Gewerbe- 
betriebs der  erstem  verkümmert,  durch  die  veran- 
lasste Stockung  desselben,  statt  der  Noth  abzuhelfen, 
gegentheils  diese  leicht  herbeiführt.  Das  wirksamste 
Schutzmittel  gegen  diese  ist,  wie  es  die  Erfahrung 
überall  bestätigt,  stets  der  freie  Verkehr. 

Der  Durtflg'ailgSZOll 9  welcher  bei  d  e  r  E  i  n- 
fuhr  für  das  Ausland  bestimmter  Waaren  er- 
hoben wird,  ist  nur  möglich,  wenn  es  wegen  der 
Kürze  des  Weges  oder  sonstiger  Bequemlichkeiten  we- 
niger kostet,  die  Waaren  aus  einem  fremden  Lande  in 
das  andere  durch  das  Staatsgebiet,  als  um  dasselbe 
herum  gehen  zu  lassen.  Die  Sätze  dieses  Zolls,  wel- 
chen allein  das  Ausland  zu  tragen  hat,  dürfen  daher 
dem  Unterschiede  dieser  Kosten  nicht  einstens  nahe 
kommen,  ohne  Gefahr  für  den  Durchgangshandel,  der 
bald  andere  Wege  sucht,  herbeizuführen  und  dem 
Lande  die  Vortheile  desselben  zu  entziehen.  Diese 
sind  aber  sehr  bedeutend,  besonders  wenn  die  Waaren 
nicht,  wie  bei  dem  Speditionshandel,  als  Eigen- 
thum des  Auslandes  blos  durchgeschafft  werden,  son- 
dern, wie  bei  dem  Tran  sitohandel,  in  das  Eigen- 
thum der  inländischen  Kaufleute  übergehen,  uud  die 
Handelsstädte  zu  Stapelplätzen  des  Auslandes  werden. 
Das  Uebelste  bei  den  Durchgangszöllen  ist,  dass,  wenn 
die  Staatsbedürfnisse  hohe  Einfuhrzölle  erfordern,  für 
die  erstem  besondere  Tarife  festgesetzt  werden  müs- 
sen, und  dass  das  Nebeneinanderbestehen  zweier  ver- 
schiedenen Tarife  die  lästigsten  und  kostbarsten  Con- 
trollmaassregeln  nothwendig  macht,  damit  nicht  die  zum 
Durchgänge  versteuerten  Waaren  im  Inlande  bleiben 
und  der  auf  den  inländischen  Verbrauch  gelegte  Ein- 
fuhrzoll umgangen  werde. 
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Binnenzölle »  welche  bewachte  Zolllinien  im 
Inlande  voraussetzen,  stören  am  meisten  den  Verkehr 
und  gewöhnen  das  Volk  an  Zolldefraudationen.  Sie 
sind  der  Ausgleichung  wegen  nothwendig,  wenn  ver- 
schiedene Abgabesysteme  sich  in  den  verschiedenen 
Theilen  des  Staats  nicht  vermeiden  lassen ,  wie  dieses 
namentlich  bei  grossen  Städten  der  Fall  ist,  in  welchen 
bei  dem  grossen  Zufluss  der  Fremden  Verbrauchs- 
steuern ein  bedeutendes  Einkommen  gewähren,  welche 
bei  der  Unmöglichkeit  der  Controlle  derselben  auf  dem 
platten  Lande,  auf  dasselbe  nicht  ausgedehnt  werden 
können.  Die  sogenannten  Thoraccisen  sind  daher 
die  häufigsten  Binnenzölle. 

IkVegfezÖlle  für  die  Benutzung  der  Land-  und 
Wasserstrassen  sollten  nur  die  auf  dieselben  verwen- 
deten Unkosten  decken,  aber  nicht  ein  Finanzeinkom- 
men geben;  denn  thun  sie  dieses  letztere,  so  beein- 
trächtigt die  Erschwerung  des  Verkehrs  durch  die  Ab- 
gaben den  Zweck  derselben,  statt  ihn  zu  erleichtern, 
und  schadet  besonders  dem  Durchgangshandel. 

Wenn  die  Ausgaben  der  Regierung  festgestellt 
und  ihre  Einnahmen  ermittelt  sind,  so  müssen  beide 
mit  einander  in  die  möglichst  zweckmässig- 
ste  Verbindung  gesetzt  werden.  Dieses  soll 
durch  die  Finanzorganisation  geschehen,  wel- 
che den  Gegenstand  des  dritten  Theils  der  Finanz- 
wissenschaft ausmacht,  und  zum  Ziele  hat,  das  Wirth- 
schaftswesen  der  Regierung  so  einzurichten, 
dass  es  einen  gesicherten  Fortgang  hat,  die 
wenigsten  Unkosten  veranlasst,  dass  Ver- 
nachlässigungen und  Veruntreuungen  ver- 
mieden werden,  und  dass  dasselbe  das  Ver- 
trauen des  Volks  zur  Regierung  bestärkt. 
Ordnung,  welche  am  zuverlässigsten  vor  Störungen 
bewahrt,  Einfachheit,  welche  am  meisten  zur  Ver- 
minderung der  Kosten  führt,  Übersichtlichkeit, 
ohne  welche  sich  Missbräuche  weder  vorbeugen,  noch 
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entdecken  lassen  ,  und  endlich  E  n  t  f  e  r  n  u  n  g  v o  n 
Heimlichkeiten,  welche  jedes  Vertrauen  stören 
sind  daher  die  ersten  Erfordernisse  der  Finanzverwal- 
tung und  zugleich  die  Bedingungen,  aus  und  von  wel- 
chen die  Organisation  derselben  auszugehen  hat.  Da- 
von, dass  dieselbe  dem  Charakter  und  dem  Zustande 
des  Volks  angemessen  sei  und  streng  aufrecht  erhal- 
ten werde,  hängt  in  einem  hohen  Grade  der  Erfolg 
der  ganzen  Staatsverwaltung  und  die  Ruhe  und  das 
Glück  im  Staate  ab. 

Die  Geschäfte  derselben  zerfallen  in  drei  Abthei- 
lungen, in  die  der  Aufstellung  der  Finanzplänc, 
der  Ausführung  derselben  und  der  Conti* olle 
der  Ausführung. 

Die  ersten  sind  die  wichtigsten,  nicht  blos  weil 
sie  die  vollständigste  Kenntniss  und  Auffassung  des 
Staatsganzen  und  des  Staatslebens  erfordern ,  sondern 
weil  sie  auch  für  die  Geschäfte  der  beiden  andern  Ab- 
theilungen die  bestimmenden  sind.  Bei  denselben  kann 
entweder  von  dem  Principe  ausgegangen  werden ,  je- 
der Klasse  von  Ausgaben  bestimmte  Einnah- 
men, aus  welchen  sie  bestritten  werden  sol- 
len, zuzuweisen,  oder  von  dem  entgegengesetzten, 
den  Gesammtbetrag  aller  Ausgaben  durch  den 
G e s a m m t b e t r a g  aller  Einnahmen  zu  decken; 
im  ersten  Falle  entstehen  soviele  abgesonderte  Wirth- 
schaften,  als  Klassen  von  Ausgaben  gemacht  werden, 
im  andern  bildet  das  Finanzwesen  nur  eine  das  Ganze 
umfassende  Wirthschaft;  im  ersten  ist  der  Finanzplan 
nur  ein  Aggregat  der  einzelnen  Wirthschaftspläne,  im 
andern  bedingen  sich  alle  Theile  desselben  wechselsei- 
tig und  machen  ihn  selbst  zu  einem  organischen  Gan- 
zen. Mag  man  auch  der  Finanzorganisation  nach  der 
erstem  Methode  nachrühmen,  dass  sie  den  Geist  der 
Sparsamkeit  befördere,  und  dass  die  einzelnen  Staats- 
institute, wenn  sie  besondere  Einnahmequellen  haben, 


—    V.  — 


327 


sich  in  einer  mehr  gesicherten  Lage  befinden,  auch 
selbst,  dass  oft  die  Geschäfte  der  Vereinnahmung  und 
Verausgabung  als  Nebengeschäfte  der  eigentlichen  Ver- 
waltung ohne  besondere  oder  mit  geringeren  Kosten  ge- 
schehen können,  so  lässt  sich  doch  gegen  dieselbe  mit 
vollem  Rechte  einwenden,  dass  die  Sicherstellung  der 
Institute  durch  eigene  Fonds  oft  ihrer  zeitgemässen 
Veränderung  grosse  Hindernisse  in  den  Weg  legt  ,  dass 
die  gerühmte  Sparsamkeit  in  einer  nach  den  zugewie- 
senen Mitteln  nur  beschränkten  Erfüllung  der  Zwecke 
besteht,  und  wieder  dadurch  nur  zu  häufig  aufgewogen 
wird,  dass  bei  solchen  Instituten,  deren  Mittel  den  er- 
forderlichen Bedarf  der  Zwecke  übersteigen,  dieselben 
nicht  genutzt  oder  Bestimmungen  für  dieselben  auf- 
gesucht werden,  und  dass  endlich  die  Kosten  der  Ver- 
waltung nur  wegen  ihrer  Vereinzelung  gering  scheinen, 
aber,  wegen  der  Zahl  der  Verwaltungen,  es  der  Summe 
nach  in  der  That  nicht  sind.  Am  meisten  steht  aber 
einer  solchen  Finanzorganisation  entgegen,  dass  mit  der 
finanziellen  Trennung  auch  die  enge  Verbindung  locke- 
rer wird,  in  welcher  alle  Theile  der  Staatsverwaltung 
mit  einander  stehen  sollen,  dass  die  Erhaltung  des  zur 
gehörigen  Staatsverwaltung  erforderlichen  Gleichge- 
wichts in  der  Finanzverwaltung  unmöglich  wird,  und 
dass,  sobald  aus  der  letztern  die  Einheit  schwindet, 
auch  die  Uebersicht  über  dieselbe  aufhören  muss.  Je 
grösser  daher  die  Staaten  sind,  je  weiter  sie  in  dem 
Culturzustande  vorgeschritten  sind,  und  je  mehr  die 
Einnahmen  der  Regierungen  nur  durch  Abgaben  ge- 
schafft werden  können,  desto  stärker  tritt  die  Nothwen- 
digkeit  ein,  das  Finanzwesen  nach  dem  zweiten  Prin- 
cipe als  ein  Ganzes  zu  organisiren  und  nur  bei  einzel- 
nen Instituten,  auf  deren  Sicherstellung  es  besonders 
ankommt,  das  erste  Princip  ausnahmsweise  gelten  zu 
lassen. 

D  i  e  A  u  f  s  t  e  1 1  u  n  g  e  i  n  e  s  F  i  n  a  n  z  p  1  a  n  s  f  ü  r  e  i- 
nen  bestimmten  Zeitraum  —  gewöhnlich  den  ei- 
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lies  Jahres  —  in  Zahlen,  nennt  man  einen  Etat  und 
unterscheidet  General-  und  Special-,  Ausgabe- 
und  Einnahmeetats.  Obgleich  die  Specialctats  immer 
nur  Abtheilungen  des  Generaletats  sind,  und  auch  in 
der  Form  mit  demselben  übereinstimmen  müssen,  so  ist 
doch  der  Unterschied  beider  von  einander,  mit  Aus- 
nahme des  Generaletats  für  die  ganze  Staatsverwaltung, 
oder  des  sogenannten  BiicljetS9  und  der  Specialetats 
für  die  einzelnen  und  letzten  Unterabtheilungen  der 
Verwaltung,  und  der  Institute,  nur  ein  beziehungswei- 
ser, denn  die  Benennung  wechselt,  je  nachdem  man 
die  Verwaltung,  auf  welche  der  Etat  sich  bezieht,  als 
ein  Ganzes  oder  als  den  Theil  eines  Ganzen  betrachtet. 
So  ist  der  Etat  einer  Provinzialverwaltung  in  Bezug 
auf  die  Staatsverwaltung  ein  Specialetat,  in  Bezug  aber 
auf  die  Zweige  der  Provinzialverwaltung,  für  welche 
die  Abtheilungen  desselben  besondere  Etats  bilden,  ein 
Generaletat.  Je  mehr  in  der  Finanzorganisation  das 
zweite  Princip  vorwaltet,  desto  mehr  trennt  sich  die 
specielle  Vereinnahmung  von  der  speciellen  Veraus- 
gabung, und  desto  seltener  können  die  Specialetats  sich 
in  gleichem  Grade  auf  beide  beziehen.  Die  Verwal- 
tungsbehörden, welche  als  Finanzbehörden  die  Einnah- 
men zu  besorgen  haben,  erheben  dieselben  und  über- 
weisen den  vereinnahmten  Betrag  an  die  Gentraibehörde, 
welche  wiederum  die  andern  einzelnen  Verwaltungs- 
behörden mit  dem  zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  er- 
forderlichen Bedarf  zu  versorgen  hat;  so  werden  die 
Etats  für  die  erstem  nur  zu  Einnahmeetats  und  die  für 
die  andern  nur  zu  Ausgabeetats,  welche  erst  in  dem 
Generaletat  der  Centraibehörde  wieder  ihre  Verbindung 
mit  einander  erhalten.  Ungeachtet  dieser  Trennung 
bleibt  es  doch  bei  jedem  Etat  unerlasslich,  dass  er  eine 
vollständige  Darstellung  der  Verwaltung  sei,  für  wel- 
che er  bestimmt  ist,  und  soweit  diese  sich  in  Zahlen 
geben  lässt.  So  müssen  daher  die  Etats  der  Finanz- 
behörden nicht  blos  die  Bruttoeinnahmen,  sondern  auch 
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die  Kosten ,  welche  ihre  Erhebung  und  Gewinnung  ver- 
anlasst, nachweisen,  und  die  Vcrwaltungsetats  der 
Staatsinstitute  deren  sämmtliche  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen enthalten;  denn,  sind  diese  in  verschiedenen 
Etats  zerstreut,  so  kann  es  sich,  weil  alle  Uebersicht 
schwindet,  leicht  ereignen,  dass  gewisse  Abgaben  und 
Grundstücke  für  Einnahmequellen  gehalten  werden, 
welche  es  wegen  der  grössern  Unkosten  nicht  sind, 
und  dass  Institute  fortbestehen,  ungeachtet  ihr  Nutzen 
den  Ausgaben,  welche  in  mehreren  Etats  versteckt  sind, 
nicht  entspricht. 

Sämmtliche  Etats  können  sich  nur  auf  die 
gewöhnlichen  Staatsbedürfnisse  und  Ein- 
nahmen beziehen,  und  diese  sind  theils  bestän- 
dige, theils  unbeständige-,  die  erstem  lassen  sich 
spcciell  aufzählen,  die  letztern  nur  nach  einem  Ueber- 
schlage,  welcher  sich  auf  die  bisherige  Erfahrung  stützt, 
in  Ansatz  bringen.  Der  sichere  Gang  der  Verwaltung 
fordert  zwar,  dass  in  den  Etats  die  einzelnen  Ausga- 
ben und  Einnahmen,  nach  einer  angemessenen  Thei- 
lung  in  Titel,  mit  möglichster  Genauigkeit  aufgeführt 
werden,  indessen  kann  ein  zu  weit  gehendes  Bestre- 
ben hierin,  besonders  bei  den  unbeständigen  Ausgaben; 
doch  sehr  nachtheilig  werden,  und  nicht  nur  die  Etats, 
die  nur  zur  Regelung  der  Verwaltung  dienen  sollen,  zu 
Fesseln  derselben  machen,  sondern  auch  die  Behörden, 
indem  sie  auf  eine  den  Staatszweck  beeinträchtigende 
Weise  beengt  werden,  zum  Mechanismus  verleiten. 
Nie  darf  den  Verwaltungsbehörden  aber  die  Befugniss 
zum  Handeln  benommen  werden,  und  daher  muss  ih- 
nen auch  in  den  Etats  durch  Titel  ohne  besondere  Be- 
stimmung, welche  gewöhnlich  die  Benennung:  Ins- 
gemein, erhalten,  der  erforderliche  Spielraum  zum  Han- 
deln unter  eigner  Verantwortlichkeit,  und  die  Mittel 
dazu  gesichert  bleiben.  Die  Haupterfordernisse  der 
Etats  und  überhaupt  des  Finanzplans  sind  immer  Voll- 
ständigkeit und  Uebersichtlichkeit,  welche  sich 
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beide  nur  durch  eine  systematische  Anordnung 
und  Eintheilung  erlangen  lassen. 

D  i  e  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  d  e  r  F  i  n  a  n  z  p  1  ä  n  e  g  e  s  c  h  i  e  h  t 
durch  das  Kastenwesen  oder  durch  die  Ge- 
schäfte der  Vereinnahmung  und  Verausga- 
bung nach  den  Vorschriften  der  Etats.  So 
mechanisch  diese  Geschäfte  zu  sein  scheinen,  so  sehr 
erfordert  doch,  bei  grossem  Umfange  derselben ,  die  Er- 
haltung der  Ordnung  eine  angestrengte  geistige  Thä- 
tigkeit.  Da  durch  die  Kassen  die  Etats  ausgeführt  wer- 
den sollen,  so  muss  denselben  übereinstimmend  sowohl 
ihre  Einrichtung  als  ihre  Eintheilung  sein;  sie  zerfallen 
daher  auch,  wie  die  Etats,  in  General-  und  Spe- 
cial-, Ausgabe-  und  Einnahme kassen,  zu  wel- 
chen noch,  wenn  ausser  Geld  noch  Naturalien  verein- 
nahmt und  verausgabt  werden,  weil  die  eigentlichen 
Kassen  nur  die  Geldversur  zum  Gegenstande  haben, 
die  Materialien-  und  Magazin  Verwaltung  hin- 
zukommt, welche  auf  gleiche  Weise  nach  Etats  ge- 
schehen muss,  und  desto  schwieriger  ist,  je  mehr  die 
Gegenstände  derselben  dem  Verderben  unterworfen  sind. 

Bei  dem  gesammten  Kassenwesen  sind  die  allge- 
meinen Erfordernisse  der  Einrichtung,  dass  die  Füh- 
rung desselben  in  völliger  Uebereinstimmung 
mit  den  Etats  geschehe  und  jede  Abweichung 
von  denselben  leicht  entdeckt  werden  könne; 
es  gehört  zur  ordentlichen  Führung,  dass  die  Kasse 
alles,  was  ihr  durch  den  Etat  zugewiesen  ist,  recht- 
zeitig und  in  der  vorgeschriebenen  Art  empfange,  aber 
nichts  vereinnahme,  Avas  ihr  nicht  zukommt,  dass  die 
Bestände  sicher  und  nicht  länger,  als  es  vorgeschrie- 
ben ist,  aufbewährt  werden,  und  dass  endlich  die  Ver- 
ausgabung zur  rechten  Zeit  und  in  der  verordneten 
Weise  geschehe.  Zu  jeder  Kassen  Operation  ist 
daher  der  Nachweis,  sowohl  derBefugniss  zu 
derselben,  als  auch,  dass  sie  geschehen 
noth wendig.    Die  erste  liegt,   wo  der  Etat  speciell 
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bestimmt  ist  ,  also  bei  den  beständigen  Einnahmen  und 
Ausgaben,  schonin  denselben,  und  nur  bei  den  unbestän- 
digen bedarf  es  dazu  besonderer  Anweisungen  der  der 
Kasse  vorgesetzten  und  sie  controllirenden  Behörde. 
Der  Nachweis  der  Einnahme  und  besonders,  dass  nicht 
mehr  vereinnahmt  sei,  lässt  sich  nicht  so  leicht,  wie 
der  der  Ausgabe  durch  die  Quittungen  der  Empfänger, 
sondern  oft  nur  durch  künstliche  Beweismittel  führen, 
oft  muss  das  Vertrauen  zur  Pflichtmässigkeit  der  Beam- 
ten zureichen,  und  die  meisten  Veruntreuungen  werden 
daher  durch  die  Verheimlichung  von  Einnahmen  ver- 
sucht und  verübt.  Das  sicherste  Mittel,  diese  überhaupt 
zu  verhüten  und  sie  bald  zu  entdecken,  ist  die  mög- 
lichste Vereinfachung  des  Kassenwesens  und  die  Ver- 
meidung der  Vervielfältigung  der  Kassen,  besonders 
der  sogenannten  Nebenkassen,  welche ,  indem  sie  die 
Uebersicht  erschweren,  zu  Unordnungen  und  Verwicke- 
lungen, welche  nur  zu  häufig  auch  zu  Unterschleifen 
verleiten,  vielfältige  Veranlassung  geben. 

Die  Co n trolle  der  Finanzverwaltung  soll 
zur  Entdeckung  u n d  A b h ü  1  f e  d c r  M ä n g e  1  der- 
selben führen,  und  beruht,  da  das  Bewusstsein  in 
jeder  Wirthschaft  nur  von  der  Rechnung  ausgeht, 
hauptsächlich  auf  dem  Rechnung^ Wesen 9  wel- 
ches, damit  sich  die  Regierung  über  die  Angemessen- 
heit der  Mittel  zu  den  Zwecken  nie  in  einer  Duukel- 
-  heit  oder  Ungewissheit  befinde,  so  eingerichtet  sein 
muss,  dass  es  zu  jeder  Zeit  die  vollständigste  Ueber- 
zeugung  gewähren  kann,  nicht  nur,  inwiefern  die  Ver- 
waltung den  Finanzplänen  und  den  Vorschriften  ent- 
sprechend geführt  worden,  sondern  auch,  inwiefern 
die  Finanzpläne  sich  als  zweckmässig  bewährt  haben, 
oder  der  Abänderung  bedürfen.  Das  Rechnungswesen 
muss  daher  mit  der  Verwaltung  und  der  Kassenfüh- 
rung,  als  Buchhaltung  oder  Blldlhalterei,  un- 
unterbrochen fortgehen,  in  jedem  beliebigen  Augen- 
blicke,   wenn  eine  Uebersicht  oder  eine  Vcr«leichun«- 
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mit  den  Kassenbeständen  verlangt  wird,  einen  Abschhiss 
gestatten  und  nach  der  jedesmaligen  Beendigung  der 
etatsmässigen  Zeiträume  in  der  Rechnung'  eine 
vollständige  Darstellung  der  Verwaltung  nach  den  Etats 
gewähren.  Dazu  muss  die  Rechnungsführung  eine  in 
sich  richtige  sein,  mit  dem  jedesmaligen  Zustande  der 
Kasse  übereinstimmen  und  jede  vorgekommene  Abwei- 
chung von  dem  Etat  rechtfertigen ;  ihre  Prüfung  in  die- 
ser dreifachen  Beziehung  geschieht  durch  die  Jtecll- 
Ilimgsre Vision ,  von  deren  peinlicher  Genauigkeit 
und  Strenge  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in;  dem 
Rechnungs-  und  Kassenwesen  und  in  der  gesammten 
Finanzverwaltung  abhängt,  denn  sie  soll  ermitteln,  in- 
wiefern bei  denselben  die  Vorschriften  erfüllt  sind, 
und  bei  entdeckter  unregelmässiger  oder  gar  ungetreuer 
Verwaltung  dem  Strafverfahren  gegen  die  Schuldigen 
vorarbeiten,  bei  getreuer  hingegen  durch  die  Verglei- 
chung  mit  den  Etats  den  Aufschluss  geben,  ob  und  in- 
wiefern dieselben  verändert  werden  müssen,  um  den 
Bedürfnissen  der  Staats  -  und  Finanzverwaltung  zu  ent- 
sprechen. 

Der  vierte  und  letzte  Theil  der  Finanzwissen- 
schaft bezieht  sich  auf  das  aus  dem  Verhältnisse 
der  Einnahmen  zu  denAusgaben  hervorgehen- 
de Finanzvermögen  des  Staats,  welches 
entweder  ein  positives  oder  ein  negatives  sein  kann. 
Das  erstere  geht  aus  der  Aufsammlung  überschiessen- 
der  Einnahmen  hervor  und  bildet  den- Staatsschatz; 
das  andere,  die  Folgen  die  Einnahme  übersteigender 
Ausgaben,  sind  die  Staatsschulden. 

Ein  Staatsschatz  —  zu  welchem  man  das  in 
Grundstücken  bestehende  Staatsvermögen  gewöhn- 
lich nicht  rechnet  —  soll  die  Regierung  in  den  Stand 
setzen,  bedeutende,  durch  ungewöhnliche  Er- 
eignisse herbeigeführte  Ausgaben,  beson- 
ders wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  gleich  lei- 
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sten  zu  können,  und  dem  Volke,  durch  erhöhte  Ab- 
gaben während  der  Jahre  der  Ruhe  und  des  Glücks, 
den  in  Zeiten  des  Krieges  und  der  Noth  sonst  unver- 
meidlichen und  dann  doppelt  lastenden  Druck  hochge- 
steigerter ausserordentlicher  Steuern  ersparen;  allein, 
um  diesen  Zweck  erreichen  zu  können,  muss  der  Be- 
trag des  Schatzes,  bei  den  Ungeheuern  Kosten,  welche 
namentlich  Kriege  verursachen,  so  gross  sein,  dass 
dem  Volke  durch  die  zur  Ansammlung  desselben  not- 
wendige Erhöhung  der  Abgaben  nicht  nur  ein  sehr 
fühlbarer  Druck  erwächst,  sondern  auch  seiner  Betrieb- 
samkeit ein  beträchtlicher  Theil  des  Capitals  entzogen 
wird,  welcher,  weil  ein  Schatz  seiner  Bestimmung  ge- 
mäss stets  bereit  liegen  muss,  und  weder  auf  Dar- 
lehne, noch  zum  Erwerbe  benutzt  werden  darf ,  dadurch 
zu  einem  todten  Capitale  gemacht  wird.  Das  Schatz- 
sammeln ist  daher  ein  sehr  kostbares  Mittel 
zur  Vorbeugung  finanzieller  Verlegenheiten, 
wenn  es  weiter  ausgedehnt  werden  soll,  als  auf  die 
Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben,  die  im  Laufe  je- 
der, auch  der  wohlgeordnetsten  Staatsverwaltung  vor- 
kommen, aber  auch  ein  unzureichendes,  weil  der 
zur  Bestreitung  von  Kriegskosten  und  zur  Abhülfe 
grosser  und  allgemeiner  Noth  erforderliche  Betrag  sich 
nie  vorher  übersehen  lässt,  und  gewöhnlich  die  Gren- 
zen, bis  zu  welchen  das  Schatzsammeln  gehen  kann, 
übersteigt,  aber  endlich  auch  nicht  ein  noth  wendi- 
ges, wenn  der  Staatscredit  die  Regierung  in  den  Stand 
setzt,  sich  durch  Darlehne  die  zu  den  ungewöhnlichen 
Ausgaben  erforderlichen  Fonds  zu  verschaffen. 

Die  Staatsschulden ,  welche  aus  diesen  Dar- 
lehnen hervorgeheu,  stehen  zwar  den  Staatsschätzen 
gerade  entgegen,  haben  aber  mit  denselben  den  glei- 
chen Zweck:  der  Gegenwart  eine  Aushülfe  zu 
verschaffen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  ver- 
mittelst des  Staatsschatzes  die  Vergangenheit,  mit- 
telst  der  Staatsschulden  dagegen  die  Zukunft  die- 
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selbe  gewähren  soll.  Die  Zweifel  gegen  die  rechtliche 
Möglichkeit  der  Staatsschulden  treffen  daher  ebenso 
sehr  den  Staatsschatz;  denn,  wenn  es  unzulässig  sein 
soll,  die  Ausgaben,  welche  gegenwärtige  nothwendige 
Staatsbedürfnisse  erfordern ,  im  Wege  der  Schulden  viel- 
leicht den  Nachkommen  aufzubürden,  kann  es  ebenso 
wenig  zulässig  gewesen  sein,  sie  durch  die  gesche- 
hene Ansammlung  eines  Schatzes  den  Vorfahren  auf- 
gebürdet, zu  haben.  Die  Nachwelt  hat  vor  der  Vor- 
welt in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse  der  Gegenwart  keine 
Vorrechte,  aber  das  Interesse  beider  war  und  wird 
stets  an  die  Fortdauer  und  zwar  an  die  kräftige  Fort- 
dauer des  Staats  gebunden  sein;  das  der  Vorwelt  war 
es,  weil  schon  die  Vorstellung  an  eine  begrenzte  Dauer 
desselben  die  Sicherheit  aufhebt,  welche  er  gewähren 
soll,  und  das  der  Nachwelt  wird  es  sein,  weil  ihr  nur 
mit  der  Erhaltung  des  Staats  auch  die  aus  demselben 
hervorgehenden  Vortheile  erhalten  werden  können.  Die 
rechtliche  Möglichkeit  der  Staatsschulden 
setzt  jedoch  stets  ihre  Noth wendigkeit  vor- 
aus, welche  nur  eingetreten  ist,  wenn  ausserordent- 
liche, nicht  fortdauernde  Ausgaben  in  einem  Betrage 
unvermeidlich  werden,  der  sich  zur  Zeit  des  Bedarfs 
nicht  durch  Abgaben  erheben  lässt,  ohne  das  Volks- 
vermögen in  einem  die  Betriebsamkeit  und  den  Erwerb 
benachtheiligenden ,  wohl  gar  lähmenden  Grade  anzu- 
greifen. In  solchen  Fällen  sind  Staatsschulden  völlig 
gerechtfertigt  und  sogar  als  minder  kostbar  den  Staats- 
schätzen vorzuziehen,  denn  durch  die  erstem  wird  der 
Gewinn,  den  die  letztern  als  Betriebscapitale  gewähren 
können,  von  dem  Zeitpuncte  ihrer  Ansammlung  bis  zu 
dem  ihrer  Verwendung,  ganz  und  von  diesem  bis  zur 
Rückzahlung  der  Schulden,  soweit  er  die  Zinsen  der- 
selben übersteigt,  dem  Volke  erhalten,  und  der  Capi- 
talsvcrlust,  insofern  man  eine  Ausgabe  zur  Erhaltung 
und  Sicherung  des  Staats  so  nennen  darf,  ist  bei  den 
einen,  wie  bei  den  andern,  derselbe. 
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Ob  bei  der  rechtlichen  Möglichkeit  der  Staatsschul- 
den aber  auch  die  wirkliche  derselben  vorhanden  ist, 
hängt  von  der  Beschaffenheit  des  jStaatSCreditS  ab. 
Die  Ueberzeugung,  dass  der  Schuldnerseine  Verpflich- 
tungen zur  rechtzeitigen  Zahlung  sowohl  des  geborg- 
ten Capitals,  als  der  ausbedungenen  Zinsen,  wird  er- 
füllen können,  wollen  und  müssen,  auf  welche  sich  der 
Credit  im  Allgemeinen  gründet,  kann  dem  Staatsgläu- 
biger nie  dem  ganzen  Umfange  nach  in  dieser  dreifa- 
chen Beziehung  zu  Theil  Averden,  weil  der  Staat  keine 
höhere  Macht  über  sich  anerkennen ,  also  auch  nicht 
gezwungen  werden   kann,    und   sein  Credit  sich  von 
Seiten  des  Volks  auf  dessen  Vermögen  und  Erwerb, 
und  von  Seiten  der  Regierung  auf  den  erprobten  recht- 
lichen Sinn  derselben  stützt.     Je  mehr  die  Gegenwart 
darauf  Bedacht  nimmt,  das,  was  sie  von  der  Vergan- 
genheit empfing,  zu  vermehren  und  der  Zukunft  zu  er- 
halten,  desto  mehr  kann  sie  auch  von  dieser  wieder 
auf  Unterstützung  rechnen,    desto  zahlreicher  und  be- 
deutender werden  die  Schätze,    welche  sich  im  Volke 
bei  allen  Vermögenden  anhäufen,    und  ohne  der  ge- 
winnvollen Benutzung  entzogen  zu  werden,  als  Fun- 
damente des  Staatscredits  der  Regierung  dienen  kön- 
nen, sobald  dieselbe  durch  eine  gerechte  und  sparsame 
Verwaltung,   sowie  durch  die  gewissenhafte  Erfüllung 
der  eingegangenen  Verbindlichkeiten  sich  das  Vertrauen 
und  die  Verehrung  des  In-  und  Auslandes  geschafft 
hat.     Auf  das  letztere  kommt  es  bei  den  Staatsschul- 
den sehr  an,  denn,  so  viele  Darlehne  aus  dem  Aus- 
lande zufliessen,  so  viele  Capitale  werden  der  Betrieb- 
samkeit des  Inlandes  erhalten,  und  so  lange  der  Profit, 
den  diese  geben,  den  Zinssatz  übersteigt  —  und  das 
wird  in  noch  nicht  ganz  zerrütteten  Staaten  stets  der 
Fall  sein  —  bringen  die  ins  Ausland  gehenden  Zinsen 
nicht  Verluste,    sondern  retten  vielmehr  dem  Inlande 
den  aus  dem  Ueberschuss   des  Profitsatzes  über  den 
Zinssatz  hervorgehenden  Gewinn;  überhaupt,   fehlt  es, 
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zumal  in  den  vermögendem  Theilen  des  benachbarten 
Auslandes,  an  Lust  zur  Theilnahme  an  den  Darlehnen, 
so  ist  dieses  in  der  Regel  ein  Zeichen,  dass  sie  dem 
Interesse  der  Gläubiger  überhaupt  nicht  zusagen,  und 
da  sich  unter  solchen  Umständen  auf  eine  freiwillige 
Theilnahme  im  Inlande  wenig  rechnen  lässt,  so  bleibt 
dann  der  Regierung  nur  übrig,  entweder  günsti- 
gere Bedingungen,  als  die  bei  Privatdarleh- 
nen zur  Zeit  gewöhnlichen  zu  stellen,  was 
aber,  wenn  nicht  etwa  bei  denselben  blos  die  Spielsucht 
in  Anspruch  genommen  wird,  sondern  durch  den  Ver- 
kauf der  Staatsdocumente  unter  dem  Nennwerthe  ei- 
gentlich grössere  Summen,  als  die  empfangenen,  ver- 
schrieben werden,  bedeutende  Mehrkosten  verursacht, 
oder  zu  dem  drückenden  Hülfs mittel  der  er- 
zwungenen Anleihen  ihre  Zuflucht  zu  neh- 
men. Die  letztern  sind  stets  Steuern,  welche  höchst 
ungleich  lasten,  weil  bei  ihrer  Vertheilung  Willkür  nie 
ausbleiben  wird,  und  auch  eine  Verkürzung  oft  der 
nothwendigsten  Betriebscapitale  sich  nie  vermeiden  lässt. 

So  vielfach  und  verschieden  auch  die  Staatsschul- 
den sein  können,  so  zerfallen  sie  doch  in  zwei  Haupt- 
klassen, die  zinsbaren  und  die  unzinsbaren. 

Die  unzinsbaren  Anleihen,  welche,  wenn  sie  nicht 
Zwangsanleihen  sind,  die  Regierung  nur  durch  ein  in 
Umlauf  gesetztes  Papiergeld  machen  kann,  sind, 
so  lange  der  Betrag  desselben  und  der  Staatscredit  es 
in  seinem  vollen  Werthe  erhalten,  die  wohlfeilsten, 
aber,  wenn  dieses  nicht  mehr  der  Fall  ist,  die  kost- 
barsten und  für  das  Staatswohl  gefährlichsten  Anleihen. 
In  dem  zweiten  Aufsatze  habe  ich  schon  gezeigt,  dass 
die  Darlehne  überhaupt  weder  in  Geld  bestehen,  noch 
der  Betrag  derselben  von  dem  der  vorhandenen  Baar- 
schaft  abhängig  ist,  dass  aber  diese  in  einem  Lande 
nie  mehr  betragen  kann,  als  nach  dem  jedesmaligen 
Zustande  des  Verkehrs  zur  Vermittelung  des  Kaufs 
und  Verkaufs  nothwendig  ist,  und  dass  von  derselben 
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sich  nur  derjenige  Theil  durch  Papiergeld  ersetzen  lässt, 
hei  welchem  die  grössere  Bequemlichkeit  desselben  zur 
Aufbewahrung,  Versendung  und  Zahlung  in  Betracht 
kommt;  hieraus  ergiebt  es  sich,  dass  die  Summe  der 
Staatsschulden,  welche  durch  Papiergeld  in  unverzins- 
liche verwandelt  werden  kann,  sich  durch  den  Verkehr 
und  das  Bedürfniss  desselben  an  solchen  der  Bequem- 
lichkeit wegen  in  gewissen  Fällen  den  Vorzug  verdie- 
nenden Tauschmitteln  bestimmt,  und  dass  jeder  Ver- 
such noch  mehr  Papiergeld  auszugeben  nur  zur  Folge 
hat,  dass  der  das  Verlangen  nach  demselben  überstei- 
gende Betrag  sogleich  wieder  an  die  Staatskassen  zur 
Einwechselung  kommt,  und,  wenn  diese  nicht  geschieht, 
das  Papiergeld  selbst  im  Werthe  sinkt.  Die  Geltung 
desselben  ist  aber  nicht,  wie  die  des  Metallgeldes,  al- 
lein von  dem  Bedarf  abhängig,  sondern,  weil  Jeder 
nur,  wenn  er  der  Sicherheit  vertraut,  Papiergeld  in 
Zahlung  annehmen  wird,  auch  von  dem  Credite,  den 
der  Staat  als  Aussteller  und  Schuldner  desselben  ge- 
niesst,  und  sie  richtet  sich  daher  nach  dem  jedes- 
maligen Zustande  sowohl  des  Verkehrs,  als 
des  Credit  s,  welche  beide  dem  höchsten  Wechsel 
unterworfen  sind.  Treten  Umstände  ein,  welche  auf 
den  einen  oder  auf  den  andern  nachtheilig  einwirken, 
so  vermindert  sich  sogleich  der  Begehr  nach  Papier- 
geld, der  Besitz  desselben  wird  besorglich,  und  mit 
dem  Aufhören  der  freiwilligen  Annahme  strömt  dasselbe 
in  die  Grenzen  zurück,  innerhalb  welchen  das  Gesetz 
dieselbe  gebietet,  verdrängt  aus  denselben  das  Metall- 
geld und  macht  dadurch  die  Einlösung  doppelt  schwie- 
rig und  kostbar.  Kann  dieselbe  nicht  mehr  geschehen, 
so  wird  mit  dem  Sinken  seines  Werthes  der  gesammte 
Verkehr  und  jedes  Vermögen  im  höchsten  Grade  un- 
sicher, Keiner  weiss  dann  mehr,  wieviel  er  in  dem  Pa- 
piergelde, was  er  erhält  oder  besitzt,  noch  morgen  hat, 
und  welchen  Werth,  wenn  dieser  in  demselben  be- 
stimmt  wird,    er   seinen  anderweitigen  Besitztümern 

Hagen  Staatslehre. 


338 


—    V.  — 


beilegen  darf.  Je  schwankender  mit  diesem  Maass- 
stabe der  Preisbestimmung  diese  selbst  wird,  desto 
ängstlicher  wird  die  Unsicherheit,  desto  grösser  die 
Besorgniss,  und  desto  mehr  führen  die  dadurch  veran- 
lassten Verluste  zu  einem  Misstrauen,  welches,  wenn 
es  aligemein  geworden  ist,  sogar  der  Regierung  und 
dem  Staate  gefahrdrohend  werden  kann. 

Solche  Nachtheile,  wie  sie  aus  dem  Papiergelde 
zu  befürchten  sind,  besonders  wenn  nicht  bei  der  Aus- 
gabe desselben  auf  die  Möglichkeit  einer  nachtheiligen 
Veränderung  der  Staatsverhältnisse  Rücksicht  genom- 
men wird,  können  verzinsliche  Staatsschul- 
den nie  zur  Folge  haben.  Mögen  ihre  Verzinsung 
und  ihre  aümählige  Rückzahlung  auch  noch  so  drük- 
kend  werden,  so  vertheilen  sich  doch  die  Lasten  auf 
alle  Staatsmitglieder  und  werden  dadurch  den  einzel- 
nen weniger  drückend,  statt  dass  die  Verluste  durch 
die  mehr  oder  minder  starke  Entwerthung  des  Papier- 
geldes nur  diejenigen  treffen,  welche  Zwang  oder  Ver- 
trauen in  den  Besitz  desselben  setzte;  durch  den  ge- 
fallenen Cours  der  Staatsschuldschriften  leiden  in  der 
Regel  nur  die  Vermögendem,  welche  ihre  Capitale  in 
denselben  anlegten,  aber,  so  sehr  die  Einbussen 
schmerzhaft  denselben  und  nachtheilig  dem  Ganzen  wer- 
den können,  so  werden  sie  doch  nie,  wie  bei  dem  ge- 
sunkenen Papiergelde,  so  störend  in  den  ganzen  Ver- 
kehr und  so  entmutliigend  in  den  Gewerbebetrieb  ein- 
greifen. Die  schweren  Bürden  der  Verzinsung  lassen 
sich  daher,  wenn  Staatsschulden  nothwendig  werden, 
schon  einmal  nicht  vermeiden,  und  die  Regierung  ver- 
mag nicht  einstens  ihre  Erleichterung,  weil  die  Bedin- 
gungen, unter  welchen  sie  sich  Anlehne  verschaffen 
kann,  nicht  von  ihr,  sondern,  mögen  die  Anerbietun- 
gen auch  noch  so  verschieden  gestellt  sein,  theils  von 
dem  stattfindenden  Zinssatze,  theils  vom  Credite  des 
Staats  abhängen.     Ist  der  letztere  auch  noch  so  gut, 
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so  müssen  schon,,  wegen  des  bedeutenden  Betrages  der 
bei  Staatsanleihen  auf  einmal  geforderten  Summen,  hö- 
here Zinsen  zugestanden  werden  ,  denn  ohne  Vortheile 
werden  weder  die  Gläubiger  ihre  Capitale  der  bisheri- 
gen Anlegung  entziehen  ,  um  sie  dem  Staate  zu  geben, 
noch  die  Unterhändler  die  Mühe,  diese  demselben  zu 
verschaffen,  übernehmen.  Dazu  kommt  aber  noch, 
dass  die  Verhältnisse  des  Staats,  wenn  sie  Staats- 
schulden nothwendig  machen,  nie  günstige  für  seinen 
Credit  sind,  dass,  je  dringender  die  Noth  sie  fordert, 
und  je  grösser  die  Gefahr  ist,  welche  durch  dieselben 
abgewendet  werden  soll,  zumal  je  mehr  der  Staat  schon 
seinen  Credit  durch  frühere  Verschuldung  geschwächt 
hat,  die  Mängel  der  Sicherheit,  wenn  ungeachtet  der- 
selben Darleiher  gefunden  werden  sollen,  durch  grössere 
Zugeständnisse  gedeckt  oder  desto  höhere  Assecuranz- 
prämien  für  die  Uebernahme  der  Gefahr  bewilligt  wer- 
den müssen.  Dieses  geschieht  entweder  durch  die  Zu- 
sicherung erhöhter  Zinsen,  oder  durch  Ver- 
se h  r  e  i  b  u  n  g  einer  das  wirklich  erhaltene 
Dar  lehn  übersteigenden  nach  dem  gewöhn- 
lichen oder  einem  niedrigem  Satze  zu  ver- 
zinsenden Schuldsumme.  Da  nach  der  Erfahrung 
der  Cours  der  Staatsschuldschriften  nicht  genau  dem 
Zinssatze  derselben  folgt,  so  erhält  der  Staat,  wenn 
er  das  letztere  wählt,  ein  in  Verhältniss  zu  dem  Ge- 
sammtbetrage  der  zugesicherten  Zinsen  grösseres  Dar- 
lehn, besonders  wenn  die  einzelnen  Schuldschriften 
auf  nicht  zu  grosse  Summen  lauten  und  auch  die  Min- 
dervermögenden an  dem  Ankauf  derselben  und  also 
auch  an  dem  Darlehne  theilnehmen  können. 

So  vortheilhaft  sich  aber  auch  ein  solches  Verfah- 
ren bei  der  Absch Messung  der  Anlehne  zeigen 
mag,  so  erschwerend  und  kostbar  kann  es  die  Til- 
gung derselben  machen,  wenn  dieselbe  den  Gläubi- 
gern in  bestimmten  oder  gar  von  denselben  abhängigen 
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Terminen  zugesagt  ist  ?  und  es  ist  daher  nur  anwend- 
bar, wenn  der  Staat  sich  die  Kündigung  allein  vorbe- 
halten hat,  oder  das  Darlehn,  wegen  der  nicht  vorher- 
zusehenden Staatsverhältnisse,  auf  unbestimmte  Dauer 
abgeschlossen  ist.  Ist  das  letzere  geschehen,  so  ist 
das  Darlehn  für  die  Gläubiger  zu  einer  erkauften  Rente 
geworden,  und  der  Werth  der  über  dasselbe  ausge- 
stellten Schuldschriften  bestimmt  sich  dann  nach  dem 
von  dem  jedesmaligen  Zinssatze  abhängenden  Capitals- 
werthe  einer  Rente,  welche  der  den  Inhabern  der 
Schuldschriften  durch  dieselben  zugesicherten  jährlichen 
Zahlung  gleichkommt,  unabhängig  von  dem  Betrage  des 
in  denselben  verschriebenen  Schuldcapitals,  insofern 
nicht  durch  die  Auszahlung  desselben  die  Gläubiger  sich 
die  Tilgung  der  Schuld  müssen  gefallen  lassen.  Diese 
kann  dann  theils  durch  den  Aufkauf  der  Schuld- 
schriften nach  dem  Courswerthe  —  was  bei 
richtiger  Abtragimg  der  jährlichen  Zahlungen  weder  der 
Gerechtigkeit,  noch  dem  Staatscredite  entgegensteht  — 
theils  durch  Einlösung  zum  Nennwerthe  nach 
vorhergegangener  Kündigung  allmählig  erfolgen,  und 
sehr  erleichtert  werden,  wenn  die  Regierung  sich  noch 
in  dem  Besitz  von  Grundeigenthüm  erhalten  hat,  und 
günstig  veränderte  Zeitverhältnisse  den  vortheilhaften 
Verkauf  desselben  verstatten.  Ist  dieses  nicht  mehr 
der  Fall,  oder  sind  diese  Fonds  nicht  zureichend,  so 
bleibt  zur  Rückgewähr  der  Darlehne  nur  die  Erhebung 
von  Abgaben  übrig,  welche  entweder  zu  einem  Til- 
gungsfond  mit  Zinses  Zinsen  aufgesammelt,  oder  zur 
theilweisen  Tilgung  derselben  gleich  verwendet  werden. 
Die  erste  Methode,  wenn  sie  nicht  durch  den  Ankauf 
der  Staatsschuldschriften  zur  zweiten  werden  soll,  er- 
fordert eine  besondere  Verwaltung  und  setzt  die  Regie- 
rung nicht  nur  den  häutigen  Verlusten  bei  der  zinsba- 
ren Unterbringung  der  Gelder,  sondern  auch  der  Ver- 
suchung aus,  diese  einstweilig  zu  andern  Zwecken  zu 
benutzen,  wobei  sie  nur  zu  oft  dem  eigentlichen  Zweck 
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entzogen  werden;  daher  ist,  wenn  die  Abzahlung  der 
Darlehne  nicht  in  grossen  Summen  erfolgen  muss, 
die  aweite  Methode  die  bessere  und  sicherere,  denn  sie 
erspart  die  Kosten  der  Verwaltung ,  entfernt  jede  Ver- 
suchung zu  anderweitigen  Ausgaben  und  erlässt  mit  je- 
der theilweisen  Abzahlung  die  Zinsen  und  Zinses  Zin- 
sen der  getilgten  Schuldsummen.  Oft  kann,  wenn  der 
allgemeine  Zinssatz  so  gesunken  ist  und  der  Credit  des 
Staats  sich  so  gehoben  hat,  dass  Darlehne  zu  wohlfei- 
lem Bedingungen  zu  erhalten  sind,  durch  die  Aufnahme 
neuer  und  wohlfeilerer  Darlehne  zur  Berichtigung  der 
bisherigen  theuerern,  sowohl  die  Verzinsung  der  Staats- 
schulden vermindert,  als  auch  ihre  Tilgung  beschleu- 
nigt werden,  worauf  jede  Regierung  in  den  Zeiten  der 
Ruhe  uud  des  Glücks  sehr  Bedacht  zu  nehmen  hat, 
um  den  unberechenbaren  Nachtheilen  vorzubeugen,  wel- 
che, wenn  Kriege  und  Unglücksfälle  die  Benutzung  des 
Credits  nothwendig  machen,  unvermeidlich  und  in  desto 
höherem  Maasse  eintreten,  je  mehr  derselbe  schon  durch 
eine  frühere  noch  lastende  Verschuldung  geschwächt 
ist.  Mit  jeder  Verminderung  der  Schulden  steigt  stets 
die  Sicherheit  des  Staats  und  das  Wohl  des  Volks, 
denn,  dass  Verschuldungen  beiden  zum  Vortheil  gerei- 
chen können,  gehört  mit  zu  den  Behauptungen,  wel- 
che man,  sogar  der  Vernunft  zum  Trotz,  in  der  Fi- 
nanzwissenschaft aufzustellen ,  sich  nicht  entblödet  hat. 


Sechster  Aufsatz 


Nachdem  ich  in  den  vorstehenden  Aufsätzen  es  ver- 
sucht habe  \  Ihnen  einen  Blick  in  die  Staatsverbindung 
und  in  das  Staatsleben  zu  eröffnen  und  Sie  mit  dem 
Wesentlichen  des  Staatsdienstes  bekannt  zu  machen, 
bleiben  mir  noch  zwei  Fragen  zur  Beantwortung  übrig. 
Bei  der  grossen  Verschiedenheit  und  Vielfachhcit  der 
zur  Staatsverwaltung  erforderlichen  Geschäfte  ist  die 
erste  Frage :  Welche  gehören  zu  dem  Staats- 
dienst der  Cameralisten?  und  die  zweite,  wel- 
che sich  auf  die  Beantwortung  der  ersten  stützt  und  Sie 
als  angehende  Cameralisten  zunächst  angeht:  Welche 
Vorbereitung  verlangt  der  Cameraldienst? 

Wie  ich  Ihnen  bereits  aus  einander  gesetzt  habe, 
ist  jeder  Staatsbeamte  als  solcher  ein  Or- 
gan der  Regierung  und  darf  nur  vermöge  einer  von 
dieser  unmittelbar  oder  'mittelbar  erhaltenen  Vollmacht 
die  Geschäfte,  zu  welchen  er  sich  verpflichtet  hat,  aus- 
führen. Bei  der  Ausführung  derselben  findet  aber  der 
wichtige  Unterschied  statt,  dass  nur  bei  einigen  im 
Namen  der  Regierung,  bei  andern  nur  im  Auf- 
trage derselben  gehandelt  werden  kann.  Stände 
der  Staat  als  isolirtc  Erscheinung  in  der  Welt  da,  fern 
von  aller  Wechselwirkung  mit  den  andern  Theilen  der- 
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selben,  bliebe  der  Mensch  in  dem  Staate  nicht  das 
freie  sich  selbst  bestimmende  Wesen,  und  wäre  zum 
Vollbringen  schon  das  Wollen  zureichend,  so  würde 
alles  im  Staate  von  dem  Willen  der  Regierung  abhän- 
gen und  im  Namen  derselben  geschehen  müssen;  al- 
lein unabhängig  von  demselben  und  über  demselben 
walten  die  Gesetze  der  Natur,  der  körperlichen,  wie 
der  geistigen,  der  irdischen,  wie  der  überirdischen,  so- 
wohl in  dem  Menschen,  als  in  seiner  Umgebung,  und 
was  nach  diesen,  damit  der  Wille  in  die  That  über- 
gehen könne,  geschehen  muss,  kann  nicht  im  Namen, 
sondern  nur  im  Auftrage  der  Regierung  geschehen. 
Ebenso  wenig,  als  der  als  Staatsbeamte  angestellte 
Lehrer  seine  Wissenschaft  im  Namen  der  Regierung 
vortragen,  und  der  in  amtlichen  Verhältnissen  stehende 
Arzt  oder  Baumeister  in  deren  Namen  jeder  die  Kunst 
seines  Berufs  ausüben  können,  können  es  alle  tech- 
nische Staatsbeamte,  denn  mit  diesem  Namen 
bezeichnet  man  gewöhnlich  alle  diejenigen,  deren 
Wirksamkeit  sich  auf  Regeln  stützt,  welche 
ausser  dem  Bereich  der  Staatsgesetzgebung 
liegen.  Was  diese  dagegen  bestimmt,  geht  —  wenn- 
gleich auch  diesen  Bestimmungen  Naturgesetze  zum 
Grunde  liegen  —  aus  dem  Willen  der  Regierung,  als 
der  gesetzgebenden  Gewalt,  aus,  und  jede  daraus  abge- 
leitete Vorschrift,  jede  Ausführung  derselben  kann  von 
den  damit  beauftragten  Staatsbeamten,  die  man  gewöhn- 
lich zum  Unterschiede  von  den  technischen  mit  der  Be- 
nennung der  eigentlichen  bezeichnet,  nur  im  Na- 
men der  Regierung  erlassen  und  vollzogen  werden. 
Obgleich  diese  Benennung  eine  unpassende  ist,  weil  die 
technischen  Beamten  mit  gleichem  Rechte  auf  dieselbe 
Ansprüche  haben,  so  stehen  die  andern  doch,  weil  ihre 
Wirksamkeit  unmittelbar  von  der  Regierung  ausgehl, 
das  Staatswesen  in  allen  seinen  Theilen  durchdringen 
und  diese  zu  dem  organischen  Ganzen  vereinen  soll? 
nicht  nur  der  Regierung  näher,    sondern  ihre  Dienste 
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sind  auch  für  die  Erhaltung  und  den  Fortgang  des 
Staatslebens  insofern  die  wesentlichem,  als  durch  die- 
selben und  zu  ihrer  Unterstützung  da,  wo  es  auf  tech- 
nisches Wissen  und  Können  ankommt,  erst  die  Dienste 
der  technischen  Staatsbeamten  nothwendig  werden. 

Die  eigentlichen  Staatsgeschäfte  betref- 
fen theils  das  äussere,  theils  das  innere  Staats- 
leben; das  letztere  begreift  in  sich  die  Thätigkeit 
zur  Verfolgung  des  Staatszwecks,  das  erstere 
dagegen  die  zur  Erhaltung  der  dazu  erforder- 
lichen Stellung  des  Staats  zu  den  andern 
Staaten.  Wenngleich  das  eine  mit  dem  andern  in 
der  innigsten  Verbindung  und  Wechselwirkung  steht 
und  beide,  wie  alles  im  Leben,  mit  einander  unauflös- 
lich verbunden  sind,  so  scheiden  doch  die  Gren- 
zen des  Staats  die  Geschäftskreise  beider. 
Alles,  was  über  dieselben  hinausgeht,  gehört  vorzugs- 
weise dem  äussern  Staatsleben  an  und  bildet 
den  Geschäftskreis  des  Auswärtigen  Departe- 
ments* Der  Gegenstand  der  Wirksamkeit  der  zu 
demselben  gehörenden  Beamten  ist  ,  wie  wir  oben  schon 
gesehen  haben,  das  Verhältniss  des  Staats  zu  den  an- 
dern Staaten  und  das  Ziel  derselben  die  Erhaltung  und 
Sicherung  seiner  Selbstständigkeit. 

Die  das  innere  Staat  sieben  betreffenden  Ge- 
schäfte beziehen  sich  auf  die  Vorsorge  für  die  Erhal- 
tung und  Herbeiführung  solcher  Zustände  im  Staate, 
welche  den  Zwecken  desselben  und  seiner  Mitglieder 
entsprechen ;  das  Verfolgen  dieser  Zwecke  bleibt  immer 
die  Sache  der  Einzelnen,  weil  jedes  Mitglied  des  Staats 
eine  Person,  ein  sich  selbst  bestimmendes,  zurech- 
nungsfähiges Wesen  und  der  Staat  nicht  eine  willen- 
lose Masse  ist.  Das  sogenannte  innere  Staatsleben,  das 
Leben  dieser  Gesammtheit,  ist  daher  kein  gemeinschaft- 
liches in  dem  Grade,  wie  das  äussere,  in  welchem  die 
Staaten  als  moralische  Personen  auftreten,  sondern  nur 
ein  Neben  -  und  Mitcinanderleben  von  Personen ,  von 
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welchen  jede  sich  selbst  zu  bestimmen,  für  sich  zu 
soraren  und  nach   ihren  Kräften  zu  handeln  hat.  Je 
mehr  der  jedesmalige  Zustand  im  Staate  diesen  Kräf- 
ten an  Wirksamkeit  verstattet,  desto  mehr  wird  Jeder 
mit  den  zu  Gebot  habenden  für  seine  Zwecke  thun  kön- 
nen; ob  er  es  thun  will,  hängt  von  ihm  ab,  aber  Nie- 
mand soll  ihn  hindern,  sich  der  Vortheile  des  aus  der 
Vergangenheit    hervorgegangenen   Zustandes    in  dem 
Maasse  und  Umfange,  welche  ihm  gesetzlich  zustehen, 
erfreuen  zu  dürfen,  und  wenn  Eingriffe  geschehen  sind, 
so  sollen  auf  den  Antrag  des  Beeinträchtigten  seine  ge- 
setzlichen Befugnisse  wieder  hergestellt  werden.  Den 
Inbegriff  der  hierauf  Bezug  habenden  Geschäfte  oder  die 
Rechtspflege,  deren  wesentliche  Erfordernisse  be- 
reits oben  angedeutet  sind,   bildet  den  Geschäftskreis 
der  Juristen«      Aber  ebenso,  wie  der  Zustand  der 
Gegenwart  aus  dem  der  Vergangenheit  hervorgegangen 
ist,  geht  der  der  Zukunft  aus  dem  der  Gegenwart  her- 
vor, und  es  ergiebt  sich  hieraus  die  Notwendigkeit,  in 
der  letztern  stets  auf  die  erstere  Bedacht  zu  nehmen, 
damit    der    Zustand   im    Staate   nur    soweit  er  dem 
Zwecke  desselben  entspricht,  erhalten  und,  wo  dieses 
fehlt,  mit  demselben  übereinstimmender  gemacht  werde. 
Der  Erfolg  dieser  Vorsorge    hängt    theils  von  der 
Wahl  der  Maassregeln,  theils  von  den  Mitteln 
zu  ihrer  Ausführung  und  von  den  letztern  um  so 
mehr  ab ,  als  durch  dieselben  sogar  die  Wahl  der  er- 
stem bedingt  wird.    Den  Inbegriff  der  Maassregeln,  um 
den  Zustand  im  Staate  dem  Zwecke  desselben  ent- 
sprechend zu  machen,  überhaupt  die  Vorsorge  für 
den  Zustand  im  Staate,  nennt  man  die  Polizei, 
mit  deren  Geschäften  ich  Sie  bereits  ausführlich  be- 
kannt gemacht  habe;  die  Mittel  dagegen,  welche  zur 
Vollbringung  dieser  Geschäfte  nothwendig  sind^  kön- 
nen nur  die  Finanzen  darbieten.  Bei  der  Entwicke- 
lung  der  Grundzüge  des  Finanzwesens  zeigte  es  sich 
schon,  wie  gross  der  Einfluss  desselben  auf  den  Zu- 
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stand  im  Staate,  also  sein  polizeilicher  ist,  und  wenn 
daher  auch  die  Polizei  keine  Kosten  verursachte,  zu 
deren  Bestreitung  wieder  Erhebungen  nothwendig  sind, 
so  steht  sie  doch  immer  mit  den  Finanzen  in  der  eng- 
sten  und  wechselseitigsten  Beziehung.  Von  der  Finanz- 
einrichtung des  Staates  hängt  nicht  blos  der  Zustand 
im  Staate,  sondern  auch  die  Fähigkeit  der  Mitglieder 
zur  Benutzung  desselben  ab,  denn  jede  Abgabe,  wenn 
sie  auch  die  in  der  Regierung  vereinte  Gesammtkraft 
vermehrt,  vermindert  stets  die  Kräfte  der  Einzelnen, 
welche  sie  aufbringen;  aber  je  mehr  der  Zustand  im 
Staate  vorgeschritten,  je  mehr  die  Vortheile  desselben 
jedem  Einzelnen  zuwachsen,  d.  h.  je  besser  die  po- 
lizeiliche Einrichtung  ist,  desto  ergiebiger  zeigen  sich 
auch  die  Finanzen,  ohne  drückender  für  das  Volk  zu 
werden,  und  desto  mehr  findet  sich  die  Regierung  in  den 
Stand  gesetzt,  für  dasselbe  thätig  sorgen  und  einen 
bessern  Zustand  herbeiführen  zu  können.  Die  auf  den 
-ersten  Anblick  sehr  verschiedenen,  aber  mit  einander 
zusammenhängenden  und  von  einander  gegenseitig  ab- 
hängenden Geschäfte  der  Polizei-  undFinanz- 
Verwaltung  machen  den  Geschäftskreis  des  Came- 

ralisten  oder  Verwaltungsbeamten  aus  und 

bilden  in  ihrer  Vereinigung  den  Gegenstand  des  Berufs, 
zu  welchem  Sie  Sich,  meine  Herren!  bestimmt  haben. 
Die  Verhältnisse  desselben  sind  von  dem  der  Juristen 
sehr  verschieden.  Beide,  die  Juristen,  wie  die  Came- 
ralisten, haben  auf  das  innere  Staatsleben  zu  wirken, 
aber  als  Organe  der  Regierung  für  dasselbe  stehen  sie, 
damit  die  auf  sie  vertheilten  Geschäfte  sich  wechsel- 
seitig ergänzen,,  in  entgegengesetzten  Beziehungen  zu 
demselben.  Der  Jurist,  indem  ihm  die  Feststellung  des 
Mein  und  Dein  und  die  Bestimmung  der  strittigen  Be- 
fugnisse eines  Jeden  obliegt,  hat  den  Einzelnen  gegen 
die  Gesammtheit  zu  vertreten,  der  Cameralist,  dem 
das  Oeff entliche  und  Gemeinsame  anvertraut  ist,  die 
Gesammtheit  gegen  alle  Eingriffe,  soweit  sie  im  Be- 
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reich  des  Staatsgebiets  von  einzelnen  Mitgliedern  oder 
selbst  der  Natur  zu  besorgen  sind ,  möglichst  zu  be- 
wahren; der  erste  darf  nur  einschreiten,  wenn  seine 
Hülfe  verlangt  wird,  denn  selbst  in  der  Criminaljustiz 
geschieht  dieses  nur,  auch  wenn  nicht  öffentliche  An- 
kläger bestellt  sind,  in  der  Voraussetzung  der  Klage 
von  Seiten  des  Staats,  der  andere  wird  dagegen  schon 
durch  sein  Amt  zur  steten  Wachsamkeit  berufen  und 
verpflichtet;  der  Jurist,  der  Jedem  das  Seine  zutheilt, 
scheidet  die  Interessen  der  Einzelnen,  damit  die  Person 
nicht  im  Staate  verschwinde,  der  Cameralist  dagegen 
soll  die  mannigfachen  Länder,  welche  die  Einzelnen 
vereinen,  durch  seine  Vorsorge  fürs  Ganze  verstärken, 
damit  die  Persönlichkeit  nicht  den  dem  Staate  nothwen- 
digen  Zusammenhang  seiner  Theile  aufhebe;  wie  es 
war?  hat  der  Jurist,  wie  es  sein  wird?  der  Cameralist 
zu  fragen;  der  erstere  muss  bei  allen  seinen  Entschei- 
dungen stets  das  Geschehene,  die  Vergangenheit,  der 
andere  muss  bei  allen  seinen  Maassregeln  ihren  zu  er- 
wartenden Erfolg,  stets  die  Zukunft  ins  Auge  fas- 
sen ;  dass  der  jedesmalige  Zustand  in  Gesetzlichkeit 
verharre,  ist  das  Ziel  des  Juristen,  dass  er  in  den 
gesetzlichen  Schranken  des  Fortganges  zu  einem  bes- 
sern werde,  das  des  Cameralisten,  denn  jedes  polizei- 
liche oder  finanzielle  Geschäft  ist  immer  auf  eine  An- 
näherung zum  Staatszweck,  mithin  auf  eine  bessere 
Zukunft  gerichtet,  Abgaben  werden  nur  erhoben ,  um 
zum  Vortheil  des  Ganzen,  also  auch  der  Einzelnen, 
verwendet  zu  werden,  und  die  Polizei  wird  nur  gehand- 
habt in  der  Hoffnung  ihres  günstigen  Einflusses  auf  den 
Zustand  im  Staate;  aber  jener  Vortheil,  wie  dieser 
Einfiuss,  sind  Wirkungen,  die  aus  den  Maassregeln  des 
Cameralisten  erst  hervorgehn  sollen,  deren  Früchte  also 
nicht  der  Gegenwart  zu  Theil  werden  können,  sondern 
deren  Erndte  erst  der  Zukunft  vorbehalten  bleibt. 

Um  Sie  mit  den  Geschäften  Ihres  künftigen  Be- 
rufs  als  Cameralisten  näher  bekannt  zu  machen,  habe 
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ich  in  dem  Ihnen  in  diesen  Aufsätzen  vorgelegten  Con- 
tour  der  Staatslehre  diejenigen  Parthien,  auf  welche 
es  vorzugsweise  dazu  ankommt,  sorgfältiger  ausgeführt 
und  die  andern  nur  leicht  angegeben;  aus  der  ausführ- 
lichem Darstellung  des  Polizei  -  und  Finanzwesens,  so- 
wie der  Grundsätze  der  Verwaltung,  werden  Sie  daher 
nicht  nur  entnommen  haben,  was  der  Cameralist  zu 
thun  hat  und  welche  Pflichten  ihm  obliegen,  sondern 
auch,  welche  Ausbildung  zu  diesem  Dienste  unerlass- 
lich  ist. 

Diese  Ausbildung  ist  theils  eine  theoreti- 
sche, theils  eine  practische.  Die  erstere  bezieht 
sich  auf  die  Erlangung  der  zumCameraldienst 
erforderlichen  Kenntnisse,  und  die  zweite  auf  d i e 
der  Fertigkeiten  zur  gehörigen  Anwendung 
dieser  Kenntnisse.  Die  Fertigkeiten  lassen  sich 
nur  durch  Uebung  erwerben,  zu  welcher  Ihnen  nach 
der  preussischen  Staatseinrichtung  während  des  Re- 
ferenda riats  die  Gelegenheit  geboten  werden  wird; 
dasselbe  soll  eine  Lehrlingszeit  sein,  die  noch  ganz 
Ihrer  Ausbildung  angehört,  und  deshalb  werden  Sie 
während  derselben  nicht  als  Hülfsarbeiter  betrachtet, 
sondern  nur,  um  sich  einzuarbeiten,  zur  Theilnahme  an 
den  Verwaltungsgeschäften  zugelassen,  und  nicht  der 
Geschäfte  wegen,  sondern  nur  zu  Ihrer  Einübung  und 
practischen  Ausbildung  beschäftigt  werden.  Damit  die- 
ses aber  mit  Erfolg  geschehen  könne,  müssen  Sie  Sich 
schon  in  dem  Besitz  der  zum  Dienste  nothwendigen 
Kenntnisse  befinden  und  in  der  zur  Zulassung  zum  Re- 
ferendariate  angeordneten  Prüfung  darüber  ausgewiesen 
haben;  die  Gelegenheit,  Sich  diese  Kenntnisse  zu  ver- 
schaffen und  anzueignen ,  bietet  Ihnen  die  Universität 
dar,  und  wohl  Ihnen,  wenn  Sie  einstens  von  dersel- 
ben mit  dem  Bewusstsein  scheiden,  den  Zweck  Ihrer 
academischen  Laufbahn  erfüllt  und  Sich  durch  eine 
ernste  und  wissenschaftliche  Ausbildung  einen  reichen 
Schatz  für  Amt  und  Leben  eingesammelt  zu  haben. 
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Da  der  Staat  den  Menschen  in  allen  seinen  Bezie- 
hungen und  Verhältnissen  umfasst,  so  hat  auch  alles, 
was  den  Menschen  angeht ,  wieder  Beziehungen  auf 
den  Staat,  und  der  Umfang  der  Kenntnisse,  welche 
auf  denselben  Anwendung  finden,  ist  daher  ein  so  gros- 
ser und  hat  sich  mit  den  Fortschritten  der  Cultur  so 
erweitert,  dass  jetzt  das  Studium  des  Cameralisten  zu 
den  schwierigsten  gehört,  aber  auch  zu  den  anziehend- 
sten und  belohnendsten,  denn  die  Probleme,  deren  Auf- 
lösung es  zum  Gegenstande  hat,  knüpfen  sich  ja  an 
die  höchsten  und  theuersten  Interessen  des  Menschen. 
Es  wäre  indessen  eine  arge  Täuschung ,  zu  hoffen,  dass 
schon  der  Beginn  des  Studiums  anziehend  sein  werde; 
das  Lesenlernen  ist  in  keiner  Wissenschaft  erfreulich, 
und  in  jeder  dürfen  nur  Anstrengung  und  Ausdauer  de- 
sto sicherer  eine  belohnende  Befriedigung  erwarten,  je 
weniger  man  schon  bei  den  Anfangsgründen  auf  blosse 
Unterhaltung  abgesehen  und  sich  gescheut  hat,  sich  durch 
das  Schwierige  und  Trockne  derselben  durchzuarbeiten, 
um  auf  einen  möglichst  festen  Boden  zu  gelangen.  Die 
Mühe,  welche  dabei  gespart  wird,  ist  keincsweges  eine 
ersparte,  sondern  immer  eine  theuer  erkaufte,  denn  die 
Vernachlässigung  der  Fundamente  stört  unaufhörlich  den 
Fortgang  der  Ausbildung,  macht  in  der  Geschäftsfüh- 
rung jeden  Schritt  bedenklich,  und  die  Verschwendung 
von  Zeit  und  Fleiss ,  welche  die  unausbleibliche  Folge 
davon  ist,  erschwert  den  Dienst  und  raubt  Zufrieden- 
heit und  Kraft. 

Die  Wissenschaften,  deren  Studium  dem  angehen- 
den mit  den  nöthigen  Schulkenntnissen  tüchtig  ausge- 
rüsteten Cameralisten  erforderlich  ist,  lassen  sich  in 
zwei  Klassen  theilen,  in  die  zur  Staatsverwal- 
tung theils  unmittelbar,  theils  mittelbar  gehöri- 
gen oder  die  eigentlichen  Cameral  Wissenschaf- 
ten, und  in  dieHülfskenntnisse,  welche  nicht  blos 
zur  Bildung  und  Bereicherung  des  Geistes  beitragen, 
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sondern  auch  dem  eigentlichen  Canieralstudium  theils 
zur  Grundlage  ,  theils  zur  Beihülfe  dienen. 

Zu  den  unmittelbar  zur  Staatsverwal- 
tung erforderlichen  Wissenschaften  gehö- 
ren die  Staatslehre,  die  Jurisprudenz  und  die 
Statistik. 

Mit  der  Staatsielire  9  diesem  Inbegriff  der  das 
Staatswesen  betreffenden  Wissenschaften,  habe  ich  Sie 
schon,  soweit  es  zur  Gewinnung  einer  Uebersicht  er- 
forderlich ist,  in  diesen  Aufsätzen  bekannt  gemacht. 
Obgleich  nur  zwei  Theile,  die  Polizei-  und  die  Finanz- 
lehre, die  Gegenstände  des  cameralistischen  Berufs  be- 
handeln, so  fordert  derselbe  doch  auch  eine  genaue 
Bekanntschaft  mit  den  andern ,  folglich  das  ernste  Stu- 
dium der  gesammten  Staatslehre.  Bei  dem  innigen  Zu- 
sammenhange, in  welchem  sich  alle  Theile  des  Staats- 
organismus befinden,  mussten  die  sogenannten  politi- 
schen Wissenschaften  unbefriedigende  Stückwerke  blei- 
ben, so  lange  man  jede  derselben  besonders  bearbei- 
tete, so  lange  man  jede  als  für  sich  bestehend  betrach- 
tete, ja  sogar  jeder  ein  besonderes  Princip  zum  Grunde 
legte  und  es  übersah,  dass  sie  alle  nur  die  unzertrenn- 
lichen Theile  eines  Ganzen  ausmachen  und  dass  durch 
alle  nur  der  eine  Grundgedanke,  nach  den  Worten  un- 
seres Dichters  Zacharias  Werner:  «der  Staat  iso- 
j'5  lirt  einen  Theil  der  Menschheit ,  um  ihn  der  ganzen 
«veredelt  zurückzugeben",  hindurchgeht.  Aber  nicht 
blos  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  muss  diese  Vereini- 
gung stets  beachtet  werden,  auch  die  Praxis  verlangt, 
dass  sie  nie  übersehen  werde.  Vergessen  Sie  nie, 
dass  das  Geschäft  des  verwaltenden  Staatsbeamten 
deshalb  ein  so  erhebendes  ist,  weil  es  in  der  Ausübung 
einer  bildenden  und,  wenn  der  Zustand  ein  krankhaf- 
ter war,  einer  heilenden  Kunst  besteht,  und  dass  eben- 
so wenig,  als  der  Künstler  die  Hand  oder  den  Arm 
richtig  darstellen  kann  und  der  Arzt  die  Cur  eines  er- 
krankten Organs  zu  unternehmen  vermag,   ohne  stets 
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den  ganzen  Menschen  im  Sinne  zu  behalten,  auch  der 
Staatsmann,  mag  seine  Stellung  sein,  welche  sie  wolle, 
bei  seinen  Maassregeln  das  Staatsganze,  über  welches 
sich  die  Wirkungen  derselben,  wenn  sie  auch  noch  so 
local  beabsichtigt  wurden,  immer  verbreiten,  nie  aus  dem 
Auge  verlieren  darf.  In  wissenschaftlicher,  wie  in  practi- 
scher  Beziehung  erhält  jeder  Theil  der  Staatslehre  und 
Staatsverwaltung  auch  erst  in  dem  Ganzen  seine  Bedeu- 
tung. Allein  wie  sehr  es  auch  stets  mein  Bestreben  gewe- 
sen ist  und  sein  wird,  die  Vorträge  der  Staatslehre  zu 
einer  Vorbereitung  zum  Staatsdienste  zu  machen,  so 
ist  es  doch  stets  noch  mehr  mein  Wunsch,  Ihnen  in 
denselben  eine  Mitgabe  auf  die  weitere  Reise  durchs 
Leben  zu  geben,  denn  vor  unangemessenen,  die  Ge- 
müthsruhe  störenden  Anforderungen  und  Verirrungen 
kann  nichts  sicherer  bewahren ,  als  eine  genaue  Kennt- 
niss  vom  Wesen  des  Staats  und  seiner  Verhältnisse, 
und  dass  sie,  als  eine  wahre,  zur  eignen  Ueberzeu- 
ffUHg  oeworden  ist.      Ohne  selbst  zu  untersuchen  und 
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selbst  zu  forschen  lässt  sich  diese  aber  nicht  gewin- 
nen; eine  Staatslehre,  in  welcher  Autoritäten  gelten, 
ist  für  Leben  und  Dienst  eine  gleich  unfruchtbare,  und 
deshalb  kann  der  Lehrer  derselben  nur  zur  eignen  Un- 
tersuchung anleiten  und  auf  den  Weg  zur  Forschung 
führen.  Den,  welchen  ich  in  meinen  Vorlesungen  verfolge, 
habe  ich  Ihnen  in  den  vorstehenden  fünf  Aufsätzen  an- 
gedeutet, und  wenn  Sie  Sich  ein  Inhaltsverzeichniss 
derselben  in  einer  tabellarischen  Form  zusammenstel- 
len, so  hoffe  ich,  werden  Sie  dadurch  am  besten  nicht 
nur  mit  diesem  Wege,  sondern  auch  mit  dem  Gebiet, 
in  welchem  Sie  Ihre  Forschungen  anzustellen  haben, 
vertraut  werden  und  auch  den  von  einem  Princip  aus- 
gehenden systematischen  Fortgang  der  Untersuchung 
nicht  verkennen.  Dieses  Selbstforschen,  ohne  welches, 
wie  gesagt,  in  der  Staatslehre  kein  Schritt  gemacht 
werden  kann,  ist  zugleich  eine  erfolgreiche  Vorberei- 
tung zum  Staatsdienst,  es  gewöhnt  daran,  auch  in  die- 
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sem  keinen  Schritt  ohne  vorhergegangene  Forschung 
zu  thun,  und  die  Abwege,  auf  welche  sogar  grosse  Gei- 
ster gerathen  sind,  dienen  zur  steten  Warnung,  bei  je- 
der Maassregel  immer  auf  die  Fundamente  zurückzuge- 
hen und  auf  diese  nur,  wenn  die  eigne  Untersuchung 
sie  als  sicher  bewährt  hat,  weiter  zu  bauen. 

Da  die  Staatslehre  alles  den  Staat  Betreffende  um- 
fassen soll,  so  ist  sie  eine  Zusammenstellung  der  ein- 
zelnen Staatswissenschaften  und  folglich  eine  Encyclo- 
pädie.  Mit  einer  Generalkarte ,  die  uns  nur  zeigt  ,  wo 
unser  Wirkungskreis  liegt,  welches  seine  Grenzen,  sein 
Umfang  und  seine  Verbindungen  mit  andern  sind,  rei- 
chen wir  nicht  aus;  sollen  wir  uns  in  demselben  zu- 
rechtfinden ,  so  können  wir  der  Specialkarten  desselben 
nicht  entbehren,  und  diese  sind  daher  auch  dem  Came- 
ralisten in  Bezug  auf  das  Polizei-  und  Finanzwesen 
unentbehrlich.  Allein  die  Lehre  von  dem  einen  wie 
von  dem  andern  stützt  sich  auf  Kenntnisse  und  Theo- 
rien, welche  nicht  sowohl  zu  der  eigentlichen  Staats- 
lehre, als  vielmehr  zu  den  Fundamenten  derselben  ge- 
hören, da  alle  Veranstaltungen  für  den  Zustand  im 
Staate  nur  von  Erfolg  sein  können,  wenn  dem  Volke 
nicht  die  Mittel  zur  Benutzung  desselben  fehlen,  und  je 
reichlicher  es  mit  denselben  versehen  ist,  desto  ergie- 
biger auch  die  Finanzen  werden,  so  bildet  die  wissen- 
schaftliche Untersuchung,  wie  diese  Mittel,  welche  das 
Vermögen  ausmachen  und  den  Wohlstand  begründen, 
entstehen  und  von  welchen  Bedingungen  ihre  Vermeh- 
rung abhängt,  die  Güterlehre  oder,  nach  der  ge- 
bräuchlichsten Benennung,  die  Staats wirth schaft, 
die  specielle  Grundlage  der  zum  Camcralberuf  erforder- 
lichen Kenntnisse,  und  das  Studium  derselben  ist 
daher  das  hauptsächlichste  für  den  Came- 
ralisten und  macht  für  ihn  den  wichtigsten  Theil  der 
auf  den  Staat  Bezug  habenden  Wissenschaften  aus. 
Die  besondern  Vorlesungen  der  Staatswirthschaft,  wel- 


—    VI.  — 


353 


che  auf  die  Staatslehre  folgen,  müssen  daher  stets  de- 
nen der  Polizei-  und  Finanzlehre  vorangehen. 

Die  Grundzüge  der  Staatswirthscliaft  habe 
ich  in  dem  zweiten  Aufsatze  zusammenzudrängen  ver- 
sucht. Keine  Wissenschaft  hat  wohl,  ungeachtet  der 
noch  so  kurzen  Dauer  ihres  anerkannten  Daseins,  so  oft, 
nicht  blos  ihre  Namen,  sondern  auch  die  nächsten  Ge- 
genstände ihrer  Untersuchung  gewechselt,  als  diese. 
Ausser  den  schon  bemerkten  sind  ihr  die  Benennungen 
Volkswirtschaft,  Staatsöconomie,  National- 
öconomie,  politische  Oeconomie  und  noch  an- 
dere zu  Theil  geworden,  je  nachdem  man  mehr  oder 
weniger  in  dieselbe  hineinzog,  denn  auch  das  Gebiet 
derselben  ist  so  häufig  verändert,  dass  sich  Nieman- 
den, der  sich  mit  dieser  Wissenschaft  nicht  genauer 
bekannt  gemacht,  der  Zweifel  verargen  lässt,  ob  man 
überhaupt  mit  dem  Ziel  der  staatswirthschaftlichen  Un- 
tersuchungen im  Reinen  sei?  Darüber  waren  die  Mei- 
nungen nie  verschieden;  von  jeher  und  überall  wollte 
man  durch  diese  Forschungen  ermitteln,  wie  das  Volk 
zum  höchsten  AVohlstande  gelangen  könne,  nur  über 
den  Weg,  auf  welchem  dieses  möglich  sei,  haben  sich 
die  Ansichten  vielfach  verändert. 

Da  Jeder,  der  viel  Geld  hat,  auch  viel  kaufen  und 
dadurch  seinen  Zustand  nach  Gefallen  verbessern  kann, 
so  war  der  nächste  Gedanke ,  dass  es  nur  auf  die  Ver- 
mehrung des  Geldes  im  Volke  ankomme,  und  die  Staats- 
wirthschaft  wurde  so  in  Folge  desselben  zu  einer  blos- 
sen Geldwirthschaft,  deren  alleinige  Aufgabe  sich  auf 
die  Auffindung  der  Mittel  beschränkte,  den  Vorrath  an 
Geld  oder  an  Gold  und  Silber  —  aus  welchen  sich  Geld 
machen  lässt  —  im  Lande  zu  vermehren,  was,  inso- 
fern demselben  Gold-  und  Silberminen  fehlen,  nur  da- 
durch gelingen  konnte,  dass  man  nach  andern  Ländern 
einen  grössern  Werth  an  Waaren  aus-  als  von  den- 
selben einführt  und  sich  den  Mehrbetrag  der  Ausfuhr 
in  Geld  bezahlen  lässt.     Der  Handel  war  daher  nach 
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den  Ansichten  der  merkantilistischen  Schule 

das  Mittel,  Geld  ins  Land  zu  ziehen  und  dasselbe  da- 
durch zu  bereichern;  allein,  da  nach  dieser  Meinung 
der  Handel  in  demselben  Grade,  in  welchem  er  das 
eine  Land  reich,  das  andere  arm  macht,  so  stellte  sich 
jeder  Staat  in  seinen  Maassregeln  zur  Bereicherung 
dem  andern  feindselig  entgegen  und  grosses  Unglück 
wurde  dadurch  über  die  Welt  gebracht.  Viele  Kriege 
wegen  der  für  so  wichtig  gehaltenen  Handelsverträge 
hatten  schon  ganze  Länder  verheert  und  Tausenden 
Vermögen  und  Leben  gekostet,  als  man  erst  zu  der 
einfachen  Bemerkung  kam,  dass  sich  mit  den  Geld- 
stücken kein  Bedürfniss  befriedigen  lässt,  dass  Nie- 
mand sie  um  ihrer  selbst  willen  verlangt,  und  dass,  um 
für  Geld  sich  Gegenstände  des  Bedarfs  einkaufen  zu 
können,  diese  nothwendigerweise  doch  schon  vorhan- 
den sein  müssen. 

Daher,  sagten  die  Physiocraten ,  welche  die 
zweite  von  dem  geistreichen  und  menschenfreundlichen 
Franc  ois  Quesnay  gestiftete  Schule  der  Staats- 
wirthschaft  bildeten,  hängt  des  Landes  Wohlfahrt  nicht 
von  dem  Gelde,  sondern  von  allen  Gegenständen  ab, 
durch  welche  der  Mensch  seine  Bedürfnisse  und  Wün- 
sche befriedigen  kann,  und  ihre  Beförderung  von  dem 
Maasse,  in  welchem  neue  zu  den  vorhandenen  hinzu- 
kommen. Neues  hervorzubringen  vermag  aber  nicht 
der  Mensch,  sondern  nur  die  Natur;  die  Landwirt- 
schaft ist  es  daher  allein,  welche  Allen  den  Unterhalt 
gewährt,  und  Alle  leben  mithin  durch  die  Landwirthe, 
welche  durch  die  Benutzung  der  schöpferischen  Boden- 
kräfte den  Reichthum  der  Staaten  erzeugen  und  ver- 
mehren. Damit  sie  dieses  thun  können,  müssen  sie 
durch  die  Fabrikation  und  den  Handel  mit  allem,  was 
sie  zum  Leben  und  Gewerbe  bedürfen,  versorgt  wer- 
den. Aber  ebenso  wie  es  dem  einzelnen  Landwirthe 
vortheilbringend  ist,  wenn  die  Mitbewohner  seiner  Ge- 
gend wohlhabend  sind,  wird  allen  Landwirthen  des 
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Staats  und  also  dem  Staate  selbst  es  frommen,  wenn 
die  Nachbarstaaten  und  die  ganze  Menschheit  sich  des 
glücklichsten  Zustandes  erfreuen  können.  Die  Wohl- 
fahrt  jedes  Staats  hängt  daher  von  der  Wohlfahrt  aller 
andern  ab,  und  jede  Maassregel,  sagten  daher  die  edeln 
Verkündiger  dieser  Lehre ,  kann  nur  Glück  dem  Staate 
bringen,  wenn  sie  Glück  über  die  Welt  verbreitet,  und 
stellten  so  zuerst  ein  System  des  Wohlwollens  und  der 
Menschenliebe  dem  eigennützigen  Merkantilismus  ent- 
gegen, welcher  die  Bereicherung  jedes  Staates  nur 
durch  die  Verarmung  der  andern  herbeiführen  wollte. 
Ungeachtet  die  geistreichsten  Männer  mit  einem  selte- 
nen Aufwände  von  Scharfsinn  den  Beweis  der  Sicher- 
heit dieses  Systems  übernahmen,  so  konnte  doch  seine 
Einführung  nicht  gelingen  und  es  zeigte  sich  diese  sogar 
unausführbar,  denn  nach  demselben  sollten  die  Landwir- 
the,  weil  sie,  die  allein  erwerbenden,  auch  nur  die  ge- 
benden sein  konnten ,  die  ganze  Steuerlast  überneh- 
men, was  sie  nicht  vermochten,  und  der  sichtbare  Er- 
folg der  auf  die  schaffende  Kraft  der  Natur  gegründe- 
ten Lehre  der  Bereicherung  war  nur,  dass  Praxis  und 
Theorie  in  einen  Widerstreit  geriethen,  der  der  Wis- 
senschaft das  Vertrauen  nahm  und  auf  den  Wohl- 
stand und  die  Stimmung  der  Völker  unheilbringend 
einwirkte. 

Da  trat  im  Jahre  1776  ein  Mann  auf,  einer  der 
Riesengeister  des  vorigen  Jahrhunderts,  AdamSmith, 
ausgezeichnet  als  Gelehrter  durch  den  grossen  Umfang 
seiner  Kenntnisse  und  als  Geschäftsmann  durch  die 
Klarheit  und  Schärfe  seines  Blicks,  der  in  seinen  so 
verschiedenartigen  Stellungen,  als  Professor  der  Moral 
in  Glasgow  und  später  als  brittischer  Zollbeamter,  und 
auf  seinen  Reisen  vielfache  Gelegenheit  gefunden  hatte, 
sich  mit  Theorie  und  Praxis  auf  das  genaueste  bekannt 
zu  machen,  und  zertrümmerte  mit  unbesiegbaren  Waffen 
beide  Systeme.  Er  führte  den  Beweis,  dass  das  Geld 
nur  ein  Werkzeug  zur  Erleichterung  des  Verkehrs,  ein 
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Maasstab  des  Reichthums  sei,  aber  ebenso  wenig  den 
Reichthum  selbst  ausmache,  als  die  Elle  das  Zeug,  was 
man  nach  der  Ellenzahl  abmisst,  und :  Wenn  ihr  blos  auf 
die  Vermehrung  des  Geldes  Bedacht  nehmt,  rief  er  den 
Merkantilisten  zu,  so  jagt  ihr  dem  Scheine  nach  und 
habt  darüber  das  Sein  vergessen;  aber  ihr  Physiocra- 
ten  befindet  euch  ebenso  sehr  im  Irrthum,  wenn  ihr,  be- 
fangen von  dem  Walten  der  äussern  Naturkräfte,  die 
Kräfte  überseht,  die  die  Natur  in  euch  selbst  gelegt 
hat.  »Die  Arbeit,  welche  jede  Nation  jährlich  verrich- 
»tet,  ist  der  Fond,  der  sie  ursprünglich  mit  allen,  von 
»ihr  jährlich  verbrauchten  Nothwendigkeiten  und  Be- 
quemlichkeiten des  Lebens  versorgt",  sind  die  An- 
fangsworte seines  unsterblichen  Werks  über  den  Na- 
tionalreichthum, durch  welche  er,  nach  dem  vollständi- 
gen Beweise  des  in  denselben  ausgesprochenen  Satzes, 
den  Menschen  wieder  in  seine  Rechte  einsetzte,  und 
indem  er  zeigte,  dass  alle  Bedürfniss-  und  Genussmit- 
tel entweder  unmittelbare  Erzeugnisse  jener  Arbeit  sind, 
oder  für  diese  Erzeugnisse  von  andern  Völkern  erkauft 
werden,  die  schon  von  den  Physiocraten  behauptete 
Freiheit  des  Erwerbs  und  Verkehrs  als  das  unbedingt 
nothwendige  Erforderniss  zur  Erlangung  des  Wohlstan- 
des unwiderleglich  darstellte.  Das  In<lllStriesystem9 
dessen  Schöpfer  er  wurde,  ist  daher  auch  ein  System 
des  Wohlwollens,  aber  noch  in  viel  höherm  Grade; 
das  Wohl  des  Staats  hängt  nach  ihm,  wie  nach  dem 
physiocratischen ,  auch  von  dem  Wohle  der  Welt  ab, 
aber  dieses  ist  nicht  blos  auf  die  Erzeugnisse  des  Bo- 
dens gegründet,  sondern  geht  aus  der  freiesten  Ent- 
wickelung  der  menschlichen  Thätigkeit  hervor.  Der 
Fabrikant  und  der  Kaufmann  sind  daher  nicht  blos  die 
Gehülfen  des  Landmanns,  sondern,  indem  durch  ihre  Ar- 
beit dem  Material,  welches  sie  verarbeiten,  und  der 
Waare,  welche  sie  aus  andern  Zonen  herfördern,  ein 
Werth  zuwächst ,  bringen  beide  selbst  hervor,  verdan- 
ken sich  selbst  ihren  Unterhalt,  und  haben  keinen  ge- 
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ringern  Antheil,  als  der  Landmann,  an  der  Bereiche- 
rung des  Volks. 

Es  ist  nicht  genug  zu  bewundern,  bis  wieweit 
Adam  Smith  seine  Entdeckungen  verfolgte  und  die 
Bedingungen,  sowohl  der  Production,  als  des  Verkehrs, 
in  ihren  verwickeltsten  Verhältnissen  entschleierte,  er 
blieb  nicht  blos  der  Entdecker  der  neuen  Lehre,  sondern  er 
gab  ihr  auch  eine  solche  Ausbildung,  dass  man  sie  län- 
ger als  ein  Menschenalter  hindurch  für  abgeschlossen 
hielt  und  erst  in  der  neuern  Zeit  zu  der  Ueberzeugung 
kam,  dass,  so  gross  auch  der  Schritt  vorwärts  gewe- 
sen, doch  noch  unendlich  viel  zu  thun  übrig  geblieben, 
dass,  statt  des  orthodoxen  Beharrens,  es  vielmehr 
Pflicht  und  Dankbarkeit  fordern,  die  Entdeckungen  des 
grossen  Mannes  weiter  zu  verfolgen.  Ungeachtet  er 
ebenso,  wie  die  Physiocraten ,  die  Nothwendigkeit  des 
freiesten  Verkehrs  zur  Beförderung  des  Wohlstandes  an- 
erkannte und  die  Untersuchung  zur  Auffindung  der  ur- 
sprünglichen Gesetze  seines  Wachsthums  daher  von 
allen  Schranken,  welche  die  Völker  scheiden,  abstra- 
liiren  musste,  hielt  er  sich  doch  bei  derselben  noch  zu 
sehr  an  die  Grenzen  des  Staates,  welche,  um  einen 
freiem  Blick  zu  gewinnen,  gänzlich  verlassen  werden 
mussten;  nachdem  dieses  geschehen,  ist  die  Staats- 
wirthschaft  —  wenn  sie  auch  diesen  Namen  beibehal- 
ten hat  —  aus  der  Staatslehre  geschieden  und  eigent- 
lich in  die  Anthropologie  hinübergegangen,  und  macht 
jetzt  in  der  Naturgeschichte  des  Menschen  denjenigen 
Theil  aus,  der  in  der  Monographie  eines  geselligen 
Wesens  die  Frage  beantworten  soll,  wie  dasselbe  im 
und  durch  das  Zusammenleben  ^sich  die  für  seine  Be- 
dürfnisse erforderlichen  Mittel  verschafft.  In  Hinsicht 
der  Mittel  zu  den  Zwecken  des  Menschen  beschränkte 
sich  Adam  Smith  auch  nur  auf  Sachen;  da  man  aber 
mit  keinem  auch  noch  so  nützlichen  Werkzeuge  etwas 
ausrichten  kann,  ohne  zu  wissen,  wie  man  es  anwen- 
det und  ohne  die  Geschicklichkeit,  es  anwenden  zu  kön- 


358 


—    VI.  — 


nen,  zur  Befriedigung  jedes  Bedürfnisses  also  das 
Wissen  und  Können  ebenso  nothwendig,  als  das  Ha- 
ben sind,  so  dürfte  die  Wissenschaft,  welche  lehren 
soll,  wie  der  Mensch  zum  Genuss  seiner  durch  die  Be- 
dürfnisse beengten  Freiheit  vermittelst  der  Befriedigung 
derselben  wieder  gelangen  kann,  ohne  unvollständig  zu 
sein,  nicht  bei  dem  Materiellen  stehen  bleiben,  sondern 
musste  die  Bedingungen,  unter  welchen  er  zur  Ausbildung 
seiner  geistigen  und  körperlichen  Anlagen  und  seines 
Wissens  gelangt,  in  gleicher  Art,  wie  es  in  Hinsicht 
der  dinglichen  Güter  geschieht,  auffassen,  und  zwar  um 
so  mehr,  als  die  letztern  nur  durch  die  erstem  nütz- 
lich werden.  Lötz  in  Deutschland  und  Gioja  in  Ita- 
lien vindicirten  dem  Geiste  das  Anerkenntniss  seiner  ho- 
hen Wirksamkeit  bei  der  Production  des  materiellen 
Reichthums,  Storch  in  Russland  widmete  den  imma- 
teriellen Gütern  zuerst  ein  eignes  Capitel,  und  ausser 
diesen  um  die  Wissenschaft  sehr  verdienten  Männern 
wetteiferten  seither  eine  Menge  der  denkendsten  Köpfe 
in  Deutschland,  Frankreich  und  Italien  mit  gleichen  aus 
dem  Mutterlande  der  Staatswirthschaft ,  Britannien,  die 
Theorien  derselben  zu  berichtigen  und  zu  erweitern. 
Mit  der  sich  als  nothwendig  zeigenden  Erweiterung  des 
Güterreichs  schwand  aber  zugleich  auch  der  in  dem  In- 
dustriesysteme beibehaltene  Unterschied  von  productiv 
und  unproductiv;  denn,  wenn  in  dasselbe  alles  Nützli- 
che gehört,  so  ist  auch  jede  Thätigkeit,  welche  das 
Nützliche  vermehrt,  eine  productive,  und  Jeder,  dessen 
Thätigkeit  eine  nützliche  ist,  schafft  daher  selbst  seinen 
Unterhalt  und  wird  ebenso  wenig  von  den  sogenannten 
Gewerbetreibenden  ernährt,  als  es  unter  diesen  in  Bezug 
auf  den  Selbsterwerb  ihres  Unterhalts  einen  Unter- 
schied giebt,  je  nachdem  sie  angeblich  Neues  hervor- 
bringen, oder  nur  das  Hervorgebrachte  verarbeiten  oder 
zum  Gegenstande  des  Handels  machen.  Dadurch,  dass 
die  Staatswirthschaft  jetzt  Jeden,  der  Nützliches  lei- 
stet, für  einen  wesentlichen  Mitarbeiter  an  dem  Wohl- 


—   VI.  — 


359 


stände  erklärt,  ist  der  Umfang  der  Wissenschaft  ein 
ungleich  grösserer  geworden.  Das  Merkantilsystem, 
welches  das  Wohl  nur  in  dem  Geldreichthum  suchte, 
hatte  nur  die  Frage  zu  beantworten:  Wie  lässt  sich 
das  unvermehrbare  Gold  und  Silber  aufhäufen'?  und  be- 
schäftigte sich  blos  mit  dem  Leblosen.  In  das  Reich 
des  Lebenden  führten  die  Physiocraten  die  Wissen- 
schaft durch  die  Aufgabe  ein:  Wie  lässt  sich  durch 
Pflanzenbau  und  Thierzucht  dem  Boden  das  Meiste  ab- 
gewinnen? Wie  kann  der  Mensch  mit  Hülfe  der  Na- 
tur sich  dingliche  Schätze  durch  seiner  Hände  Arbeit 
erwerben,  lehrte  Adam  Smith;  aber  da  die  Hand 
nur  für  den  Geist  ausführt  und  die  Schöpfungen  des 
Menschen  auch  in  der  körperlichen  Welt  von  ihm  aus- 
gehen, so  sucht  die  neuere  Schule  der  Staatswirthe  die 
Gesetze  zu  erforschen,  nach  welchen  der  Körper  durch 
den  Geist,  und  der  Geist  durch  den  Körper,  und  beide 
durch  die  Natur  und  die  Natur  wieder  durch  beide  zur 
höchsten  Productivität  für  den  Menschen  gebracht  wer- 
den und  sich  in  ihrer  Wechselwirkung  am  kräftigsten 
unterstützen  können.  Diese  Wechselwirkungen,  wel- 
che sich  nicht  blos  auf  die  wirkenden  Kräfte  selbst, 
sondern  auch  auf  die  Zustände  der  Personen  beziehen, 
welche  sie  in  Wirksamkeit  setzen,  ihre  Fortpflanzung 
und  Rückwirkung  haben  es  zur  Folge,  dass  nie  die 
Wirkung  einer  Ursache  allein  erscheint,  sondern  stets 
die  Wirkungen  mehrerer  Ursachen  zusammentreffen,  und 
dass  daher  jedes  Ereigniss  das  Product  mehrerer  ist. 
Sie  aufsuchen  und  ermitteln  zu  können,  in  welchem 
Grade  jede  bei  der  Entstehung  des  Products  fördernd 
oder  hemmend  einwirkte,  soll  die  Wissenschaft  lehren 
und  muss  es  auch  thun,  wenn  sie  zum  Fundament  der 
wirklichen  Staatswirthschaft  werden  und  der  Regierung 
über  den  wahrscheinlichen  Erfolg  einer  Maassregel 
Aufschluss  geben  soll.  Bei  der  grossen  Mannigfaltig- 
keit der  Verhältnisse,  welche  theils  diese  Wechsel- 
wirkungen veranlassen,   theils  aus  denselben  hervor- 
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gehen,  gehören  die  staatswirthschaftlichen  Untersuchun- 
gen zu  den  schwierigsten,  und  wenn  es  gleich  bei  die- 
sen am  nothwendigsten  ist,  sich  durch  eignes  Nach- 
denken bei  dem  Studium  der  Schriften,  von  welchen 
schon  die  deutsche  Litteratur  einen  Schatz  darbietet,  sich 
zur  Selbstforschung  und  Ueberzeugung  zu  verhelfen,  so 
wird  Ihnen  dieses  doch  um  vieles  leichter  werden,  wenn 
Sie  zuerst  durch  eine  wiederholte  Anhörung  der  Vor- 
träge dieser  Wissenschaft  und  durch  Theilnahme  an 
den  Unterhaltungen  über  dieselbe,  das  weite  und  noch 
lange  nicht  genug  aufgeräumte  Gebiet  derselben  an  der 
Hand  des  Lehrers  durchwandern  und  durchsuchen.  Das 
Studium  der  Staats wirthschaft  ist  gleichsam 
der  Mittelpunct  des  gesammten  cameralisti* 
sehen  Studiums  und  der  Vorbereitung  zum 
administrativen  Staatsdienst,  denn  ohne  vor- 
her in  derselben  bewandert  und  einheimisch  geworden 
zu  sein,  lässt  sich  kein  Schritt  in  der  Polizeiwissen- 
schaft und  noch  weniger  in  der  Finanzwissenschaft 
thun,  welchen  beiden  Disciplinen  besondere  Vorlesun- 
gen gewidmet  sind. 

Die  PolizeiwiSSensrfiaft  macht  denjenigen 
Theil  der  Lehre  von  den  Leistungen  des  Staats  aus, 
der  sich  auf  den  Zustand  im  Staate  und  die  Vorsorge 
für  denselben  bezieht.  Die  Gegenstände  derselben  habe 
ich  in  dem  vierten  Aufsatze  aufgeführt.  Die  allgemeine 
Gesetzgebung  kommt  bei  denselben  insofern  in  Betracht, 
als  ihre  Grundsätze  auch  bei  der  Polizeigesetzgebung 
sein  müssen,  und  die  Justiz  darf  auch  nicht  unberührt 
bleiben,  um  den  Unterschied  der  polizeilichen  Wirk- 
samkeit von  der  richterlichen  und  die  Grenzen  der  er- 
stem von  der  letztern  deutlicher  hervortreten  zu  lassen. 
Der  Polizeiwissenschaft  dienen  die  Staatswirthschafts - 
und  die  Rechtslehre  in  ihrer  Vereinigung  mit  einan- 
der zu  Fundamenten,  allein  ebenso,  wie  bei  der  Cul- 
tur-  und  Gewerbepolizei  das  staatswirthschaftliche,  ist 
bei  der  Sicherheitspolizei  das   rechtliche  Moment  das 
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überwiegende.  Das  Studium  der  Polizeiwissenschaft 
erfordert  daher  Rechtskenntnisse ,  und  also,  dass  schon 
einige  Fortschritte  in  der  juristischen  Ausbildung  vor 
demselben  gemacht  sind.  Da  der  Begriff  der  Polizei 
ein  künstlicher  ist,  so  lässt  sich  gar  nicht  darüber  strei- 
ten ?  was  sie  sei  und  was  zu  derselben  gehört,  und 
daher  kommt  es  auch,  dass  die  vielen  Definitionen  der 
Polizei  so  sehr  von  einander  abweichen,  und  dass  auch 
die  Wirkungskreise  derselben  in  den  verschiedenen 
Staaten  so  verschieden  bestimmt  sind.  Weniger  strit- 
tig sind  die  Grundsätze  der  Polizei;  viele  defselben  be- 
ruhen auf  technischen  Vorschriften,  über  welche  die 
Erfahrung  mit  grösserer  Sicherheit  entscheiden  kann, 
und  erfordern  zu  ihrem  Verständniss  technische  Vor- 
kenntnisse. 

Bei  der  Finanz  Wissenschaft,  von  welcher 
ich  im  fünften  Aufsatz  einen  Abriss  gegeben,  findet 
beinahe  ein  umgekehrtes  Verhältniss  statt.  Ueber  ih- 
ren Begriff  und  ihren  Umfang  findet,  man  darf  wohl 
sagen,  keine  Verschiedenheit  der  Meinungen  statt,  aber 
eine  desto  grössere  in  Hinsicht  der  Grundsätze.  Stim- 
men gleich  alle  darin  überein,  dass  auch  in  diesem 
Theile  der  Staatslehre  die  Gerechtigkeit  das  leitende 
Princip  sein  muss,  so  richten  sich  doch  die  Ansichten, 
wie  man  zu  derselben  im  Finanzwesen  gelangen  könne, 
nach  den  staatswirthschaftlichen  und  sind  bei  der  gros- 
sen Verschiedenheit  der  staatswirthschaftlichen  Systeme 
sehr  von  einander  abweichende.  In  keiner  Wissen- 
schaft, wenn  sie  der  Praxis  zur  Vorschrift  dienen  soll, 
zeigen  sich  aber  die  Folgen  des  Irrthums  schneller  und 
unheilbringender,  als  in  der  Finanzwissenschaft;  jede 
wird  stets  zu  einer  drückenden  Ungerechtigkeit,  wel- 
che die  Sicherheit  der  Staaten  oft  mehr  gefährdet,  als 
ein  Angriff  von  Aussen  es  zu  thun  vermag,  und  da  die 
Ausgleichung,  welche  die  Natur,  wenn  auch  nicht  im- 
mer als  Heil-  so  doch  als  Linderungsmittel  eintreten 
lässt,  erst  mit  der  Zeit  kommt,  so  werden  durch  die- 
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selbe  die  Folgen  der  Maassregeln  anfänglich  nicht  ver- 
dunkelt, sondern  sie  zeigen  sich  so  klar,  dass  das  Fi- 
nanzwesen dadurch  zum  sichersten  Prüfstein  der  staats- 
wirthschaftlichen  Theorien  wird.  Insofern  unter  den 
Einnahmequellen  der  Regierung  sich  Domainen,  Fabri- 
ken u.  s.  w.  befinden,  gehören  noch  zu  den  der  Fi- 
nanzlehre nothwendigen  Vorkenntnissen  die  Landwirth- 
schaftskunde  und  die  zur  Leitung  der  anderweitigen  Ge- 
werbsunternehmungen erforderlichen  technischen  Kennt- 
nisse. 

Das  wichtigste  und  unentbehrlichste  Studium  für 
den  Cameralisten  ist,  nächst  der  Staatslehre,  das  der 
Jurisprudenz.  Da  der  Staat,  wenngleich  sein 
Zweck  ein  umfassenderer  ist,  doch  stets  ein  Rechts- 
institut sein  muss ,  so  muss  auch  in  der  ganzen  Staats- 
administration der  Geist  des  Rechts  vorherrschen,  und 
die  mit  derselben  beauftragten  Beamten  können  nur 
dann  ihre  Berufe  erfüllen,  wenn  sie  mit  Rechtskennt- 
nissen gehörig  ausgestattet  sind.  Diese  sich  zu  erwer- 
ben, hält  man  oft  für  sehr  lästig,  weil  das  Studium 
besonders  des  positiven  Rechts,  auf  welches  es,  wie 
ich  oben  gezeigt  habe,  besonders  ankommt,  für  ein 
sehr  trocknes  gilt.  Allerdings  ist  es  dieses,  und  zwar 
im  höchsten  Grade ,  sogar  ein  Geist  und  Zeit  tödten- 
des,  wenn  man  darunter  das  Auswendiglernen  eines 
Compendiums  versteht.  Mag  ein  solches  Verfahren, 
durch  welches  man  das  Versäumte  nachzuholen  glaubt, 
auch  einen  Schein  des  Wissens  geben,  der  in  einem 
Examen  durchhelfen  kann:  in  dem  Geschäftsleben,  in 
welchem  der  Schein  nie  zureicht,  zeigt  sich  bald  die 
Täuschung  in  ihrer  Bitterkeit,  und  straft  den  unwürdi- 
gen Missbrauch,  der  mit  dem  Studium  getrieben  ist, 
denn  ohne  dieses  Wort  zu  entweihen ,  darf  mit  dem- 
selben nur  das  Eingehen  in  die  Wissenschaft  und  das 
Insichaufnehmen  derselben,  aber  nicht  die  Belastung 
des  Gedächtnisses  mit  einem  fremdbleibenden  Stoffe  be- 
legt werden.     Sich  mit  dem  positiven  Rechte  vertraut 
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gemacht  und  die  leitenden  Grundsätze  desselben  ange- 
eignet zu  haben  ,  ist  aber  nicht  blos  dem  Theoretiker, 
sondern  auch  dem  Practiker  Bedürfnisse  weil  in  den 
meisten  Fällen  die  Anwendung  eines  Gesetzes  seine 
Auslegung  erfordert  und  nicht  blos  dem  Juristen,  son- 
dern auch  dem  Cameralisten,  wenn  er  sich  bei  seinen 
Maassregeln  vor  Fehltritten  bewahren  will.  Dazu 
kommt  aber  noch  ein  Umstand,  der  den  letztern  zum 
eifrigsten  Rechtsstudium  im  wahren  Sinne  des  Worts 
auffordern  muss.  Jede  Verwaltung,  die  über  das  Me- 
chanische hinausgeht,  ist  nämlich  nicht  blos  eine  Aus- 
führung der  Gesetze,  sondern,  man  darf  sagen,  eine 
Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  selbst,  weil  der  Er- 
lass  jeder  Anordnung,  wenn  sie  auch  für  noch  so  We- 
nige verbindende  Bestimmungen  enthält,  ihre  Befolgung 
aber  von  diesen  erzwungen  werden  kann,  ein  Act  der 
Gesetzgebung  ist,  und  also,  damit  er  mit  den  bestehen- 
den Gesetzen  und  überhaupt  mit  dem  Geist  und  den 
Grundsätzen  des  positiven  Rechts  übereinstimmt,  nur 
von  Solchen,  welche  sich  mit  den  erstem  vollständig 
bekannt  gemacht  und  in  die  letztere  eingedrungen  sind, 
geschehen  darf.  Auch  hat  der  Cameralist  dem  Gesetz- 
geber zu  allen  Gesetzen,  welche  über  die  Privatver- 
hältnisse hinausgehen  und  das  Oeff entliche  berühren, 
die  Materialien  zu  liefern ,  wobei  ihm  die  Kenntniss  der 
positiven  Rechte  sehr  behülflich  werden  kann,  denn  in 
vieler  Rücksicht  verfolgen  die  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen dieselben  Aufgaben  nur  durch  verschiedene 
Mittel,  welche  mit  den  übrigen  Staatsinstituten,  den 
vorhandenen  Zuständen  und  den  sonstigen  Verhältnissen 
genau  zusammenhängen.  Ein  Studium,  dessen  Zweck 
darauf  gerichtet  ist,  diesen  Zusammenhang  in  dem 
Rechte  zu  ermitteln  und  sich  klar  werden  zu  lassen* 
gehört,  weit  entfernt  langweilig  zu  sein,  zu  dem  an- 
ziehendsten, bei  welchem  das  Interesse  mit  jedem  Fort- 
schritte steigt,  welches,  statt  das  Gedächtniss  zu  belä- 
stigen, die  Denk-  und  Urtheilskraft  in  Anspruch  nimmt 
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und  mit  der  Stärkung  beider  noch  ausser  dem  grossen 
Gewinn,  den  sie  dem  Staatsmanne  bringt,  die  verwen- 
dete Mühe  und  Zeit  mehr  als  reichlich  belohnt. 

Da  das  positive  Recht,  wie  ich  es  oben  bei  den 
Fundamenten  der  Staatslehre  gezeigt  habe,  wenn  es 
nicht  ein  übertragenes  ist,  sich  bei  jedem  Volke  nach 
den  Forderungen  seines  Lebens  gebildet  hat,  also  mit 
seiner  Raceneigenthümlichkeit ,  seiner  Sprache  und  sei- 
nen Sitten  aus  den  Einwirkungen  der  es  umgebenden 
Natur  und  seiner  Schicksale  hervorgegangen  ist,  so 
können  wir  zu  einer  klaren  Anschauung,  wie  dasselbe 
sich  aus  dem  Bewusstsein  der  Nothwendigkeit  entwik- 
kelt,  wie  es  nach  den  eintretenden  Bedürfnissen  sich 
stets  verändernd  und  erweiternd  mit  dem  Volke  fort- 
lebt, und  nachdem  es  in  urkundliche  Formen  gebracht 
und  endlich  bei  gestiegener  Cultur,  wenn  es  zum  Ge- 
genstande besonderer  Beschäftigungen  geworden  und 
der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  unterworfen  ist,  zur 
systematischen  Gesetzgebung  wird,  nur  gelangen,  wenn 
wir  den  Gang  der  Ausbildung  nicht  übertragener,  son- 
dern im  Volke  entstandener  positiver  Rechte  historisch 
verfolgen.  Dazu  eignen  sich  vorzugsweise  das  Römi- 
sche Recht  und  nächst  diesem  das  Deutsche  Recht; 
beide  sind  zugleich  die  materiellen  Grundlagen  der  Lan- 
desgesetzgebung, zu  deren  richtigen  Interpretation  und 
Anwendung  eine  zureichende  Kenntniss  dieser  beiden 
Rechte  um  so  unentbehrlicher  Jst,  als  nur  aus  denselben 
die  leitenden  Grundsätze,  von  welchen  namentlich  das 
Allg.  Preuss.  Land  recht  ausgegangen  ist,  deutlich  wer- 
den und  sich  dessen  einzelne  Bestimmungen  genetisch 
erklären  lassen.  Das  Studium  beider  ist  daher  ein  not- 
wendiges zur  Vorbereitung  für  den  preussischen  Staats- 
dienst und  auch  zur  Gewinnung  einer  klaren  Anschau- 
ung von  dem  verschiedenen  Gange  der  Entwickelung  und 
Ausbildung  der  positiven  Rechte. 

Das  Römische  Recht  ist  ein  wirklich  römi- 
sches, d.  h.  ein  in  Rom  entstandenes  und  aus  sich 
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selbst  ausgebildetes  ,  nicht  ein  in  einem  fremden  Volke 
hervorgegangenes  und  von  diesem  auf  das  römische 
übertragenes,  denn  übertragen  lässt  sich  nur  ein  posi- 
tives Recht ,  wenn  es  schon  an  einen  übertragbaren 
Gegenstand  geknüpft ,  und  da  dieses  nur  vermittelst  der 
Schriftzeichen  geschehen  kann,  wenn  es  schon  ein  ge- 
schriebenes geworden  ist.  Ein  solches  erhielt  aber  Rom 
erst,  nachdem  der  Staat  bereits  drei  Jahrhunderte  hin- 
durch bestanden  hatte  und  das  Recht  in  inniger  Ver- 
bindung mit  der  Religion  schon  zur  Glaubenssache  des 
Volks  geworden  war.  Ebenso  wie  seine  Entstehung, 
blieb  auch  seine  Ausbildung  frei  von  fremdem  Einfluss, 
der  schon  bei  der  immer  steigenden  Macht  und  der 
Verfassung  Roms  nicht  eintreten  konnte;  durch  die  von 
den  jedesmaligen  Zeitbedürfnissen  hervorgerufenen  Volks  - 
und  Senatsbeschlüsse  und  Edicte  der  Prätoren  gewann 
es  immer  grössere  Vollständigkeit,  aber  selbst,  als  die 
eroberten  Länder  und  der  ausgedehnte  Handelsverkehr 
den  Römern  schon  eine  Berücksichtigung  der  von  an- 
dern Völkern  anerkannten  Grundsätze  nothwendig  mach- 
te, erhielt  sich  bei  ihnen  das  Jus  civile  romanum  in  sei- 
ner Reinheit  dem  Jus  gentium ,  dem  allgemeinen  Rechte 
des  gebildeten  Altcrthums,  schroff  gegenüber.  Aber 
mit  der  steigenden  Geistescultur  erhielt  auch  das  rö- 
mische Recht  eine  sehr  zu  seiner  Vervollkommnung 
führende  Richtung;  die  bisher  blos  practisch  gewesene 
wurde  zu  einer  wissenschaftlichen,  es  entstand  eine 
Rechtsgelehrsamkeit,  welche  durch  die  den  Richtern 
gewährte  Aushülfe  und  als  Gegenstand  eines  besondern 
Unterrichts  zu  immer  höherm  Ansehen  und  später  zur 
Lieblingsbeschäftigung  der  wissenschaftlich  gebildetsten 
Männer  gelangte,  so  dass  dem  klassischen  Zeitalter 
Roms  gleichsam,  als  eine  Verlassenschaft  desselben,  die 
blühendste  Periode  seiner  Jurisprudenz  folgte.  Mit  dem 
Verfall  des  Staats  zuerst  unter  der  Willkür  einzelner 
Machthaber  und  dann  unter  der  oft  despotischen  Re- 
gierung der  Kaiser  schwand  auch  noch  nicht  die  aus 
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der  juristischen  Gelehrsamkeit  und  Praxis  hervorge- 
hende Ausbildung  des  Rechts,  denn  sogar  die  Kaiser 
beschränkten  sich  meistens  auf  Decrete  und  ResCripte, 
durch  welche  nicht  sowohl  neues  Recht  eingeführt,  als 
vielmehr  nur  das  bereits  geltende  auf  einzelne  Fälle  an- 
gewendet wurde;  seit  Constantin  aber  griff  die  Gesetz- 
gebung mit  der  umfassendsten  Willkür  in  die  Rechts- 
entwickelung ein,  alle  fernem  Veränderungen  in  der- 
selben gingen  von  der  Gewalt  aus,  und  der  Beschäfti- 
gung der  Juristen  blieb  nur  noch  die  theils  practische, 
theils  wissenschaftliche  Benutzung  der  Schriften  ihrer 
Vorgänger  vorbehalten.  Dadurch  trat  das  Bedürfniss 
der  Sammlung  und  Zusammenstellung  derselben  für  den 
Gerichtsgebrauch  ein,  und  so  entstanden  im  sechsten 
Jahrhundert,  zu  einer  Zeit,  in  welcher  das  römische 
Recht  schon  zur  todten  Masse  geworden  war,  nächst 
mehreren  andern,  als  die  vorzüglichsten,  die  Gesetz- 
bücher, welche  auf  Kaiser  Justinians  Befehl  unter 
der  Leitung  Tribonians,  eines  Mannes,  den  der 
Verfall  seines  Zeitalters  nicht  mit  sich  hatte  hinabzie- 
hen können,  zusammengestellt  wurden.  Diesen  Samm- 
lungen, von  welchen  die  pandecten  oder  Dige- 
sten, ein  nach  den  Gegenständen  geordneter  und  mit 
Gesetzeskraft  versehener  Auszug  aus  der  damaligen  gc- 
sammten  juristischen  Litteratur,  und  die  Institutio- 
nen? ein  unter  öffentlicher  Autorität  aus  denselben 
verfasstes  Lehrbuch,  die  wichtigsten  sind,  verdanken 
wir  hauptsächlich  die  jetzige  Kenntniss  von  dem  römi- 
schen Rechte  und  seiner  nach  und  nach  einander  fol- 
genden Veränderungen,  und  da  uns  auch  grösstentheils 
die  Veranlassungen  zu  denselben  bei  dem  Reichthum 
der  noch  vorhandenen  Quellen  der  Geschichte  Roms 
nicht  unbekannt  geworden  sind,  so  können  wir  durch 
das  Studium  desselben  zu  einer  klaren  Vorstellung  der 
Erfordernisse  der  naturgemässen  Ausbildung  und  Be- 
handlung eines  aus  dem  Volksleben  hervorgehenden 
Rechts  gelangen.     Das  Vorbild,  welches  wir  bei  die- 
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sem  Studium  als  ein  Ganzes  aufzufassen  und  in  dessen 
Einzelheiten  wir  einzugehen  suchen,  ist  nicht  nur  an 
und  für  sich  ein  würdiges,  sondern  auch  für  den  Zweck 
der  juristischen  Vorbildung  das  geeignetste;  es  ist  uns 
aufgestellt  von  einem  grossen  Volke,  welches  sich  zu 
einer  hohen  Stufe  der  Cultur  erhob,  welches  diese, 
sowie  seine  Macht,  nur  den  eignen  Kräften  verdankte, 
dessen  Reich  ein  tausendjähriges  Alter  erreichte,  und 
ungeachtet  seiner  immer  grössern  Ausdehnung  doch 
während  dieser  langen  Dauer  stets  dieselbe  Stadt  als 
den  Mittelpunct  bewahrte,  von  welchem  alles  ausging 
und  auf  welchen  sich  alles  wieder  bezog.  Unter  sol- 
chen Umständen  entstand  und  bildete  sich  das  römische 
Recht  durch  Kräfte  und  unter  örtlichen  Verhältnissen, 
welche,  wenn  auch  die  erstem  an  Stärke  und  die  an- 
dern an  Umfang  zunahmen,  doch  immer  dieselben  blie- 
ben und  ihre  Einheit  in  das  Wesen  des  Rechts  so  über- 
gehen liessen,  dass  die  ersten  Vorstellungen,  welche 
sich  von  demselben  aus  dem  Charakter  und  Leben  des 
Volks  entwickelt  hatten,  stets  die  leitenden  blieben 
und,  da  sie  dem  gemeinsamen  Bewusstsein  desselben 
von  ihrer  Nothwendigkeit  angehörten,  zu  einer  solchen 
Stärke  gelangten,  dass  sie,  so  lange  das  Volksleben 
in  dem  Rechte  war,  das  Gebiet  desselben  beherrsch- 
ten, mit  der  Vermehrung  der  Rechtsbegriffe  die  zu 
ihrer  Bezeichnung  und  Unterscheidung  erforderliche 
Kunstsprache  hervorriefen,  und  endlich  die  Methode  in 
der  Behandlung  und  Anwendung  dieser  Begriffe  ent- 
stehen liessen,  durch  welche  das  römische  Recht  sich 
vor  allen  auszeichnet  und  es  zum  Muster  für  alle  wird. 
Die  römischen  Juristen,  bei  welchen  Theorie  und  Pra- 
xis in  einem  so  hohen  Grade  vereinigt  waren,  bei  wel- 
chen die  Achtung  vor  dem  Bestehenden,  vor  den  über- 
lieferten Rechtsformen  und  das  Bestreben  einer  conse- 
quenten  Fortbildung  des  positiven  Rechts  mit  der  Be- 
rücksichtigung der  Billigkeit,  des  Staatsinteresse  und 
Gemeinwohls  stets  Hand  in  Hand  ging,  welche  eine 
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tiefe  Kenntniss  der  mannigfaltigsten  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse besassen  und  deren  Interpretationen  oft  nichts 
weiter  sind,  als  Folgerungen  aus  der  Natur  eines  Ge- 
schäfts ,  Rechtsinstituts  u.  s.  w.,  haben  daher  als 
Rechtslehrer  noch  immer  den  höchsten  Werth  und  wer- 
den ihn  auch  stets  behalten. 

Neben  dem  römischen  Rechte  entstand  mit  und  aus 
der  christlichen  Kirche  das  Kanonische  Recht* 

Die  Bekenner  des  Christenthums  setzten  in  ihren  Ge- 
meinden, nach  den  Lehren  Christi  und  seiner  Apo- 
stel, Vorschriften  und  Regeln  für  das  christliche  Le- 
ben fest,  welche  sie  mit  dem  Namen  Canon  bezeich- 
neten. So  lange  die  christliche  Kirche  eine  unterdrück- 
te, sogar  verbotene  und  hernach  nur  eine  geduldete 
war,  konnten  Uebertretungen  dieser  Regeln  oder  Strei- 
tigkeiten in  den  Gemeinden  nicht  bei  der  Staatsgerichts- 
behÖrde  anhängig  gemacht,  sondern  nur  den  Bischöfen, 
als  den  Vorständen  der  Gemeinden,  zur  Entscheidung 
und  Beahndung  anvertraut  werden ;  nach  der  Bekehrung 
Constantins,  als  das  Christenthnm  zur  Staatsreligion  im 
römischen  Reiche  geworden  war,  verblieb  denselben 
nicht  nur  diese  ihnen  von  den  Gemeinden  übertragene 
Gerichtsbarkeit,  sondern  sie  erhielten  sie  in  noch  grös- 
serm  Umfange,  indem  alle  geistlichen  Personen  und  An- 
gelegenheiten den  weltlichen  Richtern  gänzlich  entzo- 
gen wurden.  So  entstand  neben  der  weltlichen  auch  eine 
geistliche  Gerichtsbarkeit,  neben  der  Gesetzgebung  des 
Staats  eine  der  Kirche,  welche  zwar  das  römische 
Recht  voraussetzte,  aber  in  ihren  besondern  Bestim- 
mungen sich  theils  auf  die  Beschlüsse  der  Concilien  und 
Synoden,  theils  auf  die  Decretalen  der  Päbste  grün- 
dete und  auf  eine  ähnliche  AVeise,  wie  das  römische 
Recht,  im  dreizehnten  Jahrhundert  zusammengestellt 
und  in  spätem  Sammlungen  ergänzt  wurde,  welche  in 
der  katholischen  Kirche  noch  die  geltenden  sind.  Das 
allg.  preuss.  Landrecht,  welches  auch  die  kirchenrecht- 
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liehen  Bestimmungen  enthält ,  verweist  die  katholischen 
Geistlichen  in  Rücksicht  der  die  geistlichen  Amtsver- 
richtungen betreffenden  Rechte  und  Pflichten  ebenso  auf 
das  kanonische  Recht,  wie  die  evangelischen  auf  die 
Kirchen-  und  Consistorialordnungen. 

Mit  der  Hierarchie  zugleich  entwickelte  sich  in 
dem  Mittelalter  das  Feudal-  oder  Lehnwesen.  Ur- 
sprünglich ging  dasselbe  aus  der  Vorstellung  des  durch 
die  Eroberung  erlangten  Eigenthums  der  eroberten  Län- 
dereien hervor;  der  Landesherr  gab  sie  als  Landes- 
eigenthümer  zur  Nutzniessung  gegen  die  Verpflichtung 
zu  gewissen  Diensten  an  seine  Getreuen  ,  welche  mit 
diesen  Ländereien,  an  deren  Besitz  sich  noch  verschie- 
dene Rechte  knüpften,  nach  dem  Sprachgebrauch  be- 
lehnt wurden  und  dadurch  als  Vasallen  zu  dem  Lan- 
desherrn als  Lehnsherrn  in  diejenigen  Rechtsverhält- 
nisse traten,  deren  Inbegriff  das  Ijeluireckt  aus- 
macht, welches  durch  die  späterhin  zugestandene  mehr 
oder  weniger  bedingte  Erblichkeit  der  Lehne  zu  einem 
sehr  verwickelten  wurde.  Ein  langobardisches  Lehn- 
recht, die  librl  feudorum,  welches  den  Justinianischen 
Rechtsbüchern  angehängt  wurde ,  ging  mit  denselben 
in  den  Gerichtsgebrauch  über,  erlitt  aber  durch  die 
nachmaligen  Verordnungen  sowohl  der  Kaiser,  als  der 
Landesherren  vielfältige  Abänderungen.  Da  die  Dienste 
der  Vasallen  grösstentheils  Kriegsdienste  waren,  so 
verlor  das  Lehninstitut  mit  der  Errichtung  der  stehen- 
den Heere  seine  Bedeutung  und  wurde,  weil  es  mit 
der  Sicherheit  der  Regierungen  unverträglich  und  für 
die  Bodencultur  höchst  benachtheiligend  war,  grössten- 
theils aufgehoben,  so  dass  das  Lehnrecht  jetzt  mehr 
als  ein  Rechtsalterthum  einen  wissenschaftlichen ,  als 
einen  practischen  Werth  hat. 

Mit  dem  römischen  Rechte  hat  den  meisten  Ein- 
fluss  auf  die  vaterländische  Gesetzgebung  das  deut- 
sche Reckt  gehabt.    Die  Entstehung  desselben  war 
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von  der  des  römischen  eine  so  verschiedene,  derselben 
sogar  entgegengesetzte,  dass  schon  in  dieser  Bezie- 
hung das  deutsche  Recht  für  das  Studium  ein  wichti- 
ges ist.  Lässt  sich  die  Fortbildung  eines  positiven 
Rechts  mit  einem  Strome  vergleichen,  so  crgoss  sich 
dieser  bei  dem  römischen  Rechte  aus  einer  Quelle  und 
durchdrang  alle  Theile  seines  Gebiets,  indem  er  sich 
durch  Vertheilung  über  dasselbe  immer  mehr  ausbrei- 
tete, bei  dem  deutschen  dagegen  entsprangen  Quellen 
in  jedem  Gebietsteile,  und  die  aus  denselben  fliessen- 
den Bäche  suchten  sich  in  einem  Strome  zu  vereinigen- 
bei  jenem  ging  alles  von  einer  Einheit  aus,  bei /liesem 
auf  die  Einheit  hin;  die  Entwicklung  des  erstem  war 
eine  divergirende,  die  des  andern  eine  convergirende ; 
in  dem  ersten  war  stets  die  Verbindung  durch  das 
Gleichartige  schon  in  sich  vorhanden,  in  dem  zweiten 
dagegen  musste  sie  wegen  des  ursprünglich  Ungleich- 
artigen erst  geschaffen  werden.  Diese  grosse  Ver- 
schiedenheit des  Ganges,  den  das  Bildungsleben  des 
römischen  und  deutschen  Rechts  nahm,  war  die  not- 
wendige Folge  der  verschiedenen  Weisen,  in  welchen 
beide  Völker  sich  bildeten;  das  römische  entwickelte 
sich  aus  sich  selbst,  das  deutsche  wurde  aus  Stämmen 
zusammengesetzt,  die  entfernt  von  einander  gelebt  hat- 
ten, nicht  durch  Verwandtschaft  mit  einander  verbun- 
den waren  und  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem 
Volke  vereinigten.  Die  meisten  dieser,  zum  Theil  erst 
nach  der  Völkerwanderung  in  Deutschland  angesiedel- 
ten Stämme  waren  durch  Kriege  und  Verkehr  in  viel- 
fache Berührung  mit  den  Römern  gekommen,  hatten 
von  denselben  das  Bedürfniss  geschriebener  Gesetze 
kennen  gelernt  und  wählten  sogar  die  Sprache  dersel- 
ben zur  Abfassung  der  ihrigen.  Obgleich  sie  alle  Jahr- 
hunderte hindurch  zum  Frankenreiche  gehörten,  so  war 
doch  der  lockere  Zusammenhang  dieses  Reichs  nicht 
zu  ihrer  Verschmelzung  geeignet,  zumal  da  derselben 
die  geschriebenen  Volksrechte  oder  Rechtsbücher  der 
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einzelnen  Stämme  entgegenstanden  und  nur  die  auch  in 
lateinischer  Sprache  erlassenen  Capitulare  der  Regen- 
ten für  alle  verbindende  Kraft  hatten.  Mit  dem  Ver- 
schwinden der  lateinischen  Sprache  aus  der  Reihe  der 
lebenden  wurden  aber  diese  Gesetze  dem  Volke  immer 
unverständlicher  und  dadurch  entfremdet,  und  bei  den 
unaufhörlichen  Kriegen  und  innern  Unruhen  vermoch- 
ten es  auch  die  Kaiser  nicht  sie  aufrecht  zu  halten; 
dagegen  stieg  mit  der  Ohnmacht  der  Regierung  die 
Macht  der  Grundbesitzer  immer  mehr,  jeder  derselben 
herrschte  nach  seiner  Willkür  unabhängig  in  seinen 
Grenzen,  und  das  Faustrecht  hatte  im  eilften  und  zwölf- 
ten Jahrhundert  den  Rechtszustand  völlig  verdrängt, 
dessen  Wiederherstellung  zuerst  in  den  Städten,  wo 
noch  freie  Menschen  beisammen  wohnten,  als  nothwen- 
dig  gefühlt  wurde  und  auch  hauptsächlich  von  diesen 
ausging.  Diese  Wiederherstellung  war  indessen,  da 
die  bisherigen  Gesetze  in  Vergessenheit  gekommen  wa- 
ren und  nur  die  Macht  der  Geistlichkeit  das  Unsichere 
des  regellosen  Zustandes  gemildert  hatte,  eigentlich  die 
Schaffung  eines  neuen  Rechtszustandes,  dessen  Nor- 
men die  Elemente  ausmachen,  aus  welchen  das  deut- 
sche Recht  hervorging.  Ebenso,  wie  die  Grundbesitzer, 
waren  auch  die  Städte  zu  einer  Stellung  gelangt,  in 
welcher  sie  selbst  ihre  Verfassungen  unter  dem  pas- 
senden Namen  der  Willküren  bestimmen  konnten, 
und  das  Gewohnheitsrecht,  welches  sich  durch  Bedürf- 
niss  und  Sitte  in  ihnen  gebildet  hatte,  als  geltendes 
Stadtrecht  aufstellen  durften.  Solcher  Stadtrechte  wa- 
ren daher  viele  entstanden ,  von  denen  einige ,  wie  z.  B. 
das  Lübische,  so  berühmt  wurden,  dass  auch  andere 
Städte  sie  annahmen,  und  dass  dadurch,  sowie  durch 
den  Gebrauch,  Gutachten  über  die  Ergänzung  fehlen- 
der Rechtsbestimmungen  von  fremden  Schöppenstühlen 
zu  fordern  und  Appellationen  an  dieselben  zu  verstat- 
ten, eine  Rechtsverbindung  unter  den  Städten  unterhal- 
ten wurde,  welche,  wenn  auch  nur  allmählig,  zu  eini- 

24  * 


372 


—  vr.  — 


ger  Gleichförmigkeit  der  Rechtsgrundsätze  führte.  Die 
Verbindungen  der  Städte  mit  einander,  deren  aufblü- 
hender Handel  die  Sicherheit  des  Verkehrs  auch  im 
Lande  erheischte  und  deren  zunehmender  Reich thum 
ihre  Macht  sie  zu  erzwingen  vermehrte,  brachten  end- 
lich das  Recht  auch  ausser  ihren  Gebieten  wieder  mehr 
zur  Achtung,  und  die  Grundherren,  welche  durch  ihre 
Fehden  und  gegenseitige  Beraubung  und  durch  den  Lu- 
xus, an  welchem  sie  Geschmack  gefunden,  in  immer 
grössere  Dürftigkeit  und  Abhängigkeit  gerathen  waren, 
hörten  dadurch  auf,  der  Landesherrschaft  furchtbar  zu 
sein,  so,  dass  diese  mit  den  Städten,  welchen  sich 
auch  Bündnisse  der  Zwietracht  müder  Ritter  und  Grund- 
herren öfters  anschlössen,  die  Fehden  beschränken, 
und  endlich  nach  vielen  misslungenen  und  nur  theil- 
weise  gelungenen  Versuchen  die  kaiserliche  Gewalt 
kräftig  unterstützen  konnten,  durch  welche  endlich  am 
Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  der  Landfriedc  völ- 
lig hergestellt  und  in  Stelle  der  Selbsthülfe  den  Für- 
sten wieder  die  Handhabung  des  Friedens,  des  Rechts 
und  der  Ordnung  in  ihren  Landen  anheim  gegeben,  zur 
Schlichtung  der  Streitigkeiten  der  Fürsten  unter  einan- 
der aber  das  Reichskammergericht  eingesetzt  wurde. 
Schon  lange  vor  dieser  Wiedereinsetzung  des  Rechts 
in  seine  Herrschaft  hatte  das  Verlangen  nach  demsel- 
ben Zusammenstellungen  der  in  einzelnen  Theilen  von 
Deutschland  zwar  nicht  geltenden,  aber  doch  anerkann- 
ten Rechtsgrundsätze  veranlasst,  und  es  waren  so  der 
Sachsenspiegel  und  andere  Sammlungen  entstan- 
den, welche  später  practische  Gültigkeit  als  Gewohn- 
heitsrechte erhielten  und  in  derselben  lange  verblieben. 
Aus  den  Regeln,  welche  sich  aus  der  Vergleichung 
dieser  und  der  andern  deutschen  Partikularrechte  erge- 
ben, sowie  aus  den  gesammelten  Meinungen  der  Rechts- 
lehrer und  Richter  und  aus  den  Entscheidungen  der 
Gerichte,  bildete  sich  seit  dem  sechszehnten  Jahrhun- 
dert ein  System  von  Grundsätzen   des  deutschen 
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PrivatredltSj  welches  die  Rechtsnormen  in  sich 
fasst,  welche  bei  den  Völkern  germanischen  Ursprungs 
entstanden  sind  und  sich  auf  die  gegenseitigen  Geschäfte 
und  Verhältnisse  der  einzelnen  Staatsmitgiieder  bezie- 
hen, und  daher  mehr  eine  Sammlung  wissenschaftlicher 
Rechtstheorien  ,  als  ein  Recht  selbst  ausmacht. 

Da  die  deutschen  Landesfürsten  und  unabhängigen 
Städte  ungeachtet  der  erlangten  Landeshoheit  dem  deut- 
schen Reiche  angehörten ,  so  bedurfte  es,  ausser  den  in 
jedem  Landesgebiet  geltenden  Partikularrechten,  noch 
eines  gemeinsamen  für  das  ganze  Reich  geltenden  Rechts, 
und  es  entstand  neben   den  Territorialgesetzge- 
bungen   eine   Reichsgesetzgebung,     zu  deren 
Grundlage  das  römische  Recht  wurde.    Dasselbe  war 
in  Italien  ungeachtet  der  Auflösung  der  Römerherrschaft 
mit   der  Zerstörung  des  abendländischen  Kaiserreichs 
dennoch  in  Anwendung  geblieben,  ja  die  deutschen  Er- 
oberer hatten  sogar  ihre  Gesetzgebungen  für  ihre  rö- 
mischen Unterthanen  auf  römische  Rechtsquellen  ge- 
gründet, und  später  war  auch  die  Justinianische  nach 
Italien  gekommen ;  allmählig  schwand  indessen  der  Ge- 
brauch  der  letztern  aus  den  Gerichtshöfen  nicht  nur 
dieses  Landes,   sondern   selbst  des  morgenländischen 
Kaiserreichs,    für  welches  sie  ursprünglich  zusammen- 
gestellt war,  aber,  wie  sehr  auch  das  römische  Recht 
durch  die  Gesetze  der  spätem  Kaiser  hintenangesetzt 
wurde,    so  ging  doch  das  practische  Interesse  dessel- 
ben niemals  völlig  unter,    und  als  im  zwölften  Jahr- 
hundert zu  Bologna  auch  das  wissenschaftliche  Inter- 
esse für  dasselbe  wieder  erweckt  worden  war,  und 
eine  Reihe  von  Rechtslehrern  es  erklärten  und  zugleich 
mit  Rücksicht  auf  das  practische  Bedürfniss  der  neuern 
christlichen  Staaten  bearbeiteten,  verbreitete  sich  das- 
selbe so  durch  ihren  Unterricht,  dass  es  wieder  in  den 
Gerichtshöfen   vorherrschend  wurde.     In  Deutschland 
fand  es  auch  bald  die  günstigste  Aufnahme,    weil  für 
die  sich  immer  verwickelter  gestaltenden  bürgerlichen 
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Verhältnisse,  besonders  in  den  Städten,  das  wissen- 
schaftlich nicht  ausgebildete  deutsche  Recht  nicht  mehr 
genügte,  und  das  deutsche  Reich,  welches  aus  der 
fränkischen  Monarchie  hervorgegangen  war,  deshalb 
als  eine  Fortsetzung  des  abendländischen  römischen 
Kaiserreichs  und  somit  der  deutsche  Kaiser,  als  der 
Nachfolger  der  römischen  Kaiser,  daher  selbst  als  rö- 
mischer Kaiser  betrachtet  und  bezeichnet  wurde.  Mit 
dem  römischen  Rechte,  welches  als  die  Gesetzgebung 
der  Vorfahren  angesehen  wurde,  und  dem  kanonischen 
Rechte,  welches  für  die  ganze  katholische  Christenheit 
die  verpflichtenden  Rechtsnormen  aufstellt,  wurde,  weil 
besonders  die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes,  der  Ge- 
werbe und  des  Handels  die  Beibehaltung  der  deutschen 
Rechtsgrundsätze  nothwendig  machten,  das  deutsche 
Recht  in  vielfache  Verbindung  gebracht,  durch  die  spä- 
tem Verordnungen  der  Kaiser  theils  abgeändert,  theils 
ergänzt,  und  so  das  Recht  zusammengesetzt,  welches 
mit  dem  Namen  des  gemeinen  Rechts  belegt 
wird.  Aus  diesem  Rechte,  welches  sich  im  Laufe  der 
Zeit  durch  die  Praxis  und  die  wissenschaftliche  Bear- 
beitung immer  fortbildete,  sind  die  neuern  Gesetzgebun- 
gen, das  Allgem.  Preussische  Landrecht,  das 
Oester  reichisc  he  Gesetzbuch  und  der  Code 
Napoleon  hervorgegangen,  und  besonders  hat  das 
erstere  häufig  nur  das  gemeine  Recht  zur  Zeit  der  Ab- 
fassung des  Landrechts  oder,  mit  andern  Worten, 
das  römische  Recht,  wie  es  in  der  gemeinschaftlichen 
Praxis  aufgefasst  wurde,  sanetionirt. 

Dem  positiven  Civilrechte  steht  das  positive 
Criminalrecht  zur  Seite.  Auch  über  die  Bestra- 
fung der  Verbrechen  hatten  sich  in  den  deutschen  Staa- 
ten und  Städten  nach  dem  römischen  und  kanonischen 
Rechte,  den  Reichsgesetzen  und  Ortsgebräuchen  Re- 
geln gebildet,  welche  von  einander  sehr  abweichend 
waren  und  ein  so  ungleiches  Strafverfahren  in  Deutsch- 
land zur  Folge  hatten,  dass  zur  Abstellung  desselben 
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und  der  daraus  folgenden  Nachtheile  unter  Kaiser  Carl  V. 
eine  Halsgerichtsordnung,  die  Constitutio  criminalis  Ca- 
rolina, als  allgemeines  Rcichsgesetz  erlassen  wurde, 
dessen  Einführung  zuerst  Schwierigkeiten  entgegentra- 
ten ,  welches  aber  mit  dem  Anfange  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  beinahe  in  ganz  Deutschland  in  Gebrauch 
kam  und  bald  darauf  auch  wissenschaftlich  bearbeitet 
wurde.  Mit  den  Fortschritten  der  Cultur  waren  aber 
den  Anforderungen  derselben  weder  die  Strafbestim- 
mungen der  Carolina,  noch  das  in  derselben  vorge- 
schriebene peinliche  Verfahren  mehr  entsprechend,  und 
wenn  sich  auch  mehrere  der  neuern  Criminalrechte  noch 
dem  gemeinen  Criminalrechte  im  Ganzen  angeschlossen 
haben,  so  macht  doch  jetzt  die  philosophische  Unter- 
suchung der  Fundamente  dieses  Rechtszweiges  ein 
höchst  wichtiges  Studium  aus,  welches  nicht  nur  in 
allgemeiner  Beziehung,  sondern  auch  wegen  des  Zu- 
sammenhanges der  Strafrechtspflege  mit  der  Sicher- 
heitspolizei für  den  Cameralisten  ein  interessantes  ist. 

Zum  positiven  Rechte  gehören  noch  das  posi- 
tive Staatsrecht  und  das  positive  Völker- 
recht. 

Das  positive  {Staatsrecht  hat  die  sich  auf 
das  Verhältniss  der  Regierung  zu  den  Unterthanen  be- 
ziehenden, aus  den  Verfassungen  der  Staaten  hervor- 
gehenden Rechtsnormen  zum  Gegenstande,  und  das 
deutsche  Staatsrecht  ist  die  systematische  Zu- 
sammenstellung dieser  Bestimmungen  und  Grundsätze, 
sowohl  der  für  jeden  einzelnen  Staat  besonders,  als  der 
für  alle  zu  Deutschland  gehörigen  Staaten  gemeinsam 
geltenden. 

Das  positive  Völkerrecht  endlich  ist  die 
wissenschaftliche  Darstellung  der  unter  den  gesitteten 
Staaten  in  Hinsicht  ihres  gegenseitigen  Verhaltens  gel- 
tenden Rechtsgrundsätze,  welche  theils  auf  einem,  aus 
dem  übereinstimmenden  Anerkenntniss  ihrer  Nothwen- 


376 


—    VI.  — 


digkeit  oder  Angemessenheit  hervorgehenden  stillschwei- 
genden Uebereinkommen ,  soweit  sich  dessen  Vorhan- 
densein historisch  begründen  lässt,  theils  auf  ausdrück- 
lichen Verträgen  beruhen.  Die  Gegenstände  desselben 
sind  sowohl  die  Verhältnisse  der  Staaten,  als  morali- 
scher Personen ,  zu  einander,  als  auch  die  der  Unter- 
thanen  in  Hinsicht  des  Verkehrs  mit  den  Unterthanen 
anderer  Staaten,  besonders  wenn  sie  sich  ausserhalb 
der  Grenzen  des  eignen  Staatsgebiets  befinden.  In  die- 
ser letztern  Beziehung  macht  das  Seerecllt  einen 
sehr  wesentlichen  und  wichtigen  Theil  des  Völkerrechts 
aus.  Da  alle  gebildete  Völker  von  jeher  anerkannt  ha- 
ben, dass  im  Kriege  nicht  alles  erlaubt  sein  könne,  so 
beschränkt  sich  das  positive  Völkerrecht  nicht  blos  auf 
den  Zustand  des  Friedens,  sondern  erstreckt  sich  gleich- 
falls auf  den  des  Krieges,  soweit  auch  für  denselben 
die  Sitte  Gebote  vorgeschrieben  und  geheiligt  hat. 

Bei  diesem  weiten  Gebiete  der  Jurisprudenz  Avürde 
es  selbst  der  Gründlichkeit  des  Studiums  —  und  auf 
diese  kommt  es  doch  bei  demselben  vorzüglich  an  — 
Eintrag  thun,  wenn  der  Cameralist  sich  mit  allen  Thei- 
len  desselben  bekannt  machen  wollte.  Viele  derselben, 
wie  das  Eherecht,  Vormundschaftsrecht,  Testaments- 
und Erbrecht  u.  a.  m. ,  liegen  auch  ausser  seinem  Be- 
rufskreise, und  andere  berühren  denselben  zu  wenig, 
um  ihnen,  wenn  es  auf  Kosten  anderer  mehr  dem  Be- 
ruf angehöriger  Disciplinen  geschehen  soll,  die  erfor- 
derliche Zeit  widmen  zu  können.  Daher  darf  sich  das 
juristische  Studium  des  Cameralisten  nur  auf  die  Er- 
weckung des  juristischen  Sinns,  um  Gesetze  vollstän- 
dig auffassen  zu  können,  und  auf  eine  genaue  Bekannt- 
schaft mit  dem  Geiste  und  den  Bestimmungen  der  Lan- 
desgesetzgebung beschränken ,  besonders  soweit  sie  das 
öffentliche  Recht  betrifft,  oder  in  näherm  Zusammen- 
hange mit  demselben  steht.  Zu  diesem  Zweck  muss 
mit  dem  Besuch  der  Vorträge  der  Institutionen  an- 
gefangen  werden,  in  welchen  das  Justinianische  Recht 
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in  Verbindung  mit  der  römischen  Rechtsgeschichte  aus- 
einandergesetzt wird,  und  dann  mit  denen  des  deut- 
schen Privatrechts  und  der  deutschen  Rechtsge- 
schichte. Aus  den  Elementen  des  römischen  Rechts, 
so  wichtig  sie  auch  sind ,  lässt  sich  aber  noch  nicht  ju- 
ristisch argumentiren  und  interpretiren  lernen.  Dazu 
gehört  ein  grösseres  Detail,  welches  erst  in  den  Pan- 
decten  oder  den  Vorträgen  des  gemeinen  römischen 
Rechts  nach  Vorausschickung  einer  juristischen  Inter- 
pretationslehre gegeben  wird.  Abgesehen  davon  ver- 
folgen aber  auch  die  Pandecten  einen  höhern  Zweck, 
als  die  Institutionen ,  denn  während  die  letztern  nur  den 
Zusammenhang  des  reinen  römischen  Rechts  kennen 
lehren,  so  behandeln  die  erstem  dieses  Recht  aus  einem 
ganz  andern  Gesichtspuncte,  nämlich  mit  Rücksicht  auf 
die  heutige  practische  Anwendung,  wodurch  erst  der 
gegenwärtige  Rechtszustand  und  diejenige  Auffassung 
des  römischen  Rechts,  welche  zur  Erklärung  namentlich 
des  allg.  preuss.  Landrechts  dient,  kennen  gelernt  wer- 
den kann.  Den  Schluss  des  juristischen  Studiums  macht 
dann  das  der  Landesgesetz  gebung  und  derjenigen 
Theile  derselben  aus,  welche  in  dem  Cameralrecht 
zusammengefasst  werden,  und  besonders  des  Han- 
delsrechts. 

Die  Staatslehre,  wie  die  Rechtswissenschaft,  in- 
dem sie  mit  der  Natur  des  Staats  und  den  Grundsätzen 
des  Rechts  vertraut  machen,  liefern  beide  gleich- 
sam nur  die  Formeln  zu  dem  Verhalten  und  Verfahren 
in  dem  practischen  Staatsdienst  und  erfordern  daher 
zu  ihrer  Benutzung  noch  die  Kenntniss  der  Wirklich- 
keit nicht  blos  in  dem  eignen  Staate,  sondern  auch  in 
den  andern  Staaten,  um  durch  die  Erfahrung  ihre  Rich- 
tigkeit prüfen,  und  sowohl  die  wissenschaftliche  Unter- 
suchung, als  die  Praxis  vor  Abwegen  bewahren  zu 
können.  Da  kein  Staat  mit  dem  andern  völlig  über- 
einstimmt und  keiner  sich  stets  gleich  bleiben  kann,  so 
gehört  die  Kenntniss  von  dem  Zustande  der 
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Staaten,  welche  die  Staateiikuiifle  oder  Sta- 
tistik in  einer  systematischen  und  übersichtlichen 
Form  aufzustellen  hat,  zu  den  nothwendigen  Gegen- 
ständen der  cameralistischen  Ausbildung. 

Wir  fordern  von  der  Statistik,  dass  sie  eine  treue 
und  vollständige  Darstellung  der  Beschaffenheit  der 
Staaten  zu  einer  bestimmten  Zeit  —  welche  für  die 
Praxis  die  Gegenwart  ist  —  geben  soll,  allein  ebenso, 
wie  die  Abbildung  einer  Maschine  die  Kenntniss  der 
Mechanik  voraussetzt,  um  sie  nicht  blos  richtig  zeich- 
nen, sondern  auch  richtig  verstehen  zu  können,  muss 
die  Statistik  das  Studium  der  Staatslehre 
voraussetzen,  weil  das  Bild  eines  Staats ,  und  wäre 
es  auch  mit  Meisterzügen  entworfen ,  nur  dem  eine  der 
Wahrheit  entsprechende  Vorstellung  geben  kann,  der 
sich  schon  vollständig  mit  den  Gesetzen  des  Staats- 
organismus bekannt  gemacht  hat.  Bei  dem  Vielfachen 
und  Mannigfaltigen,  was  jede  Staatsverbindung  darbie- 
tet, müssen  Blick  und  Urtheil  durch  die  Wissenschaft 
schon  sehr  geschärft  und  gestärkt  sein,  um  das  We- 
sentliche von  dem  Unwesentlichen,  das  Nothwendige 
von  dem  Zufälligen,  das  Natürliche  von  dem  Erkün- 
stelten unterscheiden,  und  um  bei  dem  organischen  Zu- 
sammenhange, in  welchem  alle  Theile  gegenseitig  auf 
einander  einwirken  und  von  einander  bestimmt  werden, 
die  Ursachen  der  Erscheinungen,  ihren  Einfluss  auf  das 
Staatssanze  und  zuletzt  den  Zustand  desselben  erkeu- 
nen  zu  können.  Nur  durch  den  Vergleich  mit  jenen 
Gesetzen  hören  die  statistischen  Angaben  und  That- 
sachen  auf,  blosses  Gedächtnisswerk  zu  sein  und  wer- 
den lehrreich  sowohl  für  den  Staatsdienst,  als  für  die 
Staatslehre,  mit  welcher  die  Statistik  in  steter  Verbin- 
dung bleiben  muss,  weil  beide  der  gegenseitigen  Con- 
trolle  nicht  entbehren  können  und  die  letztere  nur  durch 
die  erstere  zum  Bewusstsein  gelangt.  Die  Anhalts- 
puncte  der  Bekanntschaft  mit  dem  Staate  in  der  Idee 
und  mit  dem  in  der  Wirklichkeit  sind  auch  dieselben, 
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und  die  Statistik  kann  daher  auch  einen  gleichen  Gang 
mit  der  Staatslehre  nehmen. 

Da  das  Dasein  des  Staats  das  des  Volks  voraus- 
setzt, so  beginnt  die  Statistik  jedes  Staats,  ähnlich 
wie  die  Staatslehre,  mit  den  anthropologischen  Funda- 
menten, mit  der  Kenntniss  von  dem  in  demsel- 
ben vereintenVolke  und  seinem  Leben.  Das  Volk, 
welches  bei  verschiedener  Abstammung  ein  zusammen- 
gesetztes ist,  bestimmt  sich  quantitativ  durch  die  Zahl 
und  qualitativ  durch  die  Persönlichkeit  seiner  Indivi- 
duen, soweit  diese  in  dem  Volke  oder  dessen  Abthei- 
lungen nach  Maassgabe  der  körperlichen,  geistigen  und 
moralischen  Beschaffenheit  bei  der  Mehrzahl  eine  über- 
einstimmende ist.  Wie  der  Mensch  lebt  und  leben 
kann,  hängt  so  sehr  von  der  ihn  umgebenden  Natur 
ab,  dass  bei  der  grossen  Verschiedenheit  derselben  auf 
der  Erdoberfläche  das  Leben  jedes  Volks  sich  nach 
der  Beschaffenheit  des  von  ihm  bewohnten 
Gebiets  richtet,  sowohl  nach  der  natürlichen,  durch 
die  Ausdehnung,  Begrenzung,  Bodengestaltun Be- 
wässerung und  Ergiebigkeit  sich  bestimmenden,  als 
nach  der  Umgestaltung  desselben  durch  seine  bisheri- 
gen Bewohner.  Ungeachtet  des  grossen  Einflusses  der 
Natur  bleibt  im  Leben  des  Menschen  doch  immer  vor- 
herrschend und  am  wichtigsten  das  Handeln,  die  auf 
Zwecke  gerichtete  Thätigkeit,  und  in  Bezug  auf  diese 
kommen  in  Betracht:  die  Religion,  welche  ihr  die 
Richtung  giebt,  die  geistigen  und  dinglichen 
Productionen,  welche  die  Mittel  und  Kräfte  gewäh- 
ren, und  die  gesellschaftlichen  Verbindungen, 
durch  welche  sie  unterstützt  wird.  Bei  der  hierauf  fol- 
genden Darstellung  der  Vereinigung  des  Volks  als  Staat 
muss  aber  die  Statistik  einen  von  der  Staatslehre  ver- 
schiedenen Gang  nehmen,  denn  die  Abhängigkeit  der 
Leistungen  des  Staats  von  seiner  Beschaffenheit  macht 
es  für  die  Untersuchungen  der  Staatslehre:  wie  der 
Staat  sein  soll,  noth wendig,  zuerst  zu  ermitteln,  was 
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er  leisten  soll,  und  dann  erst,  wie  er  beschaffen  sein 
müsse,  um  dieses  leisten  zu  können,  statt  dass  die 
Statistik,  welche  auseinanderzusetzen  hat:  wie  der 
bestimmte  Staat  ist,  mit  der  Beschaffenheit  des- 
selben anzufangen  hat,  weil  sich  nach  dieser  seine 
Leistungen  abmessen.  Die  Unterabtheilungen  dieser 
beiden  Hauptabtheilungen  können  dieselben,  wie  in  der 
Staatslehre  sein.  Das  Einfachem  der  statistischen  That- 
sachen  ist  indessen,  mag  man  eine  Eintheilung  wäh- 
len, welche  man  wolle,  immer  sehr  schwierig,  weil 
keine  derselben  abgesondert  dasteht,  sondern  alle  mit 
einander  sich  in  den  vielfachsten  Beziehungen  befinden. 
Noch  schwieriger  aber,  als  das  Sammeln  und  die  Zu- 
sammenstellung, ist  die  Kritik  derselben  und  das 
Ziehen  von  Folgerungen  aus  denselben;  nur  durch 
die  erstere  erhält  die  Statistik  Zuverlässigkeit,  und  nur 
durch  die  letztern  ihren  Werth  für  die  Praxis. 

Alles,  was  die  Statistik  darbietet,  beruht  mit  we- 
nigen Ausnahmen  auf  Mittheilungen,  welche  nur,  wenn 
sie  wahr  sind,  brauchbar  sein,  im  Gegentheil  aber  zu 
den  unrichtigsten,  sogar  gefährlichsten  Schlüssen  Ver- 
anlassung geben  können;  ihrer  Benutzung  muss  daher 
stets  die  strengste  Prüfung  ihrer  Glaubwürdigkeit  vor- 
ausgehen, und  die  Statistik  bedarf  mithin  zu  ihrer  Be- 
gründung einer  sehr  scharfen  Kritik,  sowohl  der  Quel- 
len der  statistischen  Angaben,  als  auch  dieser  selbst. 

Die  Quellen  sind  theils  officielle,  theils  nicht 
officielle;  zu  den  erstem  gehören  Gesetze,  Verord- 
nungen, Urkunden,  Berichte  der  Behörden  und  alle  die 
Staaten  betreffende,  unter  der  Autorität  ihrer  Regie- 
rungen erschienene  Schriften,  zu  den  letztern  alle  an- 
dere Schriften,  denen  die  öffentliche  Autorität  fehlt, 
sowohl  die  Beschreibungen,  welche  theils  von  Inlän- 
dern in  sogenannten  Landesschriften,  theils  von  Frem- 
den in  Reisebeschreibungen  verfasst  sind,  als  auch  die 
Zeitungen  und  Zeitschriften,  welche  die  Tagesneuig- 
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keiten  enthalten.    Da  den  Regierungen  nur  die  Mittel 
zustehen,   sich  genaue  Kenntnisse  von  allen  Verhält- 
nissen ihrer  Staaten  zu  verschaffen ,  sie  auch  dersel- 
ben zur  Staatsverwaltung  bedürfen ,  so  sind  die  offi- 
ciellen  Quellen  für  die  Statistik  die  wichtigsten,  und 
seitdem  man  immer  mehr  erkennt,   dass  die  Öffentliche 
Autorität  nur  in  der  Wahrheit  ihr  Heil  findet  und  jede 
Verheimlichung  derselben  mehr   Schaden   als  Nutzen 
bringt,  auch  die  zuverlässigsten.    Bei  allem  Vertrauen 
zur  Wahrheitsliebe  der  Behörden,  können  die  von  den- 
selben  ausgehenden  officiellen  Nachrichten  aber  doch 
nicht  unbedingt  für  wahr  gelten,   denn  Behörden  kön- 
nen nur  anzeigen,  was  sie  erfahren  oder  beobachtet 
haben,  und  dieses  kann  und  wird  nur  zu  oft,  da  die 
Erfahrungen  sich  grösstentheils  wieder  auf  Mittheilun- 
gen stützen ,  der  treuesten  und  sorgfältigsten  Forschung 
ungeachtet  von   der  Wirklichkeit  weit   entfernt  sein. 
Jedem  Menschen  ist  die  Aufdeckung  seiner  Verhält- 
nisse immer  widerwärtig,   keiner  mag  sich  und  seine 
Habe  gern  abzählen  lassen,  und  kommt  noch  das  Miss- 
trauen hinzu,   dass  man  seine  Angaben  gegen  ihn  be- 
nutzen könnte,  so  ist  auf  die  Wahrheit  derselben  nicht 
zu  rechnen   und  die  Unrichtigkeit  der  aus  denselben 
zusammengestellten  Tabellen  eine  unvermeidliche.  Zah- 
len, welche  auf  Aussagen  beruhen,   sind  ganz  unzu- 
verlässig  und   das    anscheinend  Bestimmte  derselben 
wird  zu  einer  um  so  grössern  Täuschung  des  in  die- 
selben gesetzten  Vertrauens;  sie  verdienen  ein  solches 
nur,  wenn  sie  sich  auf  Gegenstände  beziehen,  bei  wel- 
chen den  Behörden   die  Controlle    durch   eigne  An- 
schauung möglich  ist,  und  wo  die  Behörden  so  orga- 
nisirt  sind,   dass  sie  eine  Controlle  auf  diese  Weise 
führen  können.    Nicht  blos  der  zu  grosse  Umfang  der 
Verwaltungskreise,    sondern   auch  Staatseinrichtungen 
können   dieses  theils   unmöglich  machen,    theils  sehr 
erschweren;  so  hängt  es  z.  B.  von  der  Zollgesetzge- 
bung ab,  in  wieweit  die  Ein-  und  Ausfuhrlisten  sich 


382 


—    YI.  — 


der  Wahrheit  nähern,  denn  je  drückender  die  Zoll- 
tarife sind,  desto  mehr  geht  von  der  Ein-  und  Aus- 
fuhr in  die  Contrebande  über,  deren  Betrag  nie  und 
deren  Betrieb  nur  durch  geglückte  Beschläge  zur  Kennt- 
niss  der  Beamten  kommt.  Mit  noch  grösserer  Vor- 
sicht, als  die  offiziellen,  dürfen  aber  nur  die  ausser- 
officiellen  Quellen  benutzt  werden,  welche  grössten- 
theils  in  Erzählungen  theils  selbstgemachter,  theils  mit- 
getheilt  erhaltener  Erfahrungen  bestehen.  Erfahren 
lässt  sich  nur  das  wirklich  Vorhandene  und  nur  inso- 
fern es  auf  uns  unmittelbar  oder  mittelbar  einwirkt,  aber 
bezeugen  können  Avir  auch  nicht  einstens  das  wirklich 
Vorhandene,  sondern  nur  unsere  Empfindungen  und 
Vorstellungen  von  demselben,  und  es  frägt  sich  daher 
stets,  wieviel  von  dem,  was  Jemand  erfahren  haben 
will,  von  ihm  wirklich  erfahren  und  nicht  blos  gedacht 
ist,  wie  dieses  letztere  bei  jeder  Aeusserung  über  das 
Nichtvorhandene,  Gemeinsame,  Wesentliche  und  Ur- 
sächliche, Avas  alles  nicht  erfahren  Averden  kann,  der 
Fall  ist.  Ist  daher  auch  ein  Urzeuge  für  eine  That- 
sache  Arorhanden  —  Afterzeugen,  und  gebe  es  deren  auch 
noch  so  Ariele,  können  den  Mangel  desselben  nie  ersetzen 
—  so  kommt  es  doch  noch  sehr  auf  seine  Persönlichkeit 
an,  ob  er  das  Empfundene  von  dem  Gedachten  hat  un- 
terscheiden können,  ob  seiner  Wahrheitsliebe  zu  vertrauen 
ist,  ob  ihm  im  Augenblick  der  Mittheilung  das  Erfahrne 
noch  völlig  gegenwärtig  und  hiAAiefern  er  dasselbe  in 
Worten  bestimmt  und  deutlich  auszudrücken  im  Stande 
AArar.  Je  mehr  die  Thatsachen,  Avelche  erzählt  und  be- 
schrieben AArerden,  ausser  dem  Kreise  der  Verhältnisse 
und  Ideen  des  Erzählers  liegen,  desto  mehr  ist  ihre 
unrichtige  Auffassung  zu  besorgen,  ohne  dass  Entstel- 
lungen aus  Vorliebe,  Interesse  oder  Furchtsamkeit  hin- 
zukommen dürfen  5  deshalb  erfordern  Reisebeschreibun- 
gen und  noch  mehr  Zeitungen  eine  ungleich  behutsa- 
mere Benutzung,  als  Schriften  von  Mitgliedern  des  be- 
schriebenen Staats. 
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Sehr  bedeutende  Schwierigkeiten  erwachsen  aber 
noch  sowohl  der  Kritik  der  statistischen  Thatsachen, 
als  ihrer  Zusammenstellung  aus  dem  Leben  des  Staats 
und  seinen  steten  Veränderungen  in  Folge  desselben.  Da 
der  Staat  nie  sich  gleich  bleibt  und  gleich  bleiben  kann, 
so  kann  ein  richtiges  Bild  desselben  nur  aus  der  Ver- 
bindung gleichzeitiger  Thatsachen  hervorgehen,  und  die 
Statistik  fordert  daher  von  der  Kritik  auch  eine  genaue 
Prüfung  und  einen  vollständigen  Nachweis  in  Bezug 
auf  die  Gleichzeitigkeit  der  für  wahr  ange- 
nommenen Angaben,  weil  ohne  diesen  die  Be- 
schreibung des  Staats  sich  ebenso  sehr  von  der  Wahr- 
heit entfernen  und  unnatürlich  ausfallen  kann,  als  die 
des  Schmetterlings,  in  welcher  die  Füsse  seiner  Raupe 
mit  den  Flügeln  des  ausgebildeten  Insects  verbunden 
sind.  Bei  diesen  vielfachen  und  strengen,  aber  uner- 
lasslichen  Anforderungen  ist  es  in  der  Statistik  der  erste 
Grundsatz,  lieber  der  doch  nur  scheinbaren  Vollstän- 
digkeit zu  entsagen  und,  um  der  Wahrheit  treu  zublei- 
ben, eine  fragmentarische  Darstellung  vom  Staate  zu 
liefern,  als  die  Lücken  mit  Angaben  auszufüllen,  wel- 
che die  Kritik  nicht  aushalten  oder  gar  nur  als  Vermu- 
thungen gelten  können. 

Nur  auf  solche  Angaben ,  welche  mit  der  streng- 
sten Beobachtung  dieses  Grundsatzes  gesammelt  und 
zusammengestellt  sind,  lassen  sich  Schlüsse  über  den 
Zustand  eines  Staats  oder  über  den  Erfolg,  welchen 
Staatseinrichtungen  und  Verwaltungsmaassregeln  ge- 
habt haben ,  bauen ,  oder  vielmehr  wagen ;  allein  es  ge- 
hört dazu,  wie  ich  bereits  oben  bemerkt  habe,  die  ver- 
trauteste Bekanntschaft  mit  der  Staatslehre,  das  tiefste 
Eingedrungensein  in  dieselbe,  um  sich  vor  Fehlschlüs- 
sen zu  bewahren,  welche,  wenn  aus  denselben  Re- 
geln für  die  Praxis  abgeleitet  werden  sollen,  diese  zu 
den  nachtheiligstcn  Fehltritten  verleiten  können.  So  lange 
man  in  dem  Glauben  war,  dass  der  Reichthum,  der  in 
dem  Geldeswerth  aller  Besitztümer  besteht,  weil  man 
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Geld    und  Geldeswerth  noch   nicht  zu  unterscheiden 
wusste,   nur  in  dem  baaren  Gelde  bestehe,  und  dass 
also  jeder  Verkauf  reich  und  jeder  Ankauf  arm  mache, 
glaubte  man  aus  der  Differenz  des  Werths  der  nach 
den   Zollregistern   ausgeführten  und   der  eingeführten 
Waaren  oder  aus  der  sogenannten  Handelsbilanz 
beurtheilen  zu  können,  welche  Staaten  reicher  und  wel- 
che ärmer  würden,  und  hielt  den  für  einen  bedauerns- 
werthen,  dessen  Handelsbilanz  sich  als  eine  ungünstige 
auswies ,  ja  man  bestimmte  sogar  durch  solche  statisti- 
sche Folgerungen  die  Regierungen,  zur  Abwendung  der 
Verarmung  den  Handel  mit  solchen  Staaten,  deren  Bi- 
lanz zu  den  ihrigen  eine  günstige  war,  möglichst  zu 
erschweren  und  nur  mit  denen,  die  sich  im  entgegen- 
gesetzten Verhältnisse  befinden,  zu  erleichtern,  wenn 
auch  von   diesen   alles  nur   theuerer   erkauft  werden 
konnte,  wodurch  grade  das  Gegentheil  von  dem,  was 
man  wollte,  bewirkt  wurde,  und  wegen  der  Mehraus- 
gabe, weil  sie  zu  vermeiden  war,    eben  diejenige  Bi- 
lanz,  auf  welche  es  wirklich  ankommt,   die  Wirth- 
schaftsbilanz,  das  Verhältniss  der  Ausgabe  zur  Ein- 
nahme, statt  günstiger  zu  werden,  nachtheiliger  wer- 
den musste.      Am    schwierigsten  und  bedenklichsten 
werden  die  Folgerungen  aus  den  Erscheinungen  auf  ihre 
Ursachen  aber  noch  dadurch,  dass  wegen  des  organi- 
schen Zusammenhanges  aller  Theile  der  Staatsverbin- 
dung und  ihrer  ununterbrochenen  Wechselwirkung  auf 
einander  wohl  kaum  ein  Fall  aufzuweisen  sein  dürfte, 
in  welchem  eine  Veränderung  im  Staatsleben  aus  einer 
Ursache  hervorgegangen  ist,  und  dass  bei  der  Zusam- 
menwirkung mehrerer  Ursachen  unter  den  abweichend- 
sten Verhältnissen  daher  die  Auffindung  und  Bestim- 
mung derselben  um   vieles  misslicher,  dagegen  Ver- 
wechselungen um  so  leichter  werden,  als  ähnliche  Er- 
scheinungen aus  dem  veränderten  Zusammentreffen  sehr 
verschiedener  Ursachen    hervorgehen    können.  Kein 
Schluss  scheint  wohl  sicherer  zu  sein,  als  der  von  der 
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Verhältnisszahl  der  unehelichen  Geburten  auf  die  Mo- 
ralität,  aber  wie  sehr  kann  man  durch  einen  solchen 
einer  Stadt  unrecht  thun,  in  welcher  sich  bedeutende 
Hebammenlehranstalten  befinden  und  in  diesen  schwan- 
gere Weibspersonen,  wenn  die  Noth  sie  zwingt,  sich 
als  Unterrichtsgegenstände  Preis  zu  geben,  oft  aus  ei- 
nem sehr  weiten  Umkreise  Unterkommen  und  Unterhalt 
suchen.  Ebenso  wenig  giebt  die  Zahl  der  Fabriken, 
ihr  Gedeihen,  die  Menge  der  verarbeiteten  Materialien 
und  gefertigten  Fabrikate  an  und  für  sich  einen  Beweis 
von  dem  Gewerbeeinkommen  einer  Nation ,  weil  dersel- 
ben das  Einkommen  der  Fabrikanten  durch  Unterstützun- 
gen, Ein-  und  Ausfuhrverbote,  Schutzzölle  u.  s.  w. 
vielleicht  sehr  kostbar  zu  stehen  kommen  kann.  Ein 
Hülfsmittel  zur  Bewahrung  gegen  solche  Folgerungen, 
sowie  zur  Entdeckung  der  wirkenden  Ursachen,  bietet 
sich  in  der  Vergleichung  der  Elemente  und  Einrichtun- 
gen dar,  welche  sich  einander  in  den  verschiedenen 
Staaten  entsprechen,  und  es  ist  aus  derselben,  ähnlich 
der  vergleichenden  Anatomie,  welche  die  correspondi- 
renden  Organe  der  verschiedenen  Thierklassen  zusam- 
menstellt, dievergleichende  Statistik  entstanden, 
welche  aber,  weil  die  richtige  Kenntniss  der  Theile  des 
Organismus  die  des  Ganzen  erfordert,  ebenso,  wie  jene 
die  Anatomie  der  einzelnen  Thierklassen,  die  Statistik 
der  einzelnen  Staaten  voraussetzt. 

So  erspriesslich  dem  Cameralisten  die  Bekannt- 
schaft mit  den  andern  Staaten  werden  kann,  so  un- 
bedingt nothwendig  ist  es  ihm,  den  Staat, 
welchem  er  angehört,  auf  das  genaueste  zu 
kennen  und  sich  mit  dessen  natürlichen  und  politischen 
Verhältnissen  und  Einrichtungen  so  vertraut  als  mög- 
lich zu  machen,  um  in  dem  Gebiete  seiner  künftigen 
Wirksamkeit  einheimisch  zu  werden;  zur  Führuno-  des 
Steuerruders  reichen  die  Steuermanns- Wissenschaft  und 
Kunst  nicht  zu,  auch  das  Meer  muss  gekannt  sein 
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um  sich  auf  demselben  leicht  und  sicher  zurecht  finden 
zu  können.  Um  zur  vollständigen  Kenntniss  des  Staats 
zu  gelangen,  um  sein  Wesen  in  allen  seinen  Eigen- 
tümlichkeiten lebendig  aufzufassen ,  ist  das  Studium 
seiner  Geschichte  nothwendig,  denn  ohne  die  Vergan- 
genheit, den  Staat  in  der  Zeit,  zu  kennen,  ist  es  auch 
nicht  möglich,  die  Gegenwart,  den  Staat  im  Räume, 
zu  verstehen. 

Die  mittelbar  zur  Staatsverwaltung 
erforderlichen  Kenntnisse  sind  sämmtlich 
technische,  welche,  wenn  sie  gleich  vorzugsweise  von 
den  technischen  Beamten  gefordert  werden ,  doch  auch 
dem  Cameralisten  nicht  fremd  sein  dürfen,  weil  sich 
Maassregeln,  ohne  die  zu  ihrer  Ausführung  erforder- 
lichen Geschäfte  zu  kennen,  weder  entwerfen,  noch 
beurtheilen  lassen.  Soviel,  als  nothwendig  ist,  um  sich 
nicht  ganz  in  den  Händen  der  Techniker  zu  befinden, 
um  sie  wenigstens  verstehen  zu  können,  lassen  sich  bei 
vielen  diese  Kenntnisse  auch  schon  in  der  Praxis  er- 
werben, wenn  das  Studium  der  zur  cameralistischen 
Ausbildung  erforderlichen  Hülfskenntnisse  nicht  ver- 
nachlässigt ist  5  eine  Reihe  derselben  steht  aber  mit  der 
Staatsverwaltung  in  einer  zu  engen  Verbindung,  als 
dass  diese  Art  der  Erlernung,  die  immer  nur  eine  ober- 
flächliche sein  kann,  zureichend  wäre,  und  sie  machen 
daher  einen  sehr  wesentlichen  Theil  des  Cameralstu- 
diums  aus.  Dieses  sind  die  die  GrÜterprodllCtion 
betreffenden  Sachkenntnisse.  Da  das  Fort- 
schreiten des  Einzelnen,  wie  der  Gesammtheit,  im 
Staate  von  den  Mitteln  dazu  bedingt  wird,  so  gehört 
die  Güterproduction,  durch  welche  die  Vermehrung 
derselben  geschieht,  zu  den  Hauptgegenständen  der 
Staatsverwaltung,  und  für  den  an  derselben  Theil  neh- 
menden Beamten  reichen  daher  die  staatswirthschaftli- 
chen  Untersuchungen,  welche  die  allgemeinen  Bedin- 
gungen aufstellen,  unter  welchen  die  Productionsge- 
sehäfte  zum  Wohlstande  führen,  nicht  zu,   weil  zur 
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Anwendung  der  aus  denselben  abgeleiteten  Regeln  die 
Geschäfte  selbst  und  die  Grundsätze  gekannt  werden 
müssen,  nach  welchen  deren  Betrieb  zum  vortheilbrin- 
gendsten  gemacht  werden  kann.  Wie  die  Productions- 
geschäfte,  so  beziehen  sich  auch  die  dieselben  betref- 
fenden Sachkenntnisse  theils  auf  die  persönlichen, 
theils  auf  die  dinglichen  Güter. 

Da  die  Vermehrung  der  persönlichen  Güter 
nur  durch  die  Ausbildung  der  Anlagen  im  Menschen 
und  der  wissenschaftlichen  nur  durch  den  Unterricht 
geschehen  kann,  beide  aber  angewendet  auf  das  ju- 
gendliche Alter  am  erfolgreichsten  sind,  wenn  sie  ihm 
auf  eine  richtige  Weise  zu  Theil  werden,  so  gehört 
das  Studium  der  Pädagogik  9  wenn  es  auch  durch 
das  Staatsgesetz  nicht  geboten  wird,  dem  Berufe  des 
Cameralisten  an.  Lassen  Sie  Sich  nicht  davon  abhal- 
ten durch  die  so  häufig  noch  gehörte  Behauptung,  dass 
es  bei  der  so  grossen  Verschiedenheit  der  Anlagen  und 
der  Persönlichkeit  der  Kinder  keine  allgemein  gültige 
Regeln  der  Erziehung,  also  auch  keine  Wissenschaft 
derselben  geben  könne,  und  dass  daher  die  Erziehung 
nach  den  vermeinten  Regeln  auch  so  oft  missrathe. 
Mögen  die  Worte  unseres  unsterblichen  Kant:  »Es 
»ist  entzückend  sich  vorzustellen,  dass  die  menschli- 
»che  Natur  immer  besser  durch  Erziehung  werde  ent- 
»  wickelt  werden,  und  dass  man  diese  in  eine  Form 
»bringen  kann,  die  der  Menschheit  angemessen  ist; 
»dieses  eröffnet  uns  den  Prospect  zu  einem  künftigen 
»  glücklichern  Menschengeschlechte.  Die  Idee  einer  Er- 
ziehung, die  alle  Naturanlagen  im  Menschen  entwik- 
„kelt,  ist  allerdings  wahrhaft,"  in  Ihnen  schon  eine 
angemessenere  Vorstellung  erwecken;  sie  wird  zur  Ue- 
berzeugung  werden,  wenn  Sie  Sich  an  den  Fundamen- 
talsatz der  Staatslehre  erinnern,  dass  bei  aller  persön- 
lichen Verschiedenheit  die  Menschennatur  eine  überein- 
stimmende ist,  dass  alle  Wesen,  die  sich  derselben 
erfreuen ,  nur  eine  Art  ausmachen  und  eine  gleiche  Be- 
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Stimmung  haben.  Ist  dieses  der  Fall,  so  muss  es  auch 
für  dieselben  allgemein  gültige  Regeln  ihrer  Eutwicke- 
lung  geben ,  und  zeigen  sich  die  aufgestellten  als  nicht 
stets  passende,  so  folgt  daraus  nur,  dass  öie  entwe- 
der nicht  die  richtigen  sind,  oder  dass  es  an  ihrer  rich- 
tigen Anwendung  gelegen  hat.  Auf  die  letztere  kommt 
es  aber  um  so  mehr  an,  weil  sie  bei  dem  Besondern, 
was  sich  neben  dem  Allgemeinen  in  jedem  Volke  und 
in  jedem  Menschen  findet,  nicht  überall  eine  gleiche 
und  übereinstimmend  dieselbe  sein  kann,  und  weil  die- 
jenige Kraft,  welche  den  Menschen  ausbildet  und  wel- 
cher die  Erziehung  nur  die  Richtung  geben  soll,  die 
in  ihm  lebende  ist,  mit  welcher  daher  die  dazu  be- 
stimmte äussere  Einwirkung  stets  sich  in  einem  sol- 
chen Verhältniss  befinden  muss,  dass  durch  dieselbe 
die  Kraft  selbst  nicht  unterdrückt  und  durch  den  Zwang 
die  Entwickelung  der  freien  Selbstbestimmung  nicht  ge- 
hemmt werde.  Wo  diese  nicht  erhalten,  erweckt  und 
dem  Streben  nach  dem  Höhern  und  Heiligen  zugeleitet 
wird,  wo  es  dem  Menschen,  weil  Ausbildung  und  Un- 
terricht unterlassen,  wohl  gar  verhindert  wurde,  an 
Selbstständigkeit  fehlt,  da  kann  das  Volk  nie  hoffen, 
von  den  Banden  der  Dürftigkeit  und  des  Elends  frei  zu 
werden,  da  kann  die  Regierung  nicht  auf  die  Treue 
ihrer  Unterthanen  rechnen.  Der  Gedanke  der  Frau  von 
Stael:  „die  Unabhängigkeit  des  Geistes  gründet  die 
„Unabhängigkeit  der  Staaten''',  ist  ein  sehr  wahrer,  aber 
noch  lange  nicht  genug  beherzigter  Gedanke,  denn 
sonst  würde  die  Pädagogik,  als  die  Wissenschaft,  wel- 
che, wie  zu  der  erstem  dem  Menschen  und  dem  Volke 
geholfen  werden  kann,  sich  eines  allgemeinern  Inter- 
esse zu  erfreuen  haben  und  nicht  blos  den  Erziehern  und 
Schulmännern  überlassen  werden.  In  der  Praxis  ma- 
chen die  Elementarschulen,  welche  das  Kind,  indem 
sie  ihm  in  der  Sprache  und  Schrift  die  Wege  zur  Mit- 
theilung aufschliessen,  in  den  geistigen  Verkehr  ein- 
führen, und  die  Fundamentalinstitute  des  persönlichen 
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Nationalvvohlstandes  sind,  nebst  den  andern  Lehran- 
stalten einen  sehr  wichtigen  Theil  des  cameralistischen 
Geschäftsberufs  aus,  der,  wenn  auch  gewöhnlich  Tech- 
niker für  denselben  angestellt  sind,  doch  so  sehr  in  die 
andern  Theile  eingreift  und  mit  demselben  zumal  die 
Vorsorge  für  den  dinglichen  Nationalwohlstand  in  einer 
so  engen  Verbindung  steht,  dass  wenigstens  die  allge- 
meine Kenntniss  desselben  dem  Cameralisten  nicht 
fehlen  sollte. 

Was  die  dinglichen  Güter  anbetrifft,  so  habe 
ich  bereits  im  zweiten  Aufsatze  die  Geschäfte,  welche 
sich  auf  dieselben  beziehen,  aufgezählt.  Sie  müssen 
der  Natur  abgewonnen  und,  da  ihre  Nützlichkeit  an 
bestimmte  Formen  und  örtliche  Verhältnisse  gebunden 
ist,  ihnen  nach  den  jedesmaligen  Erfordernissen  die  er- 
stem gegeben,  und  sie  in  die  letztern  versetzt  werden. 
Die  hierauf  Bezug  habenden  Sachkenntnisse  bilden  die 
Grewerbfelinde,  welche  nach  Maassgabe  der  vier 
Gewerbklassen  in  die  Lehren  von  den  O ccupations-, 
von  den  Productions-,  von  den  Fabrikations- 
und  von  den  Handelsgewerben  zerfällt.  Gewöhn- 
lich werden  die  erstem  mit  den  zweiten  zusammenge- 
worfen und  ihnen  gemeinschaftlich  der  Name  der  zwei- 
ten gegeben,  allein  sehr  mit  Unrecht,  weil  bei  den 
Occupationsge werben  der  Mensch  nur  das,  was  ihm  die 
Natur  an  Nützlichem  und  Nutzbarem  darbietet,  in  sei- 
nen Besitz  zu  bringen  sucht,  ohne  für  die  Vermehrung 
desselben  zu  sorgen,  und  daher  im  eigentlichen  Sinne 
des  Worts  keine  Hervorbringung  bei  denselben  statt- 
findet. Dem  Zwecke  nach  stehen  die  Occupations- 
und  die  Handelsgewerbe,  so  unähnlich  sie  auch  sind, 
sich  am  nächsten,  denn  bei  beiden  ist  er  die  Besitz- 
erlangung, nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  sich  diese 
bei  den  erstem  auf  Sachen  bezieht,  die  noch  nicht  in 
dem  Besitz  der  Menschen  waren,  bei  den  andern  aber 
auf  solche,  welche  von  Menschen  schon  besessen  wer- 
den;  den  Productionsgewerben  dagegen  stehen  die  er- 
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Stern  nur  deshalb  anscheinend  so  nahe,  weil  beide  sich 
von  dem  Boden  nicht  entfernen  können  ,  dem  Wesent- 
lichen nach  sind  sie  aber  ganz  von  einander  getrennt, 
denn  die  Vermehrung  der  Güter  haben  nur  die  Pro- 
ductions-  und  Fabrikationsgewerbe  zum  Zweck,  und 
diese  beiden  bilden  auch  eigentlich  nur  die  Unterabthci- 
lungen  einer  Gewerbklasse. 

Ungeachtet  die  Occiipationsgewerbe  die 
ersten  Quellen  des  Wohlstandes  und  der  Bereicherung 
durch  die  dinglichen  Güter  ausmachen,  so   treten  sie 
doch  mit  den  Fortschritten  der  Cultur  immer  mehr  ge- 
gen die  andern  Gewerbe  zurück,  weil  der  Mensch  mit 
denselben  immer  mehr  gezwungen  wird,  nicht  sowohl 
auf  die  Aneignung,   als  vielmehr  auf  die  Vermehrung 
des  Nützlichen  Bedacht  zu  nehmen.     In  Hinsicht  der 
Gewächse  schwinden  sie  mit  der  Gewinnung  des  Bo- 
deneigenthums ,  mit  welchem  sich  die  Vorsorge  des  An- 
baues und  der  Vermehrung  auch  auf  die  wildwachsen- 
den nützlichen  Bäume  und  Kräuter  ausdehnt  ;  in  Hin- 
sicht der  Thier e  dauern  sie  zwar  länger,  indessen 
vermindern  sie  sich  auch,  denn  die  Beschlagnahme  des 
Bodens  durch  den  Menschen  verdrängt   die  grössern 
wilden  Thiere  von  demselben,  und  nächst  der  in  wohl- 
bebauten Bezirken  stets  wenig  bedeutenden  Jagd  bleibt 
endlich  nur  die  wilde  Fischerei  übrig,  deren  Ge- 
biet sich  der  Mensch  nicht  ebenso  unterthan  machen 
kann,  wie  den  festen  Boden.    Nur  die  Gewinnung  der 
unvermehrbaren  Mineralien  verbleibt  fortdauernd  den 
Occupationsgewerben.    Die  Lehre  von  denselben  theilt 
sich  daher  in  die  Jagd-,  Fischerei-  und  Berg- 
bailkimde.   Bei  einigen  naturhistorischen  Vorkennt- 
nissen lassen  sich  die  Sachkenntnisse  von  der  Jagd 
und  Fischerei,  soweit  sie  der  Cameralist  für  die  Praxis 
bedarf,  in  derselben  leicht  erwerben;   die  bergmänni- 
schen Kenntnisse  erfordern  aber,  nächst  einer  sehr  gründ- 
lichen mathematischen  und  mineralogischen  Vorbildung, 
ein  so  ausgebreitetes  Studium,  dass  es  von  dem  Ca- 
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meralisten  im  Allgemeinen  nicht  gefordert  werden  kann, 
und  dass  man  auch  in  der  Staatsverwaltung  da,  wo 
Berghau  betrieben  wird,  das  Verwalten  unter  der  Erde 
von  dem  über  derselben  geschieden  hat. 

Da  die  Vermehrung  der  dinglichen  Güter  nur  durch 
die  Umformung  und  Veränderung  des  Nutzbaren  in  das 
Nützliche  geschehen  kann,  der  Mensch  ebenso  wenig, 
als  er  die  Körperwelt  zu  vergrösser n ,  die  Stoffe,  aus 
welchen  sie  besteht,  zu  vermehren  oder  zu  verändern 
vermag,  und  bei  der  geringen  Zahl  der  bis  dahin  un- 
zerlegbar gewesenen,  welche  deshalb  für  Urstoffe  oder 
Elemente  gelten  (jetzt  55),  auch  nur  aus  der  grossen 
Mannigfaltigkeit  ihrer  Zusammensetzungen  und  Verei- 
nigungen die  zahllose  Verschiedenheit  der  Körper  her- 
vorgeht, so  hängt  die  Möglichkeit,  diese  unsern  Be- 
dürfnissen und  Zwecken  anpassend  zu  machen,  nur 
von  dem  Einfluss  ab,  welchen  wir  auf  diejenigen  Kräfte 
ausüben  können,  durch  deren  Wirksamkeit  jene  Ver- 
einigungen und  Zusammensetzungen  theils  herbeigeführt, 
theils  aufgehoben  werden.  Von  diesen  Kräften  gehören 
die  der  Verwandtschaft  (Affinität),  welche  ver- 
schiedene Stoffe  mit  einander  vereinigen,  und  die  des 
Zusammenhanges  ,(Cohäsion) ,  welche  gleiche  und 
ungleiche  Stoffe  zu  zusammenhängenden  Ganzen  bilden, 
der  ganzen  Körperwelt  an,  jedoch  sind  sie  bei  den  ver- 
schiedenen Urstoffen  und  den  Körpern,  welche  aus  die- 
sen durch  dieselben  entstehen,  sehr  verschiedene.  Die 
erstem,  die  Verwandtschaftskräfte,  welche  mit  dem 
Namen  der  chemischen  belegt  werden,  lassen  die 
mit  einander  verwandten  Urstoffe  nach  Vereinigungen 
in  feststehenden  Gewichtsverhältnissen  streben,  in  wel- 
chen sie  zusammen  gleichartige  Stoffe  bilden,  und  die 
so  gebildeten  zusammengesetzten  Stoffe  mit  den  ihnen 
verwandten  auf  gleiche  Weise  und  auch  in  bestimmten 
Verhältnissen  wieder  zu  neuen  zusammengesetzten 
Stoffen  der  zweiten  Ordnung  und  so  weiter  der  folgen- 
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den  Ordnungen  sich  vereinigen.     Daher  finden  sich  die 
Urstoffe  nur  in  seltenen  Fällen  abgesondert  in  der  Na- 
tur, und  daher  kann  ihre  Abscheidung  aus  den  zusam- 
mengesetzten Stoffen   nur    vermöge   der  sogenannten 
Wahlverwandtschaft    durch    Stoffe  geschehen, 
welche  mit  denjenigen,  die  mit  dem  abzuscheidenden 
vereint  sind,  wegen  ihrer  grössern  Verwandtschaft  sich 
vereinigen  und  sie  dadurch  zwingen,  den  letztern  fah- 
ren zu  lassen.    So  geschehen  alle  chemische  Trennun- 
gen nur  in  Folge  neuer  Vereinigungen  oder  sogenannter 
chemisch  erVerbindungen,  und  gelingen  nur,  wo 
diese  hervorgebracht  werden  können.    Zum  Dasein  je- 
des Stoffes  gehört  aber,  dass  er  einen  Raum  einnehme, 
und  da  sich  für  die  Theilbarkeit  ebenso  wenig  des  Raums, 
als  der  Materie,    des  Raumerfüllenden,    eine  Grenze 
denken  lässt,  dass  durch  den  Zusammenhang  der  räum- 
lichen Theile  aus  denselben  Körper  gebildet  werden. 
Dieses  geschieht  durch  die  zweite  Klasse  der  Kräfte, 
durch  die  des  Zusammenhanges,  welche  gleichar- 
tige, aber  auch  ungleichartige  Stoffe,  jedoch  die  letz- 
tern, ohne  sie  mit  einander  zu  vereinen,  so  verbinden, 
dass  nur  mit  Ueberwindung  eines  Widerstandes  der 
körperliche  Zusammenhang  der  sogenannten  me cha- 
nisch enVerbindung  getrennt  werden  kann.  Sollen 
daher  einzelne  räumliche  Theile  von  einer  solchen  ab- 
gesondert werden,  so  kann  dieses  nur,  wenn  sie  be- 
wegt und  dadurch  von  den  andern   entfernt  werden, 
also  nur  durch  eine  bewegende  Kraft  geschehen, 
deren  Stärke  grösser  sein  muss,  als  die  des  Wider- 
standes, oder  vielmehr  des  Zusammenhanges,  aus  wel- 
chem der  Widerstand  gegen  die  Trennung  hervorgeht. 
Mögen  auch  den  verschiedenen  Stoffen  verschiedene 
Grade  des  Zusammenhanges   eigenthümlich   sein,  so 
zeigt  doch  die  Erfahrung,  dass  derselbe  durch  Zusam- 
menpressung verstärkt  und  durch  Wärme  vermindert 
wird,  und  dass  von  dem  Verhältniss,   in  welchem  sie 
die  erstere  erleiden,  und  die  letztere  in  sich  aufgonom- 
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men  haben,  die  Aggregatzustände  abhängen,  in 
welchen  die  Körper  als  feste,  tropfbar  flüssige,  dampf- 
förmige und  gasartige  in  den  verschiedensten  Modifika- 
tionen erscheinen.  Da  jede  Zusammenpressung,  über- 
haupt jeder  Druck,  auch  nur  von  einer  bewegenden  Kraft 
ausgehen  kann,  so  sind  die  Mittel,  durch  welche  die 
Körper  in  Hinsicht  ihres  Zusammenhanges,  ihrer  For- 
men und  Gestalten  verändert  werden  können,  Bewe- 
gung und  Vereinigung  mit  Wärme,  und  da  die 
letztere  nur  vermöge  einer  chemischen  Verwandtschaft 
geschehen  kann,  so  sind  es  die  bewegenden  oder 
mechanischen  und  die  Verwandtschafts-  oder 
chemischen  Kräfte,  welche  zu  den  Veränderungen 
und  Bildungen  der  Körper,  der  chemischen,  wenn  sie 
mit  Veränderung  ihrer  Stoffe,  und  der  mechanischen, 
wenn  sie  ohne  diese  erfolgen  sollen,  benutzt  werden 
können.  Ausser  diesen  giebt  es  noch  eine  Menge  von 
Körperbildungen,  eigenthümlich  sowohl  den  Stoffen,  als 
den  Gestalten  nach,  welche,  wenn  gleich  mit  Hülfe 
der  mechanischen  und  chemischen  Kräfte,  aber  nicht 
durch  dieselben,  sondern  allein  durch  das  Leben  her- 
vorgebracht werden  und  die  Erzeugnisse  der  Lebens- 
kräfte oder  der  organischen  sind.  Viele  von  den 
Stoffvereinigungen  und  Gestaltungen,  die  durch  das  Le- 
ben geknüpft  werden  und  entstehen,  dauern  über  das- 
selbe hinaus,  die  meisten  dagegen  lösen  sich,  sobald 
der  Tod  den  belebt  gewesenen  Körper  in  die  allge- 
meine, durch  die  Lebenskräfte  so  lange  nur  beschränkte 
Wechselwirkung  mit  seiner  Umgebung  treten  lässt, 
durch  die  unter  dem  Namen  der  Gährungen  be- 
kannte Reihenfolge  von  Veränderungen  zuletzt  in  den 
Humus  oder  die  Dammerde  auf,  welche  ebenso, 
wie  sie  nur  in  Folge  des  Lebens  entstehen  kann,  als 
der  Nahrungsstoff  der  Pflanzen  die  Bedingung  des  ve- 
getabilischen und,  da  das  Pflanzenreich  das  Thierreich 
ernährt,  auch  des  animalischen,  also  des  gesammten 
Lebens  ist.     Soweit  der  Mensch  das  Leben  zu  erwek- 
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ken  und  demselben  eine  solche  Richtung  zu  geben  ver- 
mag, dass  die  Bildungen  desselben  seinen  Zwecken 
entsprechen,  soweit  kann  er  durch  die  organischen 
Kräfte  in  den  Pro  duetionsgew  e  rben  auf  ähnliche 
Weise,  wie  durch  die  mechanischen  und  chemischen 
Kräfte  in  den  Fabrikations  geworben  das  Nütz- 
liche durch  Umgestaltung  des  Nutzbaren  vermehren. 

Die  Prodnctions  -  oder  landwirthschaf  t- 
liclien  Gewerbe  hat  der  Cameralist  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  nicht  nur  theoretisch,  sondern 
auch  practisch  zu  erlernen,  weil  ihm  die  Leitung  und 
Beaufsichtigung  des  Betriebs  derselben  auf  den  Staats- 
domänen anvertraut  werden  soll.  Die  Theorie  der 
Landwirtschaft  macht  daher  einen  wesentlichen  Theil 
der  cameralistischen  Universilätsstudien  aus  und  wird  in 
den  Vorlesungen  der  Landwirthschaftskunde  mit  Be- 
zugnahme auf  naturhistorische  und  chemische  Vorkennt- 
nisse vorgetragen.  Da,  wTie  ich  so  eben  und  auch 
schon  früher  angedeutet  habe,  die  Vermehrung  der 
nützlichen  Thiere  ihre  Ernährung  voraussetzt,  die  Er- 
nährung des  ganzen  Thierreichs  aber  nur  durch  das 
Pflanzenreich  geschieht,  und  das  letztere  nur  vermit- 
telst des  Bodens  bestehen  und  ernährt  werden  kann, 
so  hängt  der  Pflanzenbau  und  die  T  hierzu  cht, 
welches  die  Gegenstände  der  Landwirtschaft  sind, 
theils  von  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens,  d.  h. 
seiner  Eigenschaft  Pflanzen  ernähren  zu  können,  theils 
von  der  Benutzung  derselben  ab,  und  die  B^uml- 
wirthSChaftSklUlde  zerfällt  daher  in  zwei  Theile, 
in  dieLehre  von  denBedingungen  der  Frucht- 
barkeit des  Bodens  und  ihrer  Beförderung, 
und  in  die  Lehre  von  der  zweckmässigstenBe- 
nutzung  desselben  unter  den  vorhandenen 
Bedingungen. 

Der  erste  Theil  ist  zugleich  ein  allgemeiner, 
denn  auf  der  gesammten  Erdoberfläche  hängt  die  Frucht- 
barkeit von  dem  Klima,  von  der  Lage  und  Ge- 
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s  t  a  1 1  u  11  g  des  Bodens,  von  seiner  mineralischen 
Beschaffenheit,  von  seinem  Gehalt  an  Humus 
oder  der  durch  die  Fäulniss  organischer  Stoffe  entstan- 
denen Kohle,  welcher  durch  die  Vegetation  verzehrt  und 
durch  die  Düngung  ersetzt  und  vermehrt  wird,  von 
dem  Grade  der  Feuchtigkeit  des  Bodens,  welche 
durch  Ab  Wässerung  vermindert  und  durch  Bewäs- 
serung vermehrt  werden  kann,  von  der  Bearbei- 
tung des  Bodens  und  endlich  von  der  vorherge- 
gangenen Benutzung  desselben  ab;  die  Benutzung 
selbst  kann  aber  nicht  überall  dieselbe  oder  eine  allge- 
meine sein,  theils  weil  die  Bedingungen  der  Frucht- 
barkeit in  sehr  verschiedenen  Verhältnissen  zusammen- 
treffen, theils  weil  die  meisten  nutzbaren  Thiere  und 
Pflanzen  an  bestimmte  Klimate  gebunden  sind,  viele 
sogar  nur  an  gewissen  Orten  vorzüglich  gedeihen,  und 
theils  auch  weil  die  Gegenstände  des  Bedarfs  und  des 
Anbaues  in  verschiedenen  Ländern  sehr  von  einander  ab- 
weichen. Der  zweite  Theil  der  Landwirtschaft  muss 
daher  stets  ein  specieller  sein  und  kann  sich  nur 
auf  eine  bestimmte  Gegend,  strenge  genommen  auf  ein 
bestimmtes  Landgut  beziehen,  denn  keins  ist  dem  an- 
dern so  gleich,  dass  sich  die  Bewirtschaftung  des  ei- 
nen ohne  Abänderungen  auf  das  andere  übertragen 
liesse,  und  deshalb  kann  es  auch  wohl  musterhafte 
Wirthschaften ,  aber  keine  Musterwirtschaften  geben. 

Musterhaft  soll  jede  Wirtschaft  d.  h.  ihrem  Zweck 
entsprechend  sein,  und  da  der  Zweck  der  Landwirt- 
schaft im  Allgemeinen  ist,  die  Menschheit  mit  den  ve- 
getabilischen und  animalischen  Producten  aufs  vollstän- 
digste zu  versorgen,  so  fragt  es  sich:  unter  wel- 
chen Umständen  wird  die  einze  Ine  Gutswirth- 
schiaft  diesen  Zweck  erfüllen?  Da  keine  Pro- 
tection ohne  einen  Verbrauch  geschehen  kann,  so  ent- 
scheidet sich  ihr  günstiger  Erfolg  nur  nach  dem  Grade, 
in  welchem  durch  das  Hervorgebrachte  die  Lage  der 
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Menschheit  mehr  verbessert  ist,  als  sie  durch  den  Ver- 
lust des  dazu  Verbrauchten  verschlechtert  worden,  also 
gleichsam  nach  dem  Ueberschuss,  welchen  sie  ge- 
währte, aber  keinesweges  an  und  für  sich  weder  nach 
der  Menge,  noch  nach  der  Güte  der  Producte;  denn 
hat  die  erstere  nur  durch  solche  Aufopferungen  ver- 
mehrt werden  können,  welche  durch  den  vermehrten 
Betrag  nicht  einstens  vergütet  werden,  so  ist  der  Zu- 
stand der  Menschheit  durch  denselben,  geschweige  ver- 
bessert zu  sein,  nur  verschlechtert,  und  was  die  letz- 
tere anbetrifft,  so  darf  man  nicht  übersehen,  dass  kein 
Gegenstand  an  und  für  sich  vorzüglich  ist ,  sondern  nur 
in  Bezug  auf  den  Zweck,  zu  welchem  er  gebraucht 
wird,  und  dass  es  daher  bei  der  Unendlichkeit  und  Ver- 
schiedenheit der  menschlichen  Zwecke  einen  allgemei- 
nen Maassstab  des  Vorzüglichen  nicht  einstens  geben 
kann.  Eine  Production  ist  also  nur  insofern  eine  dem 
Ganzen  Vortheil  bringende,  wenn  sie,  sei  es  der  Menge 
oder  der  Beschaffenheit  nach,  mehr  liefert,  als  ver- 
braucht, oder  als  sie  einen  Mehrbetrag  des 
Brauchbaren  über  das  schon  Vorhandene  ge- 
währt. Ob  und  in  wieweit  sie  dieses  gethan  und  den 
Bedürfnissen  und  Zwecken  des  Allgemeinen  wirklich 
förderlich  gewesen,  dazu  bietet  sich  in  dem  Verkehr 
nicht  blos  ein  zuverlässiges  Kennzeichen,  sondern  so- 
gar ein  vollständiger  Maassstab  dar.  Da  die  Preise  al- 
ler käuflichen  Gegenstände  mit  der  Nachfrage  nach 
denselben  steigen,  diese  aber  zunächst  von  den  jedes- 
maligen Bedürfnissen  abhängt,  so  zeigen  die  gleich- 
zeitigen Preise  der  verschiedenen  Gegenstände  stets  die 
Grade  an,  in  welchen  nach  denselben  verlangt,  oder 
nach  ihrem  Besitz  des  Gebrauchs  und  Bedarfs  wegen 
gestrebt  wird,  und  wenn  man  also  die  Preise  der  Pro- 
ducte mit  denen  der  zu  denselben  erforderlich  gewese- 
nen Verwendungen  vergleicht,  so  zeigt  es  sich,  inwie- 
fern die  letztern  durch  die  Veränderungen,  in  welchen 
die  Production  besteht,  den  jedesmaligeu  Bedürfnissen 
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näher  gebracht  sind,  denn  nur  wenn  sie  in  den  aus 
ihnen  entstandenen  Producten  einen  höhern  AVerth  er- 
langt haben,  ist  dieses  geschehen,  und  zwar  in  desto 
höhcrm  Grade,  je  mehr  der  Preis  der  Producte  den  der 
Verwendungen  übersteigt,  oder  je  grösser  der  Ueber- 
schuss  ist,  welchen  die  Production  als  Rein- 
ertrag und  also  den  Producenten  als  Gewinn 
gewährt  hat.  Wenn  daher  der  ehrwürdige  Thaer, 
dem  Deutschland  den  Aufschwung  seiner  Bodencultur 
verdankt,  es  den  Landwirthen  gebot:  Strebet  bei 
eurer  Wirthschaft  nach  demhöchsten  dauern- 
den Gewinn!  so  war  dieses  ein  Gebot,  welches  des 
allgemeinen  Besten  wegen  an  sie  ergehen  musste, 
denn  dieses  und  der  Zweck  der  gesammten  Landwirt- 
schaft kann  nur  befördert  werden,  wenn  jeder  Land- 
wirth  es  sich  zum  Ziele  setzt  ,  seine  Wirthschaft  zur 
einträglichsten  zu  machen. 

Der  zweite  und  specielle  Theil  der  Landwirth- 
schaftskunde  hat  daher  die  Aufgabe  zu  beantworten, 
wie  ein  Landgut  nach  Maassgabe  seiner  ört- 
lichen Verhältnisse  und  seiner  Beschaffen- 
heit zum  höchsten  nachhaltigen  Gewinn  be- 
wirtschaftet werden  soll.  Beider  Nothwendigkeit 
der  Düngung  des  Bodens  kann  der  Pflanzenbau  nicht 
ohne  die  Viehzucht  bestehen,  beide  müssen  sich  da- 
her gegenseitig  unterstützen,  und  werden  dieses  nur 
dann  am  wirksamsten  thun  können,  wenn  sie  durch 
ein  gehöriges  der  Oertlichkeit  und  der  Beschaffenheit 
des  Landguts  angemessenes  Wirthschaftssystemin 
ein  richtiges  Verhältniss  mit  einander  gebracht  sind,  und 
wenn  der  Wirthschaftsbetrieb  d.  h.  die  Ausführung  des 
Wirthschsftssystems  den  Hülfsmitteln  ,  welche  die 
Wirthschaft  darbietet,  so  entsprechend  ist,  dass  sie  den 
höchst  möglichsten  und  dauernden  Reinertrag  gewäh- 
ren kann.  Aber  dieses  Ziel,  welches  der  Landwirth 
zu  verfolgen  hat ,  macht  die  Auswahl  der  Pflanzen  und 
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Thiere  zur  Anzucht,  das  System  und  den  Betrieb  der 
Wirthschaft  nicht  blos  von  dem  Klima  der  Gegend  und 
der  Beschaffenheit  des  Landguts,  sondern  auch  von 
den  Preisen  der  ländlichen  Producte  und  von  dorn  Bo- 
denwerthe  abhängig.  Bei  hohen  Productenpreisen  be- 
zahlt sich  ein  grosser  Aufwand  zur  Erhöhung  der 
Fruchtbarkeit  reichlich  und  bei  hohem  Bodenwerth  ist 
er  sogar  nothwendig,  wenn  die  Wirthschaft  eine  ein- 
trägliche sein  soll;  gelten  aber  die  Producte  nur  wenig, 
so  muss  auf  jede  Ersparung  von  Ausgaben  Bedacht  ge- 
nommen und  die  Wirthschaft  so  einfach  wie  möglich 
eingerichtet  werden,  denn  will  der  Landbau  seinen  An- 
bau vergrössern,  so  ist  bei  niedrigem  Bodenwerthe  die 
Ausdehnung  des  Landbesitzes  durch  Ankauf  oft  wohl- 
feiler, als  die  Verbesserung  desselben.  Für  die  Erhö- 
hung der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  giebt  es  daher  in 
den  Preisen  desselben  und  seiner  Producte  eine  Grenze, 
welche  nicht  überstiegen  werden  darf,  ohne  die  Wirth- 
schaft minder  einträglich  und  für  das  allgemeine  Wohl 
beeinträchtigend  zu  machen.  Deshalb  ist  nichts  vermes- 
sener, als  über  die  Zweckmässigkeit  einer  Wirthschaft 
abzusprechen;  eine  anscheinend  rohe,  bei  welcher  aber 
weder  Unordnung  noch  Unwirthlichkeit  sich  zeigen, 
kann  oft  eine  recht  gute,  und  eine  durch  kunstreiche 
Hülfsmittel  und  Betriebsamkeit  prunkende  dagegen  eine 
recht  schlechte  sein. 

Zur  richtigen  Beurtheilung  einer  Wirthschaft  und 
besonders  zu  den  Verbesserungsvorschlägen,  welche 
bei  der  Domainenverwaltung  verlangt  werden,  reichen 
aber  die  allgemeinen  Kenntnisse  der  Landwirthschafts- 
kunde  nicht  zu,  sondern  es  gehört  dazu  eine  zurei- 
chende Bekanntschaft  mit  den  örtlichen  landwirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  betreffenden  Wirthschaft,  wel- 
che, wenn  man  sich  den  erhaltenen  Mittheilungen  nicht 
hingeben  will,  eine  Prüfung  derselben  gegründet  auf 
Beobachtungen  und,  um  diese  machen  zu  können,  einen 
dazu  schon  geübten  Blick  voraussetzt.    Zur  Erlangung 
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desselben  führt  am  sichersten ,  wenn  man  sich  mit  ei- 
ner nicht  unbeträchtlichen  Wirthschaft  bis  in  ihre  Ein- 
zelheiten vertraut  zu  machen  sucht,  und  deshalb  besteht 
in  Preussen  die  Vorschrift  ,  dass  der  Cameralist  vor 
der  Rcferendariatsprüfung  auf  einer  Domaine  oder  einem 
bedeutenden  Landgute  die  Landwirtschaft  practisch  er- 
lernt haben  soll.  Dieser  Aufenthalt  auf  dem  Lande, 
wenn  sich  die  Gelegenheit  dazu  bei  einem  mit  der  Po- 
lizei- und  Kassenverwaltung  beauftragten  Beamten  dar- 
bietet ,  gewährt  noch  zugleich  den  grossen  Vortheil, 
den  Geschäftsgang  bei  einer  Unterbehörde  kennen  zu 
lernen  und  den  Uebergang  in  das  Berufsleben  zu  er- 
leichtern. Versäumen  Sie  dann  ja  nicht,  an  den  amtli- 
chen Geschäften  eifrig  Theil  zu  nehmen  und  sich  in 
der  Aufnahme  von  Protocollen/  Ausfertigung  von  Ver- 
fügungen u.  s.  w.  recht  einzuüben;  in  einem  kleinen 
Bureau  wird  das  Missglücken  der  ersten  Versuche  viel 
weniger  drückend,  als  später  bei  einer  grossen  Provin- 
zialbehörde,  und  haben  Sie  Sich  durch  fortgesetzte 
Uebung  schon  eine  gewisse  Fertigkeit  angeeignet,  und 
sind  Sie  mit  dem  Geschäftswesen  durch  eine  fleissige 
Benutzung  der  Registratur  schon  in  eine  gewisse  Be- 
kanntschaft getreten,  so  haben  Sie  einen  Fortschritt 
gemacht,  der  Ihnen  künftig  viele  Zeit  und  noch  mehr 
Unannehmlichkeiten  erspart. 

Einen  sehr  wichtigen  Zweig  der  Productionsge- 
werbe  und  der  Staatsverwaltung  macht  das  Forst- 
wesen aus.  Obgleich  der  Betrieb  desselben  gewöhn- 
lich noch  sehr  an  die  Occupationsgewerbe  erinnert,  so 
erfordert  er  doch  so  specielle  Kenntnisse,  dass  die  auf 
denselben  Bezug  habenden  Verwaltungsgeschäfte  beson- 
dern technischen  Beamten  anvertraut  ist. 

Die  Grundsätze,  nach  welchen  in  den  Fabrika- 
tionsgfewerben  die  unorganischen  Naturkräfte  zur 
Formverwandlung  benutzt  werden,  werden  in  der 
Technologie  zusammengestellt,  welche  den  Inbe- 
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griff  aller ,  diese  Gewerbe  betreffenden  Sachkenntnisse 
ausmacht.  Pa  die  abgesonderte  Behandlung  der  ein- 
zelnen Gewerbe  bei  ihrer  grossen  Verschiedenheit  die 
Uebersicht  erschwert,  einer  Classification  derselben  nach 
den  Reichen  der  Natur,  zu  welchen  die  zu  verarbei- 
tenden Materialien  gehören,  oder  nach  den  bei  der  Be- 
arbeitung benutzten  mechanischen  oder  chemischen  Kräf- 
ten aber  entgegensteht,  dass  bei  den  meisten  Gewer- 
ben Materialien  aus  verschiedenen  Naturreichen  beider- 
lei Kräften  derselben  unterworfen  werden,  dem  Came- 
ralisten es  endlich  auch  nicht  sowohl  darauf  ankommt, 
die  mannigfachen  Gewerbe  zu  erlernen,  als  sich  in 
jedem  derselben  zurecht  finden  zu  können,  so  habe  ich 
es  vorgezogen,  meine  Vorlesungen  der  Technologie, 
welche  ich  halbjährig  mit  denen  der  Landwirthschaft 
abwechsele,  in  zwei  T heile  zerfallen  zu  lassen,  in 
einen  allgemeinen  und  einen  besondern.  Der 
erste,  in  welchem  ebenso  die  Bedingungen,  unter  weN 
chen  die  Anwendung  der  unorganischen  Kräfte  gesche- 
hen, als  die  Hülfsmittel,  durch  welche  sie  erleichtert 
und  befördert  werden  kann ,  auseinandergesetzt  werden, 
zertheilt  sich  wieder  in  zwei  Abtheilungen,  wovon 
sich  die  erste  auf  die  chemischen  und  die  zweite 
auf  die  mechanischen  Kräfte  bezieht. 

Da  nach  dem  alten  chemischen  Satze:  „Körper 
„wirken  nur  im  aufgelösten  Zustande  auf  einander 
es  die  erste  Bedingung  der  Anwendung1  der  che- 
mischen Kräfte  ist,  wenigstens  einen  der  Kör- 
per, welche  auf  einander  wirken  sollen,  in  diesen  Zu- 
stand zu  versetzen,  eine  Auflösung  aber  nur  durch 
unmittelbare  (auf  trocknem  Wege)  oder  mittel- 
bare (auf  nassem  Wege)  Verbindung  mit  Wärme 
möglich  ist,  so  sind  die  Operationen,  durch  welche  ge- 
bundene Wärme  frei  gemacht  und  die  frei  gewordene 
mit  den  aufzulösenden  Körpern  verbunden  werden  kann, 
die   Fundamentaloperationen    der    gesammten  chemi- 
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sehen ,  welche ,  je  nachdem  sie  sich  auf  die  Verän- 
derung des  Aggregatzustandes  oder  auf  die 
Gährung,  oder  auf  die  Vereinigung  von  Stof- 
fen oder  endlich  auf  die  Trennung  derselben  be- 
ziehen, in  vier  Klassen  zerfallen.  Der  technologische 
Zweck  dieser  Operationen  ist  nicht  nur  die  Körper  dem 
Stoffe  nach  nützlich  zu  machen  ,  sondern  sie  auch  ge- 
gen die  aus  der  in  der  Natur  ununterbrochen  fortgehen- 
den Formverwandlung  entstehenden  Veränderungen  zu 
schützen,  also  nützlich  zu  erhalten,  und  zwar  beides 
mit  dem  möglichst  geringsten  Aufwände  von  Mitteln. 

Dieselbe  Rücksicht,  die  Gewerbe  zu  ein-  und  her- 
vorbringenden zu  machen,  muss  auch,  soweit  eine  Aus- 
wahl der  Operationen  möglich  ist,  bei  denjenigen  die 
leitende  sein ,  durch  welche  vermittelst  der  bewegenden 
Kräfte  die  äussere  Gestaltung  der  Körper  den  Zwecken 
entsprechend  gemacht  werden  soll,  oder  bei  den  me- 
chanischen Operationen,  deren  Auseinander- 
setzung den  Gegenstand  der  zweiten  Abtheilung  des 
allgemeinen  Theils  ausmacht.  Da  nur  der  Mensch  und 
die  Thiere  den  eignen  Körper  zu  verändern  und  sich 
selbst  zu  bewegen  im  Stande  sind,  und  auch  bei  die- 
sen das  Vermögen  dazu  nicht  dem  Körper,  sondern 
dem  Leben  und  Bewusstsein  angehört,  so  können  Kör- 
per, welche  weder  das  eine  noch  das  andere  haben, 
nur  durch  Einwirkungen  von  Aussen  in  Bewegung  ge- 
setzt und  verändert  werden,  und  die  Anziehungs- 
kraft der  Erde,  welche,  weil  ihre  Masse  die  grösste 
ist,  alle  Körper  nach  ihrem  Mittelpuncte  hinzieht  und 
ihnen  dadurch  die  Schwere  giebt,  sowie  die  Aus- 
dehnungskraft der  Wärme,  welche  die  Körper, 
mit  denen  sie  verbunden  wird,  zwingt,  einen  grössern 
Raum  einzunehmen  und  die  ihnen  entgegenstehenden 
aus  demselben  zu  verdrängen,  sind,  weil  von  ihnen 
hauptsächlich  jene  äussern  Einwirkungen  auf  die  Kör- 
per ausgehen,  daher  als  die  Urkräfte  der  Bewe- 
gung zu  betrachten.     Zu  denselben  kommt  noch  die 
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Elasticität  oder  Federkraft  bei  denjenigen  Kör- 
pern hinzu,  bei  welchen  der  Zusammenhang  ihrer 
Theilchen  innerhalb  gewisser  Grenzen,  ohne  aufgeho- 
ben zu  werden,  nur  so  lange,  als  die  auf  sie  einwir- 
kende Kraft  dauert,  verändert  wird,  dann  aber  in  seine 
frühere  Form  zurücktritt  und  auf  die  Gegenstände,  wel- 
che dieses  behindern,  bewegend  einwirkt,  ferner  die 
electro magnetische  Kraft  und  wahrscheinlich  de- 
ren noch  mehrere.  Vermöge  dieser  Urkräfte  können 
zu  den  mechanischen  Operationen,  ausser  denMenschen 
und  Thieren,  feste  Körper,  das  Wasser,  die  Luft, 
der  Dampf  u.  s.  w.  als  bewegende  Kräfte  benutzt  wer- 
den. Von  allen  diesen  ist  die  Menschenkraft  zwar  die 
brauchbarste,  aber  auch  die  kostbarste,  und  da  sie  im- 
mer theurer  wird,  jemehr  der  Mensch  durch  die  Cul- 
tur  selbst  an  Werth  gewinnt,  so  wird  es  mit  dem 
Fortgange  derselben  immer  vortheilhafterer  und  not- 
wendiger, in  Stelle  derselben,  wo  es  nur  möglich  ist, 
die  andern  bewegenden  Kräfte  anzuwenden.  Selten 
kann  dieses  indessen  unmittelbar  geschehen,  weil  in 
den  meisten  Fällen  die  Kräfte  theils  zu  entfernt  sind, 
um  auf  die  zu  bewegenden  Körper  wirken  zu  können, 
theils  den  Widerstand  ihrer  Masse  nicht  zu  überwin- 
den vermögen,  theils  Bewegungen  hervorbringen,  die 
von  den  bezweckten  entweder  in  Hinsicht  ihrer  Ge- 
schwindigkeit, oder  ihrer  Dauer,  oder  ihrer  Richtung, 
oder  ihrer  Gleich-  oder  Ungleichförmigkeit  verschieden 
sind,  und  ihre  Benutzung  hängt  daher  unter  solchen  Um- 
ständen von  der  Thunlichkeit  ab,  durch  Vorrichtungen 
oder  Maschinen  die  von  jeder  dieser  Kräfte  hervorge- 
brachte eigentümliche  Bewegung  dem  jedesmal  beab- 
sichtigten Zwecke  entsprechend  zu  machen. 

So  unaussprechlich  gross  der  Nutzen  des  Ma- 
schinenwesens ist,  so  sehr  muss  man  sich  vor 
der  so  gewöhnlichen  Meinung  bewahren,  als  könnten 
durch  Maschinen  die  bewegenden  Kräfte  verstärkt  wer- 
den.   Ebenso,  wie  jede  Bewegung,  kann  auch  jeder 
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Zusatz  zu  derselben  nur  aus  einer  bewegenden  Kraft 
hervorgehen,  und  die  Stärke  einer  solchen,  welche 
sich  sowohl  nach  der  Menge  der  Materie  oder  der 
Masse,  welche  sie  bewegt,  als  nach  der  Länge  des 
Raums,  durch  welchen  dieselbe  bewegt  wird,  oder 
weil  jeder  leblose  Körper  in  seinem  Zustande,  mithin 
der  in  Bewegung  gesetzte  auch  in  der  Bewegung  be- 
harrt, nach  der  Länge  des  in  einer  gewissen  Zeit  durch- 
laufenen Raumes,  nach  seiner  Geschwindigkeit,  sich 
bestimmt,  also  nach  dem  Producte  der  Masse  in  die 
Geschwindigkeit  des  bewegten  Körpers,  lässt  sich  durch 
keine  Maschinen  vermehren,  aber  wohl  kann  durch 
dieselben  die  von  der  Kraft  ausgehende  Bewegung  fort- 
gepflanzt, in  ihrer  Richtung  und  Gleichförmigkeit  und 
auch  in  ihrer  Wirkung  so  verändert  werden,  dass  sie 
mit  Verminderung  der  Geschwindigkeit  grössere  Mas- 
sen überwindet,  und  mit  Verringerung  der  Masse  eine 
grössere  Geschwindigkeit  annimmt.  Nur  die  Grösse 
dieser  Factoren,  Masse  und  Geschwindigkeit,  kann  ge- 
wechselt werden,  aber  nie  kann  das  aus  denselben  als 
Maassstab  für  die  Grösse  der  Bewegung  hervorgehende 
Product  durch  das  Maschinenwesen  ein  grösseres,  son- 
dern muss  vielmehr  stets  für  den  Zweck  selbst  ein 
kleineres  werden,  weil  die  bewegten  Theile  jeder  Ma- 
schine soviel  von  der  bewegenden  Kraft  für  sich  in 
Anspruch  nehmen,  als  zu  ihrer  eignen  Bewegung  er- 
forderlich ist.  So,  wenig  daher  die  Maschinen,  eben 
weil  sie  nicht  bewegende  Kräfte  sind,  diese  zu  ver- 
stärken vermögen,  so  sehr  verstärken  und  erweitern 
sie  doch  dadurch  des  Menschen  Wirksamkeit,  dass  sie 
ihn  in  den  Stand  setzen,  nicht  nur  die  mechanischen 
Kräfte  der  Natur  als  Beihülfen  seiner  Kräfte  zu  be- 
nutzen, sondern  auch  mittelst  derselben  Arbeiten  zu 
vollbringen,  welche  theils  überaus  grosse,  seine  kör- 
perlichen weit  übersteigende  Kräfte  erfordern,  theils 
anhaltender  und  gleichförmiger  geleistet  werden  müs- 
sen, als  es  mit  der  Hand  geschehen  kann.    In  allen 
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Fallen,  in  welchen  es  auf  die  Stärke  und  Schnelligkeit 
der  Bewegung  nicht  zugleich  ankommt  —  und  dieses 
sind  doch  die  häufigsten  —  würde  sich  sogar  jede  belie- 
bige durch  jede  noch  so  kleine  Kraft  hervorbringen  lassen^ 
wenn  nicht  die  begrenzte  Festigkeit  der  Materialien, 
die  Reibung  und  die  Steifigkeit  der  Seile,  die  soge- 
nannten Nebenlasten,  der  Wirksamkeit  des  Maschinen- 
wesens Grenzen  setzten.  Je  nachdem  diese  Wirksam- 
keit in  Bezug  auf  den  Zweck  theils  eine  mittelbare, 
theils  eine  unmittelbare  ist,  theilen  sich  die  Maschinen, 
so  gross  auch  ihre  Mannigfaltigkeit  ist,  in  zwei  Klas- 
sen; in  solche,  welche  die  bewegenden  Kräfte 
zu  anwendbaren  machen,  und  in  solche,  durch 
deren  Bewegung  die  mechanischen  Verände- 
rungen der  Körper  erfolgen.  Bei  den  erstem 
kommt  es  nur  darauf  an,  einen  Körper  in  eine  fort- 
dauernde Bewegung,  am  gewöhnlichsten  in  eine  Kreis- 
bewegung zu  versetzen,  bei  den  andern,  die  Bewe- 
gung eines  Körpers  so  fortzupflanzen  und  zu  verändern, 
dass  durch  dieselbe  die  verlangten  Operationen  voll- 
bracht werden.  Zu  der  ersten  Klasse  gehören  die  Ross- 
künste, Wasserräder,  Windflügel,  Dampfmaschinen, 
durch  welche  die  bewegten  Körper  zu  bewegenden  ge- 
macht, und  gleichsam  zu  Mittel-  oder  verbindende 
Glieder  zwischen  den  mechanischen  Naturkräften  und 
den  mechanischen  Operationen  gebildet  werden,  deren 
unmittelbare  Ausführung  durch  die  Maschinen  der  zwei- 
ten Klasse  geschieht,  welche  theils  durch  die  Maschi- 
nen der  ersten  Klasse,  theils  als  Werkzeuge  durch 
die  Hand  bewegt  werden.  Die  Operationen  selbst  zer- 
fallen in  drei  Klassen,  je  nachdem  durch  dieselben 
Körper  zertheilt,  oder  mit  einander  verbunden,  oder 
ihrer  Gestalt  nach  verändert  werden. 

Dieses  sind  die  Gegenstände,  welche  in  dem  all- 
gemeinen Theil  der  Technologie  auseinandergesetzt 
werden;  er  ist  der  wichtigste,  weil  er  der  allgemeine 
ist,  und  die  Kenntnisse,  welche  er  umfasst,  allen  Fabri- 
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kationsgewerben  zum  Grunde  liegen,  zumal  wenn  es 
die  Absicht  ist,  nur  zum  Verständniss  jedes  Gewerbe- 
betriebs zu  gelangen.  Daher  handele  ich  denselben 
ausführlich  ab  und  beschränke  mich  dagegen  in  dem 
speciellen  Theile  nur  darauf,  soweit,  als  es  die  zuge- 
messene Dauer  der  Vorlesungen  erlaubt,  gleichsam 
beispielsweise  die  Anwendung  des  allgemeinen  auf  ein- 
zelne Gewerbe  zu  zeigen,  zu  welchen  ich  von  denen, 
bei  welchen  es  vorzugsweise  auf  Sachkenntnisse  an- 
kommt, solche  auswähle,  die,  weil  sie  entweder  den 
nothwendigsten  Bedürfnissen  abhelfen,  oder  auf  den 
Staatshaushalt  besondern  Einfluss  haben,  oder  eine  sinn- 
reiche Benutzung  der  Hülfsmittel  erfordern,  theils  zu 
den  wichtigsten,  theils  zu  den  interessantesten  ge- 
hören. 

In  der  unmittelbarsten  Beziehung  mit  dem  camera- 
listischen  Beruf  steht  das  Gewerbe  des  Handels  J  es 
ist  das  Gewerbe  des  Verkehrs,  dasjenige,  ohne  wel- 
ches, wie  ich  im  zweiten  Aufsatze  gezeigt  habe,  der 
Besitz  nicht  zum  Reichthum  und  der  Reichthum  nicht 
zum  Wohlstande  führen  kann.  Die  Sorge  für  den 
letztern  bestimmte  daher  die  Regierungen  sehr  bald  zu 
einer  besondern  Vorsorge  für  den  Handel,  und  um  diese 
führen  zu  können,  glaubte  man  den  Handel  von  Staats- 
wegen leiten  zu  müssen }  ja  man  brachte  sogar  die 
Grundstätze,  nach  welchen  dieses  geschehen  solle,  in 
das  Ihnen  bereits  unter  der  Benennung  des  Merkan- 
tilsystems namhaft  gemachte  staatswirthschaftliche 
System.  Bei  der  grossen  Veränderlichkeit  aller  Bedürf- 
nisse sind  mit  dem  auch  schon  bemerkten  Zwecke  des 
Handels,  jeden  Gegenstand  in  diejenige  Hand  zu  brin- 
gen, welche  dessen  am  meisten  bedarf,  die  mit  jeder 
Leitung  verbundenen  Beschränkungen  unverträglich  und 
behindern  die  Erreichung  desselben,  denn  jemehr  die 
Freiheit  desselben  durch  Absteckung  von  Grenzen,  in 
welchen  er  sich  bewegen  soll,  beengt  wird,  desto  we- 
niger lassen  sich  die  Forderungen  des  Bedarfs,  wo  und 
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wenn  sie  sich  zeigen,  berücksichtigen.  Gleichwie  bei 
den  andern  Gewerben  im  freien  Verkehr  das  Einbrin- 
gen das  Hervorbringen  bezeigt,  ist  auch  bei  dem  Han- 
del seine  Einträglichkeit  für  den  Kaufmann  das  Kenn- 
zeichen seiner  Wohlthätigkeit  für  das  Allgemeine,  und 
die  Beweisgründe  dieses  Satzes,  welche  ich  in  Bezug 
auf  die  Landwirthschaft  entwickelt  habe,  ergeben  sich 
bei  dem  Handel  noch  deutlicher,  weil  der  Preis  jeder 
Waare  mit  dem  Bedarf  nach  derselben  steigt,  und  also 
da,  wo  im  freien  Verkehr  der  Preis  und  mithin  auch 
der  Gewinn  für  den  Kaufmann  der  höchste  ist,  auch 
das  Bedürfniss  das  grösste  sein  muss.  Jede  Leitung 
des  Handels,  wenn  sie  sich  wirksam  zeigt,  kann  ihn 
daher  nur  vom  rechten  Wege  abbringen  und  nachthei- 
lig in  ihren  Folgen  sein;  sie  ist  aber  auch  unnöthig, 
weil  unter  diesen  Umständen  in  dem  Vortheil  des 
Kaufmanns  die  stärkste  Garantie  für  den  das  allgemeine 
Wohl  befördernden  Betrieb  seines  Gewerbes  liegt.  Aber 
auch  ohne  die  Vermessenheit,  den  Handel  leiten  zu  wol- 
len, ist  der  Cameralist  sogar  verpflichtet,  sich  mit  die- 
sem Gewerbe  auf  das  vollständigste  bekannt  zu  ma- 
chen, denn  sowohl  die  polizeilichen,  als  finanziellen 
Maassregeln  haben  mit  seltenen  Ausnahmen  stets  mehr 
oder  weniger  Einfluss  auf  den  Verkehr,  jede  indirecte 
Steuer  greift  tief  in  denselben  ein,  und  dieselben  Gründe, 
welche  die  Leitung  des  Handels  verbieten,  gebieten 
dagegen  ihm  den  freiesten  Lauf  zu  lassen  und  bei  den 
Anordnungen  der  Staatsverwaltung  immer  sorgfältig 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  er  in  demselben  so 
wenig  als  möglich  gestört  werde.  Dazu  gehören  in- 
dessen die  technischen  Kenntnisse  seines  Betriebs,  wel- 
che in  der  Handelsklinde  zusammengestellt  wer- 
den. Bei  meinem  Vortrage  derselben  setze  ich  wenig- 
stens eine  vorläufige  Bekanntschaft  mit  der  Staatswirth- 
schaft  voraus,  weil  die  Theorie  des  Handels  sich  auf 
die  des  Preises,  des  Geldes  und  des  Verkehrs  stützt. 
Da  Handeln  den  Eintausch  von  Gegenstän- 
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den,  in  der  Absicht  sie  mit  Gewinn  wieder  zu 
vertauschen,  bezeichnet  und  es  bei  demselben  so- 
wohl auf  die  Gegenstände ,  welche  in  den  Tausch  kom- 
men, als  auf  die  Aequivalente ,  welche  für  dieselben 
gegeben  werden,  als  auf  die  Art,  wie  das  Tauschge- 
schäft geschieht,  und  die  Mittel,  wodurch  es  möglich 
gemacht  oder  befördert  wird,  ankommt,  so  zerfällt  die 
Handelskunde  in  vier  Theile,  in  die  Lehren  von  den 
Waaren,  von  der  Zahlung,  von  den  Handelsar- 
ten und  von  den  Hülfsgeschäften  der  Handlung. 

In  der  Waarenlelire  werden  zuerst  die  Be- 
dingungen untersucht,  unter  welchen  Sachen  Waa- 
ren oder  Gegenstände  des  Handels  sein  können,  —  die 
systematische  Aufzählung  und  Beschreibung  der  einzel- 
nen Waaren  macht  die  Waarenkunde  aus  —  wie  in 
dem  Verkehr  die  Quantitäten  nach  Maass  und  Ge- 
wicht und  die  Qualitäten  derselben  mit  und  ohne 
öffentliche  Beglaubigung  bestimmt  werden,  wie  die  Ein- 
und  Verkauf sp reise  auf  den  verschiedenen  Han- 
delsplätzen sich  ermitteln  lassen,  und  endlich,  worauf 
die  Speculationen  oder  die  Vermuthungen  beruhen, 
dass  Conjuncturen  oder  Umstände,  welche  die  Preise 
verändern  und  Gewinn  oder  Verlust  versprechen,  ein- 
treten werden. 

Da  in  dem  Handel  alle  Geschäfte  auf  Geld  abge- 
schlossen werden,  so  theilt  sich  die  Zahlung^- 
feuilde  in  die  Lehre  vom  Gelde  und  von  der  Zah- 
lung. 

In  der  erstem  nimmt  die  Darstellung  des  MttllZ- 
WCSenS  eine  bedeutende  Stelle  ein;  von  der  zweck- 
mässigen Einrichtung  desselben  hängt  der  Grad  ab,  in 
welchem  die  zu  Tausch-  und  Schätzungsmitteln  die~ 
nenden  Metalle  als  Münzen  die  Handelsgeschäfte  er- 
leichtern, und  von  der  Uebereinstimmung  derselben  der 
Umfang,  in  welchem  dieser  Vortheil  dem  Handel  zu 
Theil  wird.  So  wünschenswerth  es  daher  scheint,  eine 
übereinstimmende    Münzeinrichtung ,     einen  gleichen 
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Münzfu  ss,  über  die  ganze  in  Verkehr  stehende  Welt 
auszudehnen,  so  unüberwindlich  gross  sind  die  Schwie- 
rigkeiten ,  welche  einer  Vereinbarung  über  gleiches  Me- 
tallgeld und  gleiche  gesetzliche  Geltung  desselben ,  we- 
gen der  in  den  verschiedenen  Staaten  auch  abweichen- 
den Erfordernisse  seines  bequemen  Gebrauchs ,  entge- 
genstehen, und  so  bedenklich,  wenn  sie  sich  durchfüh- 
ren liesse,  sind  die  Folgen,  welche  die  unachtsame, 
nun  gar  unredliche  Ausmünzung  in  einem  Staate  durch 
den  Verkehr  über  die  andern  verbreiten  könnte.  In  dem 
Handel,  in  welchem,  je  ausgebreiteter  er  ist,  desto 
mehr  verschiedene  Münzsorten  vorkommen,  bleibt  es  da- 
her nur  übrig,  allein  die  inländischen  als  Geld,  die  andern 
dagegen  als  Waaren  zu  betrachten,  deren  Preise  oder 
Courswert  he  sich  nach  Maassgabe  der  Umstände 
mehr  oder  weniger  von  dem  Pari  oder  von  dem  No- 
minalbetrage des  gleichen  Metallgehalts  in  verschiede- 
nen Münzen  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ihrer 
Ausmünzung,  entfernen  können.  Da  aber  auch  bei  dem 
grössten  Aufwände  von  Sorgfalt  und  Kunst  Münzfeh- 
ler sich  nicht  ganz  vermeiden  lassen,  so  weichen  schon 
dadurch  die  Münzen  ihrem  Gehalte  nach  von  demjeni- 
gen ab,  welcher  in  denselben  vorausgesetzt  wird,  noch 
mehr  aber  durch  die  Abreibung,  welche  sie  im  Gebrauch 
erleiden,  und  jede  Schätzung  nach  baarem  oder  ausge- 
münztem Gelde,  jede  Preisbestimmung  in  demselben 
wird  deshalb  mit  einer  Unsicherheit  geschehen,  welche 
bei  grossen  Waaren -Ein  -  oder  Verkäufen  schon  in  Be- 
tracht kommen  kann,  und  welcher  sich  nur  vorbeugen 
lässt,  wenn  die  Preise  in  idealischem  oder  Rech- 
nung sgeld,  d.  h.  in  einem  bestimmten  mit  einem  ge- 
wissen Namen  bezeichneten  Gewichte  edlen  Metalls, 
gefordert  und  bewilligt  werden.  Dieses  idealische  Geld, 
welches  von  allen,  nicht  nur  aus  der  Ausprägung  und 
Abreibung,  sondern  auch  aus  den  Veränderungen  des 
Münzfusses,  den  bekannt  gemachten,  wie  den  geheim 
gehaltenen,    entstehenden   Fehlern   und  Mängeln  frei 
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bleiben  soll,  darf  daher  nie  ausgeprägt  und  kann  auch 
nicht  durch  Papiergeld  vertreten  werden,  weil,  selbst 
wenn  dieses  auch  nicht  auf  eine  Zahl  bestimmter  Mün- 
zen, sondern  auf  das  Gewicht  des  in  denselben  ent- 
haltenen edlen  Metalls  lauten  sollte,  es  als  eine  Schuld- 
schrift nur  in  dem  Umfange,  in  welchem  der  Ausstel- 
ler Credit  hat,  gelten  und  seinen  Wejrth  mit  allen  auf 
den  Credit  Einfluss  habenden  Umständen  wechseln,  also 
am  wenigsten  zu  einem  Schätzungsmaassstab  für  den 
Welthandel  geeignet  sein  würde. 

Was  die  Zahlung  anbetrifft,  so  kann  sie  entwe- 
der in  Waaren  oder  in  Geld  erfolgen,  welches,  erstere 
im  Baratthandel  geschieht.  In  beiden  Fällen  kann 
sie  entweder  sogleich,  oder  nach  einer  gewissen  Zeit, 
entweder  durch  den  Schuldner  oder  für  denselben  durch 
Andere  geleistet  werden.  Sollten  die  Zahlungen  stets 
baar  und  gleich  bei  dem  Empfange  der  Waaren  berich- 
tigt werden  müssen,  so  würde  der  Kaufmann,  indem 
er  genöthigt  sein  würde,  baare  Capitale  zu  den  vor- 
kommenden Ankäufen  vorräthig  zu  haben  und  diese 
nach  dem  jedesmaligen  Bestände  seiner  Kasse  zu  be- 
schränken, durch  Zinsverluste  und  entgangenen  Gewinn 
doppelte  Nachtheile  erleiden,  statt  dass  er,  wenn  ihm 
seine  Zahlungen  vermöge  seines  Credits  gern  gestun- 
det werden,  ohne  grosse  Summen  in  baarem  Gelde  be- 
reit zu  halten,  jede  sich  ihm  darbietende  Gelegenheit 
benutzen  und  seine  Geschäfte,  ohne  unredlich  zu  sein, 
soweit  ausbreiten  darf,  als  der  möglicher  Weise  ohne 
besondere  Unglücksfälle  aus  denselben  entstehende 
Verlust  noch  durch  sein  Vermögen  gedeckt  werden 
kann.  Daher  der  grosse  Werth,  welchen  der  Credit 
für  den  Kaufmann  hat,  daher  für  ihn  die  dringende 
Nothwendigkeit ,  alles  sorgsam  zu  vermeiden,  was  den- 
selben und  seinen  Ruf  beeinträchtigen  könnte,  und  da- 
her selbst  die  in  der  Handelswelt  häufig  vorkommende 
Usance,  bei  den  Preisbestimmungen  nicht  die  contante 
oder  gleich  erfolgende,  sondern  die  nach  einer  bestimm- 
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ten  Frist  erst  zu  erwartende  Zahlung  vorauszusetzen, 
und  wenn  die  erste  geschieht,  von  dem  Kaufgelde  ei- 
nen dem  Zinsenbetrage  während  der  verstatteten  Frist 
gleichkommenden  Rabatt  abzuziehen.  Lässt  ein  Kauf- 
mann  seine  Zahlung  durch  einen  andern  leisten,  so  kann 
dieses  geschehen  entweder,  indem  er  diesen  dazu  be- 
auftragt, oder  indem  er  ihn  durch  die  Uebernahme  einer 
gleichen  Schuld  dazu  verpflichtet,  im  ersten  Fall  durch 
Anweisung  oder  Assignation,  im  zweiten  durch 
Wechsel.  Die  strenge  Verpflichtung  bei  einer  Wech- 
selschuld, die  unmittelbare  Folge  des  eigenthümlichen 
Verhältnisses  bei  derselben,  a  dass  der  Aussteller  und 
Schuldner  des  Wechsels  den  Betrag,  auf  welchen  er 
lautet,  nicht  als  Darlehn  zur  beliebigen  Anwendung, 
sondern  zur  Berichtigung  einer  bestimmten  Schuld 
empfangen  hat,  giebt  den  Wechseln  eine  grössere  Si- 
cherheit und  die  Leichtigkeit  sie  abzutreten,  eine  sol- 
che Bequemlichkeit,  dass  sie  zu  Gegenständen  der 
Nachfrage  und,  wegen  ihres  veränderlichen  Werths, 
zu  Gegenständen  eines  wichtigen  Handels  werden,  bei 
welchem  Schulden  die  Stelle  der  Waaren  einnehmen. 
Da  die  Einrichtung  der  Wechsel  und  das  Verfahren  mit 
denselben  nicht  allein  den  Erfordernissen  dieses  Han- 
delszweiges, sondern  den  Bedürfnissen  des  gesammten 
Handelsverkehrs  in  allen  seinen  vielfachen  Beziehungen 
entsprechen  müssen,  so  macht  die  Lehre  von  den 
Wechseln  einen  sehr  wichtigen,  aber  auch  zugleich  den 
schwierigsten  Abschnitt  der  Handelskunde  aus. 

Der  dritte  Theil  derselben,  die  Lehre  von  den 
Handelsarten,  beschäftigt  sich  mit  dem  Betriebe 
des  Handels,  welcher,  abgesehen  von  den  Waaren- 
gattungen,  sehr  verschieden  ist,  je  nachdem  seine  Be- 
stimmung auf  den  Absatz  der  Waaren  an  Kaufleute 
(Gross handel)  oder  auf  die  Vereinzelung  derselben 
an  die  Verbraucher  (Detailhandel  oder  Kramerei) 
hingeht;  je  nachdem  er  auf  das  Inland  beschränkt  ist, 
oder  dieses  mit  dem  Auslande  verbindet,  oder  gar  ein 
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Ausland  mit  dem  andern  (Transitohandel,  verschie- 
den vom  Speditionshandel,  der  eigentlich  kein 
Handel  ist,  weil  der  Kaufmann  bei  diesem  die  Waaren 
nur  weiter  befördert,  ohne,  wie  bei  jenem,  zum  Eigen- 
thümer  derselben  geworden  zu  sein);  je  nachdem  der 
Kaufmann  die  Gelegenheit  zum  Kauf  und  Verkauf  ent- 
weder aufsucht  (Activhandel),  oder  sie  abwartet 
(Passiv  h  andel);  je  nachdem  er  die  Handelsge- 
schäfte selbst  ausführt  (Proprehandel),  oder  durch 
Andere  besorgen  lässt  (Commissionshandel),  und 
endlich,  je  nachdem  er  allein  oder  in  Verbindung  mit 
Andern  (Maskopei-  oder  Gesellschaftshandel) 
sein  Gewerbe  betreibt,  oder  dasselbe,  wie  bei  öffent- 
lichen Handelscompagnien  für  Rechnung  aller 
Theilnehmer,  als  Actionaire  durch  Directoren  betrie- 
ben wird.  Ausser  diesen  kann  der  Handelsbetrieb  noch 
abnorme  Gestaltungen  in  grosser  Mannigfaltigkeit  an- 
nehmen und  in  denselben,  wie  in  dem  Prämien- 
handel,  zur  blossen  Wette  hinabsinken. 

Die  Lehre  von  den  MÜlf'SgeSClläfteil  des 
Handels*  welche  den  vierten  und  letzten  Theil 
der  Handelskunde  ausmacht,  bezieht  sich  auf  die  Ge- 
schäfte theils  des  Waarentransports,  theils  der 
Abschliessung  des  Kaufs  und  Verkaufs,  theils 
auf  die  Erleichterung  der  Zahlung,  und  endlich 
auf  die  Erhaltung  der  Ordnung  im  Geschäfts- 
betriebe. Die  wichtigsten  dieser  Geschäfte  sind  die 
des  Waarentransports,  denn  nur  durch  dieselben  ver- 
mag der  Handel  über  die  Grenzen  des  Orts  hinauszu- 
gehen, und  je  leichter  und  ausgedehnter  sie  betrieben 
werden  können,  desto  mehr  durch  die  Verbindung  der 
Völker  und  Zonen  mit  einander,  seine  grosse  Bestim- 
mung für  die  Menschheit  zu  erfüllen.  Gute  Land-  und 
Wasserstrassen  und  wohl  eingerichtete  Hafenanstalten 
sind  dazu  die  ersten  Bedingungen,  aber  ihre  gehörige 
Benutzung  zu  einem  sichern,  schnellen  und  wohlfeilen 
Land-  und  Wassertransport  hängt  von  der  technischen 
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und  gesetzlichen  Einrichtung  des  Fuhrwesens  und 
der  Schi  ff  fahrt  ab.  Was  den  Abschluss  der  Han- 
delsgeschäfte anbetrifft,  so  kann  dieser  theils  mündlich, 
theils  schriftlich  erfolgen;  das  erstere  nur  insofern  zu- 
verlässig, als  er  durch  oder  wenigstens  im  Beisein  da- 
zu bestellter  und  öffentlich  beglaubter  Mittelspersonen, 
der  Makler,  erfolgt,  das  letztere,  besonders  wenn 
Käufer  und  Verkäufer  sich  nicht  an  einem  Orte  befin- 
den, nur  durch  den  Briefwechsel  und  eine  gute 
Posteinrichtung  zur  Beförderung  desselben.  Zur  Er- 
leichterung der  Zahlungsgeschäfte  dienen  die  Banken 
oder  die  den  Geldverkehr  betreffenden  Anstalten,  wel- 
che entweder  als  Giro-  oder  D  epositenbanken  dem 
Kaufmanne  die  Kassengeschäfte  abnehmen,  oder  als 
Zettelbanken  noch  eine  anderweitige  Benutzung  der 
Geldbestände  theilsweise  gestatten,  oder  als  Lom- 
bards oder  Leihbanken  mit  Vorschüssen  unter- 
stützen. Die  Geschäfte  endlich  zur  Erhaltung  der  Ord- 
nung: im  Gewerbbetrieb  bestehen  in  der  Buchhaltung 
welche  so  eingerichtet  sein  muss,  dass  der  Kaufmann 
zu  jeder  Zeit  nicht  allein  seinen  jedesmaligen  Vermö- 
genszustand, sondern  auch  seine  Verhältnisse,  in  wel- 
chen er  sowohl  mit  jedem  seiner  Handelsfreunde  steht, 
als  die  für  ihn  aus  jedem  Geschäfte  erwachsen  sind, 
zu  übersehen  im  Stande  ist. 


Siebenter  Aufsatz 


Ungeachtet  des  grossen  Umfanges  der  eigentlichen 
Cameralwissenschaften  umfasst  derselbe  doch  noch  nicht 
alle  Kenntnisse ,  welche  bei  dem  Staatsverwaltungs- 
beamten nicht  vermisst  werden  dürfen.  Kein  amtlicher 
Beruf  ist  so  vielseitig,  als  dieser,  welcher  sich  auf 
alle  Stände  und  Klassen  der  Gesellschaft  und  auf  alle 
Bedürfnisse  und  Interessen  des  Menschen  bezieht,  und 
deshalb  tritt  auch  in  keinem  eine  Einseitigkeit  nicht  blos 
fühlbarer  und  widerlicher,  sondern  auch  nachtheiliger 
für  den  Beruf  hervor.  Dieser  vorzubeugen  und  sich  ge- 
gen die  Gefahr,  von  einer  solchen  einstens  bemächtigt 
zu  werden ,  zu  schützen ,  ist  sehr  nothwendig  und  kann 
nur  auf  der  Universität  durch  die  Erwerbung  einer  all- 
gemeinen  Bildung;  geschehen.  Ich  habe  Sie 
daher  noch  auf  diejenigen  Studien  aufmerksam  zu  ma- 
chen, welche  zu  derselben  führen  und  welche  Sie,  so- 
weit es  nur  ohne  Eintrag  des  Näherliegenden  gesche- 
hen kann,  um  so  weniger  versäumen  müssen,  da  es 
zugleich  nothwendige  Vorbereitungen  zu  den  camerali- 
stischen  Geschäftskenntnissen  sind.  Die  meisten  dieser 
Studien  sind  Ihnen  auch  nicht  mehr  fremde.  Sie  haben 
Sich  mit  denselben  schon  zu  Ihrer  Vorbildung  für  die 
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Universität  beschäftigt,  und  sie  jetzt  nur  weiter  in  der 
Ihrem  gewählten  Beruf  angemessenen  Richtung  zu  ver- 
folgen, um  Sich  die  Gegenstände  derselben  noch  mehr 
anzueignen  und  damit  Sie  nicht  ein  Verlust  des  früher 
schon  Gewonnenen  treffe. 

Für  das  Letztere  bewahren  Sie  Sich  besonders  in 
Hinsicht  der  erlangten  philologischen  Kennt- 
nisse* und  trennen  Sie  Sich  ja  nicht  von  den 
Klassikern  des  Alterthums,  in  der  Meinung,  als 
habe  der  Cameralist  nichts  aus  denselben  zu  lernen  und 
als  sei  das  Griechische  und  Lateinische  überhaupt  für 
ihn  überflüssig.  Dass  das  letztere  nicht  zu  entbehren 
ist,  so  lange  das  Studium  des  römischen  Rechts  für 
ein  nothwendiges  gilt,  bedarf  kaum  der  Erwähnung, 
aber  es  ist  auch ,  wie  der  jüngere  nicht  minder, 
als  sein  berühmter  Vater,  geist-  und  kenntnissreiche 
Hamann,  der  bei  Allen,  die  unter  seiner  Leitung 
ihre  Schulbildung  empfingen,  in  der  dankbarsten 
Liebe  fortlebt,  sich  ausdrückte,  »zeither  das  Mit- 
tel gewesen,  wodurch  die  Wissenschaften  unabhän- 
„gig  von  aller  Verschiedenheit  der  Zungen  und  Völker 
»freundlichen  Verkehr  pflogen."  Der  Nutzen  der  alten 
Sprachen  beschränkt  sich  indessen  nicht  blos  darauf; 
das  Studium  des  klassischen  Alterthums  bringt  noch 
werthvollere  und  reichlichere  Vortheile  dem  Staats- 
manne  für  seinen  Beruf  und  noch  mehr  dem  Menschen 
für  seine  Veredelung.  Von  den  klassischen  Schriftstel- 
lern des  ersten  Ranges  waren  viele  selbst  Staatsmän- 
ner oder  von  einem  solchen  Einfluss  auf  das  Staatsle- 
ben, welches  zugleich  ihre  Bildungsschule  gewesen, 
dass  sie  dasselbe  in  allen  seinen  Beziehungen  auf  das 
genaueste  kannten,  und  dass  die  Nachrichten,  welche 
sie  uns  von  den  Erscheinungen  in  demselben  geben, 
theils  auf  selbst  gemachten  und  mit  geschäftskundigem 
Blicke  aufgefassten  Erfahrungen  und  Anschauungen, 
theils  auf  einer  so  vertrauten  Bekanntschaft  mit  den- 
selben beruhen,  welche  sie  selbst  über  den  Kreis  der 
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eignen  Beobachtungen  hinaus  vor  unrichtigen  Angaben 
und  irrthümlichen  Folgerungen  mehr  bewahrte.  Daher 
sind  ihre  Nachrichten  von  den  Staatsoperationen  nicht 
Erzählungen,  sondern  Berichte ,  welche,  weil  sie  in 
alle  Einzelheiten  eingehen,  noch  jetzt  für  die  Staats- 
verwaltung zu  den  wichtigsten  und  lehrreichsten  gehö- 
ren. Aber  so  gross  auch  der  aus  der  vielfachen  An- 
wendbarkeit hervorgehende,  noch  lange  nicht  genug- 
sam anerkannte  Werth  der  ehrwürdigen  Reste  des  klas- 

— 

sischen  Alterthums  ist,  so  überwiegt  ihn  doch  bei  wei- 
tem ihr  Einlluss  auf  die  Ausbildung  des  Menschen 
selbst,  auf  die  Erweckuug  seines  Sinnes  für  das  Wahre, 
Schöne  und  Gute,  auf  die  Vervollkommnung  seines 
Denkens,  Empfindens  und  Handelns.  Deshalb  wird  jede 
genauere  Bekanntschaft  mit  denselben  immer  zu  einer 
befreundeten,  und  deshalb  steigt  die  Vorliebe  für  diesel- 
ben, je  mehr  mit  dem  Fortgange  der  Jahre  das  Inter- 
esse für  alles  Aeussere  dem  für  das  rein  Menschliche 
Platz  macht. 

Mit  welcher  Begeisterung  erhob  nicht  stets  unser 
unvergesslicher  Christian  jacob  Kraus  seine  Stimme 
und  seinen  sonst  gesenkten,  gleichsam  nur  anf  sein  In- 
neres und  auf  die  in  reichster  Fülle  ihm  zuströmenden 
Gedanken  gerichteten  Blick,  wenn  er  in  seinen  wohl 
nicht  übertroffenen  Vorlesungen  der  allgemeinen  Encyclo- 
pädie  auf  das  Studium  der  Alten  kam.  Innig  war  er  ver- 
traut mit  denselben,  aber  auch  in  den  verschiedenar- 
tigsten Fächern  der  Gelehrsamkeit  in  die  Tiefen  der 
Wissenschaft  gedrungen  und  in  keinem  so  wenig  ein 
Fremdling  geblieben,  dass  ebenso  sehr  der  Umfang 
seines  Wissens,  als  die  Gründlichkeit  desselben  Be- 
wunderung erregen  musste.  Mit  derselben  Schärfe,  mit 
welcher  er  selbst  die  weniger  bekannten  Sprachen  des 
Orients  gemustert,  hatte  er  das  Gebiet  des  mathema- 
tischen Wissens  durchforscht,  gleich  bewandert  im 
Reiche  der  Natur,  wie  in  dem  der  Kunst,  war  er 
in    beiden    bis    zur   Kennerschaft  gelangt,    und  der 
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feine  Kopf ,  wie  er  als  speculativer  Philosoph  von  Kant 
mit  Achtung  bezeichnet  wurde,  befand  sich  in  dem  Be- 
sitz eines  solchen  Vorraths  von  landwirtschaftlichen, 
merkantilischen  und  zumal  staatswirthschaftlichen  Kennt- 
nissen, welche  ihm,  der  nur  auf  dem  Lehrstuhle  seine 
Freude  fand  und  dessenwegen  seine  schriftstellerische 
Wirksamkeit  beschränkte,  einen  so  bedeutenden  Ein- 
fluss  auf  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  preus- 
sischen  Staats  verschafften,  dass  es  ihm  —  vielleicht 
zuerst  —  gelang,  Adam  Smiths  Lehren  in  die  Praxis 
und  in  das  Leben  einzuführen.  Dieser  seltene  Mann, 
von  dem  man  mit  Recht  sagen  durfte,  dass  bei  der 
Unersättlichkeit  seines  Triebes  nach  Wissen  und  bei 
seinem  ausgezeichneten  Talente  nicht  nur  mit  Leichtig- 
keit Alles  aufzufassen  und  sich  anzueignen,  sondern 
auch  das  schnell  Gefasste  und  in  seine  Gedankenform 
Gegossene  mit  lebendiger  Klarheit  darzustellen,  sein 
Geist  in  einem  rastlosen  Anziehen,  Bilden  und  Wieder- 
geben von  Kenntnissen  begriffen  gewesen,  bei  dessen 
wissenschaftlicher  Vielseitigkeit  nicht  einstens  der  Ge- 
danke an  Einseitigkeit  oder  vorgefasste  Meinungen  mög- 
lich ist,  und  dessen  ganze  Gelehrsamkeit  noch  dazu 
eine  durchaus  practische  Richtung  hatte,  hielt  es  so- 
gar für  seine  Pflicht,  bei  jeder  sich  darbietenden  Ge- 
legenheit seine  Zuhörer,  die  ihm  ganz  am  Herzen 
lagen,  mit  der  ihm  eigenen  Freundlichkeit  und  Ein- 
dringlickkeit  nicht  sowohl  zum  Behuf  der  Sprache,  als 
vielmehr  zur  Bildung  des  Geschmacks  und  Geistes  zum 
Lesen  der  Alten  zu  ermuntern.  „Wer  sein  Genie  näh- 
„ren,  seinen  Geschmack  bilden  will",  so  lauteten  un- 
ter andern  seine  Worte,  „lese  die  Klassiker.  Man 
„muss  sich  selbst  bedauern,  wenn  man  nicht  viele 
„Vorzüge  an  ihnen  findet.  Dass  ihnen  diese  zukom- 
men, dass  sie  an  ächter  Schönheit  und  Geist  hervor- 
ragen, dafür  spricht  schon  das  Lob  derselben,  in  wel- 
„  ehern  die  besten  Köpfe  aller  Zeiten  mit  einander  über- 
einstimmen, der  Dank,  mit  welchem  sie  es  bekennen, 
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,  durch  die  Klassiker  erweckt  und  zum  Denken  ge- 
stärkt zu  sein.  Nicht  etwa  Erziehungsvorurtheile  ha- 
rben  ihnen  ihren  ausgebreiteten  und  tiefbegründeten 
33  Ruhm  verschafft;   denn  wodurch  haben  sie   sich  in 

die  Schulen  und  Academien  eingedrängt?  nur  ihrer 
3?  eignen  Vortrefflichkeit  ist  das  zuzuschreiben  ,  denn  in 

Hinsicht  auf  Vernunftwissenschaften  haben  die  Alten 
33 Originalität,  Bestimmtheit  und  Kühnheit;  ihre  Mathe- 
»matiker  sind  erste  Erfinder,  so  auch  ihre  Philosophen, 
3, ihre  Dichter,  ihre  Politiker  und  sie  alle  waren  nicht 
33 etwa  Philosophen,  Mathematiker,  Politiker  u.  s.  w. 
33 für  das  Katheder  oder  die  Buchhändlermesse,  sondern 
33 unmittelbar  fürs  Leben;  darum  eben  sprechen  sie  uns 
33 so  lebendig  an  und  zwingen  zur  Achtung,  denn  sie 
?rsind  auch  Lehrer  und  Meister  in  der  Menschenkennt- 
37niss,  in  der  Welterfahrung,  in  der  Philosophie  des 
33 Lebens  sowohl,  als  in  speculativen  Raisonnements; 
33 sie  sind,  was  den  Vortrag  anbetrifft,  Muster  der  Me- 
»thode  und  des  Styls  in  Absicht  auf  scharfes  und  re- 
33 gelmässigcs  Denken,  sowie  auf  Anmuth  und  Ge- 
33schmack.  Die  eigentümliche  Wirkung  des  Studiums 
33  derselben  auf  die  Bildung  des  Geistes  besteht  aber  in 
„der  Entäusserung  alles  Conventionellen  in  Hinsicht  auf 
33 das  Schöne,  Gute  und  Wahre,  in  der  Erweckung  des 
3,  Geistes  und  der  Erwerbung  der  Methode  dieses  Alles 
3,  durch  eigne  Thätigkeit  einzusehen  und  seinen  Geist 
33  dadurch  von  jeder  Vormundschaft  zu  befreien.  Ge- 
33 schmack  und  Vernunft,  theoretisch  und  practisch,  ma- 
nchen aber  gerade  das  aus,  was  Humanität  heissen 
33 kann,  Eigenthum  des  Menschen  vor  allen  Wesen! 
33 Daher  werden  die  zur  klassischen  Philologie  gehö- 
33  renden  Wissenschaften  mit  Recht  humaniora  genannt, 
33  und  je  nachdem  diese  bei  den  Völkern  blühen  oder 
33 erschlaffen,  sieht  man  bei  denselben  Geschmack  und 
33gute  Composition  blühen  und  fallen.  Hohe  Achtung 
33  für  die  ersten  Schriften  des  Alterthums  unterscheidet 
33  sich  aber  sehr  von  einer  steifen  Verachtung  alles  des- 

Hagcn  Staatslehre. 


418 


—    YIL  — 


>,sen,  was  nicht  griechisch  oder  lateinisch  ist.  Die 
„letztere  ist  Pedanterie!"  —    So  sprach  dieser  Mann, 
vor  dessen  Scharfblick  das  gesammle  Gebiet  des  Wis- 
sens ausgebreitet  lag,  der  das  wirklich  Werthvolle  von 
dem  nur  vermeinten  wohl  unterscheiden  konnte,  als  er 
schon  die  Cameralwissenschaftcn  zum  Mittelpuncte  sei- 
ner Studien  und  seines  Lehrberufs  gemacht  und  der  Ge- 
werbepolizei in  seiner  angewandten  Staatswirthschaft 
die  ihr  bis  dahin  gefehlte  wissenschaftliche  Begründung 
gegeben  hatte,  und  so  lange  Sie  noch  eines  Raths  bei  der 
Auswahl  Ihrer  Studien  bedürfen,  welchem  könnten  Sic 
wohl  mit  mehr  Vertrauen  folgen,  als  dem  aus  diesem 
Munde  Ihnen  zukommenden?    Daher  lassen  Sic  Sich 
nicht   die   Vortheile    entgehen,    zu  deren  Erlanouno- 
Sie    in    Ihren    Sprachkenntnissen    schon     die  Mittel 
besitzen    und    auf    der    Universität     die  günstigste 
Gelegenheit  finden,   und  versagen  Sie  Sich  nicht  die 
Freuden,    welche  Ihnen    aus    der    nähern  Bekannt- 
schaft mit  den  Alten  in  reichlichem  Maasse  zufliessen 
werden. 

Bei  der  Beschäftigung  mit  denselben  können  Sie 
noch  einen  andern  für  das  Leben  und  für  den  Beruf 
höchst  wichtigen  Zweck  verfolgen.     Keine  Uebung  ist 
bildender  für  den  Styl  in  der  Mutter  spräche, 
als  das  schriftliche  Uebersetzen  der  prosaischen  Mei- 
sterwerke des  klassischen  Altcrthums,  vorzüglich  der 
in  denselben  vorkommenden  Reden.     Bei  weitem  die 
Mehrzahl  derselben  sind  Muster  der  Beredsamkeit  oder 
der  Kunst  so  zu  reden  und  zu  schreiben,  dass  der 
Zweck,  warum  man  redet  oder  schreibt,  erreicht  wer- 
de, und  da  dieser  Zweck  wieder  bei  den  meisten  kein 
anderer  war,  als  diejenigen,  an  welche  die  Rede  ge- 
richtet wurde,  zum  Handeln  zu  bestimmen,  so  ist  es 
derselbe  practische,  der  bei  allen  schriftlichen  und  münd- 
lichen Verhandlungen,  welche  die  Amtstätigkeit  des 
Cameralisten  ausmachen,  künftig  der  Ihrige  sein  wird. 
Das  Uebersetzen  dieser  Muster  führt  am  sichersten  da- 
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hin,  sie  in  Geist  und  Wort  nicht  nur  aufzufassen,  son- 
dern in  sich  aufzunehmen,  und  wird  zugleich  zur  wirk- 
samsten Sprachübung,  wenn  es  mit  dem  Bestreben  ge- 
schieht, das  Original  in  der  Uebersetzung  ganz  wieder- 
zugeben und  die  Schwierigkeiten  zu  bekämpfen,  wel- 
che aus  dem  verschiedenen  Bau  der  Sprachen  hervor- 
gehen. Auf  das  Viel  übersetzen,  kommt  es  dabei  gar 
nicht  an  —  dieses  würde  sogar,  wenn  es  zur  Flüch- 
tigkeit verführen  sollte,  schädlich  werden  —  sondern 
es  wird  schon  in  der  Fertigkeit  die  Sprache  zu  behan- 
deln bedeutend  gewonnen,  und  Sie  erhalten  Sich  da- 
durch auch  in  einer  gewissen  Regelmässigkeit  des 
schriftlichen  Arbeitens,  wenn  Sie  wöchentlich  nur  einen 
kurzen  Abschnitt,  etwa  eine  Seite,  aber  mit  der  höch- 
sten Sorgfalt  übersetzen.  Durch  diese  Uebung,  verbun- 
den mit  dem  Lesen  der  deutschen  Klassiker,  werden 
Sie  Sich  bald  einen  angemessenen  mündlichen  und 
schriftlichen  Vortrag  und  einen  Styl  aneignen,  sowie 
Sie  sie  beide  zu  Ihrer  künftigen  Geschäftsführung  be- 
dürfen, denn  der  richtige  und  gute  Geschäftsstyl  ist 
kein  besonderer,  es  ist  der  Styl  des  gebildeten  Man- 
nes, und  der  officielle  Vortrag  hat  keine  andere  Er- 
fordernisse, als  diejenigen,  welche  einem  zweckmässi- 
gen überhaupt  nicht  fehlen  dürfen.  Der  Gegenstand 
muss  klar  und  bestimmt  aufgefasst  sein,  die  Gedanken, 
in  welchen  dieses  geschieht,  müssen  so  geordnet  wer- 
den, dass  dem  Hörer  oder  Leser  es  möglichst  leicht 
wird,  ihnen  zu  folgen,  und  der  Ausdruck  muss  diesel- 
ben völlig  und  dabei  fasslich  und  eindringlich  wieder- 
geben. Bei  jedem  Vortrage  kommt  es  daher  zuerst  auf 
das  Selbstdenken  an  5  nur  das  klar  Gedachte  kann  ver- 
ständlich, nur  das  Verständliche  überzeugend  werden; 
ohne  sich  des  Gedankens,  den  man  niederschreiben 
will,  deutlich  bewusst  zu  sein,  die  Feder  in  die  Hand 
zu  nehmen,  ist  stets  gefährlich,  man  gewöhnt  sich  da- 
durch zu  leicht  an  eine  gewisse  Scheintätigkeit,  die  noch 

dazu  eine  abstumpfende  ist,  denn  nichts  schwächt  mehr 
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aJs  ein  erfolgloses  Hinbrüten ,  und  für  nichts  muss  der 
Beamte  sich  mein*  zu  bewahren  suchen ,  als  für  ein 
Schreiben  und  Handeln,  dem  nicht  das  reiflichste 
Durchdenken  vorangegangen  ist.  Ohne  dasselbe  ist 
weder  das  viele  Zeit  ersparende  Dictiren  möglich,  noch 
das  Niederschreiben  ohne  unaufhörlich  ausstreichen  und 
verbessern  zu  müssen.  Um  schnell  und  dabei  gründlich 
zu  arbeiten  und  durch  das  erstere  manche  Stunde  für 
sich  zu  gewinnen,  muss  man  vor  Allem  schnell  den- 
ken können,  und  das  hängt,  wo  es  an  dem  Denkver- 
mögen nicht  fehlt,  hauptsächlich  von  der  vorhergegan- 
genen Uebung  desselben  ab,  zu  welcher  Ihnen  in  Hin- 
sicht des  Materials  die  Staatswissenschaften ,  in  Hinsicht 
der  Methode  die  alten  Klassiker,  die  vielfachste  Gele- 
genheit darbieten.  Die  Methode  bezieht  sich  auch  auf 
die  Anordnung  der  Gedanken,  die,  weit  entfernt  gleich- 
gültig zu  sein,  den  bedeutendsten  Einfluss  auf  den  Ein- 
gang hat,  welchen  der  Vortrag  findet,  und  auf  den 
Eindruck,  welchen  er  zurücklässt.  Die  Theile  dessel- 
ben müssen  so  an  einander  gereiht  werden,  dass  der 
nachstehende  stets  aus  dem  vorstehenden  hervorgehl, 
oder  wenigstens  erläutert  wird,  dass  Wiederholungen 
vermieden  werden,  dass  die  Schlussfolge  richtig  und 
fasslich  sei,  dass  nichts  Fremdartiges  die  Aufmerksam- 
keit störe,  und  endlich  dass  die  Gründe  sich  so  ge- 
stellt finden,  wie  sie  am  wirksamsteu  hervortreten. 
Was  nun  endlich  den  Ausdruck  oder  den  Styl  selbst 
anbetrifft,  so  muss  der  Leser  durch  die  Worte  nicht 
von  den  Gedanken  abgezogen  werden,  sie  nicht  ein- 
stens bemerken,  sondern  ohne  an  dieselben  erinnert 
oder  gar  durch  dieselben  gestört  zu  werden,  den  Ge- 
dankengang des  Schreibenden  zu  dem  eignen  machen. 
Vormals  erlaubte  man  sich  in  den  öffentlichen  Geschäf- 
ten wohl  einen  Styl,  der  theils  von  lateinischen  und 
französischen  Brocken  strotzte,  theils  durch  die  unge- 
wöhnliche Wortstellung  kaum  die  deutsche  Sprache  in 
den  deutschen  Worten  erkennen  licss;  mau  hielt  ihn 
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für  nothwendig  und  er  war  es  auch  als  Nothbehelf, 
so  lange  die  allgemeine  Bildung  der  Beamten  noch  so 
mangelhaft  war,   dass  sie  nicht   einstens  die  Mutter- 
sprache in  ihrer  Gewalt  hatten  und  eine  Menge  durch 
den   Gebrauch  technisch  gewordener   Ausdrücke  und 
Phrasen  nicht  entbehren  konnten,  um  gegenseitig  ver- 
ständlich zu  werden 5   dadurch  wurden  sie  aber  allen 
Andern  unverständlich  und  die  ganze  Geschäftsführung 
hüllte   sich   vor   diesen  in  ein  Dunkel,   welches  kein 
Vertrauen  zu  derselben  erweckte.     Schon  deshalb  hat 
man  ihn  allmählig  verschwinden  lassen,  und  bei  der  jetzi- 
gen hohen  Bildung  des  Beamtenstandes  wurde  es  auch 
leicht  möglich,  die  Ausgeburt,  welche  man  offici ei- 
len Styl  nannte,  auf  den  reinen  edlen  hochdeutschen 
Styl  zurückzuführen,  in   welchem  jetzt  von  fremden 
Worten  nur  noch  solche  vorkommen  dürfen,  welche 
allgemein  besser  verstanden  werden,  schärfer  bezeich- 
nen und  weniger  auffallen,  als  nach  der  versuchten  Ver- 
deutschung die  für  sie  ermittelten  Stellvertreter.  Be- 
stimmtheit im  Ausdruck  ist  das  Ziel,  nach  welchem  der 
Beamte  in  Hinsicht  des  Styls  vorzüglich  zu  streben  hat, 
denn  jeder  Erlass,   der  eine  verschiedene  Deutung  ge- 
stattet, so  dass  der,  an  welchen  er  gerichtet  ist,  nicht 
weiss,  was  er  zu  thun  hat,  kann,  wenn  auch  nicht 
zum  unrechten ,  so  doch  zum  falschen  und  irrthümlicheii 
Handeln  verleiten,  und  schliesst  daher,  abgesehen  von 
den  daraus   entstehendeu  Folgen,    ein   Vergehen  in 
sich. 

Nächst  der  Muttersprache  unterlassen  Sie  es  auch 
ja  nicht,  Sich  in  den  neiiern  Sprachen  auszu- 
bilden, vorzüglich  in  der  französischen,  engli- 
schen und  italienischen.  Viele  Meisterwerke  un- 
serer Wissenschaft  sind  in  diesen  Sprachen  geschrie- 
ben und  die  erstero  ist  so  zur  Weltsprache  geworden, 
dass  Sie  Sich  nicht  nur  manche  Freuden  werden  ver- 
sagen müssen,  sondern  auch  oft  recht  drückenden  Ver- 
legenheiten nicht  werden  entziehen  kennen,  wenn  Sie 
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dieselbe  nicht  richtig  und  geläufig  sprechen.  Im  ju- 
gendlichen Alter,  in  welchem  man  sich  bewusst  oder 
unbewusst  noch  leicht  in  einen  fremden  Volkscharakter 
findet,  eignet  man  sich  auch  ebenso  leicht  die  Spra- 
che an;  im  spätem,  wenn  diese  Geschmeidigkeit  schon 
dahin  ist,  bleibt  nur  das  Bedauern  übrig,  nicht  früher 
darauf  bedacht  gewesen  zu  sein;  man  lernt  dann  nur 
noch  Uebersetzen,  wobei  aber  die  Sprache  stets  eine 
fremde  bleibt,  und  auch  selbst  dieses  desto  schwerer, 
je  mehr  schon  die  Sachkenntnisse  ein  Uebergewicht  er- 
langt haben,  und  man  die  Erlernung  einer  Sprache  nur 
als  ein  blosses  Mittel,  zu  denselben  zu  gelangen,  be- 
trachtet. 

Wenn  die  Sprachstudien  die  erste  Stelle  unter  den 
zur  allgemeinen  Bildung  führenden  einnehmen,  so  ge- 
bührt den  historischen ,  welche  gleichfalls  den  Men- 
schen zum  Gegenstande  haben,  die  zweite  unter  den- 
selben;  sie  stehen  mit  den  staatswissenschaftlichen  in 
der  engsten  Verbindung,  denn  da  die  Geschichte  in  der 
wahrhaften  Darstellung  dos  Geschehenen  den  Schatz 
der  in  der  Vergangenheit  gemachten  Erfahrungen  dar- 
bietet, so  kann  die  Staatslehre,  welche,  wie  jede  von 
der  Erfahrung  abgeleitete  Wissenschaft,  wieder  von  die- 
ser die  Bestätigung  ihrer  Schlussfolgerungen  erwartet, 
nur   aus  der  Geschichte  die  Beläge  für    ihre  Sätze 
entnehmen.     „Was  wäre  denn  wohl  die  Geschichte 
j?ohne  Politik'?"  sagt  Manzoni,  » Eine  Führeriii,  die 
55  immer  zugeht,  der  jedoch  Niemand  folgt,   dem  sie 
5,  den  Weg  wiese  und  deren  Schritte  also  vergebens 
55 sind;  gleichwie  eben  die  Politik  ohne  die  Geschichte 
55  Jemand  ist,  der  ohne  Wegweiser  wandelt."  Dem  wis- 
senschaftlich gebildeten  Cameralisten  dürfen  daher  hi- 
storische Kenntnisse  ebenso  wenig  fehlen,  als  ihn  die 
Meinung,  diese  bereits  vor  der  Universität  erlangt  zu 
haben,  von  dein  weitern  Studium  derselben  abhalten 
sollte.    Die  Behandlung  der  Geschichte  auf  der  Univer- 
sität verfolgt  auch  einen   hohem  Zweck;    sie  hat  es 
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weniger  damit  zu  thun,  die  Begebenheiten  zu  erzählen, 
sondern  vielmehr  dieselben,  welche  sie  sogar  häufig  als 
schon  bekannt  voraussetzt,   als  für  das  Menschenge- 
schlecht belehrende  Erfahrungen  geltend  zu  machen.  Die- 
ses ist  aber  nur  möglich,  wenn,  nachdem  zuvor  die  Glaub- 
würdigkeit der  Begebenheiten  nachgewiesen,  auch  ihr 
ursächlicher  Zusammenhang  aufgefunden  ist,   denn  so 
lause  das  erstere  nicht  durch  die  historische  Kri- 
tik  geschehen,  ist  eine  Begebenheit    überhaupt  noch 
nicht  als  geschehen,  am  wenigsten  als  eine  zuverläs- 
sige zu  betrachten,   und  so  lange   das   letztere  der 
pragmatischen  Geschichtsforschung  nicht  ge- 
lungen, bietet  die  Thatsache,  welche  ohne  Kenntniss 
ihrer  Veranlassung,  als  eine  Wirkung  einer  unbekann- 
ten Ursache  vereinzelt  dasteht,  noch  keine  bemerkens- 
werthe  Erfahrung  dar,  am  wenigsten  eine  lehrreiche, 
d.  h.  eine  solche,  aus  welcher  sich  Verhaltungsregeln 
ableiten  lassen.     Das,  was  der  Geschichte  die  hohe 
Bedeutung  für  den  Menschen  und  zumal  für  den  Staats- 
mann giebt,  dass  sie  durch  fremde  Erfahrungen  seiner 
eignen  zu  Hülfe  kommt,  indem  sie  dieselbe  theils  er- 
gänzt, theils  ersetzt,  erhält  sie  erst  durch  die  kritische 
und  pragmatische  Bearbeitung,  mit  deren  Methode  sich 
vertraut  gemacht   zu  haben,  für  Jeden,   der  an  den 
Staatsgeschäften  Theil  nimmt,  desto  wichtiger  ist,  eine 
je  höhere  Stellung  er  hat,  und  je  mehr  er,  weniger  durch 
selbst  gemachte  Wahrnehmungen  als  aus  Berichten  sich 
von  der  jedesmaligen  Sachlage  unterrichten,  und  be- 
sorgen kann,   dass  er  nur  das  und  so  zu  hören  be- 
kommt, wie  man  meint,  dass  er  es  hören  wolle.  Bei 
der  Benutzung  eines  jeden  Berichts,   der,  insofern  er 
Thatsachcn  enthält,  als  historisches  Fundament  dienen 
soll,  ist  die  Kritik  unerlasslich,  denn  so  selten  wohl 
die  absichtlich  unwahren  Anzeigen  sind,  so  häufig  ge- 
schehen sie  wider  Willen,  besonders  wenn  sie  nicht 
mit  gehöriger  Aufmerksamkeit  gemacht  werden,  weil 
sich  nur  zu  oft  schon  in  die  Erzählung  des  redlichsten 
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Augenzeugen  unter  das  Empfundene  das  Gedachte  ein- 
schleicht und  die  Beimischung  des  letztern  immer  stär- 
ker wird,    durch  je  mehr  Mittheilungen  und  Wieder- 
crzählungcn  die  Wahrnehmungen  des  erstem  zur  Kennt- 
niss  des  Berichtserstatters  kamen.    Nur  nach  denselben 
Grundsätzen,  nach  welchen  der  Geschichtsforscher  die 
zweifelhaften  Angaben  von  den  glaubwürdigen  abzu- 
sondern hat,  um  schon  der  Aufzählung  der  Begeben- 
heiten den  Charakter  der  strengsten  Wahrheit  zu  ge- 
ben, kann  der  Geschäftsmann  verfahren,  wenn  er  aus 
den  Mittheilungen f  welche  ihm  vorliegen,  sich  in  eine 
zuverlässige  Kenntniss  der  Thatsachen  setzen  will,  aber 
ebenso  wenig  das  Kennen  der  Begebenheiten  ohne  das 
Verstehen  derselben  hilft,  führt  die  blosse  Bekannt- 
schaft mit  den  Thatsachen  zur  Kenntniss  der  Sachlage 
und  Verhältnisse,  und  ebenso,  wie  der  Historiker,  wenn 
er  die  Chronik,  welche  das  Geschehene  treu  erzählt, 
zur  Geschichte,  welche  dasselbe  der  Wahrheit  entspre- 
chend darstellt,  erheben  will,  es  verstehen  muss,  die 
ursächliche  Verknüpfung  der  Begebenheiten,  so  wie  sie 
wirklich  gewesen,  zu  ermitteln  und  aufzufinden,  kann 
der  Geschäftsmann  dieser  Kunst  nicht  entbehren,  zu 
welcher  Wahrheitsliebe,  Beurtheilungskraft  und  ein  un- 
befangener ruhiger  Blick  die  Grunderfordernissc  sind, 
deren  erfolgreiche  Ausübung  zwar  vor  Allem  Einübung 
erfordert,  aber  durch  die  Kenntniss  der  Grundsätze  und 
Regeln   der  historischen  Kritik  und   des  historischen 
Pragmatismus  sehr  erleichtert  wird.     Beide  bewahren 
auch  am  sichersten  die  Unparteilichkeit  der  Forschung 
und  schützen  gegen  die  Gefahr,  sich  bei  derselben  von 
einer  vorgefassten  Idee  beherrschen  zu  lassen,  und  nach 
derselben  wohl  gar  den  ursachlichen  Zusammenhang  der 
Begebenheiten  zu  modeln.    Erlaubt  sich  dieses  der  Ge- 
schichtsschreiber, geht  er  bei  seiner  Darstellung,  statt 
von  den  Thatsachen,  von  einer  Idee  aus,  so  entsteht 
nur  der  historische  Roman,  der,  so  gross  sein  Werth 
als  Kunstwerk  auch  sein  mag  ,  als  Geschichtswerk  kei- 


—   VII.  — 


425 


nen  hat,  denn  wo  die  Wahrheit  fehlt,  giebt  es 
keine  Geschichte;  geschieht  dieses  nun  gar  bei  of- 
ficiellen  Zusammenstellungen  zur  Auseinandersetzung 
der  Sachlage,  so  sind  die  Nachtheile,  welche  mög- 
licher Weise  aus  Maassregeln  entstehen  können, 
welche  nicht  auf  die  Wirklichkeit,  sondern  auf  ein 
Phantasiebild  derselben  gegründet  werden,  unabseh- 
bar, und  die  Warnung ,  bei  Staatsgeschäften  der 
Phantasie  ja  nicht  die  Zügel  schiessen  zu  lassen, 
welche  ich  schon  in  Hinsicht  der  Benutzung  der  sta- 
tistischen Angaben  nicht  unterlassen  durfte,  lässt 
sich  nicht  oft  genug  wiederholen;  der  Wunsch,  sich 
geistreich  zu  zeigen,  verleitet  besonders  jüngere  Beamte 
häufig  dazu. 

Aber  nicht  blos  bildend  und  regelnd  soll  das  histo- 
rische Studium  für  den  Cameralisten  sein,  sondern  auch 
belehrend  durch  die  Erfahrungen  vom  und  im  Staats- 
leben, zu  welchen  dasselbe  verhilft.  Solche  Erfahrun- 
gen bietet  aber,  wie  ich  es  bereits  bemerkt  habe,  nur 
eine  wahrhaft  pragmatische  Geschichte  dar,  und  dieses 
kann  wieder  nur  entweder  eine  sehr  specielle  sein,  oder 
eine  generelle  nur  insofern  sie  auf  schon  pragmatisch 
bearbeiteten  Specialgcschichten  beruht,  denn  so  lange 
diese  noch  unvollständig  sind  und  um  aus  denselben 
ein  Ganzes  sich  gestalten  zu  lassen,  die  Lücken  mit 
Ansichten  ausgefüllt  werden  müssen,  beschränkt  sich 
ihr  Nutzen,  wie  der  der  sogenannten  Universalgeschichte, 
nur  auf  den  Ueberblick,  den  sie  über  den  Zusammen- 
hang, in  welchem  die  Schicksale  der  Völker  gestanden, 
gewähren  soll,  Selbst  die  Specialgeschichte  eines  Volks 
kann  nur  den  Vorzug  einer  pragmatischen  erhalten, 
wenn  der  Historiker  bei  seinen  Untersuchungen  den- 
selben Weg  verfolgt,  den  der  Astronom  nimmt,  um 
die  Kenntnisse  vom  Weltgebäude  theils  zu  begründen, 
theils  zu  erweitern.  Wie  dieser  seine  Aufmerksamkeit 
zuerst  den  einzelnen  Himmelskörpern  zuwendet,  und 
sich,   soweit  ihre  Eigenschaften,  Veränderungen  und 
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Verhältnisse  zu  den  andern  sich  beobachten  lassen,  mit 
denselben  bekannt  zu  machen  sucht,  um  sich  dadurch 
sichere  Fundamente  für  die  Vorstellungen  vom  Welt- 
oebäude  zu  verschaffen,  muss  auch  der  Historiker  aus 
den  Materialien  zur  Geschichte  des  Volks ,  als  der  Gc- 
sammthcit  der  Einzelnen  in  demselben,  zuerst,  was  er 
von  jeder  namhaft  gebliebenen  Person  ermitteln  kann, 
zusammentragen  und  durch  Biographien  aus  dem  Le- 
ben der  Einzelnen  im  Volke  das  Volksleben  in  seinen 
wahren  Zügen  aufzufassen  suchen,  Diese  Fundamente 
der  pragmatischen  Geschichte,  die  Biographien,  wenn 
sie  in  das  Spcciellste  eingehen,  sind  deshalb  auch  am 
lehrreichsten  für  den  Staatsmann  und  bieten  ihm  die 
Erfahrung  am  lautersten  und  sichersten  dar.  Unüber- 
treffliche Muster  derselben  hat  uns  das  klassische  Al- 
terthum  hinterlassen. 

Unter  den  Zweigen  der  Geschichte  ist  wohl  kei- 
ner bcachtungs werther,  als  die  CultlirgeSCllicilte, 

und  für  den  Cameralisten ,  der  darauf  hinwirken  soll, 
dass  es  besser  werde,  kann  auch  nichts  wichtiger  und 
anziehender  sein,  als  zu  erfahren,  wie  es  im  Laufe 
der  Zeit  mit  der  Welt  besser  geworden  ist.  Darüber, 
dass  dieses  geschehen,  dass  also  des  Cameralisten 
Streben  kein  vergebliches  sei,  kann  nur  die  Culturge- 
schichtc  Auskunft  und  Uebcrzeugung  geben,  in  wel- 
cher letztern  alle  grossen  und  edlen  Männer  überein- 
stimmen. „In  jeder  Ueberschauung  der  Weltgeschichte 
„liegt  auch  ein  hier  angedeutetes  Fortschreiten", 
bemerkt  W  i  1  h  e  1  m  v  o  n  II  u  m  b  o  1  d  t ,  „Völker  und  Indivi- 
duen wuchern  gleichsam,  sich  vegetativ,  wie  Pflan- 
„zen,  über  den  Erdboden  verbreitend,  und  gemessen 
„ihr  Dasein  in  Glück  und  Thätigkcit.  Dies,  mit  jedem 
„Einzelnen  hinsterbende  Leben  geht  ohne  Rücksicht 
„auf  Wirkungen  für  die  folgenden  Jahrhunderte  unge- 
stört fort;  die  Bestimmung  der  Natur,  dass  alles, 
,\vas  athmet  ,  seine  Bahn  bis  zum  letzten  Hauche  vol- 


—   VII.  — 


42? 


„lende,  der  Zweck  wohlthätig  ordnender  Güte,  dass 
„jedes  Geschöpf  zum  Genüsse  seines  Lebens  gelange, 
„werden  erreicht  und  jede  neue  Generation  durchläuft 
„denselben  Kreis  freudigen  oder  leidvollen  Daseins,  ge- 
lingender oder  gehemmter  Thätigkeit.  Wo  aber  der 
„Mensch  auftritt,  wirkt  er  menschlich,  verbindet  sich 
„gesellig,  macht  Einrichtungen,  giebt  sich  Gesetze; 
„und  wo  dies  auf  unvollkommnere  Weise  geschehen 
„ist,  verpflanzen  das  an  andren  Orten  besser  Gelungene 
„hinzukommende  Individuen  oder  Völkerhaufen  dahin. 
„So  ist  mit  dem  Entstehen  des  Menschen  auch  der 
„Keim  der  Gesittung  gelegt  und  wächst  mit  seinem 
„sich  fortentwickelnden  Dasein.  Diese  Vermenschli- 
„chung  können  wir  in  steigenden  Fortschritten  wahr- 
nehmen, ja  es  liegt  theils  in  ihrer  Natur  selbst,  theils 
„in  dem  Umfange,  zu  welchem  sie  schon  gediehen  ist, 
„dass  ihre  weitere  Vervollkommnung  kaum  wesentlich 
„gestört  werden  kann."  Mögen  nie  das  Traumbild  ei- 
ner bessern  und  glücklichem  Vergangenheit  und  der 
Anblick  des  Bösen  und  der  Leiden  in  der  Gegenwart 
Sie  mit  Zweifeln  dagegen  umgarnen  und  Ihnen  durch 
die  Vorstellungen,  dass,  aller  Veränderungen  ungeach- 
tet, es  doch  bei  dem  Alten  bleibe,  dass,  wie  Nacht 
und  Tag,  Böses  und  Gutes,  sich  nur  abwechselnd, 
stets  wiederkehren,  dass,  ähnlich  dem  Wogen  des  Mee- 
res, jedes  Erheben  nur  ein  Herabsinken  zur  Folge 
habe,  das  Vertrauen  auf  eine  bessere  Zukunft  rauben. 
„Die  Pflicht  verbeut  uns  sogar",  sprach  Kraus  in  sei- 
nem hochherzigen  Eifer,  „die  Hoffnung  eines  einstigen 
„bessern  Zustandes  der  Menschheit  aufzugeben,  denn 
„was  die  Pflicht  auszuführen  gebietet,  dessen  Aus- 
führbarkeit müssen  wir  anerkennen,  und  unleugbar  ist 
„es  unsere  Pflicht  als  Menschen,  an  der  einstigen  Ver- 
„edelung  des  öffentlichen  und  Privatlebens,  soviel  es 
„die  Lage  und  Kräfte  eines  Jeden  erlauben,  redlich  zu 
„arbeiten;  es  wird  im  Gegentheil  Gebot  für  uns,  diese 
„Hoffnung  auf  alle  Weise  zu  hegen  und  zu  nähren, 
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„zumal  da  von  der  Lebhaftigkeit  dieser  Hoffnung,  von 
„ihrem  Einfluss  auf  unser  Pflichtgefühl  und  der  Thä- 
„tigkeit  unseres  Geistes  der  Erfolg  unserer  Bemühun- 
gen grösstenteils  abhängt  und  da  überhaupt  die  in- 
„nige  Ueberzeugung,  dass  es  möglich  sei,  durch  unsere 
„Bemühungen  die  Würde  unserer  Natur  zu  behaupten 
„und  zu  erhöhen,  die  Quelle  aller  Tugend  ist."  Diese 
innige  Ueberzeugung  aber  können  wir  auch  haben  und 
dürfen  sie  nicht  aufgeben,  selbst  wenn  Schlechtigkei- 
ten noch  den  niedrigen  Stand punet  der  Gegenwart  dar- 
thun,  weil,  so  lange  die  Menschheit  noch  nach  der 
Vollkommenheit  zu  streben  und  dieselbe  noch  nicht  er- 
reicht hat,  sie  auch  von  dem  Mangelhaften  und  Bösen 
noch  nicht  geschieden  sein  kann  und  nur  in  dem  fort- 
gesetzten Ucbcrwinden  und  Unterdrücken  dieser  das 
Fortschreiten  zu  jenem  Ziele,  wozu  uns  die  innere 
Stimme  verpflichtet,  besteht ;  ja,  weil,  wie  Kant  sagt, 
„eben  in  der  Vermengung  des  Bösen  mit  dem  Guten 
„die  grossen  Triebfedern  liegen,  welche  die  schlafen- 
„den  Kräfte  der  Menschheit  ins  Spiel  setzen  und  sie 
„nöthigen,  alle  ihre  Talente  zu  entwickeln  und  sich  der 
„Vollkommenheit,  ihrer  Bestimmung  zu  nähern."  Auch 
der  so  gewöhnliche  Vergleich  der  Grossthaten  der  Ver- 
gangenheit mit  dem  Treiben,  ja  den  Gräueln  unserer 
Zeit  kann  nicht  beweisen,  dass  die  letztere  zu  einer 
schlechtem  geworden;  das  Gedächtniss  ist  stets  mehr 
geneigt,  das  Gute,  als  das  Böse  zu  behalten;  aber  las- 
sen Sie  es  uns  auch  nicht  übersehen,  dass  in  dem 
Laufe  der  Jahre  die  wissenschaftlichen  und  dinglichen 
Ilülfsmittel  sich  unläugbar  vermehrt  haben,  dass  der 
jetzige  Vorrath  der  Menschheit  an  beiden  nicht  nur  bei 
weitem  grösser  ist,  als  er  es  im  klassischen  Alterthume 
oder  jemals  war,  sondern  auch,  weil  er  durch  den 
Schrift-  und  Handelsverkehr  in  einem  früher  nie  vor- 
gekommenen Grade  zum  Gemeingut  geworden,  zu  ei- 
ner höhern  Aufklärung  und  Wohlhabenheit  geführt  hat, 
und  dass  endlich  ebenso,   wie  jetzt  bei  dem  starkem 
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Lichte  und  der  verbreiteten  Helligkeit  die  Schatten 
schwärzer  erscheinen ,  auch  die  fernen  Lichtpuncte  de- 
sto strahlender  sich  zeigen,  je  grösser  die  Dunkelheit 
der  Vorzeit  war,  aus  welcher  sie  uns  zukommen. 
Ebenso  wenig  lassen  Sie  uns  vergessen,  dass  das,  was 
Böses  geschah  und  geschieht ,  das  Taubsciu  für  die 
Mahnungen  der  innern  Stimme,  seltener  aus  dem  Wil- 
len, als  aus  Noth  und  Unwissenheit  ausgehen,  und 
dass,  je  mehr  durch  Wohlstand  die  erstere  und  durch 
Aufklärung  die  letztere  verdrängt  werden,  auch  die 
Herrschaft  der  Irrthümer,  Unthaten  und  Laster  eine 
beschränktere  wird ;  dass  uns  aber  jene  beiden  Schutz- 
mittel, der  Wohlstand  und  die  Aufklärung,  nicht  mehr 
genommen  werden  können,  „dafür  sorgen",  fuhr  Kraus 
fort,  „jetzt  zwei  in  der  Menschheit  entstandene  un- 
sichtbare Welten;  die  aus  sämmtlichen  Handelsleuten 
„aller  Völker  sich  gebildete  Handels  weit,  aus  wel- 
„cher  alle  Unterschiede  der  Staaten,  Gesetze,  Ren- 
„gion  und  Sitten  verbannt  sind,  in  welcher  nur  der  ge- 
„meinsame  Nutzen  einen  ebenso  freien,  als  genauen 
„Gehorsam  erzeugt,  und  die  Ii  t  er  arische  Welt,  die 
„aus  den  Schriftstellern  und  Lesern  aller  Völker  be- 
„ steht,  aus  welcher  jede  fremde  menschliche  Autorität 
„verbannt  ist  und  in  welcher  nur  die  unverfälschte 
„Vernunft  Majestätsrechte  ausübt,  denen  Jeder  frei  und 
„gern  huldigt.  Beide  können  durch  keine  Gewalt  der 
„Waffen,  durch  keine  Calamität  bürgerlicher  Unruhen 
„gänzlich  aufgelöst  werden,  sie  umfassen  schon  den 
„ganzen  Erdkreis,  und  nie  zuvor  waren  gebildete  Men- 
„ sehen  so  durch  alle,  Much  die  ungebildetsten  Länder 
„vertheilt,  nie  war  die  Communication  zwischen  allen 
„Menschen  und  Völkern  so  vielfach  und  so  leicht,  als 
„jetzt.  Mithin  ist  es  eine  eitle  Furcht,  dass  durch  eine 
„neue  dem  Mittelalter  ähnliche  Barbarei  jemals  mehr 
„alle  Cultur  überall  gestört  werden  könne",  und,  wol- 
len wir  hinzusetzen,  darum  lassen  Sie  uns  alle  an  dem 
Fortschreiten  derselben  mit  dem  Gedanken,  dass  wir 
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ein  nachhaltiges,  ja  ein  ewiges  Werk  fördern,  arbeite» 
und  nie  müde  werden. 

Von  den  Specia  Ige  schichten  habe  ich  Ihnen 
bereits  die  vaterländische  angelegentlichst  empfoh- 
len, und  es  bleibt  mir  mir  noch  in  Hinsicht  der  histo- 
rischen Hülfswissenschaften  übrig,  Sic  auf  das  Stu- 
dium der  Oiplomatik  oder  der  Lehre,  wie  Urkun- 
den, Diplome  und  überhaupt  alte  Schriften  richtig  zu 
lesen,  gehörig  zu  verstehen  und  in  Absicht  auf  Aecht- 
heit  und  Unvcrfälschthcit  zu  benrtheilen  sind,  aufmerk- 
sam zu  machen.  Wo  Ihnen  besonders  die  seltene  Ge- 
legenheit geboten  wird,  sich  sogar  an  Originalurkunden 
üben  zu  können,  benutzen  Sie  sie  ja;  bei  den  Verwal- 
tnngsgeschäften  werden  häufig  Handvcstcn  und  solche 
Vcrschreibungen  vorgelegt,  welche,  bevor  das  vorge- 
schriebene Gesetz  den  Gerechtsamen  Aller  Schutz  zu- 
sagte, die  der  Einzelnen  sichern  mussten,  und  es  setzt 
nicht  nur  oft  in  grosse  Verlegenheit,  sondern  kann  auch 
selbst  zu  einer  Unsicherheit  des  Verfahrens  führen, 
wenn  man  diese  alten  Documertte  nicht  selbst  zu  ent- 
ziffern und  zu  beurtheilen  im  Stande  ist. 

Die  dritte  Klasse  der  die  cameralistischcn ,  sowie 
die  allgemeine  Ausbildung  befördernden  Wissenschaf- 
ten besteht  aus  den  sogenannten  exaeten,  mit  wel- 
cher Benennung  man  jetzt  allgemein  diejenigen  Wis- 
senschaften bezeichnet,  welche  auf  Rechnung,  3Ies- 
sung,  Beobachtung  und  Versuche  sich  gründen,  also 
die  mathematischen  und  physikalischen. 

Kaum  darf  ich  noch  erwähnen,  von  welchem  all- 
gemeinen und  unerschöpflichen  Nutzen  die  mathe- 
matischen Wissenschaften  sind.    Da  Alles, 

was  sich  in  Raum  und  Zeit  befindet,  gemessen  wer- 
den kann,  so  ist  es  keine  Phrase,  wenn  man  von  der 
Mathematik  sagt ,  dass  sie  zu  allen  Dingen  nütze ,  son- 
dern ihr  gebührt  dieser  Ruhm  mit  um  so  vollerm  Rechte, 
als  sie  die   anschauliche   und  überzeugende  Klarheit, 
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durch  welche  ihre  Sätze  und  Beweise  das  Anerkennt- 
niss  ihrer  Richtigkeit  sich  erzwingen,  auch  ühcr  alle 
andern  Wissenschaften  verbreitet,  welche  sie  in  ihr 
Gebiet  aufzunehmen  vermag.  Keine  Wissenschaft  kann 
auch  auf  die  Evidenz  der  reinen  Mathematik  Anspruch 
machen,  denn  nur  der  Begriff  von  Grössen  lässt  sich 
in  einer  von  jeder  Erfahrung  unabhängigen  Anschauung 
darstellen,  und  soll  nur  von  diesen  gehandelt  und  des- 
halb von  allen  wirklichen  Gegenständen  abstrahirt  wer- 
den, so  muss  der  Mathematiker  sich  jeden  Gegenstand 
seiner  Untersuchung  aus  den  wesentlichen  in  der  Defi- 
nition aufgestellten  Merkmalen  selbst  bilden  und  kann 
deshalb  versichert  sein,  dass  seinen  Schöpfungen,  mö- 
gen sie  in  Proportionen  oder  Logarithmen,  in  Dreiecken 
oder  Prismen,  Sinusse  oder  Curven  bestehen,  wesent- 
lich weder  mehr  noch  weniger,  sondern  nur  das  zu- 
kommt, was  der  in  der  Definition  genau  bestimmte  Be- 
griff besagt.  In  derselben  Weise  und  mit  derselben  Ge- 
wissheit, mit  welcher  die  mathematischen  Begriffe  dar- 
gestellt werden,  geschieht  auch  die  Zusammenstellung 
derselben  stets  in  der  reinen  Anschauung  ihrer  Gegen- 
stände,  in  welcher  der  Mathematiker  nicht  nur  fortgeht, 
wenn  er  bei  seinen  Untersuchungen  den  Verhältnissen 
von  Begriffen  zu  einander  nachforscht  und  in  der  De- 
monstration die  nothwendige  Verknüpfung,  in  welcher 
sie  sich  befinden,  gleichsam  dem  geistigen  Auge  vor- 
zeigt, sondern  auch  ohne  Grenzen  fortgehen  kann,  weil 
die  aus  den  Demonstrationen  hervorgegangenen  Er- 
kenntnisse wieder  mit  einander  verbunden  zu  neuen 
Sätzen  und  durch  Demonstration  zu  neuen  Erkenntnis- 
sen führen  ,  welche  als  reine  Vernunfterkenntnisse  stets 
von  nothwendiger  und  allgemeiner  Gültigkeit  sind.  Die 
Mathematik  giebt  daher,  wie  Kant  sie  treffend  cha- 
rakterisirte,  „das  glänzendste  Beispiel  einer  sich  ohne 
„Beihülfe  der  Erfahrung  von  selbst  glücklich  erwei- 
ternden Vernunft",  und  breitet  sich  deshalb  auf  jedem 
Felde  des  Wissens  aus,  in  welchem  sie  Anhaltspuncte 
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findet.  Diese  sind  bei  allen  Gegenstanden  menschli- 
cher Anschauung,  mithin  bei  allen  Erscheinungen  mög- 
licher Weise  vorhanden ,  und  sobald  es  nur  gelingt  was 
Grosso  an  denselben  ist,  auf  Maass  oder  Zahl  zu  brin- 
gen, tritt  sogleich  die  Anwendbarkeit  der  Mathematik 
auf  dieselben  und  mit  dieser  die  nur  durch  Vernunft- 
anschauungen mögliche  Berichtigung  und  Erweiterung 
der  von  der  Erfahrung  über  dieselben  gegebenen  Auf- 
schlüsse ein.  Für  jede  Wissenschaft  ist  es  daher  der 
höchste  Gewinn,  wenn  solche  Anhaltspuncte  aufgefun- 
den werden,  welche,  wenn  sie  sich  auch  nicht  als 
sichere  demonstriren  lassen ,  doch  wenigstens  als  solche 
durch  die  Uebereir.stimmung  der  Resultate  des  auf  die- 
selbe gestützten  Calculs  mit  der  Erfahrung  sich  zurei- 
chend ausweisen,  und  es  gehört  wohl  zu  den  verdienst- 
lichsten Arbeiten  um  die  Staatswirthschaft  Canard's 
Versuch,  sie  in  die  llcihe  der  mathematischen  Wissen- 
schaften einzuführen.  Dass  sie  denselben  einstens  an- 
gehören wird,  lässt  sich  kaum  bezweifeln,  denn  alle 
ihre  Gegenstände  sind  Grössen,  und  ihre  Untersuchun- 
gen betreffen  nur  Grössenvcrhältnisse  und  Grössenvcr- 
änderungen;  die  Nothwendigkeit ,  sich  zur  Erläuterung 
derselben  algebraischer  Ausdrücke  und  Formeln  bedie- 
nen zu  müssen,  dringt  sich  sogar  auf,  und  nur  der 
Umstand,  dass  in  dem  Gcsammtverkchr,  in  welchem 
die  staatswirthschaftlichen  Grössen  gleichsam  be- 
wegt und  wieder  bewegend  erscheinen,  ihre  Verän- 
derungen aus  einer  steten  Wechselwirkung  ihrer  wir- 
kenden Kräfte  hervorgehen,  und  sich  durch  allseitige 
Fortpflanzung  endlich  verschwimmend  so  über  densel- 
ben verbreiten,  dass  es  der  Beobachtung  nocli  an  Mit- 
teln fehlt,  die  Wirkungen  der  einzelnen  Kräfte  abge- 
sondert abzumessen,  hat  es  bis  dahin  verhindert,  die 
Staatswirthschaft  als  eine  mathematische  Wissenschaft 
zu  behandeln.  Aber  deshalb  dürfen  wir  die  Hoffnung 
nicht  aufgeben,  dass  dieses  in  der  Zukunft  thunlich 
sein  werde ;  der  Vorzeit  leuchtete  auch  nicht  die  Mög- 
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lichkeit  ein,  das  Licht,  die  Wärme,  die  Kristallisation 
u.  s.  w.  dem  Calcul  zu  unterwerfen,  und  schon  Ca- 
nard's  Versuch,  weil  er  keinesweges  ein  ganz  miss- 
glückter  ist,  muss  zu  neuen  Versuchen  ermuntern. 
Das  Studinm  seiner  kleinen  Schrift  kann  ich  Ihnen  aus 
vollster  Ueberzeugung  empfehlen.  Ich  kenne  keine, 
welche  in  gleichem  Grade  zu  staatswirthschaftlichen 
Forschungen  anregt,  anziehender  und  fesselnder  durch 
Inhalt  und  Methode  ist  und  die  auf  sie  gewandte 
Mühe  (wenn  es  anders  eine  solche  ist)  wie  je- 
des mathematische  Studium  schon  durch  die  Ge- 
wöhnung, die  Aufmerksamkeit  in  einer  festen  Rich- 
tung zu  erhalten,  und  durch  die  Regelung  des  Denk- 
vermögens und  Schärfung  der  Urtheilskraft  reichlich 
vergütet. 

Bei  dem  grossen  Einfluss  der  mathematischen  Wis- 
senschaften auf  die  Geschäfte  des  bürgerlichen  Lebens, 
stehen  sie  auch  in  so  vielfachen  Beziehungen  zu  denen 
des  Staatsdienstes,  dass  man  für  diesen  aus  denselben 
eine  eigne  Disciplin  unter  dem  Namen  der  JfMtlthesiS 
fovensiS  zusammengesetzt  hat,  welche  aber  nicht 
auf  einen  gleichen  Rang  mit  der  Mechanik,  Optik  und 
den  andern  zur  angewandten  Mathematik  gehörendeu 
Wissenschaften  Ansprüche  machen  kann ,  weil  sie  nicht 
ein  durch  den  Gegenstand  in  sich  abgeschlossenes 
Ganze  bildet,  sondern  nur  in  einem  Auszuge  der  dem 
Staatsmanne  aus  den  verschiedenen  Theilen  des  ma- 
thematischen Wissens  nothwendigen  und  nützlichen 
Kenntnissen  besteht. 

Die  Arithmetik  bietet  zu  demselben  nicht  nur 
das  Meiste,  sondern  auch  das  Wichtigste  dar.  Wenn- 
gleich zu  den  calculatorischen  Geschäften  in  der  Re- 
gel technische  Beamte  angestellt  sind ,  so  muss  doch 
der  Cameralist  diesen  dazu  die  Aufträge  und  in  beson- 
dern Fällen,  welche  nicht  selten  vorkommen,  auch  die 
Anweisungen  dazu  ertheilen,  wozu  einige  Kenntnisse 
der  Algebra   oder    allgemeinen  Rechenkunst 

Hagen  Staatslehre. 
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nicht  nur  sehr  förderlich,  sondern  häufig  sogar  not- 
wendig sind.  Schon  solche  Fertigkeiten,  wie  Gleichun- 
gen des  ersten  und  zweiten  Grades  aufzulösen  oder  mit 
Logarithmen  zu  rechnen,  können  bei  dem  Entwerfen  und 
Ueberschlagen  von  Finanz verwaltungs -Maassregeln  oft 
viele  Zeit  und  Mühe  ersparen,  welche  sonst  theils  im 
weitläuftigen ,  wohl  gar  erfolglosen  Probiren  beim  Rech- 
nen, theils  durch  die  Unterbrechungen,  welche  das 
Aushülfe  Suchen  bei  Rechnungsverständigen  verursacht, 
verschwendet  werden,  und  da  alle  Veränderungen  und 
also  auch  die  absichtlichen,  in  welchen  die  Maassre- 
geln und  ihre  Folgen  bestehen,  insofern  sie  sich  mess- 
bar zeigen,  Grössenveränderungen  sind,  so  tappt  man 
auch  bei  denselben  desto  mehr  im  Dunkeln,  je  weni- 
ger man  mit  den  allgemeinen  Gesetzen,  wie  Grössen 
durch  und  aus  Grössen,  entweder  durch  Zuwachs  auf 
unorganische  Weise ,  oder  durch  Wachsthum  auf  orga- 
nische Weise  entstehen  und  hervorgehen,  welche  im 
erstem  Falle  durch  die  arithmetischen,  im  andern  durch 
die  geometrischen  Proportionen  und  Reihen  ausge- 
drückt werden,  sich  bekannt  gemacht  hat.  Auf  diese 
stützen  sich  auch  die  Berechnungen  der  Pflichttheile, 
der  Maskopeigewinnste  und  Verluste,  der  Haverie, 
der  Renten,  des  Rabatts  oder  Interusuriums ,  der 
Amortisationen ,  des  Forstzuwachses  ,  der  Bevöl- 
kerungszunahme u.  s.  w.,  zu  welchen  in  der  Ma- 
thesis  forensis  besondere  Anweisungen  gegeben 
werden. 

Einen  zumal  für  Cameralisten  sehr  wichtigen  Ab- 
schnitt des  arithmetischen  Theils  derselben  macht  der 
auf  die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  sich 

beziehende  aus.  Da  alle  polizeilichen  und  finanziellen 
Maassregeln  auf  die  Zukunft  gerichtet  sind,  so  hängen 
ihre  Erfolge  sehr  von  den  mit  ihnen  zusammentreffen- 
den Ereignissen  ab ,  und  je  mehr  daher  zukünftige  Er- 
eignisse als  wahrscheinlich  anzunehmen  sind,  destowe- 
niger  dürfen  dieselben  bei  der  Bestimmung  der  Maass- 
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regeln  unbeachtet  bleiben.    Das  Ueberwiegende  für  das 
Eintreffen  eines  gewissen  Ereignisses,  worauf  dessen 
grössere    oder    geringere   Wahrscheinlichkeit  beruht, 
kann  aber  nur  hervorgehen,  theils  aus  der  nach  der  Be- 
schaffenheit des  Ereignisses  leichtern  oder  weniger  leich- 
ten Möglichkeit  seines  Eintreffens,  als  des  der  andern 
auch  möglichen,   oder,  wenn  alle  Ereignisse,  welche 
eintreten  können,  als  gleich  möglich  erscheinen,  aus 
der  geringem  oder  grössern  Zahl  der  Ereignisse,  von 
welchen  eins  oder  einige  geschehen  müssen,  denn  je 
grösser  die  Zahl  der  gleich  möglichen  Fälle  ist,  desto 
grösser  ist  auch  die  Ungewissheit,  welcher  von  densel- 
ben der  eintretende  sein  wird,  und  desto  geringer  die 
Wahrscheinlichkeit  für  jeden  einzelnen  derselben.  So 
bestimmt  sich,  wenn  eine  gleiche  Möglichkeit  der  Fälle, 
welche  geschehen  können,  vorausgesetzt  werden  darf, 
die  Wahrscheinlichkeit  jedes  von  einem  derselben  ab- 
hängenden Ereignisses  durch  ein  Zahlenverhältniss  und 
lasst  sich  ausdrücken  durch  einen  Bruch,  dessen  Nen- 
ner die  Anzahl  der  möglichen,    der  Zähler  aber  die 
Zahl  derjenigen  Fälle  ist,  in  welchen  sich  das  Ereig- 
niss,  dessen  Wahrscheinlichkeit  gesucht  wird,  zutra- 
gen kann.     Die  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  welche 
die  Ermittelung  und  Verfolgung  dieser  Zahlenverhält- 
nisse zum   Gegenstande    hat,    setzt  daher   stets  die 
Kenntniss    der    Fälle,    sowohl   wie    viele  derselben 
möglich  sind,  als  auch,  in  wie  vielen  derselben  das  in 
Frage  stehende  Ereigniss  eintreffen  wird,  voraus,  und 
um  zu  dieser  zu  gelangen,  giebt  es  nur  zwei  Wege ;  es 
kann  nur  entweder  durch  Vernunftschlüsse  oder 
durch  Erfahrung  geschehen. 

Auf  dem  ersten  Wege,  auf  welchem  die  Lehren 
von  den  Combinationen  und  P ermutationen ,  oder 
von  den  möglichen  Verbindungen  einer  gegebenen  Menge 
von  Gegenständen  in  bestimmten  Anzahlen,  und  von 
ihrer  möglichen  Versetznng  oder  Ortsveränderung  in 
denselben,  grosse  Vortheile  gewähren,  gelangt  mau  zu 
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viel  sicherern  Fundamenten  für  den  Wahrscheinlich- 
keit sealcul ,  als  auf  dem  andern,  allein  seini;  Benutzung 
ist  sehr  beschränkt,  weil  zu  Vernunftschlüssen  schon 
die  Gründe  und  Bedingungen,  auf  welchen  sie  beruhen, 
in  den  Voraussetzungen  enthalten  sein  müssen,  und  er 
findet  daher  meistenteils  nur  bei  der  Bestimmung  der 
Wahrscheinlichkeit  des  Gewinnstes  oder  Verlustes  bei 
Lotterien  und  andern  Glücksspielen  Anwendung,  bei 
welchen  sowohl  die  Zahl  der  möglichen,  als  der  gün- 
stigen und  ungünstigen  Fälle  schon  aus  den  Regeln  ih- 
rer Einrichtung  hervorgeht.  Der  andere  Weg,  welchen 
die  Erfahrung  darbietet,  bleibt  daher  wegen  seiner  viel- 
fachern Benutzung  stets  der  wichtigere  und  bei  Na- 
turereignissen, zur  Bestimmung  deren  Wahrscheinlich- 
keit, der  allein  angängliche.  Je  mehr  sich  unsere 
Kenntnisse  erweitern,  desto  mehr  gelangen  wir  zu  der 
Ueberzeugung,  dass  nichts  in  der  Natur  dem  Zufall 
anheimgegeben  ist,  dass  in  dem  Leblosen  wie  in  dem 
Lebendigen  eine  Weltordnung  waltet,  und  dass  der  aus 
derselben  hervorgehenden  Notwendigkeit  auch  die 
Menschheit  als  Erscheinung  in  der  Körperwelt,  unge- 
achtet der  persönlichen  Freiheit  der  Einzelnen-,  unter- 
worfen ist.  Die  Gesetze  der  Notwendigkeit  zu  erfor- 
schen und  zu  erkennen,  ist  zwar  das  höchste  Ziel  al- 
ler Wissenschaften,  aber  bei  der  Unmöglichkeit,  das 
Weltganze  in  uns  aufzufassen,  müssen  wir  auf  die  Er- 
kenntniss  derselben  oft  verzichten,  weil,  wo  nur  Er- 
fahrungen uns  leiten  können,  jeder  Schluss  aus  den 
gemachten  auf*  das  Allgemeine  nur  auf  der  Vermu- 
thung  der  Uebereinstimmung  derselben  mit  allen  noch 
zu  machenden  beruht,  und  in  jeder  neuen  ebenso  seine 
Bestätigung  wie  seine  Widerlegung  finden  kann.  Die 
Wahrscheinlichkeitsrechnung,  soweit  sie  sich  auf  Na- 
turereignisse bezieht,  kann  daher  nur  das,  was  Avir  in 
Sachen  der  Erfahrung  schon  für  Gewissheit  gelten 
lassen,  die  vollkommne  Uebereinstimmung  aller  bisher 
gemachten  Erfahrungen,  und  wo  diese  fehlt,  den  Durch- 
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schnitt  der  Ergebnisse  derselben  ,  zu  Fundamen- 
ten haben,  welche,  je  grösser  die  Zahl  der  Er- 
fahrungen ist  und  je  sorgfältiger  sie  gemacht  sind, 
desto  mehr  Vertrauen  verdienen.  In  der  Finanz- 
verwaltung stützt  sich  die  Bestimmung  der  Etatssätze 
für  die  unbestimmten  (oder  vielmehr  unbestimmba- 
ren) Einnahmen  und  Ausgaben  nach  dem  Durch- 
schnittsertrag oder  Bedarf  der  früheren  Jahre  allein 
hierauf. 

Die  dem  Staatsbeamten  wichtigsten  Abschnitte  der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  beziehen  sich  auf  die 
Lebensdauer  der  Menschen  und  auf  das  Ein- 
treffen von  Unglücksfällen.  Aus  den  Geburts-, 
Sterbe-,  und  Bevölkerungslisten  ergiebt  es  sich,  dass, 
wenngleich  die  Lebensumstände  die  Geburten  und  Ster- 
befälle vermehren  und  vermindern,  dieses  nur  durch 
äussere  Umstände  veranlasste  Abweichungen  von  be- 
stimmten  Verhältnissen  sind,  in  welchen  die  Zahlen 
der  erstem  wie  der  letztern  zur  Zahl  der  Lebenden 
stehen,  dass  die  Zahl  der  männlichen  zu  der  der  weib- 
lichen Geburten  ebenso  an  feststehende  Gesetze  ge- 
bunden ist,  als  die  Zahl  der  Sterbefälle  in  jedem  der 
beiden  Geschlechter  und  in  jedem  verschiedenen  Le- 
bensalter bei  beiden,  und  dass  daher,  wie  der  ehrwür- 
dige Süssmilch  den  Gegenstand  seiner  diesfälligen 
Untersuchungen  durch  den  Titel  seines  verdienstvollen 
Werks  bezeichnete,  eine  göttliche  Ordnung  in  den  Ver- 
änderungen des  Menschengeschlechts  herrscht.  Auf 
diese  Gesetze,  von  welchen  die  wahrscheinliche  Le- 
bensdauer in  jedem  Alter  abhängt  und  die  deshalb  ge- 
wöhnlich mit  dem  Namen  der  MortalitätSj^esetze 
oder  besser  Gesetze  der  JjebenSdaiier  bezeich- 
net werden,  gründen  sich  viele  Institute,  und  ihre  Be- 
rechnung und  Anwendung,  welche  sich  zugleich  auf 
die  Rentenrechnung  stützen,  sind  daher  für  die  Staats- 
verwaltung sehr  wichtig.  Ohne  dieselben  lässt  sich 
nicht  überschlagen,  welches  Einkommen  Abgaben  ge- 
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ben  werden,  die  an  ein  gewisses  Alter  der  Steuer- 
pflichtigen geknüpft  sein  sollen,  für  welches  Einkaufs- 
geld Leibrenten  und  Tontinen  erworben  werden  kön- 
nen und  wie  die  mannigfaltigen  Institute  zur  Unter- 
stützung der  Lehrlinge  während  der  Lehrzeit,  der 
Bräute  bei  der  Ausstattung,  der  Wittwen  während  ih- 
res Wittwenstandes ,  der  Waisen  bis  zu  einem  gewis- 
sen Lebensalter  und  der  Nachbleibenden  zur  Bestrei- 
tung der  Begräbnisskosten  ihrer  Verstorbenen  einge- 
richtet werden  müssen,  um  den  Theilnehmern  dersel- 
ben theils  vollständige  Sicherheit,  theils  den  Beiträgen 
entsprechende  Vortheile  zu  gewähren.  Auch  bei  Un- 
glücksfällen ergiebt  es  die  Erfahrung,  dass  unter 
gleichen  Umständen  die  Verluste,  welche  das  denselben 
ausgesetzte  Vermögen  treffen,  mit  dem  Betrage  des- 
selben in  gewissen  Verhältnissen  stehen,  deren  Ermit- 
telung bei  den  Assecuranzen  zur  Vergütung  der 
Seeschäden  und  der  Verluste  durch  F  e  u  e  r  s  b  r  ü  u  s  t  e, 
Hagelschlag,  Vieh  sterben  u.  s.  wT.  nothwen- 
dig  ist. 

Der  der  Geometrie  entlehnte  Abschnitt  der 
Mathesls  forensis  bezieht  sich  auf  die  Ausmessung  der 
Räume  und  enthält,  nächst  der  Auseinandersetzung  der 
als  Einheiten  angenommenen  Maasse  und  ihrer  Ver- 
hältnisse zu  einander,  die  Regeln,  nach  welchen  mit- 
telst derselben  bei  der  Bestimmung  der  Länge,  des 
Flächenraums  und  des  körperlichen  Inhalts  gegebener 
Gegenstände  verfahren  werden  soll.  Von  den  Anwen- 
dungen der  Longimetrie  ist  für  den  Cameralisten 
das  Wivelliren  oder  die  Messung  der  Höhenunter- 
schiede besonders  wichtig,  weil,  ohne  dasselbe  zu  ken- 
nen, sich  technische  Gutachten  über  die  Vortheile  und 
Nachtheile  der  Züge  neu  zu  erbauender  Strassen  und 
Kanäle,  über  die  Zulässigkeit  neu  anzulegender  Was- 
sermühlen u.  s.  w.  oft  nicht  einstens  verstehen  und  noch 
weniger  beurt heilen  lassen.  Der  Auszug  aus  der  Pla- 
nimetrie   betrifft    hauptsächlich    die  FelflmeSS- 
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lillllSt,  deren  allgemeine  Kenntniss  in  vielen  Fällen, 
zumal  bei  der  Veranschlagung  der  Domainen,  vor  man- 
chen Verlegenheiten  und  sogar  Missgriffen  bewahren 
kann,  und  der  aus  der  Stereometrie  vorzugsweise 
die  Ausmessung  prismatischer  und  pyrami dalischer  Kör- 
per und  ihre  Anwendung  zur  AllSIIlittelling  des 
CubikinlialtS  der  Bauhölzer,  der  Maischbottige, 
Destillirblasen,  Fässer  u.  s.w.,  welche  für  die  Finanz- 
verwaltung ebenso  unentbehrlich  sind,  als  die  sich 
gleichfalls  darauf  gründenden  Regeln  zur  Bestimmung 
der  Quantitäten  solcher  Waaren,  welche  nach  dem 
Rauminhalt  oder  Maass  verkauft  werden,  zu  den  not- 
wendigen Erfordernissen  der  polizeilichen  Aufsicht  des 
Verkehrs  gehören. 

Von  den  verschiedenen,  die  angewandte  Ma- 
tliemalili  bildenden  Wissenschaften  bieten  nur  die 
Mechanik  und  Hydrostatik  Gegenstände  für  die 
Maihesis  forensis  dar.  Der  erstem  gehört  die  Theorie 
der  Abwägung1  oder  der  Bestimmung  der  Waaren- 
quantitäten  nach  dem  Gewichte  an,  ohne  welche  eine 
gehörige  Prüfung  und  Beaufsichtigung  der  Gewichte  und 
Waageinstrumente,  wrelche  im  Handelsverkehr  gebraucht 
wrerden  und  auf  deren  Richtigkeit  •  die  Sicherheit  des- 
selben beruht,  unmöglich  ist,  und  durch  welche  allein 
die  in  der  Praxis  absichtlich  und  nicht  absichtlich  vor- 
kommenden Irrthümer  zu  entdecken  sind.  Der  Beitrag, 
welchen  endlich  die  Hydrostatik  liefert,  bezieht  sich 
theils  auf  die  Aräometer  oder  auf  die  Werkzeuge 
zur  Bestimmung  des  Gehalts  tropfbar  flüssiger  Auflö- 
sungen nach  ihrer  specifischen  Schwere,  theils  auf  die 
Methoden  zur  Ausmittelung  der  VragbarKeit  der 
J§cfliffe«  Von  den  Aräometern ,  die  in  dem  Gewerbe- 
betrieb zur  Prüfung  der  Laugen,  Salzsoolen,  Zucker- 
auflösungen u„  s.  w.  eine  sehr  vielfache  Anwendung  fin- 
den, erfordern  besonders  die  Alcoholometer  oder 
Brannt wcinp rob er,  durch  welche  in  dem  Handel 
die  Stärke  des  Branntweins  nach  Procenten  seines  AI- 
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coholgehalts  bestimmt  wird,  um  so  mehr  einer  sorgfäl- 
tigen polizeilichen  Beachtung,  als  bei  ihrer  unrichtigen 
Einrichtung  und  Behandlung,  zumal  wenn  bei  der  letz- 
tern die  Temperaturgrade  nicht  berücksichtigt  werden, 
grosse  Uebervortheilungen  und  Betrügereien  geschehen 
können.  Die  Ausmittelung  der  Tragbarkeit  der  Schiffe, 
welche,  weil  die  Abgaben  und  Hafengefälle  von  den- 
selben nach  der  einzuladenden  Lastenzahl  erhoben  wer- 
den, nicht  blos  in  merkantilischer ,  sondern  auch  in 
finanzieller  Hinsicht  nothwendig  ist,  ist  ein  sehr  schwie- 
riges, viele  Kenntnisse  voraussetzendes  Geschäft,  weil 
das  Quantum  der  zulässigen  Befrachtung  bei  jedem 
Schiffe  nicht  blos  von  der  Grösse  des  Ladungsraums, 
sondern  auch  von  der  Bauart  abhängt,  welche,  je  nach- 
dem die  äussere  Form  des  Schiffskörpers  gestaltet  ist, 
auch  eine  verschiedene  Belastung  erfordert,  um  es  bis 
zu  der  zum  sichern  und  schnellen  Segeln  erforderli- 
chen Tiefe  einzusenken.  Daher  kann  auch  die  Lasten- 
zahl der  Tragbarkeit  der  Schiffe  nur  in  Bezug  auf  eine 
bestimmte  Waare,  zu  welcher  man  gewöhnlich  eine 
Getreideart  wählt,  bestimmt  werden,  und  daher  hat  in 
der  Handelswelt  die  Schiffslast  für  jede,Waarengattung 
nach  Maassgabe  ihrer  speeifischen  Schwere  ein  ver- 
schiedenes Gewicht,  weil,  je  voluminöser  und  leichter 
sie  ist,  desto  weniger  Centner  derselben  im  Schiffsräume 
Platz  finden,  und  mit  desto  schwererem  Ballast  der 
Mangel  der  zureichenden  Belastung  ausgeglichen  wer- 
den muss. 

Dass  dem  Cameralisten  naturwissenschaft- 
liche Kenntnisse  nicht  fehlen  sollen,  ist  stets 
eine  so  allgemeine  Forderung  gewesen,  dass  man  sich 
schon  mit  der  Ueberzeugung,  dass  zur  Staatsverwal- 
tung Kenntnisse  überhaupt  nothwendig  sind ,  aus  wel- 
cher später  das  ganze  Cameralstudium  hervorgegangen 
ist,  zugleich  überzeugt  zu  haben  scheint,  dass  natur- 
wissenschaftliche mit  zu  diesen  gehören.  Selbst  so  lange 
noch  die  Staatsverwaltung  den  Charakter  einer  Guts- 
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wirthschaft  hat,  und  der  Mensch  mit  seinen  wenigen 
Bedürfnissen  auf  die  Naturerzeugnisse  des  Bodens  be- 
schränkt ist,  bleiben  die  Vortheile  nicht  unanerkannt, 
welche  aus  der  nähern  Bekanntschaft  mit  der  körperli- 
chen Natur  hervorgehen,  und  je  mehr  sich  der  Zustand 
der  Gesellschaft  ausbildet,  desto  mehr  treten  die  Ver- 
hältnisse der  Menschheit  und  des  Staats  zu  derselben 
hervor,  desto  mannigfaltiger  zeigen  sie  sich  einem  Je- 
den, mögen  auch  die  Meinungen,  aus  welchen  Gründen 
sie  entstehen,  noch  so  getheilt  sein,  mag  man  sich 
schmeicheln,  dass  die  Erde  und  Alles,  was  auf  und  in 
derselben  sich  findet,  nur  des  Menschen  Avegen  ge- 
schaffen sei,  oder  sich  gar  der  bizarren  Ansicht  hinge- 
ben, dass  der  Planet  und  das  Menschengeschlecht  auf 
ihm  sich  feindlich  einander  bekämpfen,  dass  das 
ganze  Leben  des  letztern  in  einem  unaufhörlichen  ge- 
heimen und  öffentlichen  Kriege  mit  der  Erde  und  ihren 
Kräften  bestehe,  und  dass  der  Staat  die  gegen  dieselbe 
zu  Stande  gebrachte  und  gerichtete  Allianz  der  mensch- 
lichen Individuen  mit  einander  sei.  Ebenso  wenig  ein 
Glied  des  menschlichen  Körpers  dem  andern  freundlich 
oder  feindlich  entgegensteht,  sondern  nur  mit  demsel- 
ben und  den  andern  den  Körper  ausmachenden  Gliedern, 
weil  sie  ein  Ganzes  bilden,  zum  Bestehen  desselben 
mit  und  auf  einander  wirken  muss,  ist  dieses  bei  allen 
lebendigen  und  leblosen  Körpern  der  Fall,  welche  das 
Ganze  der  Natur  ausmachen,  und  weil  jedes  derselben 
zugleich  Ursache  und  Wirkung,  Mittel  und  Zweck  ist, 
und  alle  dadurch  in  und  mit  dem  Ganzen  in  wechsel- 
seitigen, ihre  jedesmaligen  Zustände  bedingenden  Be- 
ziehungen stehen,  als  Theile  und  Glieder  des  die  Na- 
tur umfassenden  Organismus  nur  in  der  Wirksamkeit 
auf  einander  ihr  Dasein  und  ihre  Bestimmung  finden 
können.  Der  Mensch  und  bei  der  Gebundenheit  seines 
Daseins  an  den  Staat,  auch  dieser,  gehören  diesem 
Organismus  an,  und  die  Wirksamkeit  beider  ist  daher 
durch  die  Wirksamkeit  aller  andern  Glieder  desselben 
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bedingt,  aber  weil  mannigfaltigere  und  kräftigere  Vermö- 
gen als  allen  andern  Wesen,  dem  Menschen  zu  Theil  ge- 
worden sind,  ist  seine  Wirksamkeit  und  die  des  Staats  in 
der  Natur  nicht  nur  eine  mächtigere,  sondern  auch  eine 
freiere,  weil  über  die  aus  der  körperlichen  Abhängig- 
keit hervorgehenden  Nothwendigkeit  hinaus  seine  Hand- 
lungen nicht  durch  Instincte  ihm  vorgeschrieben  sind, 
sondern  vermöge  der  ihm  verliehenen  Vernunft  von  ihm 
selbst  bestimmt,  aber,  weil  ihm  dieses  Vermögen  zu 
Folge  der  Weltordnung  zu  Theil  geworden,  die  nach 
demselben  geregelten  wieder  mit  jener  in  Verbindung- 
gesetzt  werden.  Der  Mensch  als  das  einzige  sich  selbst 
bestimmende  freie  Wesen  herrscht  daher  wirklich  und 
allein  in  der  Natur,  und  die  Herrschaft  des  Staats 
dehnt  sich  mithin  auch  über  dieselbe  aus  und  fordert  zu 
ihrer  Führung  also  auch  gewisse  Kenntnisse  von  der- 
selben. Obgleich  alle  Wissenschaften,  welche  zu  dem 
Kreise  der  Naturwissenschaften  gehören,  mit  einander 
in  der  engsten  Verbindung  stehen  und  von  gleich  ho- 
hem Interesse  sind,  so  hat  bei  dem  Reichthum,  welchen 
die  Natur  in  allen  Beziehungen  darbietet,  schon  jede 
derselben  einen  so  grossen,  sich  täglich  erweiternden 
Umfang  gewonnen,  dass  eine  vertraute  Bekanntschaft 
mit  allen,  ja  sogar  nur  mit  allen  Theilen  einzelner  die- 
ser Wissenschaften  selbst  für  den  ausschliesslich  mit 
denselben  Beschäftigten  ausser  den  Grenzen  der  Mög- 
lichkeit liegt,  und  der  Cameralist  ist  daher  um  so  mehr 
genöthigt,  sich  nur  darauf  zu  beschränken,  von  den- 
selben eine  Uebersicht  im  Allgemeinen  und  eine 
nähere  Kcnntniss  von  den  auf  die  Gewerbsam- 
kcit  vorzüglichen  Einfluss  habenden  Theilen  zu  er^ 
langen. 

Von  der  ersten  Hauptabteilung  der  Naturwissenschaf- 
ten, der  MaturgeSCllichte  oder  vielmehr  jfatlir- 
besclireiblllfig .  welche,  indem  sie  ein  Vcrzcichniss 
der  Natnrgcgenständc,  geordnet  nach  den  sogenannten 
Naturreichen ,  Klassen  und  Gattungen  in  denselben,  mit 
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Aufzählung  ihrer  Eigentümlichkeiten  liefert,  eigentlich 
von  den  Formen  handelt,  in  welchen  sich  das  Körper- 
liche darstellt,  ist  da,  wo  nicht  der  Bergbau  der  Ge- 
werbsamkeit  die  Richtung  giebt,  sondern  Pflanzenbau 
und  Thierzucht  dieselbe  mit  der  Natur  verbinden,  für 
den  Cameralisten  die  öconomische  und  technische 
Botanik  von  besonderer  Wichtigkeit;  sie  macht  ihn 
mit  den  nützlichen  und  schädlichen  Pflanzen  bekannt; 
dasselbe  geschieht  in  Rücksicht  der  Thiere  von  der 
öconomischen  und  technischen  Zoologie,  und 
in  Rücksicht  der  Mineralien  von  der  öconomischen 
und  technischen  Mineralogie.  Diese  angewandten 
Naturwissenschaften  erscheinen  aber  als  Aggregate  un- 
zusammenhängender, zum  Theil  unverständlicher  Bruch- 
stücke, wenn  dem  Studium  derselbeu  nicht  das  der  all- 
gemeinen Botanik,  der  allgemeinen  Zoologie  und  der 
allgemeinen  Mineralogie  vorangegangen  ist ,  zu  welchem 
es  nicht  einstens  der  Aufforderung  bedarf,  Aveil  der  fes- 
selnde Reiz  der  Naturgeschichte,  besonders  desjenigen 
Theils,  der  als  eigentliche  Geschichte  den  Gang  der 
Formenbildung  und  im  organischen  Reiche  den  Verlauf 
der  Entwickelung  und  des  Lebens  verfolgt,  jeden  Ge- 
bildeten selbst  zu  ihr  hinzieht  und  jeder  Blick  in  die 
Natur  nur  das  Verlangen  nach  weitern  steigert.  Für 
den  Cameralisten  hat  die  Beschäftigung  mit  derselben 
ausser  den  Beziehungen  auf  das  gewerbliche  und  poli- 
zeiliche Interesse  noch  das  höhere,  dass  es  ihn  stets 
an  die  Stellung  erinnert,  welche  der  Mensch  und  der 
Staat  in  der  Natur  einnehmen,  an  die  Grenzen,  welche 
der  Wirksamkeit  derselben  gesteckt  sind,  und  dass 
diese  nur  dann  zur  höchsten  werden  kann,  wenn  sie 
mit  den  Gesetzen  der  Natur  in  steter  Uebereinstimmung 
bleibt. 

Die  zweite  Hauptabtheilung  der  Naturwissenschaf- 
ten, die  Physik  oder  Natlirlelire,  welche  die 
allgemeinen  Eigenschaften  derKörper  und  die 
Gesetze,  nach  welchen  ihre  Kräfte  wirken,  aus  den 
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Erscheinungen  entwickelt ,  beruht  auf  Versuchen  und 
Beobachtungen ,  welche  dem  Calcul  jetzt  schon  ein  so 
weites  Feld  dargeboten  haben ,  dass  diese  Wissenschaft 
dadurch  in  die  Reihe  der  mathematischen  eingetreten 
und  unter  diesen  zu  einer  der  schwierigsten  geworden 
ist.  Ein  gründliches  Studium  der  Physik  erfordert  da- 
her so  tiefe  mathematische  Vorkenntnisse,  dass  es 
über  die  Grenzen  des  Cameralstudiums  hinaus  liegt ,  und 
dass  zur  Erlangung  der  schon  zur  allgemeinen  Bildung 
nothwendigen  physikalischen  Kenntnisse  die  sogenannte 
Experimentalphysik  zureichen  muss,  in  welcher 
durch  Versuche  die  Eigenschaften  und  Wirkungen  der 
Körper  anschaulich  gemacht  werden.  Die  Vorlesungen 
der  Experimentalphysik  dürfen  Sie  aber  nicht  versäu- 
men; sie  gewähren  nicht  nur  die  lehrreichste  und  an- 
genehmste Unterhaltung ,  sondern  dienen  zugleich  der 
dritten  Hauptabtheilung  der  Naturwissenschaften,  wel- 
che von  dem  Camcralisten  sorgfältig  studirt  werden 
muss,  zur  Vorbereitung. 

Diese  dritte  Hauptabtheilung  bildet  die  Chemie 
oder  die  Lehre  von  den  Bestan  dt  heilen  der 
Körper  und  ihren  Verbindungen.  Obgleich  die 
vielen  Geschäfte  des  gemeinen  Lebens  und  des  Gewerb- 
fleisses,  bei  welchen  Stoffe  thcils  ausgeschieden,  theils 
mit  andern  verbunden  werden,  die  Gewinnung  des  Gol- 
des und  Silbers  aus  den  Erzen,  die  Färbekunst,  die 
Gärberei,  die  Brauerei  u.  s.  w\  bis  zur  Kochkunst  her- 
ab, alles  chemische  Künste  und  manche  derselben 
schon  seit  den  ältesten  Zeiten,  sogar  in  grosser  Voll- 
kommenheit, betrieben  sind,  so  wurde  doch  das  Verlan- 
gen nach  den  dieser  Künste  wegen  eigentlich  zu  Be- 
dürfnissen gewordenen  genauen  Kenntnissen  von  den 
Stötten,  aus  welchen  die  Körper  bestehen,  und  von 
den  Gesetzen,  nach  welchen  sie  Vereinigungen  mit 
einander  eingehen,  welches  mit  der  Entstehung  jener 
Künste  ihre  Gemeinnützigkeit  nicht  anzuregen  vermocht 
hatte  j    erst  durch  das  bis   zur  Krankheit  gewordene 
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Streben,  Gold  und  Silber  zu  machen,  Universalmedi- 
cinen  und  Lebenselixire  zu  bereiten,  und  nach  andern 
ebenso  unmöglichen  Erfindungen  erweckt.  Daher  nahm 
die  Chemie  gleich  bei  ihrem  Auftreten  einen  mystischen 
Charakter  an,  folgte  bei  ihren  Forschungen  lange  Zeit 
hindurch  weniger  der  Erfahrung,  als  der  Phantasie, 
und  wenngleich  die  letztere  und  das  geheimnissvolle 
Dunkel,  welches  aus  ihr  hervorgegangen  war,  vor  dem 
Lichte,  welches  die  immer  zur  höhern  Achtung  gelan- 
genden Beobachtungen  verbreiteten,  nicht  bestehen 
konnten,  so  verblieben  der  Chemie  dennoch,  selbst 
nachdem  sie  schon  vor  noch  nicht  zweihundert  Jahren 
auf  deutschem  Boden  von  der  Gehülfin  der  Medicin, 
der  sie  die  Heilmittel  bereiten  sollte,  zur  eignen  Wis- 
senschaft erhoben  war,  manche  Schöpfungen  der  Ein- 
bildungskraft unter  den  Gegenständen  ihrer  nur  auf  die 
Kenntniss  des  Wirklichen  gerichteten  Untersuchungen. 
Erst  dem  Geiste  Lavoisier's  war  es  vorbehalten,  sie 
von  diesen  zu  befreien  und  durch  den  glücklichen  Ge- 
danken, die  Waage  als  prüfendes  Werkzeug  in  der 
Chemie  geltend  zu  machen,  dem  Gange  ihrer  For- 
schungen eine  vor  Abwegen  sicherere  und  mehr  be- 
stimmte Bahn  zu  eröffnen,  auf  welcher  sie  bei  dem 
Reichthum  der  gelungenen  Entdeckungen  sowohl  in  der 
Auftindung  der  die  Bestandteile  der  Körper  ausmachen- 
den Stoffe,  als  der  Gesetze  ihrer  Vereinigungen,  mit 
Riesenschritten  vorwärts  gegangen  ist  Sehr  viel  hat 
dazu  auch  die  Verbindung  beigetragen,  in  welche  be- 
sonders in  der  neuern  Zeit  die  Chemie  mit  der  Physik 
getreten  ist  und  die  grossen  in  der  letztern  gemach- 
ten Entdeckungen,  vorzüglich  Gal  vani's  undVolta's 
electrische,  welche  in  beiden  Wissenschaften  der  Un- 
tersuchung ein  neues  Feld  gewonnen  haben ;  aber  wahr- 
scheinlich stehen  der  Chemie  noch  bedeutendere  Fort- 
schritte bevor,  denn  seit  der  wichtigen  Auffindung  der 
Zahlenverhältnisse,  in  welchen  die  mit  einander  ver- 
wandten Stoffe  sich  vereinigen,  hat  auch  bei  ihr  der 
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Calcul  Anhaltspuncte  gefunden  und  wird  sie  vielleicht 
bald  durch  eine  ähnliche  Verbindung  mit  den  mathema- 
tischen Wissenschaften  auf  einen  noch  höhern  Stand- 
punct  versetzen.  Die  Vervollkommnung  der  chemischen 
Kenntnisse  ist  aber  nicht  blos  in  wissenschaftlicher  Hin- 
sicht ,  sondern  auch  für  das  gesammte  Wirthschafts- 
wesen  und  folglich  auch  für  das  Staatsleben  von  den 
bedeutendsten  Folgen.  Die  Landwirthschaft  ist  einem 
grossen  Theile  nach  ein  chemisches  Gewerbe,  von  den 
Fabrikationsgewerben  lässt  sich  aus  der  grossen  Zahl 
derselben  kaum  eins  ausheben,  bei  welchem  nicht  che- 
mische Operationen  vorkommen,  und  selbst  in  den  ge- 
meinsten Geschäften  der  Haushaltung  sind  diese  so  all- 
gemein und  noth wendig,  dass  der  grosse  Beförderer  der 
Chemie  Berzelius  sie  wohl  mit  Recht  die  anwend- 
barste der  Wissenschaften  nennen  durfte;  denn 
chemische  Operationen  lassen  sich  nur  mit  Beachtung 
der  chemischen  Gesetze  gehörig  ausführen,  und  ebenso 
ausgebreitet  das  Bedürfniss  der  chemischen  Operationen 
ist,  ist  auch  der  Nutzen,  welchen  die  Kenntniss  der 
chemischen  Gesetze  gewährt.  Ihrer  Vervollkommnung 
und  grössern  Verbreitung  ist  auch  der  grosse  Auf- 
schwung der  gesammten  Gewerbsamkeit  in  den  letzten 
Decennien  zu  verdanken,  und  für  den  Cameralisten,  der 
von  Amtswegen  dieselbe  befördern  soll,  ist  daher  das 
ernste  Studium  der  Chemie  ein  unerlassliches.  Da  das- 
selbe ohne  Anschauungen  nur  höchst  mangelhaft  bleibt, 
so  erfordert  dasselbe  den  fleissigsten  Besuch  der  Vor- 
lesungen der  Experimentalchemie  und  auch  die 
Wiederholung  derselben,  weil  sowohl  die  Landwirth- 
schaftskunde ,  als  auch  die  Technologie ,  wie  ich 
bereits  bemerkt  habe,  der  Chemie  nicht  entbehren 
können. 

Die  vierte  und  letzte  Hauptklasse  der  das  Came- 
ralstudium  unterstützenden  Wissenschaften  machen  die 
pMlosopM@cl&Cll  aus,  welche  sich  mit  den 
Vernunfterkenntnissen    aus    Begriffen  be- 
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schäftigen  und  sie  unter  einer  Idee  zu  vereinigen 
suchen,  die  ihnen  die  Form  eines  Ganzen  giebt.  Die 
Philosophie  hat  es  daher  nicht,  wie  die  andern  Wis- 
senschaften, mit  besondern  Gegenständen  zu  thun,  sie 
beschäftigt  sich  mit  allen,  weil  alle  für  uns  nur  da 
sind,  insofern  wir  uns  ihrer  bewusst  werden,  und  ihre 
Beschäftigung  besteht  in  der  Erklärung  des  Erklärba- 
ren,  welches  wieder  nur  durch  das  Unterordnen  des 
Besondern  unter  das  Allgemeine  oder  durch  das  Zu- 
rückführen desselben  auf  schon  erkannte  Gesetze  ge- 
schehen kann.     Da  sie  das  Warum  der  Erfahrung, 
von  welcher  alles  Wissen  ausgeht,  oder  die  Gründe  und 
Gesetze  derselben  zu  ermitteln  hat,  so  kann  keine  an- 
dere Wissenschaft  ihrer  Beihülfe  entbehren,  wenn  sie 
sich  in  ihren  Forschungen  nicht  blos  dabei,  dass  Et- 
was so  sei,  begnügen,  sondern  auch,  dass  es  noth- 
w endig  so  sein  müsse  und  nicht  anders  sein 
könne,  darthun  will,  weil  die  Ueberzeugung  davon 
nicht  Erfahrungen,  sondern  nur  von  diesen  unabhängige 
durch  Zergliederung  oder  Verknüpfung  gegebener  Be- 
griffe   gewonnene    Vernunfterkenntnisse  ,    soweit  sie 
möglich  sind,  zu  gewähren  vermögen.     Nach  solchen 
streben  wir  auch  stets,  und  zwar  auf  gleiche  Weise, 
wenn  in  irgend  welchen  Beziehungen  die  Nothwendig- 
keit  oder  Allgemeinheit  sowohl  in  dem  gemeinen  Le- 
ben,  als    bei    wissenschaftlichen   Untersuchungen  in 
Frage  gestellt  wird,  und  philosophiren  daher  oft  ohne 
es  zu  wollen  und  zu  wissen;  um  so  befremdlicher  ist 
es,  dass  gegen  die  Wissenschaft,  welche  den  richti- 
gen Weg  dazu  zeigt,  welche  also  den  erhabenen  Be- 
ruf hat,  zum  vollständigen  Bewusstsein  zu  führen,  un- 
geachtet sie    sich   durch  denselben    den  Namen  der 
Welt  Weisheit  erworben  hat,  so  häufig  ein  Wider- 
wille laut  wird;  dass  man  sie  für  überflüssig,  ja  sogar 
für  schädlich  hält,  weil  zum  richtigen  Schliessen  und 
Urtheüen  schon  gesunder  Menschenverstand  zureiche, 
und  was  über  denselben  hinausgeht,  statt  Irrthümer  zu 
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verbannen,  diese  nur  herbeiführe ;  dass  die  auf  die  Phi- 
losophie verwendete  Zeit  für  das  wissenschaftliche  und 
noch  mehr  für  das  Geschäftsleben  eine  verlorene  sei, 
und  dass  das  in  derselben  Erworbene  am  wenigsten 
den  Mangel  anderweitiger  Kenntnisse  ersetzen  könne. 
Das  letztere  erwarten  zu  wollen,  zeigt  auch  von  einer 
gänzlichen  Unbekanntschaft  mit  dem  Wesen  der  Philo- 
sophie, weil  diese  Kenntnisse  nicht  zu  geben,  sondern 
nur  die  vorhandenen  zu  ordnen,  zu  vergleichen  und  zu 
verbinden  hat,  um  das  Wissen  mit  dem  Sein  in  Ueber- 
einstimmung  zu  bringen;  daher  werden  mit  der  Ver- 
mehrung der  Kenntnisse  die  Veranlassung  und  das  Be- 
dürfniss  zu  philosophiren  immer  grösser,  aber  daher 
giebt  es  auch  kaum  etwas  vermesseneres  und  unerträg- 
licheres, als  ein  Philosophiren  ohne  zureichende  Kennt- 
nisse ,  dem  es  an  den  erforderlichen  Fundamenten  fehlt. 
Dieser  die  Philosophie  entweihende  Missbrauch,  bei 
welchem  willkürlich  gemachte,  wohl  gar  falsche  Be- 
griffe den  Urtheilen  und  Schlüssen  zu  Grunde  gelegt 
werden,  kann  weder  zu  sicheren,  noch  zu  wahren  Er- 
kenntnissen führen  und  hat  das  Meiste  dazu  beigetra- 
gen ,  jene  falschen  und  ungerechten  Beurtheilungen  her- 
vorzurufen und  ihr  die  arge  Beschuldigung,  dass  sie 
sogar  schädlich  sei,  weil  sie  Verirrungen  veranlasse, 
zuzuziehen.  Gegen  diese  sich  zu  schützen  und  die 
Grenzen  kennen  zu  lernen,  über  welche  die  Specula- 
tion  sich  nicht  hinauswagen  darf,  ist  aber  grade  der 
Zweck  des  philosophischen  Studiums  und  dasselbe 
daher  keinesweges  ein  entbehrliches,  denn,  dass  auch 
ohne  dasselbe  gemacht  zu  haben,  Viele  klar  denken, 
richtig  urtheilen  und  folgerecht  schliessen,  beweist  da- 
gegen ebenso  wenig,  als  der  Umstand,  dass  Viele  ohne 
die  grammatischen  Regeln  zu  kennen,  dennoch  richtig 
sprechen,  gegen  die  Nützlichkeit  der  Grammatik  ent- 
scheidet, weil  dieselbe  auch  nicht  sprechen  lehren,  son- 
dern nur  über  den  Sprachbau  belehren  und  gegen 
Sprachverstösse  bewahren  kann. 
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Die  Vortheile,  welche  dieses  Studium  gewährt, 
weit  entfernt  sich  blos  auf  die  Gelehrten  von  Fach  zu 
beschränken,  sind  gleichfalls  wichtige  für  den  practi- 
schen  Staatsbeamten  und  sehr  erhebliche  für  jeden  Ge- 
bildeten. So  fremd  die  Philosophie,  wie  man  häufig 
meint,  der  Staatsverwaltung  sein  und  bleiben  soll,  sowenig, 
glaube  ich,  wird  es  hier  noch  eines  Beweises  dagegen 
bedürfen,  weil  Sie  aus  den  Grundzügen  der  Staatslehre, 
mit  welchen  ich  Sie  bekannt  gemacht,  schon  werden 
ersehen  haben,  dass  diese  Wissenschaft,  welche  der 
gesammten  Staatsverwaltung  zum  Grunde  liegt,  selbst 
eine  philosophische  Wissenschaft  ist,  dass  sie  sich  da- 
her von  der  Philosophie  nicht  einstens  trennen  lässt, 
und  dass  endlich,  wenn  das  Philosophiren  von  richtigen 
Begriffen  ausgeht,  und  nach  einer  richtigen  denselben 
entsprechenden  Methode  geschieht,  dadurch  die  bei  der 
blossen  Auffassung  von  Erfahrungen  begangenen  Ver- 
sehen und  die  aus  ihrer  Zusammenstellung  hervorge- 
gangenen Irrthümer  am  leichtesten  entdeckt  und  so  die 
Gefahren,  welche  aus  beiden  entstehen  wrürdcn,  am 
sichersten  vermieden  werden  können.  Der  erspriessli- 
chen  Anwendung  der  Philosophie  auf  den  Staatsdienst 
hat  es  auch  in  demselben  nicht  an  der  vollgültigsten 
Anerkennung  gefehlt.  „Ich  sehe  keinen  triftigen  Grund, 
„der  wider  die  Anwendung  der  Philosophie  —  man  ver- 
leihe, dass  ich  mich  dieses,  Einigen  so  verhassten 
„Wortes  bediene  —  auf  die  gewöhnlichen  Dinge  im 
„menschlichen  Leben  wäre.  Meiner  Meinung  nach  müs- 
„sen  Staatsangelegenheiten  nach  abstracten  Principien, 
„nur  nach  Zeit  und  Umständen  modificirt,  verwaltet 
„werden.  Der  Geist  und  die  Lehrsätze  derer,  die  da- 
„ gegen  streiten,  sind  völlig  den  Lehrsätzen  gleich,  zu 
„  welchen  alle  diejenigen  sich  bekannten ,  die  immer  die 
„Feinde  der  Wohlthäter  des  Menschengeschlechts  wa- 
hren. Diese  Grundsätze  und  dieser  Geist  waren  es, 
„die  Turgot's  Leben  vergifteten  und  Galilei  in  die 
„Kerker  der  Inquisition  brachten.  Durch  diese  Vor- 
Hagen Staatslehre.  g9 
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„Stellungen  lassen  sich  diejenigen  beherrschen,  welche 
„den  Strom  der  Gesittung  gern  wieder  zur  Quelle  zu- 
„rückleiten  möchten-,  Schwachsinnige,  die,  unfähig 
„zu  den  Höhen  zu  gelangen,  von  wo  man  die  mensch- 
liche Natur  aus  einem  erhabnem  Gesichtspuncte  über- 
sieht, sich  darüber  trösten  und  dafür  rächen,  indem 
„sie  die  höher  begabten  Wesen  verläumdcn,  welche 
„diese  Höhen  erreichten.1'  So  erklärte  sich  George 
Canning  öffentlich  im  Parliamcnte,  und  welcher  Ge- 
währsmann für  das  Begründete  dieser  Ansicht  könnte 
wohl  ein  besserer  sein,  als  dieser  berühmte  Staatsmi- 
nister, welchen  die  Geschichte  stets  zu  den  grössten 
Staatsmännern  zählen  wird,  der  dem  Lande  der  Praxis 
angehörte,  und  der  bei  seiner  tiefen  Einsicht  in  die 
Verhältnisse  des  Staatslebens  wohl  am  besten  wusste, 
was  der  Praxis  in  demselben  Noth  thut  und  frommt. 
Dasselbe  gilt  von  Talleyrand  und  seinem  Urthcil,  der 
von  dem  Grafen  von  Reinhard  sagte,  dass  dieser 
gleichfalls  berühmte  Staatsmann  „dem  Studium  der  Phi- 
losophie eine  Kraft  und  zugleich  Gelenkigkeit  des  Rai- 
„sonnements  verdankt  habe,  die  man  in  allen  aus 
„seiner  Feder  hervorgegangenen  Schriften  wieder- 
findet. " 

Aber  nicht  blos  in  dem  Staatsleben,  auch  in  dem 
Leben  jedes  Gebildeten,  und  zwar  je  weiter  dasselbe 
vorrückt,  kündigt  sich  desto  mehr  die  Philosophie  als 
Bedürfniss  an,  denn  mit  dem  zunehmenden  Alter  wird 
die  Kenntniss  des  Besondern  immer  weniger  genügend, 
dagegen  steigt  die  Sehnsucht  nach  einer  Bekanntschaft 
mit  dem  Allgemeinen,  und  da  Erfahrungen  uns  un- 
mittelbar keinen  Aufschluss  über  die  Welt,  unsere 
Stellung  in  derselben,  über  die  Zwecke  des  Ganzen, 
sowie  überhaupt  über  unsere  theuersten  Angelegen- 
heiten zu  geben  vermögen,  so  werden  die  Anforde- 
rungen deshalb  an  die  Vernunft  immer  dringender,  und 
dagegen,  dass  sie  nicht  zu  unangemessenen  ausarten 
oder  gar  zu  Sophistereien  und  Schwärmereien  verfüh- 
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ren,  kann  nur  eine  philosophische  Bildung  bewahren. 
Die  abschreckende  Vorstellung,  die  man  sich  gemein- 
hin von  dem  zu  derselben  führenden  Studium  macht, 
gehört  auch  zu  den  aus  Unkenntniss  entstandenen  Vor- 
würfen, mit  welchen  man  die  Philosophie  anfeindet;  da 
sie  sich  nicht  erlernen  lässt,  so  erfordert  sie  allerdings 

9 

um  aufgefasst  und  erkannt  zu  werden,  eine  grosse  An- 
strengung der  geistigen  Kraft,  aber  sie  übt  dadurch 
auch  dieselbe,  und  wenn  sie  gleich,  je  tiefer  sie  ein- 
dringt und  je  weiter  sie  sich  also  von  dem  Gewöhnli- 
chen entfernt,  sich  in  das  Gebiet  der  Dunkelheit  wagt 
und  zur  Bezeichnung  der  aussergewöhnlichen  Begriffe 
einer  eignen  Kunstsprache  nicht  entbehren  kann,  so  ist 
die  Beschäftigung  mit  ihr,  sobald  die  ersten  Elemente 
überwunden  sind,  keinesweges  eine  trockene,  ge- 
gentheils  eine  sehr  anziehende ,  weil  jeder  Auf- 
schluss,  den  sie  verschafft,  bei  dem  sich  über 
das  gesammte  Wissen  erstreckenden  Felde  der 
Philosophie,  Klarheit  in  einem  weiten  Umfange 
verbreitet  und  mit  dem  Erheben  des  Wissens  zur 
Einsicht,  das  aus  dem  Mangel  der  letztern  hervor- 
gehende unbehagliche  Gefühl  fehlender  Befriedigung 
beseitigt. 

Das  Studium  der  Philosophie  muss  stets  mit  dem 
der  IjOgik  anfangen,  denn  das  Denken  über  Gegen- 
stände kann  nur  insofern,  als  es  den  Gesetzen  dessel- 
ben gemäss  geschieht,  zu  richtigen  Erkenntnissen  füh- 
ren, und  die  Logik  oder  die  Wissenschaft  von 
den  allgemeinen  und  not h wendigen  Regeln 
und  Formen  des  Denkens  bildet  daher  auch  den 
ersten  Theil  der  Philosophie  und  die  Hülfswissenschaft 
für  die  andern  Theile  derselben.  Da  sie  nur  mit  den 
Erfordernissen  der  Deutlichkeit  der  Begriffe  und  ihrer 
Verknüpfung  zu  thun  hat,  so  kann  sie  weder  zu  neuen 
Erkenntnissen  führen,  noch  Irrthümer  in  der  Sache 
selbst  berichtigen,  sondern  nur  durch  Zergliederung  der 
Begriffe  zur  Entdeckung  der  aus  verworrenem  Denken 
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entstehenden  Fehler  Innleiten  und  den  Erkenntnissen 
Klarheit,  Deutlichkeit  und  Bestimmtheit  geben. 

Das  Denken  setzt  aber  die  Bekanntschaft  mit  dem 
Gegenstände,  über  welchen  nachgedacht  wird,  also, 
wie  ich  schon  anführte,  stets  ein  Wissen  voraus,  und 
da  Gegenstände  uns  nur  bemerkbar  werden,  wenn  sie 
Empfindungen  in  uns  hervorbringen,  und  wir  sie  nur 
wahrnehmen,  wenn  wir  dieser  Empfindungen  bewusst 
werden,  so  fangen  alle  Erkenntnisse  von  solchen  mit 
Bewusstsein  verbundenen  Empfindungen  d.  h.  von  der 
Erfahrung  an,  ohne  deshalb  allein  aus  derselben  her- 
vorzugehen. Die  zweite  Bedingung,  von  welcher , 
ausser  dem  richtigen  Denken,  die  Gewissheit  unserer 
Erkenntnisse  abhängt,  ist  daher ,  dass  das  Wissen, 
welches  uns  durch  die  äussere,  wie  durch  die  innere 
Erfahrung  zukommt,  auch  stets  ein  zuverlässiges  sei, 
und  bei  den  vielfachen  Bedenken  dagegen  wird  es  um 
so  nothwendiger,  zu  untersuchen  und  festzustellen ,  in 
wieweit  wir  der  Erfahrung  vertrauen  dürfen. 
Die  Wissenschaft,  welche  diese  wichtige  Untersuchung 
zum  Gegenstände  hat,  ist  die  Metaphysik 9  wel- 
che die  Gründe  und  Grenzen  der  Erfahrung 
aufzusuchen,  und  in  wieweit  wir  durch  dieselbe  zu 
solchen  Begriffen  gelangen ,  aus  welchen  sich  Erkennt- 
nisse ableiten  lassen,  zu  ermitteln,  und  daher  auch  den 
Namen  der  Erkenntnisslehre  mit  Recht  erhalten 
hat.  Da  sie  sich  nicht  mit  den  Gegenständen  der  Er- 
fahrung, sondern  nur  mit  dieser  selbst  beschäftigt,  so 
ist  sie  ebenso  wie  die  Logik  nur  eine  Hilfswis- 
senschaft und  bildet  mit  derselben  die  sogenannte 
reine  Philosophie 5  deren  zweiten  Theil  sie  aus- 
macht. 

Obgleich  keine  Wissenschaft  der  Philosophie  ent- 
behren kann,  und  sie  daher  in  allen  Anwendung  findet, 
so  können  doch  nur  solche  der  angewandten 
Philosophie  angehören,  welche  nach  den  Anforde- 
rungen an  die  Philosophie  ein  Ganzes  von  nicht  der 
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Erfahrung  entlehnten,  sondern  aus  unmittelbar  gewis- 
sen, durch  sich  selbst  gültigen  Sätzen,  hervorgerufe- 
nen Erkenntnissen  bilden,  und  mit  welchen  daher  das 
Bewusstscin  ihrer  unbedingten  Gewissheit  und  also 
auch  ihrer  allgemeinen  und  nothwendigen  Gültigkeit 
verbunden  ist.  Vermöge  der  letztem  stellen  daher  die 
philosophischen  Wissenschaften  Gesetze  auf  und  thei- 
len  sich,  je  nachdem  diese  Gesetze  das  Geschehen 
oder  das  Sollen  betreffen,  in  die  theoretische  und 
pr  actis  che  Philosophie.  Von  den  drei  möglichen 
Gegenständen  der  angewandten  Philosophie,  den  raum- 
er füll  enden  oder  körperlichen^- Wesen,  den 
geistigen  oder  denkenden  Wesen  und  dem  al- 
ler vollkommensten  Wesen  darf  die  theoreti- 
sche Philosophie  keinen  von  ihrer  Behandlung 
aussehüessen ,  denn  sie  hat  zu  untersuchen,  was  jedem 
dieser  Wesen,  als  eines  solchen,  vermöge  des  Be- 
griffs von  denselben  nothwendig  zukommen  muss,  und 
zerfällt  hienach  in  drei  Theile,  in  die  Metaphysik 
der  UTatlir,  welche  die  körperliche  Natur,  in  die 
Psychologie 9  welche  die  vernünftige  Seele  oder 
die  denkende  Natur,  und  in  die  natürliche  Theo- 
logie, welche  Gott  als  das  höchste  und  vollkom- 
menste Wesen  und  den  Zusammenhang  der  ganzen 
Natur  mit  demselben  zu  ihren  Gegenständen  haben. 
Anders  verhält  es  sich  aber  mit  der  practischen 
Philosophie 9  denn  da  das  Sollen  die  Möglichkeit 
des  'Thuns  und  Lassens  voraussetzt,  so  kann  sich 
dasselbe  weder  auf  die  körperliche  Natur,  auch  nicht 
auf  die  belebte  und  beseelte,  sofern  ihre  ganze  Wirk- 
samkeit durch  Naturgesetze  gebunden  ist,  noch  auf 
das  vollkommenste  Wesen,  von  dessen  Walten  alle 
Gesetze  ausgehen,  sondern  nur  auf  denkende  und  han- 
delnde Wesen,  welchen  mit  der  Vernunft  die  Frei- 
heit, sich  Zwecke  zu  setzen  und  sich  selbst  zu  be- 
stimmen, verliehen  ist,  also  nur  auf  den  Menschen  be- 
ziehen, und  seine  Pflichten  sind  es  daher  allein,  wcl- 
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che  den  Gegenstand  der  practischcn  Philosophie  oder 
der  Metaphysik  der  Sitten  ausmachen.  Sie 
zerfällt  in  zwei  Thcile,  in  die  Moral  oder  Th- 
gendlelire  und  in  das  Hatlirrecht,  von  welchen 
die  erste  zu  untersuchen  hat,  wie  der  Mensch  als  sitt- 
lich freies  Wesen  handeln  soll,  und  das  letztere, 
wie  er  handeln  darf.  Schon  aus  den  wenigen  An- 
deutungen über  diese  beiden  Wissenschaften  in  dem 
dritten  Aufsatze  werden  Sie  ersehen  haben,  von  wel- 
cher grossen  Wichtigkeit  dieselben  für  die  Staatslehre 
sind,  dass  sie  zu  den  Fundamenten  derselben  gehören, 
und  daher  ein  in  dieselben  eindringendes  Studium  er- 
fordern. Dazu  kommt  aber  noch,  dass  das  Naturrecht 
das  Fundament  der  gesammten  Jurisprudenz  ist,  dass 
es  bei  seiner  allgemeinen  Gültigkeit  zum  Prüfstein  für 
die  Zulässigkeit  jedes  Gesetzes  und  jeder  Verordnung 
dient,  und  dass,  ohne  dasselbe  durchforscht  und  er- 
kannt zu  haben,  die  Ausbildung  jedes  Staatsbeamten 
eine  sehr  mangelhafte  ist. 

Nach  dieser  ausführlichen  Auseinandersetzung  der 
sämmtlichen  Gegenstände  des  Cameralstudiums  habe 
ich  auch  über  die  Reihenfolge  desselben  nichts  weiter 
zu  sagen.  Aus  den  angegebenen  Verhältnissen  der 
Wissenschaften  zu  einander  ergiebt  es  sich  von  selbst, 
welche  Vorlesungen  vor  den  andern  gehört  werden 
müssen,  theils  um  der  Verständlichkeit  willen,  thcils 
um  in  einem  steten  Fortschreiten  und  bei  demsel- 
ben in  einem  vollständigen  Zusammenhange  zu  blei- 
ben. Da 4  die  vier  Hauptabteilungen  des  Cameral- 
studiums so  abgesondert  von  einander  sind ,  dass  das- 
selbe dadurch  in  vier  Cursus,  in  den  staatswissenschaft- 
lichen, den  juristischen,  den  der  mittelbar  zur  Staats- 
verwaltung erforderlichen  und  den  der  allgemeinen  Wis- 
senschaften zerfällt,  zu  jedem  derselben  aber  eine  be- 
deutende Reihe  von  Disciplinen  gehören,  so  tritt  da- 
durch die  Notwendigkeit  ein,  dass  alle  vier  neben 
einander  gemacht  werden  müssen,   jedoch  so,  dass  die 
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meiste  Zeit  anfänglich  mehr  dem  der  allgemeinen  und 
der  Hilfswissenschaften,  später  aber  mehr  dem  Staats- 
wissenschaftlichen  und  juristischen  gewidmet  werden 
muss;  sich  mit  diesen  letztern  im  Anfange  des  Univer- 
sitätslebens noch  gar  nicht  zu  beschäftigen,  wird  zwar 
häufig  angerathen,  ist  aber  nicht  gut,  denn  an  diese 
Ilauptwissenschaften  schliessen  sich  für  den  Camerali- 
sten alle  andere  an,  und  bei  einer  gänzlichen  Unbekannt- 
schaft  mit  denselben  fehlt  es  dem  ganzen  Studium  an 
einer  bestimmten  Richtung.  Eine  Ordnung,  in  welcher 
die  Vorlesungen  zu  hören  sind,  lässt  sich  am  wenig- 
sten allgemein  vorschreiben,  weil  theils  nicht  in  jedem 
Halbjahre  Alles  gelehrt  wird,  theils  nach  den  verschie- 
denen Stufen  der  Vorbildung,  dem  Einen  diese,  dem 
Andern  andere  Vorlesungen  die  noth wendigeren  sind, 
theils  es  aber  auch  ziemlich  gleichgültig  ist,  in  welcher 
Ordnung  die  Vorlesungen  über  Mathematik,  Geschichte 
die  Theilc  der  Gewerbkunde  u.  s.  w.  neben  oder  nach 
einander  gehört  werden.  Ist  die  Vorbildung  zur  Uni- 
versität eine  vollständige  gewesen,  so  lässt  sich  auf 
derselben  das  Studium  der  Cameralwissenschaften  in 
drei  Jahren  gehörig  vollenden,  jedoch  ist  dazu  bei  dem 
grossen  Umfange  desselben  unumgänglich  irothwendig, 
dass  nicht  nur  Unterbrechungen  vermieden,  sondern 
dass  auch  die  Bemühungen  der  Universitätslehrer  durch 
eine  fortdauernde  rege  Aufmerksamkeit  auf  die  Vorträge 
und  durch  einen  anhaltenden  häuslichen  Fleiss  unter- 
stützt werden,  denn,  wie  Sie  aus  dem  Abriss  des  Ca- 
meralstudiums  ersehen  haben,  können  die  Vorlesungen 
nur  die  Anleitung  zu  demselben  geben,  das  Wenigste, 
Avas  zur  Ausbildung  des  Cameralisten  gehört,  kann  er- 
lernt oder  mitgetheilt,  das  Meiste  muss  durch  Nach- 
denken und  eignes  Forschen  selbst  erworben  werden, 
und  hilft  wenig,  so  lange  es  nur  als  fremdes  Gut  be- 
sessen wird  und  nicht  als  eignes  in  sich  aufgenommen 
ist.  Erinnern  Sie  Sich  stets,  dass  das  Studium,  wel- 
chem Sie  jetzt  Ihre  Kräfte  widmen  wollen,  Sie  nicht 
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sowohl  zu  Kenntnissen ,  als  vielmehr  zu  Erkenntnissen 
führen  soll,  und  dass  von  den  letztern  und  zumal  von 
der  Sicherheit  derselben  Ihre  Tüchtigkeit  zu  dem  von 
Ihnen  gewählten  Beruf  abhängen  Wird. 

Aber  ist  denn  wohl  zu  diesem  Beruf  ein 
so  umfassendes  Studium  durchaus  notwen- 
dig? Für  den  practischen  Staatsbeamten  bleibt  ja  die 
Praxis  stets  das  Wichtigste,  und  wie  wenig  die  Theorie 
dieselbe  ersetzt  oder  nur  mit  derselben  übereinstimmt, 
ist  ja  eine  bekannte  Sache.  Wo  es  über  die  Praxis 
hinausgeht  und  diese  keinen  Fingerzeig  mehr  giebt, 
wird  man  sich  allerdings  an  die  Theorie  wenden  und 
bei  derselben  Raths  erholen  müssen,  allein  dieses  kann 
doch  nur  bei  der  obersten  Leitung  der  Staatsgeschäfte 
vorkommen,  und  wenn  daher  auch  die  höchsten  Staats- 
beamten ,  denen  diese  Leitung  anvertraut  ist,  die  Kennt- 
niss  aller  Wissenschaften,  welche  den  Staat  betreifen, 
oder  sich  auf  denselben  beziehen  lassen,  nicht  werden 
entbehren  können,  so  wird  doch  eine  solche,  nur  müh- 
sam zu  erwerbende  Gelehrsamkeit  dem  Verwaltungs- 
beamten und  zum  Actenschreiben  nicht  nothwendig  sein. 

Leider  hört  man  solche  Aeusserungen ,  wenn  gleich 
lange  nicht  mehr  so  oft,  wie  früher,  so  doch  noch 
immer  zu  häufig,  als  dass  sie  Ihnen  unbekannt  bleiben 
sollten  und  um  nicht  gefahrdrohend  für  Ihren  gewähl- 
ten Beruf  und  das  Lebensglück,  welches  Sie  in  dem- 
selben erwarten,  werden  zu  können,  wenn  Sie  Sich 
durch  dieselben  sollten  irre  leiten  lassen.  Durch  die 
Bekanntschaft,  in  welche  diese  Aufsätze  Sie  mit  dem 
Staatswesen  gesetzt  haben,  so  oberflächlich  sie  auch 
nur  sein  kann,  glaube  ich,  dass  Sic  doch  schon  dage- 
gen werden  gesichert  und  dass  Ihnen  auch  das  Unver- 
ständige, welches  in  solchen  Aeusserungen  liegt,  nicht 
wird  entgangen  sein.  Sie  gehen  aber  auch  nur  aus  ei- 
ner Unklarheit  der  Vorstellungen  hervor,  welche  stets 
die  Folge  einer  mangelhaften  und  ungründlichen  Aus- 
bildung ist',  und  selten  werden  daher  diejenigen,  welche 
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besonders  die  Worte:  Theorie  und  Praxis,  unauf- 
hörlich im  Munde  führen,  um  über  die  erstere  den  Stab 
zu  brechen  und  die  letztere  zu  erheben,  Ihnen  sagen 
oder  sich  selbst  beantworten  können,  was  sie  unter  den- 
selben verstehen ;  die  Begriffe  von  Theorie  und  Praxis 
und  den  Unterschied  beider,  ungeachtet  er  so  schroff  zu 
sein  scheint,  anzugeben,  ist  aber  auch  nicht  so  leicht, 
und  daher  eine  Verständigung  darüber  um  so  nothwen- 
diger. 

Unter  Praxis  versteht  man  der  wörtlichen  Be- 
deutung nach  eine  Verrichtung  und  in  Bezug  auf 
das  Geschäft,  was  durch  dieselbe  erledigt  werden  soll, 
das  Verfahren  bei  derselben.  Insofern  das  Ver- 
fahren, je  nachdem  durch  dasselbe  das  Geschäft  zweck- 
mässig oder  unzweckmässig  vollendet  ist,  eine  Erfah- 
rung darbietet,  welche  als  Belehrung  für  das  Verfahren 
in  künftigen  Fällen  dienen  kann,  wird  die  Praxis  nicht 
blos  eine  ausführende,  sondern  auch  eine  leitende,  und 
wenn  der  Name  Practiker  Allen  zukommt,  welche 
Geschäfte  auszuführen  verstehen,  so  pflegt  man  doch 
besonders  diejenigen  damit  zu  bezeichnen,  welche  ihr 
Verfahren  nur  nach  theils  selbstgemachten,  theils 
nur  im  Geschäftslcben  sich  angeeigneten  Er- 
fahrungen abmessen.  Jede  Erfahrung  über  den  Er- 
folg eines  Ereignisses,  also  auch  eines  Verfahrens,  be- 
ruht aber  auf  der  Voraussetzung,  dass  dasselbe  wirk- 
lich die  Ursache  der  als  Erfolge  desselben  angenom- 
menen Veränderungen  und  Erscheinungen  gewesen  ist, 
und  zu  dieser  können  nur  wiederholte  und  übereinstim- 
mende Wahrnehmungen  berechtigen,  welche  schon  un- 
mittelbar den  gewünschten  Aufschluss  geben  würden, 
wenn  die  Anwendung  eines  bestimmten  Verfahrens  stets 
unter  ganz  gleichen  Umständen  und  Verhältnissen  ge- 
schehen könnte;  da  diese  aber  in  jedem  Falle  mehr  oder 
weniger  verschieden  sind,  und  auch  als  mitwirkende 
angenommen  werden  müssen,  so  entscheidet  noch  kei- 
neswegs die  Ucbercinstimmung  oder  Verschiedenheit 
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der  auf  das  Verfahren  folgenden  Erscheinungen  über 
den  ursachlichen  Zusammenhang  beider,  sondern  dieser 
lässt  sich  nur  erforschen,  und  zwar  mit  desto  mehr  Si- 
cherheit, je  mehr  durch  Vergleichung  und  Zergliede- 
rung der  als  Ergebnisse  einer  Zusammenwirkung  anzu- 
sehenden Erscheinungen  bis  zu  den  einfachsten  Ver- 
hältnissen gelangt  werden  kann,  welche  die  allgemei- 
nen Gesetze  derselben  ergeben,  aus  denen  sich  wieder 
die  Hegeln  für  das  Verfahren  ableiten  lassen.  Die  sy- 
stematische Darstellung  und  Begründung 
dieser  Gesetze  und  Regeln  machen  das  aus,  was 
man  Theorie  nennt  und  welche  daher  nichts  anderes 
ist ,  als  d  i  e  d  u  r  c  h  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  F  o  r  s  c  h  u  n  g 
geprüfte,  geläuterte  und  bestätigte  und 
durch  Z  u  r  ü  c  k  f  ü  h  r  u  n  g  auf  einen  Grundsatz 
zu  einem  Ganzen  gestaltete  Erfahrung.  Hier- 
aus ergiebt  es  sich,  dass  in  allen  Staatsangelegenheiten 
die  Theorie,  welche,  soweit  sie  nicht  von  dem  Pilicht- 
begriffe,  von  der  Praxis  ausgeht,  auch  stets  mit  der- 
selben übereinstimmen  und  ihre  sicherste  Leiterin  sein 
muss.  Ist  dieses  nicht  der  Fall,  sind  keine  Beobach- 
tungsfehler bei  dem,  was  die  Erfahrung  Entgegengesetz- 
tes zeigte,  begangen,  so  ist  dieses  aber  noch  kein  Be- 
weis gegen  die  Theorie  überhaupt,  sondern  nur  gegen  die 
aufgestellte  Theorie,  und  zeigt  nur,  dass  diese  entwe- 
der wegen  einseitiger  Auffassung  der  Erfahrung,  auf 
welche  sie  sich  stützt,  oder  wegen  mangelhafter 
Bestimmung  der  Begriffe  oder  wegen  begangener 
Fehlschlüsse  zu  einer  unrichtigen  geworden  ist;  denn, 
sind  keine  solche  oder  andere  Fehler  begangen, 
so  ist  es  unmöglich,  dass  die  Regeln,  welche 
die  Theorie  aufstellt,  der  Praxis  entgegen  sein 
können. 

„Sobald  der  Gemeinspruch:  das  mag  in  der  Thco- 
„ric  richtig  sein,  taugt  aber  nicht  für  die  Praxis,  die 
„Bedeutung  haben  soll:  dass  Manches  in  der  Theorie 
„Wahr  sein  könne,  was  doch  in  der  Praxis  falsch 
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^befunden  werde ;  so  ist  er  ein  durchaus  trüglicher  Satz, 
3?und  verdiente  die  ganze  Strenge,  mit  welcher  Kant 
?5in  der  merkwürdigen  und  tiefsinnigen  Abhandlung,  die 
^er  demselben  gewidmet  hat,  seine  Blosse  aufdeckt.  — 
^Zuweilen  aber  ist  der  Sinn  des  Spruchs:  das  und  je- 
3«nes  mag  in  der  Theorie  richtig  sein,  ist  aber  nicht 
^zureichend  für  die  Praxis.  Allerdings  ist  dieser 
jjSinn  den  Worten  nicht  völlig  angemessen,  aber  im 
^gegenwärtigen  Falle  hat  es  die  sonderbare  Bewandt- 
j5niss,  dass  der  uneigentliche  Sinn  des  Satzes  weit 
„mehr  Aufmerksamkeit  verdient,  als  der  wahre  und  ei- 
„genthümliche.  Denn  zu  der  Ueberzeugung,  'dass  das, 
„was  einmal  in  der  Theorie  völlig  »erwiesen  und  festge- 
stellt ist,  von  der  Praxis  in  keinem  Falle  wieder  u  m  - 
„gestossen  werden  könne,  führt  die  blosse  Logik 
„oder  die  richtig  geleitete  gesunde  Vernunft.  Dagegen 
„ist  es  eine  viel  interessantere  und  fruchtbarere  Unter- 
suchung: welches  der  Punct  sei,  wo  die  Praxis  auf- 
hört blosser  Nachhall  der  Theorie  zu  sein  und  wo  sie 
„das  Recht  erwirbt,  für  sich  selbst  und  sogar  vor  der 
„Theorie  zu  sprechen  V*  So  dachte  der  geistreiche 
Gentz,  der  sich  als  Staatsmann  grosses  Vertrauen  und 
einen  bedeutenden  Namen  erwarb,  über  diesen  Gegen- 
stand und  deutete  zugleich  durch  die  Schlusswortc  auf 
den  Grund  der  Vorwürfe  hin,  die  man  der  Theorie  des- 
halb macht,  weil  man  zu  viel  von  ihr  verlangt,  und 
dieses  geschieht  nur  zu  oft.  Da  jede  Erfahrungstheorie 
nur  das  umfassen  kann,  was  sich  aus  den  Erfahrungen, 
auf  welche  sie  gebaut  ist,  ableiten  lässt,  so  kann  sie, 
wie  ich  bereits  gezeigt  habe,  nur  allgemeine  Regeln  für 
diejenigen  Fälle  geben,  welche  nicht  ausser  den  Gren- 
zen jener  Erfahrungen  liegen,  und  muss  sich  durch  fort- 
gesetzte Benutzung  der  Erfahrung  stets  zu  vervollstän- 
digen suchen,  ohne  jedoch  darauf  Anspruch  zu  machen, 
je  zu  einer  vollständigen  zu  werden,  weil,  je  mehr  sie 
auf  das  Speciellc  eingeht,  desto  grösser  die  Zahl  der 
möglichen  Fälle,  gegen  die  in  und  von  der  Theorie  bc- 
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rücksichtigten  werden.  Aber  selbst  in  diesen  letztern 
lässt  sicli  das  Verhalten  nie  nach  der  Theorie  allein  ab- 
messen, denn  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Um- 
stände, unter  welchen  sie  eintreten  können,  erfordert 
jede  Regel  für  jeden  einzelnen  Fall  noch  immer  eine 
nähere  Bestimmung,  zu  welcher,  weil  sie  noch  nicht 
von  der  Theorie  gegeben  ist,  nur  das,  was  die  Erfah- 
rung und  durch  diese  die  Praxis  in  zunächst  liegenden 
oder  ähnlichen  Fällen  unmittelbar  darbietet,  hinleiten 
kann.  Wenn  daher  die  Theorie  der  Praxis  nicht*  ge- 
nügt, so  liegt  dieses  nur  daran,  dass,  wie  Kant  sich 
ausdrückt,  „noch  nicht  genug  Theorie  vorhanden  ist," 
aber  diese  unzureichende  Theorie,  welche  nur  zu  allge- 
meine Regeln  aufstellt,  ist  deshalb  keinesweges  eine  ent- 
behrliche, ebenso  wenig  entbehrlich,  als  der  Wegwei- 
ser, der  zwar  den  richtigen  Weg  zeigt,  aber  nicht  auch, 
wie  den  Hindernissen,  welche  sich  auf  demselben  fin- 
den ,  auszuweichen  ist. 

Ohne  Theorie  ist  auch  nicht  einstens  eine  Praxis  mög- 
lich, am  wenigsten  in  der  Staatsverwaltung,  weil  bei  jeder 
Verwaltung,  wenn  sie  nicht  eine  willkürlicheist,  Principicn, 
nach  welchen  sie  geschieht,  vorausgesetzt  werden  müssen 
und  daher  auch  aus  jeder  Maassregel  auf  das  Vorhandensein 
von  solchen  geschlossen  wird,  und,  wenn  sie  ohne  strenge 
Berücksichtigung  der  bestehenden  veranlasst  ist,  die 
Regierung  durch  die  nach  derselben  sogleich  vorausge- 
setzten anderweitigen  Principicn  und  der  nothwendigen 
Folgerungen  und  Ansprüchen  aus  diesen  in  die  peinlich- 
sten Verlegenheiten  verwickelt  werden  kann.  Zu  sol- 
chen Geschäften,  bei  welchen,  wie  auf  dem  Tretrade, 
das  Vollbringen  derselben  nur  von  der  Einübung  in  den 
jaehörigen  Schritt  und  die  Vorsorge  für  dieselben  nicht 
von  ihrer  zweckmässigen  Leitung,  sondern  nur  von  dem 
beharrlichen  Antreiben  abhängt,  bedarf  es  allerdings  kei- 
ner Theorie  und  die  Routine  reicht  völlig  aus,  allein  zu 
allen  andern  Geschäften,  die  nur  durch  geistige  Thätig- 
keit  vollbracht  und  besorgt  werden  können,    bei  wcl- 
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eben  sich  nicht  jeder  Schritt  vorschreiben  lässt,  muss 
der  Practiker,  um  nicht  regellos  heruinzutappen ,  sich 
für  sein  Verfahren  aus  den  von  ihm  gemachten  Erfah- 
rungen stets  Regeln  ableiten  und  sich  also  eine  Theorie 
bilden,  welche  ihm  dann,  ohne  dass  er  ihrer  bewusst 
wird  i  als  Leiterin  in  der  Praxis  dient.    Ein  solcher  auf 
die  eignen  Erfahrungen  beschränkter  Practiker  wird  sich 
in  dem  eingclebten  Geschäftskreise,    ebenso   wie  der 
Blinde   im  eignen  Hause,    sehr  wohl  zurecht  finden, 
aber  ebenso  wenig,  wie  dieser,   ohne  gleich  zu  strau- 
cheln, die  engen  Grenzen  seiner  gewohnten  Wirksamkeit 
übertreten,  oder,  wenn  Veränderungen  im  Gebiete  der- 
selben vorgekommen  sind ,  sich  noch  mit  einiger  Sicher- 
heit in  demselben  bewegen  können :  die  Vorstellungen, 
auf  welchen  so  gebildete  Theorien  beruhen,  bleiben  zwar 
immer  nur  dunkele,  aber  dessen  ungeachtet  können  es  rich- 
tige sein ,  und  je  mehr  der  Practiker  durch  Scharfblick 
und  Scharfsinn  auf  dieselben  hingeführt  wird ,  je  mehr 
er  dadurch  als  Theoretiker  auch  zur  richtigen  Auffas- 
sung seines  Geschäftsberufs  gelangt  ist,  desto  tüchti- 
per  wird  er  sich  als  Practiker  bewähren  können:  am 
tüchtigsten  daher,  wenn  diese  Auffassung  bei  ihm  zu 
einer  klaren,  wenn  sie  von  der  Gefühls-  schon  zur  Er- 
kenntnisssachc  geworden  ist,   wozu  aber  gehört,  dass 
die  Theorie  selbst,   aus  welcher  sie  hervorgeht,  durch 
wissenschaftliche  Prüfung  und  Feststellung  schon  zu  ei- 
ner wissenschaftlichen  geworden  sein  muss;  die  Ueber- 
zengung    von    ihrer    Richtigkeit,    so    wie    die  Fä- 
higkeit sie  in   jedem   vorkommenden  Falle    zu  ver- 
vollständigen, kann  indessen  nur  der  gewinnen,  wel- 
cher sie  nicht  erlernt  ,  sondern  sie  selbst  durchforscht 
und   geprüft   hat,     und  dem  es  an   der    zu  diesem 
Geschäft   erforderlichen  wissenschaftlichen  Ausbildung 
nicht  fehlt. 

Der  tüchtigste  Practiker  kann  dieses  also 
nur  sein,  wenn  er  der  tüchtigste  Theoretiker 
ist.    Umkehren  lässt  sich  aber  nicht  dieser  Satz;  der 
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tüchtigste  Theoretiker  kann   ein  schlechter  Practiker, 
auch  wohl  gar  keiner  sein,  weil  schon  überhaupt  das 
Können  zwar   das  dazu  nöthige  Wissen  voraussetzt, 
aber  dieses  Wissen  noch  nicht  das  Können  zur  Folge 
hat,  und  um  die  Theorie,  wenn  sie  auch  noch  so  voll- 
ständig ist,  in  der  Praxis  ins  Leben  treten  zu  lassen, 
zwei  Erfordernisse  unentbehrlich  sind,  die  man  nicht  bei 
jedem  Theoretiker  voraussetzen  darf,  nämlich,  erstens 
die  Naturgabe,  sicher  und  möglichst  schnell  beurtheilcn 
zu  können,    ob  und  inwiefern  ein  vorkommender  Fall 
unter  eine  gewisse  Regel  gehöre,  und  zweitens  eine 
nur  durch  Uebung  zu  erlangende  Fertigkeit  die  Regeln 
anwenden  zu  können.     Das  häufige  Missglücken  der 
Versuche,  wenn  Theoretiker,  denen  eins  oder  das  an- 
dere dieser  Erfordernisse  fehlt,  sich  an  die  Praxis  wa- 
gen, kann  daher  der  Theorie  nicht  zum  Vorwurfe  ge- 
reichen, aber  das  dadurch  veranlasste  Gespötte  über  die 
Theoretiker  hat  leider  nicht  selten  auch  zu  einer  Ver- 
höhnung der  Theorie  geführt  und  dem  allgemeinen  Ver- 
trauen   auf  dieselbe   zum  grössten   Nachtheil  für  die 
Praxis  geschadet.    Wahrhaft  grosse  und  also  auch  die 
einsichtvollsten  Practiker  sind  stets  von  der  Unentbehr- 
lichkeit  der  Theorie  überzeugt  gewesen  und  haben,  weit 
entfernt  sie  für  eine  blosse  Stubengelehrsamkeit  zu  hal- 
ten, welche   der  Welt   nichts  fruchtet,   ihren  hohen 
Werth  für  die  letztere  jederzeit  anerkannt.  Erinnern 
Sie  Sich  nur  an  die  kurz   vorher  angeführten  Worte 
Cannings:    „Meiner  Meinung  nach  müssen  Staats- 
angelegenheiten nach  abstracten  Principien,    nur  nach 
„Zeit    und  Umständen  modificirt    verwaltet  werden", 
welche    nicht     vom    Katheder,      sondern    von  der 
Parliamentsbank    gesprochen    wurden  und   Ihnen  den 
angegebenen    Gesichtspunct  bestätigen,    aus  welchem 
die  Anwendung   der  Theorie  auf  die  Praxis  gesche- 
hen soll. 

Kaum  würde  ich  es  mir  vergeben,  noch  der  Frage 
zu  gedenken ,  ob  zur  Theorie  der  Staatsverwaltung  denn, 
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auch  wirklich  so  viele  oder  auch  nur  besondere  Kennt- 
nisse nothwendig  sind?  wenn  nicht  das  so  häufige  Ab- 
urtheilen  über  Staatscinrichtungen  und  die  allgemeine 
Bereitwilligkeit,  den  Behörden  bei  der  Verwaltung  mit  Rath 
beizustehen  ,  welche  den  Meisten  sogar  einen  so  belieb- 
ten Stoff  der  Unterhaltung  gewähren,  noch  den  Glauben 
bekundeten,  dass  die  zu  beiden  erforderlichen  staatswis- 
senschaftlichen Kenntnisse  überhaupt  nicht  erworben 
werden  dürfen,  sondern  schon  mit  der  Muttermilch  em- 
pfangen werden;  mit  Recht  klagte  Gentz:  „Alltägliche 
„Bescheidenheit  schliesst  dem  Laien  den  Mund,  wenn 
„der  Kunstverständige  über  Jurisprudenz,  Arzneiwisscn- 
„schaft  oder  Metaphysik  spricht.  Aber  sobald  von 
„Staatsangelegenheiten  die  Rede  ist,  wird  Jeder  ein 
„Adept."  Wie  sehr  viel  dazu  gehört,  um  den  Staats- 
organismus zu  kennen,  werden  Sie  schon  aus  dem  Ih- 
nen in  diesen  Aufsätzen  Mitgetheilten  entnommen  ha- 
ben, und  die  Verirrungen,  in  welche  selbst  geist-  und 
kenntnissreichc  Männer  bei  dem  Richten  über  die  ihnen 
sonst  fremd  gebliebenen  Staatssachen  gerathen,  Sich 
zur  Warnung  dienen  lassen. 

Damit  Sie  Sich  Selbst  von  der  Notwendigkeit  der 
Anwendung  der  wissenschaftlichen  Theorie,  nicht  blos 
bei  der  obersten  Leitung  der  Staatsgeschäfte,  sondern 
auch  bei  der  Ausführung  derselben  überzeugen,  habe 
ich  mit  Vorbedacht  in  den  dem  Polizei  -  und  Finanz- 
wesen gewidmeten  Aufsätzen  die  Theorie  mancher  Ge- 
genstände bis  in  das  Speciellste,  was  dem  Verwaltungs- 
beamten nicht  mehr  vorgeschrieben,  sondern  nur  anver- 
traut werden  kann,  entwickelt,  weil  daraus  am 
deutlichsten  hervorgeht,  wie  wichtig  dem  Cameralisten 
selbst  in  einer  untergeordneten  Stellung,  wenn  die  Ge- 
schäfte derselben  nicht  blos  mechanische  sind,  die 
Theorie  ist,  und  wie  wenig  sich  dieselbe  auch  bei  der 
sogenannten  Acten  arbeit  entbehren  lässt. 

Ungern  gebrauche  ich  dieses  Wort,  aber  ich  glau- 
be es  nicht  unerwähnt  lassen  zu  dürfen,  da  man  es  so 
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häufig  für  eine  passende  Bezeichnung  der  Amtstätig- 
keit des  Beamtenstandes  ausgiebt  und  daraus  sogar  zu 
folgern  nicht  abgeneigt  ist,  dass  es  bei  derselben  niebt 
sowohl  auf  Kenntnisse,  am  wenigsten  auf  gelehrte,  als 
vielmehr  nächst  gesundem  Menschenverstand,  nur  auf 
eine  gewisse  Fertigkeit  im  Schreiben  ankomme.  Eine 
so  unwürdige  Ansicht,  die  nur  aus  Kenntnisslosigkeit 
hervorgehen  kann,  oder  diese  beschönigen  soll,  hoffe 
ich,  wird  in  diesen  Aufsätzen  bereits  die  zureichendste 
Widerlegung  gefunden  haben,  und  schon  der  Name: 
ÜLCteil;  sollte  daran  erinnern,  dass  das  Wesentliche 
bei  denselben  im  Handeln  und  nicht  im  Schreiben  be- 
steht. Aber  man  will  auch,  wenn  man  von  Actenarbcit 
spricht,  mit  diesem  Ausdruck  eine  Schattenseite  des 
Staatsdienstes  bezeichnen,  welche  für  abschreckend  ge- 
halten wird.  Wenn  das  Abschreckende  in  dem  Schrei- 
ben und  überhaupt  in  dem  Schriftwechsel  bestehen  soll, 
so  trifft  dieser  Vorwurf  alle  Geschäfte  und  Gewerbe, 
bei  welchen  Mittheilungen  nothwendig  sind,  welche  sich 
auf  mündliche  nicht  beschränken  lassen,  und  die  Be- 
schwerde, welche  durch  das  Schreiben  verursacht  wird, 
ist  daher  eine  ziemlich  allgemeine.  Frägt  man,  worin 
denn  das  Beschwerlichere  des  Schriftwechsels  liegt, 
was  derselbe  bei  einer  Staatsbehörde  in  Vergleich  zu 
dem  auf  einem  kaufmännischen  Comptoir,  auf  welchem 
doch  auch  das  Handeln,  soweit  es  über  den  Wohnort  hin- 
ausgeht, nur  durch  Schreiben  geschieht,  habe,  so  bleibt 
die  Antwort,  ungeachtet  das  Langweilige  und  Drücken- 
de der  Acten  zu  den  Gemeinplätzen  der  Unterhaltung 
gehört,  entweder  ganz  aus,  oder  beschränkt  sich  nur 
auf  die  Klage  über  eine  unnöthige  und  ermüdende  Weit- 
läufigkeit. Dass  der  amtliche  Schriftwechsel  ausführ- 
lich sein  muss,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  denn 
theils  muss  derselbe,  weil  jedes  Amtsgeschäft  im  Auf- 
trage geschieht,  wie  die  Ausführung  desselben  gesche- 
hen ist,  vollständig  nachweisen,  theils  muss  aber  auch 
die  letztere,  um  jedem  Missbrauchc  der  Amtsgewalt 
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vorzubeugen,  an  bestimmte  Formen  gebunden  sein; 
aber  deshalb  darf  derselbe  weder  weitläuftig  sein,  noch 
dadurch  langweilig  werden.  Bei  den  Acten  der  Ver- 
waltungsbehörden kommt  aber  noch  ein  günstiger  Um- 
stand hinzu.  Um  einer  Erzählung  mehr  Leben  zu  ge- 
ben und  den  Leser  in  eine  persönliche  Bekanntschaft 
mit  den  handelnden  Personen  treten  zu  lassen,  bedient 
man  sich  häufig  des  Mittels  der  Einkleidung  in  die 
Briefform.  Eben  diese  Form  werden  Sie  bei  allen  ca- 
merahstischen  Acten  als  die  vorherrschende  finden,  und 
Sie  werden  daher  bei  dem  Durchlesen  derselben  nicht 
nur  mit  den  Personen,  welchen  die  Geschäfte  übertra- 
gen oder  welche  bei  denselben  betheiligt  sind,  bekannt, 
sondern  Sie  sehen  sie  handeln  und  verfolgen  sie  auf 
den  Schritten,  zu  welchen  Sie  durch  das  Geschäft  ver- 
anlasst werden;  das  Interesse  wird  daher  für  Jeden, 
der  an  dem  Gegenstande  selbst  Interesse  nimmt  — 
denn,  wo  dieses  fehlt,  wird  nicht  blos  bei  den  Acten? 
sondern  auch  bei  jedem  noch  so  vortrefflichen  Buche 
das  Durchlesen  zur  erschöpfenden  Zwangsarbeit  —  stets 
zu  einem  steigenden,  und  wenn  dieses  nicht  der  Fall  ist, 
wenn  Sie  wirklich  ermatten,  so  ist  es  keinesweges  eine 
Folge  der  Acten  überhaupt,  sondern  vielmehr,  dass  es 
den  betreffenden  an  den  erforderlichen  Eigenschaften 
gefehlt  hat.  Die  schlechten  Acten  berechtigen  indessen 
ebenso  wenig  zur  Verachtung  des  Actenwesens,  als  die 
schlechten  Bücher  zur  Verachtung  der  Litteratur;  auch 
unter  den  erstem  giebt  es  der  Meisterwerke  sehr  viele, 
welche  nicht  nur  belehrend,  sondern  auch  unterhaltend 
in  einem  hohen  Grade  sind. 

Worin  liegt  aber  diese  grosse  Verschiedenheit  bei 
den  Acten?  was  ist  es,  was  ihre  Bearbeitung  theils  an- 
ziehend, theils  ermüdend  macht?  Nur  das  Wesen  der 
Acten  giebt  darüber  Aufschluss.  Wie  ich  gezeigt  habe, 
besteht  dasselbe  im  Handeln,  nicht  im  Schreiben,  und 
dasselbe  widerliche  und  ermattende  Gefühl,  welches 
stets  der  Anblick  der  Unthätigkeit  oder  eines  erfolglo- 
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sen  Getreibes  erregt,  ist  es,  Avas  bei  Acten,  in  wel- 
chen es  an  dem  gehörigen  Handeln  fehlt,  sogleich  her- 
vortritt, und  deshalb  zu  einem  quälenden  wird,  weil 
schlechte  Acten  nicht,  wie  schlechte  Bücher,  bei  Seite 
gelegt  werden  können,  sondern  ungeachtet  der  Ueber- 
zeugung,  dass  sie  schlechte  sind,  um  im  Zusammen- 
hange des  Geschäfts  zu  bleiben,  doch  gelesen  werden 
müssen. 

Wichtiger  ist  daher  noch  die  Frage:  Wie  las  st 
sich  der  Entstehung  solcher  Acten  vorbeu- 
gen4? Da  von  der  Thätigkeit  im  Handeln  und  dem  Fort- 
gange des  Geschäfts  durch  dasselbe,  nicht  nur  das 
Zweckmässige,  sondern  auch  das  Anziehende  der  Acten 
abhängt,  so  finden  sich  die  sichersten  Schutzmittel 
gegen  das  zu  befürchtende  Uebel  schon  in  den  Bedin- 
gungen, unter  welchen  eine  erfolgreiche,  amtliche  Thä- 
tigkeit möglich  ist  und  gefördert  wird,  und  diese  sind 
keine  andern,  als  die  Kenntniss  der  Geschäfte  und  der 
Regeln  zu  ihrer  Ausführung,  ohne  welche  weder  Klug- 
heit noch  Routine  zum  Ziel  führen  können.  Wo  die 
vollständige  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande  des 
Geschäfts  und  mit  den  örtlichen  und  persönlichen  Verhält- 
nissen, unter  welchen  dasselbe  geschehen  soll,  fehlt,  da 
füllen  sich  die  Acten  mit  Rückfragen,  welche  die  Sache 
nicht  weiter  kommen  lassen;  aber  noch  viel  schlechter 
ist  es  mit  denselben  bestellt,  wo  es  bei  einem  anver- 
trauten Geschäft  an  der  Kenntniss  der  Grundsätze  und 
Regeln  fehlt,  nach  welchen  bei  der  Beurtheilung  und 
Ausführung  desselben  verfahren  werden  soll.  Unge- 
wissheit  und  Schwanken  zwischen  Meinungen  überzeu- 
gen dann  den  Beamten  bald,  dass  er  sich  auf  einem 
unsichern  Boden  befindet,  und  dass,  da  das  niederge- 
schriebene Wort  ein  bleibendes  ist,  er  sich  bei  jeder 
Entscheidnng  und  bei  jedem  Schritte  einer  Gefahr  aus- 
setzt, und  wenn  er  auch  nicht,  um  beide  seinerseits  zu 
vermeiden,  die  Sache  durch  einen  verlängerten  Schrift- 
wechsel  hinzuhalten   sucht,    so   geschieht  dieses  ab- 


—    VII.  — 


467 


sichtslos,  weil  die  Unfähigkeit,  zu  einem  Entschluss 
kommen  zu  können ,  nur  zu  oft  den  Grund  davon  in  der 
Lage  der  Sache  suchen  lässt,  und  dieselbe  immer  noch 
nicht  so  reif,  wie  es  zur  Fassung  eines  Entschlusses 
erforderlich  ist ,  gefunden  wird.  Die  voluminösen  Acten 
bezeigen  dann  zwar  einen  grossen  Fleiss,  der  aber, 
weil  ihre  Schwere  nicht  eine  Inhaltsschwere  ist,  nur 
dazu  beigetragen  hat,  die  Lasten  Aller,  denen  die  Sa- 
che angeht,  zu  vermehren.  So  treten  daher  grade  in 
den  Acten  die  nachtheiligen  Folgen  mangelhafter  Kennt- 
nisse am  sichtbarsten  hervor,  und  wenn  sich  auch  im 
Fortgange  der  Geschäftsführung  Local  -  und  Personal- 
kenntnisse erwerben  lassen,  so  fehlen  doch  immer  die 
wichtigsten,  die  wissenschaftlichen  Kenntnisse,  aus 
welchen  sich  die  Grundsätze  für  das  Verfahren  herlei- 
ten lassen,  weil  diese  nur  durch  eine  sorgfältige  und 
vollständige  wissenschaftliche  Ausbildung  erworben  wer- 
den können.  Diese  ist  also,  zu  jeder  Actenarbeit, 
wenn  ich  dieses  Wort  schon  brauchen  soll,  eine  un- 
entbehrliche, aber  allerdings  nolhwendiger  in  einem  de- 
sto höhern  Grade,  je  höher  die  Stellung  des  Staatsbe- 
amten ist,  denn  je  weiter  der  Wirkungskreis  desselben 
ist,  desto  weniger  kann  er  selbst  bei  den  einzelnen  Ge- 
schäften Hand  ans  Werk  legen,  und  desto  ausschliess- 
licher muss  seine  Wirksamkeit  im  Wege  des  Schrift- 
wechsels geschehen  5  aber  je  mehr  seine  Wirksamkeit 
dadurch,  dass  sie  eine  höhere  ist,  zu  einer  leitenden 
und  bestimmenden  wird,  desto  weniger  darf  sie  eine 
schwankende  sein,  sondern  desto  bestimmter  und 
schneller  müssen  seine  Entschlüsse,  und  desto  mehr 
muss  er,  um  diese  ohne  langes  Zögern  fassen  und  klar 
ausdrücken  zu  können,  mit  jenen  geistigen  und  wissen- 
schaftlichen Hülfsmitteln  ausgestattet  sein. 

Jede  höhere  Stellung  im  Staatsdienst  verlangt  da- 
her eine  höhere  Ausbildung,  und  da  Niemand  vorher 
wissen  kann,  welche  Stelle  ihm  einst  beschieden  sein 
wird,  so  erfordert  es  schon  die  Pflicht  gegen  sich  selbst, 
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stets  nach  der  höchsten  Ausbildung  zu  streben,  um  in 
keiner  Stellung  aus  Mangel  an  Kenntnissen  der  Stütze 
in  sich  zu  entbehren  und  in  der  höhern,  scheinbar  un- 
abhängigem, durch  die  steigende  Noth wendigkeit,  sich 
fremder  Aushülfe  hingeben  zu  müssen ,  in  grössere  Ab- 
hängigkeit versetzt  zu  werden.  Von  dem  Bestreben, 
sich  auf  der  Universität  eine  vollständige  wissenschaft- 
liche und  später  eine  gleiche  practische  Ausbildung  zu 
erwerben,  um  auch  die  höhern  Stellen,  wenn  Verdienst 
und  Vertrauen  auf  dieselben  rufen,  würdig  einnehmen  zu 
können,  ist  aber,  wenn  auch  eine  solche  den  Weg  zu 
denselben  bahnt,  doch  das  Bestreben  nach  denselben 
wohl  zu  unterscheiden  und  eine  Verwechselung  beider 
sogar  gefährlich,  indem  das  letztere  weder,  gleich  dem 
erstem,  wie  man  es  gethan  hat,  als  allgemeine  Regel 
aufgestellt  werden  darf,  noch  zu  derjenigen  Zufrieden- 
heit führen  kann,  von  welcher  ebenso  das  Wohl  des 
Dienstes,  als  des  Beamten  abhängt.  Schon  wegen  der 
beschränktem  Zahl  der  höhern  Stellen  kann  das  Stre- 
ben nach  denselben  nicht  zu  einem  allgemeinen  ge- 
macht werden,  ohne  dass  bei  den  meisten  von  denen, 
welche  sich  dem  Staatsdienste  widmen,  die  durch  das- 
selbe genährten  Hoffnungen  unerfüllt  bleiben  und  dage- 
gen die  nachtheiligen  Folgen  getäuschter  Erwartungen 
eintreten;  es  ist  ein  Streben,  welches  nie  zur  Ruhe 
kommen,  vielmehr  das  Erfreuliche,  was  die  Gegenwart 
gewährt,  der  ungewissen  Zukunft  aufopfern  und  Be- 
friedigung immer  nur  suchen,  aber  nie  finden  lässt,  weil 
sie  da  gesucht  wird,  wo  sie  nicht  zu  finden  ist;  denn 
die  glückliche  Dienstlage  des  Beamten,  die  Achtung 
und  Ehre,  die  er  im  Amte  erwarten  darf,  hängen  nicht 
sowohl  davon  ab,  in  welcher  Stelle  er  sich  befindet, 
sondern  vielmehr  davon,  dass  er  seine  Stelle  er- 
füllt, und  können,  wenn  sie  in  derselben  erworben 
sind,  nur  zu  leicht  in  der  vielleicht  qualvoll  errungenen 
höhern  verloren  gehen.  Die  Erfordernisse,  eine  Stelle, 
mag  sie  sein   welche   sie  wolle,    erfüllen  zu  können, 
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wenn  sie  auch  in  den  Kenntnissen  nicht  allein  bestehen, 
gründen  sich  stets  auf  dieselben  und  können,  wenig- 
stens ohne  dieselben,  nicht  vorhanden  sein ,  und  in  kei- 
nem Amte,  dessen  Verrichtungen  über  das  Mechanische 
hinausgehen,  werden  ausgezeichnete  Kenntnisse  ohne 
Erfolg  für  den  Dienst  und  für  das  Wohl  des  Beamten 
sein. 

Aber  wollen  Sie  Sich  das  letztere  noch  mehr  si- 
chern, so  nehmen  Sie  auch  schon  jetzt  auf  die  Mit- 
tel zu  Ihrer  künftigenEr holung  und  Erheite- 
rung Bedacht.  Keine  Arbeit,  wenn  sie  auch  noch 
so  viele  Freude  und  Genugthuung  gewährt,  kann  über 
eine  gewisse  Dauer  ununterbrochen  fortgesetzt  werden, 
ohne  zu  ermatten  und  Erholung  zum  Bedürfniss  zu  ma- 
chen. Der  Körper  findet  dieselbe  in  der  Ruhe,  aber 
der  Geist  kennt  diese  nicht,  sondern  bleibt,  so  lange 
er  im  wachenden  Zustande  ist,  in  steter  Thätigkeit; 
und  fehlt  es  ihm  an  Gegenständen  dazu,  so  tritt  als 
Folge  der  Leere  die  Langeweile,  eine  Stimmung  des 
Gemüths  ein,  welche  sogar  die  Gesundheit  desselben 
gefährdet  und  im  höchsten  Grade  ermattend,  am  we- 
nigsten Erholung  und  Stärkung  geben  kann.  Das,  was 
den  Geist  vor  Ermattung  bewahrt  und  von  derselben 
befreit,  kann  daher  bei  der  Unmöglichkeit  der  Aufhe- 
bung seiner  Thätigkeit  nur  in  einer  Veränderung  der- 
selben gesucht  werden,  und  die  Erfahrung  bestätigt  es 
auch,  dass  Abwechselungen  stets  nothwendig  sind,  um 
in  uns  das  erfrischende  und  erheiternde  Gefühl  der  Be- 
förderung des  Lebens,  das  Vergnügen,  hervorzurufen. 
Jean  Paul's  ebenso  schöner,  als  wahrer  Gedanke: 
„Was  heiter  und  selig  macht,  ist  blos  Thätigkeit",  be- 
zeichnet das  Verhältniss  vollständig,  denn  die  soge- 
nannte Unterhaltung,  ohne  Avelche  Erholung  und  Erhei- 
terung nicht  eintreten  und  von  welcher  wir  beide  er- 
warten, ist  auch  eine  geistige  Thätigkeit,  aber  eigen- 
thümlicher  Art,  denn  es  ist  die  Thätigkeit  zur  Erhal- 
tung und  Wiedererweckung  der  Thatkraft,    Um  diesen 
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Erfolg  haben  zu  können,  darf  sie  weder  eine  anstren- 
gende, noch  eine  unbequeme  sein,  denn  Anstrengun- 
gen nehmen  Kraft,  und  Unbequemlichkeiten  erfordern 
wieder  Anstrengungen  zu  ihrer  Ueberwindung,  um  uns 
in  der  Lage,  in  welche  die  Thätigkeit  uns  versetzt, 
nicht  zu  missfallen.  Bei  der  unterhaltenden  Thätigkeit 
müssen  wir  uns  daher,  um  uns  stets  heimisch  und  wohl 
zu  fühlen,  in  einer  bekannten  Sphäre  bewegen  und 
können  die  dazu  erforderlichen  Beschäftigungen,  je 
nachdem  sie  mit  Andern  oder  ohne  fremde  Beihülfe  ge- 
schehen, im  ersten  Falle  nur  im  geselligen  Umgänge 
mit  gleichgestimmten  und  befreundeten  Personen,  im 
andern  nur  von  einer  uns  schon  vertraut  gewordenen 
Kunst  oder  Wissenschaft  erwarten.  Schon  von  jedem 
Menschen  ist  die  Umgänglichkeit,  weil  sie  zu  den  Tu- 
genden und  wirksamsten  Mitteln  der  Ausbildung  gehört, 
zu  verlangen  und  besonders  von  dem  Cameralisten, 
dessen  ganzer  Beruf  sich  auf  das  gesellige  Leben  be- 
zieht und  der  sich,  wenn  er  sich  gleichsam  ausserhalb 
demselben  stellen  wollte,  dadurch  von  dem  Gegen- 
stande seines  Geschäfts  entfernen  würde;  indessen  als 
einzige  Quelle  der  Erholung  reicht  sie  nicht  zu,  am 
wenigsten,  je  mehr  das  Alter  heranrückt;  Jeder,  der 
sie  dazu  macht,  versetzt  sich  auch  in  einen  abhängi- 
gen Zustand,  denn  die  Freuden  der  gesellschaftlichen 
Unterhaltung  können  wir  uns  nicht  allein  schaffen,  son- 
dern es  gehört  auch  dazu,  dass  Andere  sich  mit  uns 
unterhalten  wollen,  und  diese  werden  in  der  Regel  im- 
mer Wenigere,  je  mehr  im  Lauf  der  Jahre  die  alten 
Bekanntschaften  sich  durch  Tod  und  Entfernung  vom 
Wohnorte  auflösen  und  das  Schliessen  neuer  schwieri- 
ger wird.  Aber,  auch  abgesehen  davon,  tritt  das  Be- 
dürfniss  der  Erholung  oft  in  Augenblicken  ein ,  in  wel- 
chen man  theils  nicht  sogleich  zur  gesellschaftlichen 
Unterhaltung  die  Gelegenheit  hat,  theils  auch  nicht  für 
dieselbe  gestimmt  ist,  und  in  welchen  man  jene  Leere 
in  ihrer  ganzen  Härte  empfinden  würde,  wenn  es  nicht 


—   VII.  — 


411 


auch  der  Mittel  gäbe,  um  iti  der  Einsamkeit,  ermüdet 
von  der  Arbeit,  Zerstreuung  sich  zu  verschaffen  und 
durch  dieselbe  zur  Wiedersammlung  der  geistigen  Kräfte 
zu  gelangen.  Die  sogenannte  Leetüre,  das  Lesen  zum 
Zeitvertreib  oder  vielmehr  zur  Zeittödtung,  hilft  dazu 
nicht  für  die  Dauer ,  sondern  nur  eine  Beschäftigung, 
welche  die  Aufmerksamkeit  ganz  in  Anspruch  nimmt 
und  zu  welcher  nur  eine  Kunst  oder  eine  Wissenschaft, 
an  welcher  man  Geschmack  gefuuden  hat,  dio  Mittel 
darbieten  können.  Von  beiden,  von  welchen  keine  un- 
sere Erholung  vom  Willen  Anderer  abhängig  macht, 
sondern  sie  noch  dadurch  erhöht ,  dass  sie  uns ,  weil 
die  Zeit  bei  denselben  nicht  getödtet  wurde,  in  der  Erin- 
nerung noch  erfreut,  ist  die  erstere,  die  Kunst,  mehr 
der  Jugend  hold,  als  dem  Alter,  und  geht  auch  ohne 
fortgesetzte  Uebung  bald  verloren,  wogegen  die  Wis- 
senschaft, einmal  lieb  gewonnen,  dem  Menschen,  so 
lange  er  nur  noch  für  geistige  Genüsse  empfänglich  ist, 
stets  die  treue,  aufheiternde  Lebensgefährtin  bleibt,  wel- 
che selbst,  wenn  der  Umgang  mit  ihr  auch  viele  Jahre 
hindurch  unterbrochen  werden  musste,  sich  ihm  nie 
mehr  so  entfremdet,  um  nicht  denselben  mit  ihr,  so- 
bald Zeit  und  Müsse  es  nur  verstatten,  sogleich  wie- 
der anknüpfen  und  in  demselben  die  wohlthuendste  Be- 
schäftigung finden  zu  können. 

Schon  während  der  Geschäftsführung  bewährt  die 
Wissenschaft  auch  in  dieser  Beziehung  ihren  hohen 
Werth,  aber  noch  bei  weitem  mehr  in  dem  spätem 
Zeiträume,  Avenn  das  Leben  über  die  Dauer  des  amt- 
lichen Dienstes  hinausgeht.  Mit  der  Trennung  von  den 
Geschäften  geht  bei  dem  Beamten  eine  Veränderung 
vor,  welche  sich  nicht  blos  auf  seine  äussere  Thätig- 
keit  beschränkt,  sondern  auch  und  noch  fühlbarer  sich 
anf  die  geistige  ausdehnt,  indem  sie  auf  den  bisherigen 
Ideengang  hemmend  einwirkt,  denn  je  mehr  der  Beamte 
nur  seinem  Amte  lebte,  desto  mehr  bezogen  sich  alle 
seine  Gedanken  nur  auf  dasselbe,  und  die  Richtung  ihres 
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Ganges  war  eine  durchaus  practische;  mit  dem  Aus- 
scheiden aus  dem  Dienste  hat  diese  Richtung  bei  ihm 
ihr  Ziel  verloren,  der  gewohnte  Gedankengang  in  der- 
selben ist  zu  einem  zwecklosen  und  dadurch  zu  einem 
mit  dem  geistigen  Wohlsein  unverträglichen  geworden, 
und  weun  auch  das  letztere  durch  die  angenehme  Vor- 
stellung von  der  nach  so  langer  Arbeit  folgenden  Ruhe 
anfänglich  noch  erhalten,  ja  sogar  gesteigert  wird,  so 
tritt  doch  bald  die  aus  dem  Mangel  an  geistiger  Thätig- 
keit  stets  hervorgehende  missmüthige  und  hiederdrük- 
kende  Stimmung  ein,  wenn  es  dem  Verlangen  nach 
Reschäftigung  an  hinlänglicher  Refriedigung  fehlt.  Eine 
neue  Reschäftigung,  an  welcher  man  gleich  Gefallen  fin- 
det, auszuwählen,  wird  aber  besonders  im  Alter  sehr 
schwer  und  ein  Missgriff  bei  der  Wahl  um  so  leich- 
ter, wenn  sie  unter  dem  Unbekannten  oder  wenig  Re- 
kannten nur  im  Vertrauen  auf  das  gute  Glück  gesche- 
hen kann,  und  um  so  bedenklicher,  weil  das  Gemüth, 
welches  Erheiterung  sucht  und  deren  bedarf,  durch  die 
Täuschung  wohl  zur  Verstimmung  gebracht  wird.  Viel 
besser  macht  es  sich  dagegen,  wenn  schon  in  der  Ju- 
gend für  irgend  eine  Reschäftigung,  zumal  für  eine  wis- 
senschaftliche, eine  rechte  Neigung  gefasst  ist;  die  Er- 
innerung an  die  Freuden,  welche  sie  damals  schaffte, 
ruft  das  Verlangen  nach  derselben  gleich  mit  dem  Auf- 
hören der  Dienstgeschäfte  hervor,  eine  Wahl  ist  nicht 
mehr  nöthig,  denn  das  Verlangen  ist  das  des  Wieder- 
sehens, und  die  Herzlichkeit,  mit  der  eine  alte  Freund- 
schaft erneuert  wird,  erheitert  schon  in  dem  Gedanken 
an  die  Reschäftigung,  die  nicht  zu  einer  neuen,  viel- 
leicht nicht  zusagenden  Rekanntschaft  bringt,  sondern 
in  einen  bekannten  und  befreundeten  Kreis  wieder  zu- 
rückführt. Wer  aber  im  Alter  in  einer  Wissenschaft 
eine  solche  Rekanntin  finden  will,  muss  in  der  Jugend 
mit  derselben  nicht  nur  bekannt  geworden  sein,  son- 
dern schon  solche  Fortschritte  in  derselben  gemacht  ha- 
ben, dass  seine  Rekanntschaft  zu  einer  vertrauten  gc- 
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worden  ist,  denn  sonst  kann  sie  weder  ihm  schon  Freu- 
den gebracht,  noch  er  sie  lieb  gewonnen  haben.  Die 
vielfachste  Gelegenheit,  sich  eine  solche  Bekanntschaft 
zu  verschaffen,  welche  ausser  der  Erheiterung,  welche 
sie  gewährt,  am  sichersten  gegen  die  Gefahr  schützt, 
sich  und  Andern  im  Alter  lästig  zu  werden,  bieten  Ih- 
nen die  Universität  und  zumal  das  cameralistische  Stu- 
dium dar,  von  welchen  das  letztere  Sie  mit  so  vielen 
und  so  verschiedenen  Wissenschaften  bekannt  macht, 
und  die  erstere  Sie  reichlich  mit  den  Mitteln  versorgt, 
Sich  in  der  Wissenschaft,  welche  Sie  zu  Ihrem  Lieb- 
lingsstudium wählen,  vollständiger  auszubilden.  Damit 
Sie  dieses  ohne  zu  grossen  Zeitaufwand  neben  Ihren 
Berufsstudien  thun  können,  ist  es  noth wendig,  dass 
Sie  nur  einen  speciellen  Theil  einer  Wissenschaft,  z.  B. 
der  Naturgeschichte  oder  einer  andern  dazu  erwählen; 
Sie  werden  es  dann  auch  desto  weiter  in  demselben 
bringen,  und  je  mehr  Ihnen  dieses  gelingt,  desto  zu- 
versichtlicher darauf  rechnen  können,  dass  Sie  stets 
für  denselben  Interesse  behalten  und  in  demselben  Ihre 
Freude  finden  werden.  Die  Wissenschaft  wird  dadurch 
nicht  entweiht,  wenn  Sie  sie  zu  einer  Quelle  Ihrer  Ver- 
gnügungen und  Erheiterungen,  selbst  wenn  Sie  sie, 
um  Unterhaltung  und  Zeitvertreib  zu  haben ,  zum  Stek- 
kenpferde  machen,  denn  in  beiden  Fällen  ist  der  Zweck 
der  Beschäftigung  mit  derselben  kein  schlechter;  aber 
er  wird  stets  zu  einem  würdigern,  für  das  geistige 
Wohlbefinden  noch  viel  erfolgreichern  werden,  wenn 
der  höhere  Grad  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  in 
den  Stand  setzt,  den  spielenden  Umgang  mit  der  Wis- 
senschaft zu  einem  ernstern  umzugestalten,  und  durch 
denselben  ihrer  Verbreitung  und  wohl  gar  ihrem  Fort- 
schreiten förderlich  zu  werden. 

Keinesweges  soll  aber  die  Sorge  für  Ihren  künfti- 
gen Beruf  und  für  eine  heitere  Zukunft  Sie  der  Freu- 
den berauben,  welche  Jugend  und  Gegenwart  Ihnen 
darbieten.    Bei  einer  gehörigen  Benutzung  der  Univer- 
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sitätsjahre  gleich  vom  Anfange  derselben  an 
wird  Ihnen  während  derselben  immer  Zeit  genug  blei- 
ben, um  der  Freundschaft  leben  und  an  Vergnügungen 
Theil  nehmen  zu  können.  Sie  dürfen  Sich  sogar  den- 
selben nicht  entziehen,  um  ihrem  Körper  die  Gesund- 
heit und  dem  Geiste  die  fröhliche  Stimmung  zu  erhal- 
ten, welche  beide  nicht  nur  zu  den  Vorbereitungen  zu 
einem  heitern  Alter  gehören,  sondern  auch  die  not- 
wendigen Bedingungen  des  glücklichen  Fortganges  Ih- 
rer Studien  sind,  weil  geistige  Arbeiten  und  zumal  an- 
strengende eine  gesunde  Seele  in  einem  gesunden  Kör- 
per verlangen.  Beiden  diesen  Zustand  zu  sichern,  muss 
sowohl  die  Wahl,  als  das  Maass  Ihrer  Vergnügungen 
bestimmen,  wenn  Sie  nicht  augenblickliche  Freuden  mit 
dauernden  und  empfindlichen  Nachwehen  erkaufen  wol- 
len; daher  bestreben  Sie  Sich  stets  so  zu  leben,  um 
im  Leben  das  Maximum  von  Freuden  gemessen  zu  kön- 
nen. Auch  dazu  hat  Kant  eine  Anweisung  gegeben. 
Es  ist  die  folgende:  „Junger  Mann!  gewinne  die  Ar- 
„beit  lieb;  versage  Dir  Vergnügungen,  nicht  um  ihnen 
„zu  entsagen,  sondern,  so  viel  als  möglich,  immer 
„nur  im  Prospect  zu  behalten.  Stumpfe  die  Empfäng- 
lichkeit für  dieselben  nicht  durch  Genuss  frühzeitig  ab. 
„Dieses  Kargen  mit  der  Baarschaft  Deines  Lebensge- 
„fühls  macht  Dich  durch  den  Aufschub  des  Genusses 
„wirklich  reicher,  wenn  Du  auch  dem  Gebrauch  der- 
selben am  Ende  des  Lebens  grössentheils  entsagt  ha- 
„ben  solltest.  Das  Bewusstsein,  den  Genuss  in  Dei- 
„ner  Gewalt  zu  haben,  ist,  wie  alles  Idealische,  frucht- 
barer und  weiter  umfassend,  als  Alles,  was  den  Sinn 
„dadurch  befriedigt,  dass  es  hiemit  zugleich  verzehrt 
„wird  und  so  von  der  Masse  des  Ganzen  abgeht.  Die 
„Reife  des  Alters,  welche  die  Entbehrung  eines  jeden 
„physischen  Genusses  nie  bedauern  lässt,  wird  selbst 
„in  dieser  Aufopferung  Dir  ein  Capital  von  Zufrieden- 
heit zusichern,  welches  vom  Zufall  oder  dem  Natur- 
gesetz unabhängig  ist. "    Auf  diese  Lebensregeln  legte 
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der  weise  Mann  ein  solches  Gewicht ,  dass  er  sie  in 
seiner  Anthropologie,  diesem  reichen  Schatze  von  Men- 
schenkenntniss  und  Lebensweisheit  ,  wiederholentlich 
empfahl.  Die  Nachwehen  jeder  Ueberschreitung,  jedes 
Uebermaasses  im  Genüsse,  wenn  sie  sich  auch  nicht 
sogleich  zeigen,  bleiben  selten  aus,  und  belasten  früher 
oder  später  mit  Siechthum  und  noch  drückender  mit 
Vorwürfen. 

Mehr,  als  sonst  auf  den  Bildungsstufen  hat  aber  der 
Studirende  vor  den  letztern  besorgt  zu  sein,  denn,  ver- 
gessen Sie  nicht,  worauf  ich  Sie  gleich  Anfangs  auf- 
merksam gemacht  habe,  dass  Sie  mit  der  academischen 
Freiheit,  deren  Sie  durch  die  Aufnahme  bei  der  Uni- 
versität theilhaftig  geworden  sind,  auch  die  Verant- 
wortlichkeit für  die  rechte  Benutzung  derselben  über- 
nommen und  Ihre  eigne  Achtung  von  der  Rechtfertigung 
des  in  Sie  gesetzten  Vertrauens  abhängig  gemacht  ha- 
ben. Da  im  geselligen  Leben  die  äussere  Freiheit  nur 
durch  das  Gesetz  möglich  wird,  so  gehört  zuvörderst 
zur  rechten  Benutzung  der  academischen  Freiheit  Ehr- 
furcht vor  demselben  und  gewissenhafte  Befolgung  des- 
selben ;  denn  wer  die  Gesetze  nicht  achtet,  ist  weder 
reif  zur  Freiheit  und  kann  noch  weniger  ohne  Heuche- 
lei beabsichtigen,  einst  der  Bewahrer  derselben  werden 
zu  wollen;  aber  demnächst  gehört  dazu,  dass  die  wis- 
senschaftliche Ausbildung  zur  Herzensangelegenheit  ge- 
worden ist,  denn  nur,  um  dieser  ungestört  nachgehen 
zu  können,  wurde  die  Freiheit  zugestanden,  und  sie 
wird  nicht  genossen,  wenn  der  Zweck  derselben  ver- 
fehlt wird.  Möge  die  Erhabenheit  dieses  Zwecks  Sie 
begeistern,  möge  die  hohe  Wichtigkeit  der  Station,  auf 
welcher  Sie  Sich  jetzt  auf  Ihrer  Lebensreise  befinden, 
Sie  ganz  erfüllen!  „Die  Fortbildung  des  Verstandes", 
„so  redete  einst  Fichte  im  Namen  der  Universitäts- 
lehrer Berlins  die  dort  versammelten  Studirenden  an, 
„ist  das  Einzige,  durch  welches  das  Menschenge- 
schlecht seine  Bestimmung  erfüllt,  und  wodurch  jedes 
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„Zeitalter  seinen  Platz  sich  verdient  in  der  Reihe  der 
„Zeitalter.  Die  Universität  aber  ist  die  ausdrücklich 
„für  die  Sicherheit  der  Ununterbrochenhcit  und  Stätig- 
„keit  dieses  Fortganges  getroffene  Anstalt,  indem  sie 
„derjenige  Punct  ist,  in  welchem  mit  Besonnenheit  und 
„nach  einer  Regel  jedes  Zeitalter  seine  höchste  Ver- 
„ Standesbildung  übergiebt  dem  folgenden  Zeitalter,  da- 
„mit  auch  dieses  dieselbe  vermehre  und  in  dieser  Ver- 
„mehrung  sie  übergebe  dem  folgenden,  und  so  fort  bis 
„an  das  Ende  der  Tage.  Alles  dieses  aber  lediglich  in 
„der  Absicht,  damit  das  Göttliche  immerfort  in  frischer 
„Klarheit  heraustrete  im  Menschlichen  und  der  Zu- 
sammenhang beider  und  der  lebendige  Einfluss  des 
„erstem  in  das  letztere  erhalten  werde.  Sie  sind  die 
„  Stellvertreter  desjenigen  Zeitalters,  welchem  die  höchste 
„Bildung  des  gegenwärtigen  übergeben  wird  und  zu 
„der  Stufe,  auf  welcher  der  Universitätsunterricht  anhebt 
„und  nothwendig  anheben  muss,  wenn  er  in  das  Höchste 
„  enden  soll,  durch  den  früher  erhaltenen  Unterricht  ge- 
„  hörig  vorbereitet.  Geben  Sie  Sich  der  Mittheilung,  die 
„Ihnen  geschieht,  ungetheilt  und  ganz  hin,  und  er- 
nennen Sie,  welche  Bestimmung  Ihnen  zu  Theil  ge- 
„  worden  und  welcher  hohe  Beruf  an  Sie  ergeht.  Aus- 
„ser  dem  allgemeinen,  dass  auch  auf  Ihnen  mit  die 
„Hoffnung  unseres  Geschlechts  beruht,  und  die  Zu- 
„versieht  begründet  ist,  dass  bis  an  das  Ende  der  Tage 
„das  Göttliche  in  ungehemmter  Verbindung  bleiben 
„werde  mit  dem  Menschlichen,  ergeht  an  Sie  noch  der 
„besondere  Beruf,  immerfort  die  herrliche  Erscheinung 
„darzubieten  solcher  Gemüther,  die  von  dem  Streben 
„nach  dem  Höchsten  und  Heiligsten  innigst  ergriffen 
„sind.  In  dem  Gedanken  der  Heiligkeit  dieses  Berufs 
„versenken  Sie  Sich  immer  und  erfüllen  Ihr  Herz  mit 
„dem  edlen  Stolze  und  mit  der  heiligen  Werthachtung 
„Ihrer  Selbst,  die  aus  diesem  Berufe  hervorgehen.  An 
„die  Erfüllung  dieses  erhabenen  Berufs  gehen  Sie  nun 
„mit  sicherer  Festigkeit,   treten  Sie  an  mit  freudigem 
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»Muthe  dieses  neue  Jahr  Ihrer  Arbeiten.  Sie  sehen, 
»dass  wir  Lehrer  die  Wichtigkeit  und  hohe  Bedeutung 
»dieser  Arbeiten  kennen,  wir  haben  unsere  theuerste 
»Hoffnung,  die,  dass  es  besser  und  immer  besser 
»werde  mit  dem  Menschengeschlechte,  auf  Sie  nieder- 
» gelegt  und  auf  Ihre  Häupter  geflüchet;  wir  wollen 
»durch  unser  Werk  an  Ihnen  unser  Dasein  und  unsere 
»Schuld  an  alle  vorhergehende  Zeitalter  bezahlen;  wir 
»wollen  einst  freudig  sterben  in  dem  Bewusstsein,  dass 
»Sie  über  unsern  Gräbern  leben  werden  unser  verklär- 
»tes  Leben.  Gehen  Sie  hin  in  diesem  Frieden  und  in 
»dieser  Freudigkeit!" 
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